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1. EINLEITUNG UND PROBLEMSTELLUNG

Vorschlige zur Bekimpfung von Umweltbelastungen mit Abgaben haben Konjunktur. Seit
einigen Jahren ist geradezu eine "Inflationierung” von Abgabenkonzepten in der Offentli-
chen Diskussion iiber die besten Instrumente des Umweltschutzes zu beobachten. Die Vor-
schlige umfassen u.a. Abgaben auf Einweggetrinkeverpackungen und Sondermiill, Mas-
sentierhaltung und die Versiegelung von Boden, die Emission von Luftschadstoffen, Koh-
lendioxid und Lirm. Konzepte fiir Gebiihren auf Autobahnbenutzung oder Zugang zu In-
nenstiddten, Umweltgebiihren fiir Parkrauminanspruchnahme und Deponiegebiihren fiir Alt-
autos treten hinzu. Auch mangelt es nicht an Vorschligen, die bestehenden Abgaben einer
Umwandlung fiir die Ziele des Umweltschutzes zu unterziehen: Mineral6l- und Kraftfahr-
zeugsteuer werden besonders intensiv diskutiert.

Umweltpolitik mit Abgaben scheint zu einer Aufgabe fiir alle Gebietskorperschaftsebenen
zu werden: Die Vorschlige zu einer kommunalen Getrinkeverpackungsabgabe, die Erho-
hung der Mineral6lsteuer durch den Bund und die Einfilhrung einer Abgabe auf Energie
und Kohlendioxid-Emissionen durch die Européische Gemeinschaft belegen das.

Inzwischen will auch keine der politischen Parteien mehr Umweltpolitik ohne Abgaben be-
treiben. ! Allseits wird angesichts der wachsenden Bedrohung der natiirlichen Umwelt der
bestehende "Instrumentenkonservatismus” und die "umweltpolitische Kreativlosigkeit”
diagnostiziert und kritisiert. Umweltabgaben sollen hier fiir Abhilfe sorgen und erscheinen
zuweilen als der "Konigsweg" zu einer 6kologischen Marktwirtschaft.

Gleichwohl besteht die Gefahr, die Orientierung zu verlieren: Die Bezeichnung von Abga-
ben als "marktwirtschaftliche Instrumente des Umweltschutzes" macht sie noch nicht zu ei-
ner iiberlegenen Alternative; ihre moglichen Vorteile sind mit ihren moglichen Nachteilen
abzuwigen. Die Befiirworter von Umweltabgaben waren zu Beginn der Diskussion vor al-
lem Okonomen, die im bestehenden System umweltpolitischer Regulierungen Ineffizienzen
erkannten. Nach der "Verselbstindigung” der "Oko-Steuer-Diskussion” scheinen sie sich
zuriickgezogen zu haben, was manchmal als Ausdruck ihrer zunehmenden Skepsis interpre-
tiert wird. Je konkreter Vorschlige zur Implementierung von Umweltabgaben werden, de-
sto groBer ist aber die Notwendigkeit zur Einbeziehung mehrerer Wissenschaftsdisziplinen,
auch wenn die Analyse (ausgewihlten) Erklirungsmethoden der Okonomie folgt. Dieser
Versuch wird in der vorliegenden Arbeit unternommen, wobei das Hauptinteresse den Ab-
gaben auf Kohlendioxid gilt.

1 Vgl. als Uberblick: Fiedler, Klaus P. und Klaus Thomas: "Oko-Steuer” - Worthiilse
oder marktsteuerndes Instrument zugunsten des Umweltschutzes?, in: Der Stidtetag,
Heft 4 1990, S. 279 - 282.



W.J. Baumol ist zuzustimmen: "Ever since (Pigou’s Wealth and Welfare, 1911) externali-
ties have fascinated economists. For the pure theorist they constitute an analytical compli-
cation of the sort he finds so satisfying. The applied economist has also made much of the
concept, particularly of its implication that the market mechanism suffers from a crucial de-
fect which justifies government intervention.”> Der Nachweis allokativer Effizienz von
Umweltabgaben verschiedenen Typs mittels theoretischer Modelle reicht aber nicht aus, um
Vertreter der umweltpolitischen Praxis von der Notwendigkeit einer "Okonomisierung” zu
iiberzeugen. MaBnahmen der Umweltpolitik haben in den vergangenen Jahren eine wach-
sende Bedeutung erfahren; die Eigenschaften der angewandten Instrumente - ihre Stirken
und Schwichen - sind den Umweltbehorden aus der Praxis bekannt. Mit einer hohen Be-
reitschaft, ein bewihrtes Instrument - insbesondere ordnungsrechtliche MaBnahmen in der
Einzelfallbehandlung - fiir eine theoretisch iiberlegene MaBnahme aufzugeben, kann daher
nicht gerechnet werden.

Die gegenwirtig praktizierte Umweltpolitik bildet einen Teil des institutionellen Rahmens,
in dem Umweltabgaben "den AnschluB finden" miissen, wenn sie Aussicht auf Realisierung
haben sollen. Zum institutionellen Rahmen einer Umweltpolitik iiber offentliche Einnah-
men gehdrt aber noch mehr: das gesamte System Offentlicher Einnahmen, bestehende Re-
striktionen durch Finanzverfassungsrecht und das Recht der Europiischen Gemeinschaften,
gesellschaftlich akzeptierte Verteilungen von Rechten und Pflichten (auch: Abgabebela-
stungen), der bestehende Kapitalstock einer Volkswirtschaft und deren Einbindung in den
internationalen Handel und Standortwettbewerb usf. Diese Momente sind in der Diskussion
iiber Umweltabgaben zu beriicksichtigen, will man nicht in die Gefahr eines "Nirvana-Ap-
proach” geraten.

Gleichwohl kann Umweltpolitik nicht an den Restriktionen ihren Ausgangspunkt nehmen.
Es bedarf eines normativen Rahmens, an dem Abgabenkonzepte gemessen werden konnen.
Es sind Orientierungslinien aufzustellen, die die "Qualitiit” einer Umweltabgabe erst beur-
teilbar machen. Die analytische Grundlage hierfiir bildet die 6konomische Analyse von
Umweltproblemen, die die Ursachen aufzudecken hat, zu deren Beseitigung dic MaBnah-
men der Umweltpolitik eben nur Instrument sind (Kapitel 2).

Das theoretische Referenzmodell fiir Umweltabgaben - die Pigou-Steuer - ist aber in seiner
reinen Form unanwendbar. Es miissen deshalb die Merkmale einer "second-best-Losung”
gefunden werden. Kapitel 3 beinhaltet den Versuch, Abgaben fiir die Zwecke der Umwelt-
politik zu instrumentieren, d.h. alle relevanten Schritte und Entscheidungen fiir eine allo-

2 Vgl. Baumol, William J.: Environmental Protection, International Spillovers and
Trade, Stockholm 1971, S. 7.



kationsverbessernde Implementierung von Umweltabgaben aufzuzeigen.3 Gesucht werden
die Kriterien fiir eine Internalisierungsabgabe unter dem Aspekt einer bestmdglichen Allo-
kationseffizienz. Sie bilden den normativen Rahmen fiir "rationale” Umweltabgaben.

Die fiskalische Belastung bestimmter Handlungen durch Abgaben veridndert die relativen
Preise und damit die Dispositionsgrundlage fiir die Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte.
Sie hat Substitutions- und Einkommenseffekte zur Folge. Es besteht AnlaB zu der An-
nahme, daB der Umfang, in dem durch Umweltabgaben Lenkungseffekte ausgelost werden
konnen, zuweilen iiberschitzt wird. Das mag zum Teil durch den Abstraktionsgrad der
Untersuchungen bedingt sein. Die Wirkungsanalyse in Kapitel 4.1. 16st einige der in der
mikrodkonomischen Analyse iiblichen Annahmen iiber Substitutionalitit, Teilbarkeit der
Faktoren und Anpassungsgeschwindigkeit auf, um eine moglichst "realistische” Darstellung
denkbarer Wirkungsmuster von Umweltabgaben zu erreichen. Dabei sind einige der in der
Literatur gingigen Hypothesen iiber Umweltabgaben kritisch zu iiberpriifen.

Substitutions- und Einkommenseffekte der Umweltabgaben fiihren zu Allokations- und
Verteilungswirkungen, die nicht notwendigerweise mit den iibrigen Zielen der Wirtschafts-
und Finanzpolitik harmonieren. So gilt fir die Verteilungszielsetzung, daB die Vertei-
lungswirkungen der Umweltabgaben mit jenen der iibrigen offentlichen Einnahmen abge-
stimmt werden miissen (Kapitel 4.1.3).

Die Wirkungsanalyse von Umweltabgaben erstreckt sich hdufig zu sehr auf die kurzfristige
Perspektive. Der Schlissel zur Minderung umweltbelastender Handlungen liegt jedoch zu-
meist in der Schaffung neuer Produktionsverfahren, die durch neue Produktionsfunktionen
in neuen Anlagen verkdrpert werden. Dabei setzt man besondere Hoffnung in die inte-
grierten Technologien, das heiBt neuen Produktionsverfahren, die praventiven Umwelt-
schutz dadurch verwirklichen, daB sie Umweltbelastungen erst gar nicht entstehen lassen
bzw. gegeniiber herkommlichen Verfahren bereits im Produktionsproze mindern. - Der
mogliche EinfluB von Umweltabgaben fiir eine Okologisierung des Kapitalstocks und somit
das Verhiltnis von Umweltabgaben zu Innovation und Investition ist Gegenstand von Ka-
pitel 4.2.

Umweltabgaben haben auch in offenen Volkswirtschaften Allokationswirkungen. Die Dis-
kussionen um "Umweltdumping” einerseits und die Gefihrdung industrietler Standorte
durch eine zu rigide Umweltpolitik andererseits, legen dafiir Zeugnis ab. Die Auseinander-

3 Dazu gehort die Beantwortung der Fragen: Welche Vorteile weisen Abgaben gegen-
iiber anderen Instrumenten auf? Was mufi der Abgabenerhebung vorausgehen? Wie-
viele Umweltabgaben werden benétigt und welche Objekte sollen der Abgabe un-
terworfen werden? Woran hat sich der Tarif zu orientieren und auf welche Bemes-
sungsgrundlagen wird er angewendet? Welche Gebietskorperschaftsebene soll die Ge-
setzgebungs- und Ertragshoheit erhalten? usf. -



setzung verlduft - bezogen auf die Europdische Gemeinschaft - zwischen zwei Polen: Har-
monisierung und Dezentralisierung der Umweltpolitik. Ist die natiirliche Umwelt, bzw. de-
ren Belastung durch Emissionen, ein Standortfaktor, der keiner Harmonisierung bedarf? -
Gegenstand von Kapitel 4.3. ist die Untersuchung der Wirkungen von Umweltabgaben
verschiedenen Typs auf die Position offener Volkswirtschaften im Standortwettbewerb und
im internationalen Handel.

Umweltpolitik mit Abgaben bedeutet die fiskalische Belastung umweltbelastender Handlun-
gen. Die deutsche Finanzverfassung stellt eine Reihe von Abgabenformen (Gebiihr, Bei-
trag, Sonderabgabe und Steuer) bereit, deren Instrumentierbarkeit fiir Zwecke der Umwelt-
politik zu iiberpriifen ist. Gleichzeitig filhren Abgaben zu 6ffentlichen Einnahmen. Da die
Gestaltung von Umweltabgaben besonderen Kriterien geniigen muB, stellt sich die Frage,
welche Eignung die einzelnen Abgabetypen aufweisen und welchen Umfang an
"Okologisierung” das Abgabensystem vertrigt (Kapitel 4.4).

Restriktionen gehen bei fortschreitender Integration der Volkswirtschaften der Mitglied-
staaten der Europdischen Gemeinschaft aber nicht nur von den Bestimmungen des deut-
schen Finanzverfassungsrechts, sondern auch in erheblichem - und hiufig genug vernach-
lassigtem - Umfang vom Recht der EG aus. Es stellt sich die Frage, welche Spielrdume
dem nationalen Gesetzgeber iiberhaupt noch verbleiben. Umweltabgaben, insbesondere in
Form "nationaler Alleingéinge”, konnen hier Konflikte begriinden, die sowohl einzelne Be-
stimmungen des EWGV-Vertrages zur Konstituierung des Gemeinsamen Marktes, als auch
die Bemiihungen zur Steuerharmonisierung betreffen (Kapitel 4.5).

In Kapitel 5 werden die daraus folgenden Konsequenzen fiir grundsitzliche und aktuelle
Probleme der Umweltpolitik, wie z.B. die Einfiihrung einer Abgabe auf Kohlendioxid, ge-
zogen. Kapitel 6 stellt die Ergebnisse in einer Gesamtschau zusammen.



2. UMWELTPROBLEME IN DER OKONOMISCHEN THEORIE

2.1. Umweltbelastung als Allokationsproblem: konkurrierende Paradigmen

Umweltbelastung ist in der 6konomischen Theorie ein Allokationsproblem: Die Umwelt,
unter der wir im folgenden die Gesamtheit der natiirlichen Gegebenheiten verstehen wollen,
die den menschlichen Lebensraum definieren, kann verschiedenen Verwendungen zugefiihrt
werden. Sie kann

1) als offentliches Konsumgut dienen (Luft und Wasser, Schonheit der Landschaft,
Erholungsfunktionen der Natur), sie stellt

?2) Inputs fiir Produktionsprozesse bereit (Rohstoffe, Energietrager) und nimmt
Q3) Schadstoffe als Kuppelprodukte von Produktionsprozessen auf.

Dabei ist die Abgabe von Schadstoffen an die Umwelt als Emission von der Immission zu
unterscheiden, die erst durch Diffusion und Transformation in den Umweltmedien entsteht.
Immissionsniveaus kennzeichnen die Umweltqualitit, d.h. die Intensitit der auf den Men-
schen und andere Lebewesen einwirkenden Schadstoffe. Die Instrumente der Umweltpolitik
konzentrieren sich auf die Emissionen. !

Die verschiedenen Verwendungen, denen Umweltgiiter zugefiihrt werden konnen, beein-
trichtigen sich gegenseitig. Umweltgiiter sind also knapp ynd miissen bewirtschaftet wer-
den. Die Bewirtschaftung knapper Giiter, d.h. die Entscheidung dariiber, welchen Verwen-
dungen sie zugefiihrt werden, erfolgt in marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftssyste-
men iiber Preise, die sich auf Mirkten bilden. Die reine Wohlfahrtstheorie zeigt, daf Wett-
bewerbsmirkte unter bestimmten Annahmen? allokationsoptimale Zustiinde erreichen. Das
Allokationsoptimum wird mit dem Pareto-Kriterium beschrieben: Unter der Bedingung ei-
ner gegebenen Einkommensverteilung kann eine Reallokation der Ressourcen nicht zur
Besserstellung eines Wirtschaftssubjektes fiihren, ohne gleichzeitig ein anderes in seiner
Lage zu verschlechtern. Diese Effizienzeigenschaft von Markten kommt (unter Modellbe-
dingungen) dadurch zustande, daB Preise die unterschiedliche Dringlichkeit der verschie-

1 Vgl. Siebert, Horst: Okonomische Theorie der Umwelt, Tiibingen 1978, S. 7ff., so-
wie derselbe: Neuere Entwicklungen in der Okonomischen Analyse des Umwelt-
schutzes, in: Moller, Hans; Rigmar Osterkamp und Wolfgang Schneider (Hrsg.):
Umweltokonomik, Hanstein 1982, S. 267ff.

2 Vgl. zur Kritik an den getroffenen Annahmen und ihren Implikationen u.a. Littmann,
Kf(;nrad: Umweltbelastung - sozialokonomische Gegenkonzepte, Gottingen 1974, S.
4ff.



denen Verwendungen, mithin die Opportunititskosten der jeweiligen Nutzung, zum Aus-
druck bringen; Substitutionsvorginge fiilhren zum Allokationsoptimum. Dementsprechend
gilt die Etablierung und Erhaltung der Funktionsfihigkeit eines Preissystems als wichtigste
okonomische Grundforderung. Offensichtlich kann jedoch dieser Mechanismus fir Um-
weltgiiter nicht funktionieren: Verwendungskonkurrenzen werden nicht nach Dringlich-
keitskriterien entschieden; die daraus folgende Ubernutzung fiihrt zur Zerstdrung von Um-
weltgiitern. Losungsansitze der Umweltokonomie basieren deshalb im wesentlichen auf
dem Versuch, ein Preissystem fiir Umweltressourcen nutzbar zu machen.

Es sind zwei konkurrierende Ansitze zu unterscheiden, von denen der eine den Sachverhalt
als Marktunvollkommenheit begreift, die sich durch institutionelle Arrangements heilen 148t
(Coase), wihrend der andere ein Marktversagen konstatiert, das den staatlichen Eingriff
fordert (Pigou).

2.2  Umweltbelastung und Verfigungsrechte: Verhandlungslosungen nach
Ronald H. Coase

Die Vorstellung, durch Verhandlungen zwischen den an der Nutzung von Umweltgiitern
interessierten Wirtschaftssubjekten Preise fiir Umweltgiiter entstehen zu lassen, basiert auf
der Theorie der Verﬁigungsrechte.3

Unter Verfiigungsrechten (Property Rights) versteht man rechtlich oder institutionell sank-
tionierte Handlungsmoglichkeiten in bezug auf den Umgang mit Giitern. Damit legen
Verfiigungsrechte zugleich die erlaubte Beeintrichtigung anderer Wirtschaftssubjekte fest
und beschreiben, wer an wen Kompensationszahlungen leisten muf}, wenn Rechtspositionen
beeintrichtigt werden. Auch Eigentum an Giitern bedeutet kein uneingeschrinktes Recht,
weil z.B. seine VerduBlerung unter einem Mindestpreis verboten sein mag. Dariiber hinaus
gibt es weitere Gebrauchs- und Nutzungsrechte an Giitern sowie Rechte auf potentielle Er-
trige, die fir den Inhaber den Umfang an Handlungsmdglichkeiten bestimmen. Der Um-
fang der Verfiigungsmacht iiber Nutzleistungen beeinflufit den potentiellen Wert der Giiter

3 Vgl. Alchian, Armen und Harold Demsetz: The Property Right Paradigm, in: Journal
of Economic History, Vol. 33, 1973, S. 16ff.; Furubotn, Eirik und Svetozar
Pejovich: Property Rights and Economic Theory: A Survey of Recent Literature, in:
Journal of Economic Literature, No. 4, December 1972, S. 1137ff. und Schiiller,
Alfred (Hrsg.): Property Rights und 6konomische Theorie, Miinchen 1983.

4 "An owner of property rights possesses the consent of fellow men to allow him to act
in particular ways (...). It is important to note, that property rights convey the right
to benefit or harm oneself or others. Harming a competitor by producing superior
products may be permitted, while shooting him may not." Demsetz, Harold: Toward
a Theory of Property Rights, in: American Economic Review, May 1967, S. 31.



fiir den Rechtsinhaber: Die Rechte sind also die "effektiven Giiter™ im Wirtschaftsleben
und keineswegs allokationsneutral.

Nach der Property-Rights-Theorie entstchen Umweltprobleme dadurch, daB Verfiigungs-
rechte an Umweltgiitern nicht hinreichend spezifiziert sind. Verfiigungsrechte sind voll-
stindig spezifiziert, wenn ein Wirtschaftssubjekt - rechtlich und faktisch - iiber simtliche
Nutzungsrechte an einem Gut verfiigt. Je weiter Teilrechte auf andere Personen verteilt
sind, oder je hoher die Kosten der Ausiibung eines Rechts sind, desto stirker sind die Pro-
perty Rights "verdiinnt": Das Recht verliert fiir den Inhaber an Wert. Offensichtlich sind
die Rechte an Umweltgiitern auf viele Personen verteilt. Da Wirtschaftssubjekte auch in der
Theorie der Property Rights nutzenmaximierend handeln, versuchen sie die Rechte auf die
nutzenmaximale Art auszuiiben: Die Nutzung der Umwelt als Reservoir fiir Schadstoff-
emissionen oder als Input fiir Produktionsprozesse verschafft einzelwirtschaftlich Vorteile;
Zuriickhaltung im Hinblick auf die begrenzte Assimilationskapazitit und Regenerationsfd-
higkeit der Natur unterbleibt, weil hiervon alle Vorteile haben, die Kosten aber nur einzel-
wirtschaftlich anfallen. Gemeinschaftseigentum verschafft demnach ausgeprigte Externali-
titen. Die Beeintriachtigung anderer Wirtschaftssubjekte erfolgt dabei iiber die Nutzung ei-
nes Umweltmediums, an dem alle ein "communal right” besitzen.

Die Losung von Coase besteht darin, daB einzelwirtschaftliche Nachteile iiber die Beein-
trichtigung der Qualitdt eines Umweltmediums durch Dritte zum Gegenstand von Ver-
handlungen zwischen Schidiger und Geschidigtem werden. Dabei ist die Verteilung der
Rechte in der Ausgangssituation fiir die Effizienz der Losung nicht entscheidend. Letztlich
wird sich jene Verwendungsform durchsetzen, die einen Gewinn verspricht und eine
Kompensationszahlung ermoglicht. Sie stellt jenen zufrieden, der auf die Ausiibung seines
Rechts verzichtet. Umweltgiiter werden dann der effizientesten Verwendung zugefiihrt; die
Forderung nach Installierung eines Preissystems fiir knappe Ressourcen ist damit erfiillt.
Nach Coase® kommt dem Staat dabei nur die Funktion zu, die Verhandlungsregeln zu be-
stimmen; die Vermeidung des groBeren Schadens ergibt sich automatisch im Verhandlungs-
prozeB. Das gilt unabhingig davon, ob der Verursacher dem Geschidigten fiir die Duldung
der Schidigung (Haftungsregel) oder der Geschidigte dem Verursacher fiir die Reduktion
der Schidigung ("Laissez-faire-Regel”) Kompensation leisten mu. Effizient sind beide Re-

5 Vgl. Giifgen, Gerard: Entwicklung und Stand der Theorie der Property Rights: Eine
kritische Bestandsaufnahme, in: Neumann, Manfred (Hrsg.): Anspriiche, Eigentums-
1111913 Verﬁxgun%szrechte Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, N.F. Bd. 140, Berlin

4, S. 43 - 62.

6 Vgl. Coase, Ronald H.: The Problem of Sqcial Cost, in: Journal of Law and Econo-
mics, Vol. 3, 1960, S. 1-44. Deutsche Ubersetzung in: Assmann, Heinz-Dieter;
Christian Klrchner Erich Schanze (Hrsg.): Okonomische Analyse des Rechts,
Kronberg/Ts. 1978, S. 146-202.



geln.7 Die Verteilung der Rechte in der Ausgangssituation ist aber von Bedeutung fiir die

Verteilungswirkungen der Verhandlung.

Die Coase-Losung besteht also im wesentlichen in der Zuordnung exklusiver Verfiigungs-
rechte fiir Umweltgiiter. Thre Neuverteilung auf die Wirtschaftssubjekte durch den Markt-
prozeB fiihrt dann zum effizientesten Umgang mit knappen Ressourcen: Es wird die
"richtige” Umweltqualitit bestimmt. Die Schwichen der Coase-Losung sind jedoch evi-
dent. Erscheinen Verhandlungen iiber die gegenseitige Beeintrichtigung im Fall von
Nachbarschaftsexternalititen noch moglich zu sein, scheitern sie bei einer groSen Zahl von
Geschidigten. Mit der Zahl der Beteiligten steigen die Transaktionskosten von Verhandlun-
gen und sinkt die Wahrscheinlichkeit der faktischen Durchsetzung eines exklusiven Rechts.

Verhandlungslosungen konnen auch durch "Freifahrerverhalten” beeintrachtigt werden. Es
besteht fiir den Einzelnen innerhalb der Gruppe der Verursacher oder der Geschidigten die
Moglichkeit, die individuellen Priferenzen, d.h. die Zahlungsbereitschaft fiir die Erlangung
eines Rechts zu verbergen und darauf zu vertrauen, da8 andere die eigenen Interessen mit-
vertreten.$

Verhandlungslosungen scheiden deshalb fiir die Beseitigung der besonders bedeutsamen
Summations- und Distanzschiden im Umweltbereich aus.

7 vgl. zur Kritik an der Reziprozitit externer Effekte: Endres, Alfred: Die Coase-
Kontroverse, in: Zeitschrift fir die gesamte Staatswissenschaft, Jg. 133, Nr. 4, 1977,
S. 640 und Baumol, William J.: On the Taxation and Control of Externalities, in:
American Economic Review, Vol. 62, 1972, S. 308.

8 Vgl. hierzu detailliert Littmann, Konrad: Umweltbelastung - sozialokonomische Ge-
genkonzepte, a.a.0., S. 57ff. und Siebert, Horst: Neuere Entwicklungen in der Oko-
nomik des Umweltschutzes, a.a.0., S. 269ff.



2.3  Externe Effekte und Marktversagen: Die Pigou-Steuer und ihre
Fortentwicklung

2.3.1 Offentliche Giiter und externe Effekte

Gegeniiber dem Ansatz, exklusive Verfiigungsrechte fir Umweltgiiter zuzuordnen und han-
delbar zu machen, postuliert die Theorie 6ffentlicher Giiter, daB Umweltbelastungen einen
Fall von Marktversagen darstellen und die Bewirtschaftung von knappen Umweltgiitern nur
iiber staatlich gesetzte Preise erfolgen kann: Umwelt bleibt im 6ffentlichen Eigentum.

Die These vom Marktversagen wird iiber die Theorie Offentlicher Giiter und die mit ihr
kompatible Theorie externer Effekte fundiert. Nach Musgrave9 zeichnen sich offentliche
Giiter durch zwei Eigenschaften aus:

1. Nichtrivalisierender Konsum: Dieser Fall liegt vor, wenn der Nutzen eines Wirt-
schaftssubjekts aus dem Konsum eines Gutes den Nutzen anderer aus diesem Gut
nicht vermindert. Die jeweiligen Nutzungen fiihren nicht zu einer gegenseitigen Be-
eintrichtigung. Konnen aber weitere Nachfrager ohne zusitzliche Kosten befriedigt
werden, sind mithin die Grenzkosten Null, muB bei einer effizienten Nutzung auch
der Preis Null sein.

2. Nichtanwendbarkeit des AusschluBiprinzips: Marktversagen entsteht auch dann,
wenn zwar der Konsum rivalisiert, ein Ausschluf weiterer potentieller Nutzer, die
nicht bereit sind, einen Preis zu zahlen, aber aus technischen Griinden oder zu ver-
tretbaren Kosten nicht moglich ist. Unter diesen Bedingungen findet sich kein pri-
vater Anbieter. Effektive Nachfrage wird durch den Anreiz zum
"Trittbrettfahrerverhaiten” nicht artikuliert. Entgegen dem Marktversagen durch
nichtrivalisierenden Konsum sollte hier also ein AusschluB erfolgen; er ist aber nicht
durchfiihrbar.

Fiir die Diagnose von Marktversagen ist das Vorliegen einer der beiden Bedingungen hin-
reichend; sie konnen aber auch gemeinsam auftreten. Den offentlichen Giitern stehen pri-
vate Giiter gegeniiber: Thr Konsum rivalisiert vollstindig, d.h. die Nutzung durch A
schlieBt die durch B ginzlich aus und der AusschluB von B ist auch durchfiihrbar. Realiter
existieren aber vor allem gemischte Situationen. Die Nutzung von Umweltgiitern rivalisiert
ab einem bestimmten Niveau der Inanspruchnahme, private Giiter spenden zum Teil ex-
terne Nutzen. Die Eigenschaften von Mischgiitern konnen mit der Theorie externer Effekte
beschrieben werden. Vollstindig offentliche und private Giiter sind dann als Extremfille zu
begreifen.

9 Vgl. Musgrave, Richard;, Peggy B. Musgrave und Lore Kullmer: Die offentlichen
Finanzen in Theorie und Praxis, Bd. 1, 5. Auflage, Tiibingen 1990, S. 54ff.
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Der Sachverhalt externer Effekte kann an folgendem Beispiel illustriert werden: Ein Unter-
nehmen A senkt zum Abbau der Floze den Grundwasserspiegel durch Abpumpen. Dadurch
wird zugleich der Grundwasserspiegel in der Anlage des Unternehmens B abgesenkt. B ist
ebenso wie A fiir den Abbau auf die Senkung des Grundwasserspiegels angewiesen, mufl
aber wegen der Aktivitit von A die Kosten hierfir nicht tragen. Die Aktivitit von A ver-
schafft B einen externen Nutzen (positiver externer Effekt), fir den A nicht entschidigt
wird. Umgekehrt: Ein Unternehmen C emittiert schadstoffbelastete Abwisser in einen
FluB, wodurch sich der mogliche Fischfang fiir Unternehmen D reduziert. Die Schadstoff-
emission von C belastet D mit externen Kosten (negative externe Effekte). Allgemein for-
muliert: Externe Effekte entstehen immer dann, wenn Giiter "zwar in die Produktions-
bzw. Nutzenfunktion eines Wirtschaftssubjektes eingehen, deren AusstoB aber von demsel-
ben Wirtschaftssubjekt nicht direkt und unbedingt kontrolliert werden kann."!0 Hierbei
handelt es sich um die sogenannten technologischen externen Effekte. Sie sind in der
gleichen Weise zwischen Produzenten und Konsumenten und innerhalb der Konsumenten -
bei einer Interdependenz der Nutzenfunktionen - denkbar. Umweltbelastungen sind nur als
solche giiterméBigen Beziehungen erkldrt und miissen von den pekunidren externen Effek-
ten unterschieden werden, die lediglich Eingang in die Kostenfunktion finden. Es handelt
sich dabei um marktvermittelte Wirkungen auf die 6konomische Lage eines Wirtschafts-
subjektes, die von den Preis- und Mengendispositionen anderer Wirtschaftssubjekte
ausgehen.

Die Allokationsrelevanz technologischer externer Effekte kommt dadurch zustande, daB sie
eine Divergenz zwischen einzel- und gesamtwirtschaftlichen Kosten und Nutzen von
Handlungen begriinden. Am Beispiel von Unternehmen ergibt sich, daB die Empfinger ex-
terner Vorteile ohne Beriicksichtigung des gesamtwirtschaftlichen Aufwandes ihrer Pro-
duktion produzieren; das gleiche gilt, wenn von demselben Unternechmen externe Nachteile
ausgehen, die andere Wirtschaftssubjekte beeintriachtigen. In das Kalkiil der Unternechmen
gehen aber nur die einzelwirtschaftlichen Kosten und Ertrige ein, die entsprechenden ge-
samtwirtschaftlichen GroBen sind ihnen nicht bekannt.

Unter der Bedingung einer Identitit von Grenzkosten und Preis folgt, daB Giiter, deren
Produktion mit hohen externen Nachteilen verbunden ist, vergleichsweise zu billig, Giiter
mit hohen externen Vorteilen dagegen zu teuer angeboten werden. Der Preis von Giitern
aus umweltschidigenden Produktionen ist daher zu gering, die pro Einheit anfallenden ge-
samtwirtschaftlichen Kosten iibersteigen den Preis. Durch externe Kosten (und Nutzen)
wird das Allokationsoptimum verfehlt. Seine Wiederherstellung kann versucht werden, in-

10 Vgl Littmann, Konrad: Umweltbelastung - sozialokonomische Gegenkonzepte,
Gottingen 1974, S. 8.
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dem man die einzelwirtschaftlichen Kosten und Ertrige um die externen Effekte korrigiert:

Sie werden wieder in das Preissystem eingefiihrt bzw. “internalisiert”. 11

2.3.2 Die Pigou-Steuer und die Quantifizierung externer Kosten

Vorschlige zur Internalisierung externer Kosten wurden bereits 1920 von Arthur Cecil
Pigou unterbreitet. 12 Pigou forderte in seiner Analyse, die noch nicht zwischen pekunidren
und technologischen externen Effekten unterschied,13 die Divergenzen zwischen privatem
und sozialem Nettogrenzprodukt durch die Erhebung von Steuern (bei negativen externen
Effekten) und die Zuteilung von Priamien (bei positiven externen Effekten) zu beseitigen.
Es ist deshalb voreilig, Pigou als Begriinder eines mit Abgaben durchgesetzten Ver-
ursacherprinzips zu bezeichnen. Mit der gleichen Berechtigung konnte man seine Theorie
fir das Gemeinlastprinzip heranziehen, weil er an einem klassischen Beispiel der Umwelt-
verschmutzung zeigt, dal externe Effekte auch mit Subventionen internalisiert werden kon-
nen. Subventionen sollen Fabrikbesitzern gewihrt werden, um die externen Vorteile zu
kompensieren, die von Investitionen in Rauchverminderung aus Schornsteinen ausgehen. 14
Negative externe Effekte werden auch durch Subventionen in den privaten Rechnungszu-
sammenhang internalisiert, obwohl bei diesem Beispiel auch eine Steuer auf den Verur-
sacher der Rauchemission denkbar wire. Diese Eigenart der Pigou-Argumentation wurde
zuerst von Coase entdecktls, der damit seine Argumentation iiber die Reziprozitit externer
Effekte verstirkt.

Gleichwohl wollen wir uns im folgenden der Mehrheit von Okonomen anschlieBen, die
deutlich zwischen Verursacher und Geschéadigtem trennt: SchlieBlich unterscheidet sich die
Freiheit eines Unternehmers Schadstoffe zu emittieren sehr wesentlich von der Freiheit an-
derer Menschen, frische Luft zu atmen. Die Ausiibung dieses Rechts beeintrachtigt nimlich
die Wohlfahrt des Unternchmers nicht unbedingt. Besser: Die Schidigung der men-
schlichen Gesundheit und die Minderung des wirtschaftlichen Erfolgs eines Unternehmens

11 Es wird jetzt auch deutlich, warum offentliche Giiter mit dem Instrumentarium der
externen Effekte analysiert werden konnen. Vollstindig offentliche Giiter haben einen
stark streuenden Nutzen, also hohe externe Vorteile, bei vollstindig privaten Giitern
ist der Nutzen génzlich internalisiert.

12 Vgl. Pigou, Arthur C.: The Economics of Welfare, 4. Auflage (Reprint), London
1952, S. 172ff. Deutsche Ubersetzung in Ausziigen in: Siebert, Horst (Hrsg.): Um-
welt und wirtschaftliche Entwicklung, Darmstadt 1979, S. 23ff.

13 vgl. u.a. die Beispiele in: Pigou, Arthur Cecil: Divergenzen zwischen sozialem und
privatem Nettogrenzprodukt, a.a.0., S. 26ff.

14 Vgl. Pigou, Arthur C.: Economics of Welfare, a.a.O., S. 184.
15 Vgl. Coase, Ronald H.: Das Problem der sozialen Kosten, a.a.0., S. 187.
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sind Beeintrichtigungen von nicht vergleichbarer Qualitiit.16 Die Internalisierung externer
Effekte mag unter dem Pareto-Kriterium symmetrisch und reziprok sein, unter ethischen
Aspekten ist sie es nicht. Im folgenden wird deshalb der Ansatz der Pigou-Steuer auf nega-
tive externe Effekte beibehalten. Besteuert werden jene, die Umweltbelastungen
hervorrufen. !’

Die Pigou-Steuer darf nicht mit einer Entschidigungsregelung verwechselt werden. Das
Aufkommen aus der Steuer soll nicht den Geschidigten zuflieBen. Die Steuererhebung be-
wirkt nur eine Verianderung der unternehmerischen Kalkulationsbasis durch Internalisierung
externer Kosten in die private Rechnung. Hiervon - nicht von der Verwendung des Auf-
kommens - gehen die allokationsverbessernden Wirkungen aus. Idealtypisch schlieSt die
Pigou-Steuer die Differenz zwischen einzel- und gesamtwirtschaftlichen Kosten, bemift
sich also nach dem monetir quantifizierten externen Effekt. 18

Technologische externe Effekte sind nicht als monetdre, sondern als giitermiBige Bezie-
hungen definiert. Dementsprechend liegt es nahe, externe Effekte zundchst in technischen
Dimensionen zu messen, bevor man den physikalischen, chemischen oder biologischen
Schaden in Geldeinheiten bewertet. Schiden konnen jedoch nur als Abweichung von zu de-
finierenden Normalzustinden festgestellt werden. Hier beginnen bereits Probleme, wenn
z.B. entschieden werden muf8, welchen pH-Wert und welche Mengen an gelosten Stoffen
Wasser im "Normalzustand” hat. Losungen konnen nur im Riickgriff auf Grofien gefunden
werden, die Minimalstandards der Qualitit von Umweltmedien (oder umgekehrt: maximale
Schadstoffkonzentrationen) im Hinblick auf die Erhaltung 6kologischer Gleichgewichte und
der Potentiale zur Selbstreinigung bestimmen.

Dariiber hinaus muf den Verursachern ihr jeweiliger Grenzbeitrag zur Verianderung physi-
kalisch-chemischer Qualitidten zugerechnet werden. Nur in diesem Umfang haben sie einen
externen Effekt verursacht. Gleichwohl ist das Problem nicht 16sbar, wenn Umweltschiden
- wie hdufig der Fall - als Mechanismen kumulativer Verursachung ablaufen: unter geén-
derten Bedingungen - abweichende Stromungsgeschwindigkeiten, Wasserstand, Emissionen

16  Ahnlich: Mishan, Ezra J.: Die Nachkriegsliteratur iiber externe Effekte, in: Moller,
Hans; Rigmar Osterkamp und Wolfgang Schneider (Hrsg.): Umweltdkonomik,
Hanstein 1982, S. 164.

17 Um entstandene MiBverstindnisse zu vermeiden: Der Ausgangspunkt, Umweltbela-
stung als Phdnomen nicht koordinierter konkurrierender Verwendungen zu betrach-
ten, wurde nicht verlassen. Die Tatsache der nicht preisgesteuerten Verwendungs-
konkurrenz setzt vielmehr den Anla8 fiir die Entstehung negativer externer Effekte.

18 Vgl. zum folgenden Endres, Alfred: Okonomische Grundprobleme der Messung so-
zialer Kosten; Diskussionsbeitrige der Universitit Konstanz, Serie 8, Nr. 21, 1981;
und Littmann, Konrad: Umweltbelastung - sozialokonomische Gegenkonzepte,
a.a.0., S. 21-50.
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anderer Verursacher etc. - kann der gleiche Schadstoffeintrag eines Unternehmens in einen
FluB sehr unterschiedliche Verianderungen der Wasserqualititen zur Folge haben. Selbst
wenn der Umfang stattgefundener Emissionen bekannt ist, fehlt es an Diffusions- und
Schadensfunktionen, die die Verteilung und den Umfang der Grenzschiden in den Um-
weltmedien beschreiben.

Die Internalisierung externer Effekte durch Verbote und Produktionsauflagen kann allein
auf der Basis von Schadensgrofien in technischen Dimensionen erfolgen. Fiir Abgaben auf
externe Nachteile ist jedoch die monetire Bewertung erforderlich.

Die Hinnahme externer Nachteile bedeutet Nutzeneinbufien bei den betroffenen Wirt-
schaftssubjekten. Der Umfang dieser NutzeneinbuBe kann in den gesamtwirtschaftlichen
Rechnungszusammenhang eingefiihrt werden, wenn feststellbar ist, wieviel das betroffene
Wirtschaftssubjekt fiir die Beseitigung des Schadens zu zahlen bereit ist. Externe Effekte
werden iiber das Konzept der Zahlungsbereitschaft in monetire GroBen iiberfiihrt. 19 Die
Anwendung dieses Konzepts impliziert zwei Werturteile:

1. Es wird Konsumentensouverinitit unterstellt: Die Wirtschaftssubjekte wissen um
die Bedeutung von Umweltschdden, konnen ihren Wert also "richtig" beurteilen und

2. Die Einkommensverteilung wird als fair oder sogar gerecht angesehen und sozial
akzeptiert. Dieses "politische Moment" ist fiir die (theoretische) Funktionsfahigkeit
der Zahlungsbereitschaftsanalyse jedoch nicht notwendig. Sie kann auch bei vollig
ungleich verteilten Einkommen durchgefiihrt werden, hat aber dann ein anderes

Ergebnis.20

Anndherungen an die Hohe der Zahlungsbereitschaft fiir die Beseitigung externer Effekte

findet man in den Kosten von Schutz- oder Reparaturmafnahmen, die durch

Umweltbeeintrachtigungen bedingt sind und von den Wirtschaftssubjekten getragen wer-

19 pas Konzept der Zahlungsbereitschaft akzeptiert die fehlende kardinale MeBbarkeit
des Nutzens. Ressourcenreallokationen wirken dann  gesamtwirtschaftlich
wohlfahrtssteigernd, wenn die Gewinner ihren Nutzenzuwachs hoher bewerten als die
Verlierer ihren Nutzenverlust, so daB die Moglichkeit der Kompensation der Verlie-
rer durch die Gewinner gegeben ist. - Im vorliegenden Zusammenhang stellen wir je-
doch nicht auf den Nutzen, gemiB einer cost-benefit-Analyse ab, sondern untersuchen
nur die Hohe der externen Kosten. Es wird nicht, wie bei Coase, beriicksichtigt, ob
der Nutzen des Verursachers negativer externer Effekte aus der Ausiibung dieser Ta-
tigkeit den Nutzenentgang bei den Geschéddigten iibersteigt. Ein Beispiel fir die
Monetarisierung von Umweltschidden gibt: Jordan, E.: Bewertung von Umweltschi-
den - ein Beispiel, in: Heinz, Ingo: Volkswirtschaftliche Kosten durch Luftverunrei-
nigungen, Dortmund 1980, S. 196ff.

200 K.w. Kapp kommt so zur Ablehnung des Kompensationsprinzips. Vgl. ders.: Sozial-
kosten, Neoklassik und Umweltplanung, in ders.: Fiir eine Okosoziale Okonomie,
Frankfurt 1987, S. 130.
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den, um Beeintrichtigungen zu vermindern.2! Da aber in der Regel ein "Restbestand” an
externen Kosten verbleibt, ist der Ansatz fiir die Erfassung der gesamten externen Kosten
zu unprizise. Das gleiche gilt fir die Analyse von Marktdatendivergenzen, die ebenfalls
(zum Teil) auf Ausweichreaktionen vor negativen Umwelteinfliissen beruhen:
Immobilienpreisunterschiede zwischen Regionen unterschiedlicher Umweltqualitit mogen
als Beispiel dienen, das zugleich die verbundenen Probleme - wegen der Vielfalt der Ein-
fluBgrofen auf die Preise - verdeutlicht. Letztlich sind Befragungen zu erwihnen, mit
denen man zu ermitteln versucht, welche Kompensationszahlungen die von externen Kosten
Geschidigten an den Verursacher zu zahlen bereit sind, wenn dieser den externen Nachteil
vermeidet. Hieran wird auch deutlich, daf die monetire Bewertung des gleichen externen
Effekts mit wachsender Bevolkerungsdichte und Industriebesatz sowie der Wertschitzung
des Gutes Umwelt steigt. Die exakte Quantifizierung externer Kosten stellt also nach wie

vor ein weitgehend ungeldstes Problem dar.22

2.3.3 Optimale Umweltqualitiit

Die umweltokonomische Theorie blieb von den praktischen Problemen der Messung und
Bewertung externer Kosten lange Zeit relativ unbeeindruckt. Von dem Leitbild der
allokationsoptimalen Internalisierung externer Effekte wollte man sich zundchst nicht tren-
nen. Fortentwicklungen des Pigou-Ansatzes stellten vor allem auf die Emissionen ab und
riickten damit eine GroBe in den Mittelpunkt der Betrachtung, die wirtschaftspolitischem
Handeln leichter zugdnglich schien. Die Internalisierung der mit der Produktion eines
Gutes verbundenen externen Kosten in dessen Giiterpreis sollte bei Pigou auf dem Wege
der Erginzung um die sozialen Zusatzkosten erfolgen. Die sozialen Zusatzkosten einer
Produkteinheit lassen sich in die mit einer Produkteinheit erzeugte Schadstoffmenge und
den Schattenpreis der Schadstoffe aufspalten. Die Differenz zwischen privaten und ge-
samtwirtschaftlichen Kosten wird durch eine Steuer auf die Emissionen beseitigt.23

21 Zum Beispiel Schallschutzfenster, Wasserfilter etc.

22 Siche als Beispiel eines neueren Versuchs: Hohmeyer, Olav: Soziale Kosten des
Energieverbrauchs, Karlsruhe 1988.

23 vgl. Siebert, Horst: Erfolgsbedingungen einer Abgabenlosung in der Umweltpolitik,
in: Issing, Otmar (Hrsg.): Okonomische Probleme der Umweltschutzpolitik, Schrif-
ten des Vereins fir Socialpolitik, N.F. Bd. 91, 1976, S. 38f.
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Modelitheoretisch kann die Hohe des Steuersatzes aus Abbildung 1 abgeleitet werden.

Abb. 1:
v t v >
K
t
E Vermiedene'
opt Emissionen

U: Grenznutzen aus Emissionsvermeidung
K: Grenzkosten der Emissionsvermeidung
t: Abgabesatz pro Emissionseinheit

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Wicke, Lutz: Umweltokonomie, Eine
praxisorientierte Einfiihrung, Miinchen 1982, S. 224.

Die mit K bezeichnete Kurve bildet die Grenzkosten der Emissionsvermeidung ab. Mit
zunehmender Emissionsvermeidung steigen die -Kosten, die pro vermiedener Emis-
sionseinheit aufzuwenden sind.24 Demgegeniiber sinkt - so wird unterstellt - die Kurve der
Grenznutzen (U) aus einer weiteren Verbesserung der Umweltqualitit. Sie ist identisch mit
einer Kurve der monetir bewerteten verhinderten Grenzschiden: Der Nutzen aus einer
Umweltqualititsverbesserung durch Emissionsvermeidung entspricht dem bewerteten
Grenzschaden. Die Fliche unter U bezeichnet deshalb den von Zahlungsbereitschaftsanaly-
sen zu ermittelnden Wert.

24 Die Annahme ist plausibel: Reichen zunichst relativ grobe Riickhalteeinrichtungen
aus, miissen bei fortschreitender Emissionsvermeidung aufwendigere MaBnahmen
getroffen werden. Die ReinigungsmaBnahmen zur Trinkwasserbereitung mdgen das
illustrieren. Durch eine mechanische Filterung kommt es zu einer nur groben Reini-
gung. Nachfolgende chemische oder biologische Klirstufen werden zunehmend teu-
rer. Der Nutzen weiterer Reinigung sinkt jedoch ab einem Niveau, bei dem
Schadstoffkonzentrationen unterschritten sind, die dem menschlichen Organismus
nicht mehr schaden.
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Okologische Mindeststandards bzw. maximale Emissionsniveaus sind in dieser Perspektive
ohne Bedeutung. Die 6konomisch "optimale” Umweltqualitit ergibt sich vielmehr aus einer
Abwigung von Nutzen und Kosten. Die Inkaufnahme eines bestimmten Umfangs von Um-
weltschidden ist dann rational: Emissionsvermeidung wird nur solange betrieben, wie der
aus ihr flieBende Nutzen die dafiir aufzuwendenden Kosten iibersteigt bzw. mindestens
deckt. Das ist im Schnittpunkt von U und K der Fall. Setzt man den Abgabesatz pro Emis-
sionseinheit (t) in dieser Hohe an, werden die Emittenten durchschnittlich zu einer Emis-
sionsvermeidung angereizt, die dem Niveau einer optimalen Emissionsvermeidung oder
Umweltqualitit Eqpt entspricht.

Die formale Eleganz des Modells verdeckt jedoch, da das Problem der Messung und Be-
wertung emissionsbedingt verursachter sozialer Kosten noch immer ungelost ist. Diese Er-
kenntnis hat zum Standard-Preis-Ansatz gefiihrt.

2.4  Der Standard-Preis-Ansatz

Im Unterschied zur Verhandlungsldsung von Coase und der Pigou-Steuer verlidfit der Stan-
dard-Preis-Ansatz den Anspruch, eine pareto-optimale Allokation herzustellen. Der Schritt
zur Aufgabe dieses Ziels entspringt pragmatischen Uberlegungen: Die ideale Hohe der
Pigou-Steuer kann in der Praxis nicht festgelegt werden. Selbst wenn es moglich wire,
einen externen Nachteil zu einem bestimmten Zeitpunkt exakt monetir zu quantifizieren,
wiirde es nicht weiterhelfen, weil sich die Steuer an in der Zukunft liegenden externen Ef-
fekten orientieren miifite, die bei der Produktion mit "optimalen Bedingungen”, d.h. einer
fortentwickelten Technik entstehen. Eine Bemessung der Steuer nach dem heutigen exter-
nen Effekt (ohne Existenz von Vermeidungsanlagen) wiirde eine"iibermiBige” Verminde-
rung von Emissionen induzieren, weil dem marginalen Nutzen der Emissionsverminderung
nicht die marginalen Kosten der Reinigung entgegengehalten werden.25

Es erscheint deshalb notwendig, Standards fiir eine akzeptable Umwelt ohne Beriicksichti-
gung von NutzengroBen zu etablieren. Festzulegen ist z.B. der Schwefeldioxidgehalt der
Luft in Prozent, die Belastung der Gewisser mit geldsten Stoffen, das Lirmniveau in Dezi-
bel usw. Die Entscheidung wird also auf technische Dimensionen ohne Beriicksichtigung

25 vgl. Baumol, William J. und Wallace E. Oates: Die Verwendung von Standards und
Preisen zum Schutz der Umwelt, in: Moéller, Hans; Rigmar Osterkamp und Wolfgang
Schneider (Hrsg.): Umweltokonomik, Hanstein 1982, S. 255. Original: dies.: The
Use of Standards and Prices for Protection of the Environment, in: Swedish Journal
of Economics, Vol. 73, Nr. 1, Mirz 1971, S. 42ff.
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marginaler Grenzschiden verengt. Der Standard-Preis-Ansatz verlangt damit gegeniiber der
Pigou-Steuer erheblich reduzierte Informationen.

Wenn auch die Optimalitiitseigenschaften der Pigou-Steuer nicht erreicht werden, hat der
Standard-Preis-Ansatz immer noch den Vorzug, bestimmte Umwe]tqua]itéitsniveaus26 Zu
gesamtwirtschaftlich minimalen Kosten zu erreichen. Einzelwirtschaftliche Emissionsmin-
derungen erfolgen bis zum Ausgleich von Grenzvermeidungskosten und Steuersatz.2” Bei
einem fiir alle Emittenten identischen Steuersatz pro Emissionseinheit kommt es zum Aus-
gleich der Grenzvermeidungskosten fiir alle Vermeidungsaktivititen. Es ergibt sich eine
gesamtwirtschaftliche Struktur der Emissionsvermeidung, bei der eine Neuverteilung der
einzelnen Emissionsvermeidungsmafinahmen nicht insgesamt kostengiinstiger sein kann. Sie
wiirde nur dort, wo eine erhéhte Emission zugelassen wird zu einem Nutzenzuwachs fiih-
ren, der geringer ist, als die Kosten einer entsprechenden Emissionsvermeidung an anderer
Stelle.

Unzweifelhaft handelt es sich bei diesem Verfahren nicht mehr um die verursachergerechte
Anlastung der gesamten externen Kosten, also der monetir bewerteten marginalen Schiaden.
Es wire reiner Zufall, wenn der Emissionsstandard genau im Schnittpunkt von Grenz-
nutzen- und Grenzkostenkurve der Umweltqualitit, also im "Umweltoptimum”, fixiert
wiirde. Die Verursacher tragen vielmehr nur die Vermeidungskosten, die - bedingt durch
entsprechende Reinigungs- und Entsorgungstechniken - notwendig sind, um das angestrebte
(durch den Standard fixierte) Emissionsniveau zu erreichen. Die Hohe der auf diese Weise
"internalisierten” Kosten muB nicht notwendigerweise unter der des marginalen Grenzscha-
dens Iiegen.28 Allgemeingiiltige Aussagen hierzu sind allerdings nicht moglich.

26 Umweltqualititen beziehen sich auf Immissionen, besteuert werden Emissionen. Wir
abstrahieren also hier von dem Problem der Diffusions- und Schadensfunktionen.

27 »Auf eine Steuer fiir Rauchemissionen reagiert ein Unternehmen, das seine Kosten
minimiert dadurch, daf§ es seine Rauchemission soweit einschrankt, bis die margina-
len Kosten einer weiteren Einschrinkung der Rauchemission gleich der Steuer sind.”
Baumol, William J. und Wallace E. Oates: Die Verwendung von Standards und Prei-
sen..., a.a.0.,S. 258.

28 Ist das der Fall, wire die Kompensation der Geschidigten effizienter als die Vor-
nahme von Vermeidungsanstrengungen.
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2.5 Neuere Ansitze zur Losung des Allokationsproblems iiber Umweltabgaben

Die neuere umweltokonomische Diskussion geht davon aus, daB selbst der Standard-Preis-
Ansatz nur Leitlinie fiir Abgabenlosungen sein kann, aber aufgrund des immer noch zu ho-
hen Informationsbedarfs in reiner Form nicht anwendbar ist.29 Aktuelle Vorschlige fiir
Umweltabgaben bzw. zur dkologischen Umgestaltung des Steuersystems gehen auch weit
iiber den Fall direkter Abgaben auf Ist-Emissionen hinaus. Es wird vor allem die Ein-
fiihrung bzw. Erhohung von Abgaben auf spezielle Giiter diskutiert. Eine Aufgabe speziel-
ler Verbrauchsteuern kann aber auch die Demeritorisierung sein, d.h. die Einschrinkung
des Konsums bestimmter Giiter auf ein MaB, das unterhalb des durch die individuellen Pri-
ferenzen vorgegebenen Niveaus liegt. Damit wird die Grenze zwischen Demeritorisierung
und Internalisierung flieBend. Gleichwohl sind es grundverschiedene Konzepte: Handelt
sich zum einen um den Versuch der Nachfragebegrenzung aus "iibergeordneten Er-
wigungen”, geht es im anderen Fall um die Senkung physischer Externalititen. 30

Das hdufig diskutierte Beispiel von Abgaben im Energiebereich macht deutlich, daB stets an
den Zielbezug der Abgaben - die Internalisierung externer Kosten - erinnert werden muf.
So warnt der Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung,31 daf} das umweltpolitische Ziel im Energiebereich nicht die generelle Verminderung
des Energieverbrauchs durch Besteuerung sein kann. Dieser Versuch der Demeritorisierung
wiirde bedeuten, "einen universal anwendbaren, fiir Rationalisierung und technischen Fort-
schritt wichtigen Produktionsfaktor” zu verteuern. Stattdessen muB das umweltpolitische
Ziel darin bestehen, umweltbelastende Emissionen zu reduzieren.

Es stellt sich deshalb die Frage, welche Ankniipfungspunkte fiir eine Abgabenerhebung ge-
funden werden konnen und welche die Kriterien ihrer Ausgestaltung sind.

29 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich und Hans-Karl Schneider: Zur Fortentwicklung der
Umweltpolitik unter marktsteuernden Aspekten, Manuskript, Koiln 1989, S. 13.

30 Vgl. Folkers, Cay: Wandlungen der Verbrauchsbesteuerung, in: Hiuser, Karl
(Hrsg.): Wandlungen der Besteuerung, Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, N.F.
Bd. 160, Berlin 1988, S. 119.

31 vgl. Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschafltichen Entwicklung:
Jahresgutachten 1989/90, Wiesbaden 1989, Tz. 288.
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2.6  Zwischenergebnis: Okonomische Analyse von Umweltbelastungen

Ein Uberblick zur 6konomischen Analyse von Umweltproblemen fiihrt zu folgenden Er-
gebnissen:

- Umweltbelastungen entstehen aus einer nicht preisgesteuerten Verwendungskonkur-
renz, die externe Effekte begriindet.

- Umweltprobleme werden sowohl von der Theorie der Verfiigungsrechte, als auch
von der Theorie externer Effekte sachgerecht erklirt. Die jeweils abgeleiteten In-
strumente zur - iibereinstimmend angestrebten - Internalisierung externer Effekte als
Handlungsstrategie unterscheiden sich jedoch. Dabei wurden sowohl Verhand-
lungslosungen als auch die Pigou-Steuer in ihrer reinen Form als unanwendbar er-
kannt. Beide konnen nur als Referenzmodelle praktischer Politik dienen.

- Die Fortentwicklung der Pigou-Steuer bis zum Standard-Preis-Ansatz machte die
Probleme der Messung und monetiren Quantifizierung externer Effekte deutlich.

- Offen bleibt, welche einzelnen Schritte eine Politik der Internalisierung externer Ef-
fekte - insbesondere durch Abgaben - nehmen muf}, wenn sie diesen Zielbezug nicht
verlieren und keine Fehlallokationen auslosen will.
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3. DIE INSTRUMENTIERUNG VON ABGABEN FUR DIE UMWELTPOLITIK

3.1 Umweltqualititsstandards

Umweltabgaben sollen in den Dienst 0kologischer Ziele treten. Erreicht werden soll eine
Reduktion umweltbelastender Aktivititen bzw. eine Verbesserung der Umweltqualitdt. Das
ist die primidre Zielsetzung umweltpolitischer Instrumente. Im folgenden finden nur
Wirkungszweckabgaben Beriicksichtigung, die dadurch gekennzeichnet sind, daB die um-
weltentlastenden Effekte allein durch die fiskalische Belastung, nicht durch die Ver-
ausgabung des Abgabenaufkommens zustandekommen.

Aus der Zielsetzung folgt, daB Abgaben nicht eingesetzt werden konnen fiir die Losung von
Altlastenproblemen, d.h. von Umweltschiden, deren Verursachung in der Vergangenheit
liegt. Abgaben sollen die Planungsgrundlagen der Wirtschaftssubjekte fiir zukiinftige
Handlungen verindern. Die 0kologische Zielsetzung ist damit zukunftsbezogen, nicht ver-
gangenheitsorientiert.

Aktivititen zur Senkung der Umweltbelastung bzw. zur Verbesserung der Umweltqualitit
bendtigen jedoch ihrerseits eine Orientierung: Es miissen Standards fiir die zu erreichende
Umweltqualitit oder umgekehrt maximale Belastungsniveaus fixiert werden, die fiir die
Umweltpolitik als Zielwerte gelten. Genauer: Der Grad der Knappheit des Gutes Umwelt
muf politisch definiert werden. Wenn hier vereinfachend von "der Umweltqualitit” die
Rede ist, muB man beriicksichtigen, daB der angestrebte Zustand verschiedener Umweltme-
dien stets in Dimensionen zu benennen ist, die dem Medium und der Art der Schiddigung
gerecht werden. Umweltqualititsziele sind also in mediale Einzelziele aufzuspalten. Sie
sind als Minimal- oder als Optimalstandards formulierbar, wobei in der Regel eine Immis-
sionsnorm als Kennziffer Verwendung finden wird. Minimalstandards beziffern maximale
Schadstoffkonzentrationen, also eine "minimale” Umweltqualitdt, die fir die Erhaltung des
Umweltmediums erforderlich ist und sich an dessen natiirlicher Assimilationskapazitit
orientiert. Optimalstandards dagegen beriicksichtigen Anspriiche an die Umweltqualitit, die
iiber den Erhalt eines Selbstreinigungspotentials hinausgehen und auch z.B. Freizeit- oder
Erholungsbediirfnisse beriicksichtigen.

Die Fixierung von Qualititsstandards als Ziele der Umweltpolitik muB sich auf naturwis-
senschaftliche Erkenntnisse stiitzen. Gleichwohl gibt es keine wissenschaftlich-objektive
Begriindbarkeit von Standards]; sie miissen vielmehr in einem politischen Proze gesetzt

1 Anders dagegen das Konzept der "sozialen Minima" von Kapp, Karl W.: Soziale Ko-
sten der Marktwirtschaft, Frankfurt 1988, S. 216f. und passim. Vgl. zum folgenden
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werden, der wegen kognitiver Unsicherheiten und des unvermeidlichen Einflusses von
Wertentscheidungen Dezisionen erfordert. Kognitive Unsicherheiten bestehen hinsichtlich
der Bestimmung von Diffusions- und Schadensfunktionen fir umweltbelastende
Emissionen, an denen verhaltenslenkende Mafinahmen (Standards) ansetzen. Erkenntnisse
iiber die Verteilung von Schadstoffen in Umweltmedien (Diffusion) sowie die durch eine
Schadstoffeinheit ausgelosten okologischen Schdden sind nicht nur schwer zu ermitteln,
sondern auch im Zeitablauf nicht konstant.2 Unsicherheit besteht iiber die Form der Funk-
tionen, d.h. ob Linearitit der Bezichungen zwischen Emission und Schaden vorausgesetzt
werden kann, ob der Schadstoffeintrag erst nach dem Uberschreiten von Schwellenwerten
Schiden auslost und ob "time-lags" die Wirksamkeit der Emissionen verzogern. Kognitive
Unsicherheiten begriinden die oft auch zwischen Experten nicht ausrdumbaren Unterschiede
in der Einschitzung des Sachverhalts und der daraus zu ziehenden Schlufifolgerungen.

Verhaltenslenkende Emissionsstandards sollen die Dispositionen der Wirtschaftssubjekte
beeinflussen und begriinden in ungleicher Verteilung Kosten und Nutzen. Sie sind somit
verteilungswirksam und nicht interessenneutral. Die Setzung eines Umwelt-
qualititsstandards ist eine Verteilungsentscheidung, die unterschiedlich bewertet wird.3
Die Notwendigkeit der Abwagung von Werten findet ihren Niederschlag in Begriffen wie
der "Vertretbarkeit”, "Durchfiihrbarkeit" und "Akzeptabilitit" von Normsetzungen. Finden
sie Eingang in die Aufstellung von Standards delegiert man die Austragung des Wertkon-
flikts an die Vollzugsinstanzen. Das kann nicht immer erwiinscht sein, weil kognitive Unsi-
cherheiten und der EinfluB von Werteinstellungen AnlaB geben, die Entscheidungen iiber
Umweltstandards mit einer moglichst hohen sozialen Offenheit auszustatten, um allen un-
terschiedlichen wissenschaftlichen Meinungen und gesellschaftlichen Werthaltungen Gel-
tung zu verschaffen.4 Der Gestaltung des institutionellen Rahmens, innerhalb dessen ein
Umweltstandard entsteht, kommt daher entscheidende Bedeutung fiir seine "Legitimitit"
zu. Dazu gehoren fest institutionalisierte Entscheidungsprozesse, die einerseits sicherstel-

Mayntz, Renate: Entscheidungsprozesse bei der Entwicklung von Umweltstandards,
in: Die Verwaltung, Bd. 23, 1990, S. 137 - 151.

2 Bei der Transformation von Immissions- in Emissionskennziffern, selbst auf der Basis
aggregierter  (nicht einzelverursacherbezogener) Grofen, kann daher das
Vorsorgeprinzip Bedeutung erlangen. Vgl. hierzu auch Hansmeyer, Karl-Heinrich
und Hans-Karl Schneider: Zur Fortentwicklung der Umweltpolitik unter markt-
steuernden Aspekten, Manuskript, K6ln 1989, S. 39.

3 Wer soll geschiitzt werden? Was darf unsere Generation in Anspruch nehmen?
Welche Kosten konnen den Unternehmen und Haushalten zusitzlich zugemutet wer-
den? Welche Einschrinkungen der Wettbewerbsfahigkeit sind vertretbar? usf.

4 Vgl. zu den unterschiedlichen "Kulturen" in der Setzung von Standards zwischen
Nordamerika und Europa: Mayntz, Renate: Entscheidungsprozesse bei der Entwick-
lung von Umweltstandards, a.a.O., S. 146 - 150.
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len, daB ein HochstmaB an verfiigharem Wissen und bewertender Meinung einflieBt, aber
andererseits auch eine Kompromifbildung forcieren.

Es handelt sich also um politische Entscheidungen, in denen die Erreichung bestimmter
Standards bzw. die Erhaltung bestimmter Umweltqualititsniveaus mit den notwendigen
Zielverzichten an anderer Stelle abgewogen werden miissen. "Die umweltpolitischen In-
stanzen haben schon auf der Zielebene fiir eine Aufdeckung und Abstimmung moglicher
Konfliktpotentiale mit anderen Politikbereichen zu sorgen. (...) Diese Uberlegungen gelten
unabhingig von der einzuschlagenden umweltpolitischen Strategie."5 Der Sachverstindi-
genrat fir Umweltfragen kommt auf diesem Wege zu folgenden "Grundsatzanforderungen"”
fiir eine Politik des "second best".

Am Anfang steht die Uberpriifung der "sozio-Skonomischen Bedeutung" bestimmter Um-
weltbelastungen, fiir die die MaBnahmen zur Qualititsverbesserung untersucht und nach ih-
ren jeweiligen Kosten geordnet werden miissen, wenn "schwerwiegende und ungesteuerte
Beeintrichtigungen wichtiger Produktions- und/oder Konsummoglichkeiten"” erkennbar
sind. Auf dieser Basis werden jene: Instrumente gewihlt, die pro vermiedener Emissions-
einheit die geringsten volkswirtschaftlichen Kosten aufweisen. Kosten werden also mit den
erzielbaren 6kologischen Effekten gewichtet. Eine Abwigung der "erreichbaren sozio-6ko-
nomischen Verbesserungen” mit den in diesem Sinne verstandenen Kosten fiihrt dann zur
Bestimmung von Art und Intensitit des umweltpolitischen Eingriffs.6

3.2 Umweltabgaben und konkurrierende Instrumente

Folgt man bei der Konstruktion von Umweltabgaben dem Motiv der Internalisierung exter-
ner Kosten entstehen mehrere Probleme. Zunidchst ist zu kliren, wann Kosten als extern
zu bezeichnen sind. Schliefllich unterstellt diese Bezeichnung, daB von zwei separierbaren
Gruppen oder Sektoren ausgegangen werden kann, von denen die eine externe Kosten ver-
ursacht, wihrend sie von der anderen getragen werden, wie bei der Lirmbeldstigung der
Anwohner stark befahrener Straen durch den Autoverkehr. Haufig sind jedoch die Grup-
pen weniger eindeutig separierbar. Willeke’ weist darauf hin, daf§ einige Belastungskom-
ponenten, die gemeinhin als externe Effekte qualifiziert werden, auch die Verursacher

5 Vgl. Rat von Sachverstindigen fir Umweltfragen: Umweltgutachten 1978, Stuttgart
v.a. 1978, Tz. 1777.

Vgl. ebenda, Tz. 1778.

7 Vgl. Willeke, Rainer: Sozialkosten des StraSenverkehrs und das Verursacherprinzip,
in: Ewers, Hans-Jiirgen und Helmut Schuster (Hrsg.): Probleme der Ordnungs- und
Strukturpolitik, Festschrift fir Hellmuth Stefan Seidenfus, Gottingen 1984, S. 294.
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selbst treffen. Das wird am StraBenverkehr deutlich. Steigende Betriebskosten und Zeit-
verluste infolge iiberlasteter StraBen und Stauungen sowie die Beeintrichtigung durch Un-
fallfolgen betreffen vor allem die am StraBenverkehr Beteiligten. Hieraus folgt, da8 eine
fiskalische Belastung der Autofahrer mit diesen Kosten sie doppelt trifft, weil sie ohnehin
(real) von dieser Gruppe getragen werden. Das genannte Beispiel deckt jedoch nur die Pro-
bleme eines gruppenbezogenen Verursacherprinzips auf. Wihlt man als BezugsgroBe das
einzelne Wirtschaftssubjekt, wird deutlich, daB innerhalb der Gruppe der Verkehrsteil-
nehmer die Einzelnen in unterschiedlichem Umfang von den externen Kosten beeintrichtigt
werden. Internalisierende Abgaben miissen diesen Umstand beriicksichtigen. Die Proble-
matik miindet in die Wahl eines geeigneten Abgabenobjekts und einer geeigneten
Bemessungsgrundlage.

Die Internalisierung externer Kosten durch Abgaben wirft auch die Frage auf, welche
Kostensumme internalisiert werden soll. Die Pigou-Steuer strebt Pareto-Optimalitit iiber
eine Internalisierung der gesamten sozialen Zusatzkosten einer Aktivitit an. Der Logik des
Standard-Preis-Ansatzes entspricht dagegen die Internalisierung der Vermeidungskosten.
Abgaben fiihren dann nur jene externen Kosten in den privatwirtschaftlichen Rechnungszu-
sammenhang ein, die fir die Erreichung ciner umweltpolitisch erwiinschten Norm
(Standard) notwendig erscheinen. Priziser handelt es sich dabei um durchschnittliche "Soll-
Vermeidungskosten”, die jenen Aufwendungen entsprechen, die bei standardgemiBer Ver-
meidung entstehen wiirden.8 Das entspricht einem Abgabensatz pro Emissionseinheit, der
die belasteten Emittenten durchschnittlich zu Emissionsminderungen anreizt, die fiir die Er-
reichung eines tolerierbaren Emissionsniveaus ausreichen. Abbildung 2 verdeutlicht diese
Uberlegung. Die mit K bezeichnete Kurve bildet die Grenzkosten der Emissionsvermeidung
ab. Der Emissionsstandard beschreibt ein angestrebtes Niveau der Emissionsvermeidung.

Das fiir die Zielerreichung erforderliche Abgabenniveau pro Emisionseinheit liegt idealty-
pisch im Schnittpunkt von gewihltem Emissionsstandard und der Kurve der
Grenzvermeidungskosten.

8  vgl. Oberhauser, Alois: Abgrenzung des Verursacherprinzips und seine Einordnung
in die Umweltpolitik, in: Bullinger, Martin (Hrsg.): Das Verursacherprinzip und
seine Instrumente, Berlin 1974, Tz. 59ff.
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Abb. 2:
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Emissions— Vermiedene
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K: Grenzkosten der Emissionsvermeidung
t: Abgabesatz pro Emissionseinheit

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Siebert, Horst: Erfolgsbedingungen
einer Abgabenlosung in der Umweltpolitik, a.a.0., S. 44.

Die Internalisierung externer Kosten kann aber nicht nur durch Abgaben erfolgen. Die
Internalisierung durch Abgaben bedarf daher ebenfalls der Begriindung. Als alternative
Verfahren stehen Ge- und Verbote (Auflagen), Verhandlungslsungen, Lizenzen und Sub-
ventionen zur Wahl. Es ist zu priifen, welche Instrumente besondere Vorteile aufweisen.

Das gegenwirtige System der Umweltpolitik wird vom Ordnungsrecht, insbesondere dem
Instrument der Einzelgenehmigung dominiert. Ordnungsrechtliche Ldsungen haben
innerhalb des Gesamtsystems der Umweltpolitik ihre Berechtigung, reichen aber als alleini-
ger instrumentaler Ansatz nicht aus. Das Ordnungsrecht trennt namlich nur zwischen zulis-
sigen und unzuldssigen Umweltnutzungeng, sorgt aber nicht fir eine effiziente Bewirt-
schaftung zuldssiger Umweltnutzungspotentiale. Das ware nur dann der Fall, wenn das
Ordnungsrecht die Gewihr bietet, daB knappe Umweltgiiter ihrer dringlichsten Verwen-
dung zugefiihrt und die Aufwendungen zur Erreichung einer bestimmten Umweltqualitit
gesamtwirtschaftlich minimiert werden. Auflagen weisen unter diesem Effizienzkriterium

9 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich und Hans-Karl Schneider: Zur Fortentwicklung der
Umweltpolitik unter marktsteuernden Aspekten, a.a.0., S. 24.
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Nachteile auf, weil sie Emissionsvermeidungsleistungen unabhingig von den dafiir aufzu-
wendenden Kosten vorschreiben.

Gegeben seien zwei Unternchmen A und B, von denen qualitativ gleichwertige Emissionen
E1 und Ej ausgehen. Die Unternehmen arbeiten mit unterschiedlichen Produktionsverfah-
ren. Diese differierenden technischen Niveaus setzen sich in einem abweichenden Verlauf
der Grenzvermeidungskostenkurven fort: Jede weitere Einheit der Schadstoffvermeidung ist
in beiden Unternehmen mit in unterschiedlichem Umfang steigenden Kosten verbunden,
was durch die Steigungen o und 8 der Grenzvermeidungskostenfunktionen (Kj und Kj)
zum Ausdruck gebracht wird.

Abb. 3:
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K: Grenzkosten der Emissionsvermeidung
t: Abgabesatz pro Emissionseinheit
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Wicke, Lutz: Umweltokonomie, Eine

praxisorientierte Einfiihrung, a.a.0., S. 225.

Wird per Auflage von beiden Unternehmen eine Vermeidungsleistung von 60% verlangt,
entstehen hierdurch Kosten in Hohe der Flichen D, F, M und S. Die gleiche
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durchschnittliche Emissionsvermeidung von 60% ist aber auch durch eine Abgabe t
erreichbar, die von beiden Emittenten je Schadstoffeinheit zu entrichten ist. Jedes
Unternehmen fiihrt dann VermeidungsmaBnahmen bis zu jenem Punkt durch, an dem sich
Grenzvermeidungskosten und Abgabenlast gleichen. Aufgrund der unterschiedlichen
Grenzkostenverlidufe kommt es jetzt jedoch zu unterschiedlichen Emissionsminderungsbei-
trigen: Unternehmen A reinigt um 90%, Unternehmen B dagegen nur um 30%. Die glei-
che durchschnittliche Schadstoffvermeidung (60%) wird zu geringeren Gesamtkosten er-
reicht. Sie entsprechen der Summe der Flichen N, D und F. Gegeniiber der Auflagensitua-
tion werden bei Unternehmen A Zusatzkosten in Hohe von N, bei Unternehmen B dagegen
Minderaufwendungen in Hohe von M und S induziert. Die Kostenminderung iibersteigt die
Kostenzunahme um S und Z.

Wird unter der Effizienz eines umweltpolitischen Instruments seine Eignung verstanden,

"die Verursacher von Emissionen zur Einhaltung eines beliebig vorgegebenen Emissions-

zielwertes mit geringstmoglichen Kosten zu veranlassen",10 ist die Emissionsabgabe effi-

zienter als die Auflage, weil Vermeidungsanstrengungen dort induziert werden, wo sie am

kostengiinstigsten durchfiihrbar sind. Diese Effizienzeigenschaft kann priziser mit

statischer allokativer Effizienz bezeichnet werden. Sie ist statisch, weil sie sich auf kon-
stante gegebene Grenzkostenkurven bezieht!! und bewirkt Allokationsvorteile durch eine

optimale Aufteilung von Reinigungsanstrengungen zwischen den Emittenten.

Auflagen verwirklichen den Vermeidungskostenansatz auf andere Weise als Abgaben. Sie
internalisieren die Ist-Vermeidungskostenlz, weil das regulierte Unternehmen jene Auf-
wendungen zu tragen hat, die fiir die Erreichung eines bestimmten Standards erforderlich
sind. Es stellt sich jedoch nicht eine durch Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen bestimmte Wahl
zwischen der Zahlung von Soll-Vermeidungskosten (= Abgabe) und der Durchfiihrung von
EmissionsverminderungsmaBnahmen, so daB stets nur die effektiven auflagebedingten
Kosten anfallen.

Das hiufig konstatierte Vollzugsdeﬁzil3 , d.h. die Diskrepanz zwischen dem Stand der
UmweltschutzmaBnahmen und den ordnungsrechtlichen Bestimmungen, kann dagegen nicht
als Argument fiir eine Internalisierung externer Kosten durch Abgaben anstelle von

10 Endres, Alfred: Umwelt- und Ressourcenokonomie, Darmstadt 1985, S. 51.

11 Linearitit wurde dabei nur der Einfachheit halber unterstellt. Sie ist keine notwendige
Bedingung. Es muB sich allerdings um monoton steigende Grenzkostenkurven
handeln.

12 Vgl. Oberhauser, Alois: Abgrenzung des Verursacherprinzips und seine Einordnung
in die Umweltpolitik, a.a.0., Tz. 59.

13 vgl. Rat von Sachverstindigen fir Umweltfragen: Umweltgutachten 1978, a.a.0.,
Tz. 1521ff.
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Auflagen Verwendung finden. Okonomische Instrumente konnen bestehende Vollzugsdefi-
zite prinzipiell nicht heilen. Diese Bewertung entspricht einer sinnvollen Aufgabenteilung
zwischen den Instrumenten der Umweltpolitik. Hierfiir sind drei Kategorien der Umwelt-
politik zu unterscheiden14: Gefahrenabwehr, gefahrenunabhidngige Vorsorge und Restri-
siko. Fiir eine Politik der unmittelbaren Gefahrenabwehr, die Minimalstandards der Um-
weltqualitit zu erreichen sucht, ist das ordnungsrechtliche Instrumentarium unverzichtbar,
VerhiltnismiBigkeitspriifungen und eine Abwigung mit den fiir die Schadensvermeidung
aufzuwendenden Kosten kommen hier nicht in Frage. Das Instrument der Einzelgenehmi-
gung ist - insbesondere im Hinblick auf regionale Belastungskumulationen - das umweltpo-
litische Instrument, mit dem Mindeststandards der Umweltqualitit sichergestellt werden
miissen. Dieser Vorteil dominiert die Nachteile in Form von strukturkonservierenden Ef-
fekten und Wetthewerbsvorteilen fiir Alt-Emittenten, die dann eintreten, wenn neuen Un-
ternehmen wegen eines gestiegenen Immissionsniveaus nicht im gleichen Umfang Emis-
sionserlaubnis gewahrt werden kann.

Eine Politik gefahrenunabhangiger Vorsorge besteht in der Minderung von Belastungen,
auch wenn unmittelbare Gesundheitsschiden nicht zu erwarten sind oder das Umwelt-
medium nicht in seinem Bestand bedroht ist. Sie entspringt dem Vorsorgegedanken eines
langfristigen Schutzes natiirlicher Lebensgrundlagen. Emissionsverminderung erfolgt hier
soweit moglich und vertretbar. Die Vermeidungsmafinahmen sollten deshalb durch jene
Emittenten erfolgen, die hierfir die giinstigsten Voraussetzungen haben. Die Festschrei-
bung eines fiir alle Emittenten verbindlichen Standes der Technik widerspricht dieser
Logik. Werden Abgaben zu umweltpolitischen Instrumenten der gefahrenunabhingigen
Vorsorge, sind Effizienzvorteile gegeniiber der Auflagenlosung im oben bezeichneten Sinne
erzielbar.

Das gleiche gilt fiir den dritten Bereich der sogenannten Restverschmutzung, d.h. die
unterhalb eines fixierten Standards noch erfolgenden Immissionen. Auch nach Sicherstel-
lung einer unmittelbaren Gefahrenabwehr und der vorsorgenden "Minimierung” von Um-
weltbelastungen im Sinne der gefahrenunabhingigen Vorsorge verbleibt eine Restbelastung.
Sie entspricht einer noch tolerierbaren Nutzung von Umweltmedien, die aber dennoch als
knappe Giiter der dringlichsten Verwendung zugefiihrt werden sollten. Dieses Allokations-
problem wird durch Abgaben besser als durch Auflagen gelost.

Die Internalisierung externer Kosten kann auch durch Haftungsregeln erfolgen. Sie sind -
ebenso wie die Auflagen - Bestandteile jeder juristisch gefiihrten Diskussion iiber Instru-

14 Ewringmann, Dieter: Schwachstellen des bisherigen umweltpolitischen Instrumen-
tariums, in: Deutsche Stiftung fiir Umweltpolitik (Hrsg.): Okonomische Instrumente
der Umweltpolitik - Neuer Weg oder Sackgasse?, Berlin 1984, S. 9-23.
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mente der Umweltpo]itik.lS Von Haftungsregeln, die Anspriiche auf Schadensersatz, Un-
terlassung oder Beseitigung begriinden, gehen ebenfalls Allokationswirkungen aus. Unter-
lassungsanspriiche zwingen den Emittenten zu einer bestimmten Einschrinkung seiner
Emissionen. Das dkologische Ziel ist damit unmittelbar erreicht und es kommt zu einer In-
ternalisierung der (Ist-)Vermeidungskosten. Ist eine Schadenshaftung wirksam ausgestaltet,
muB der Verursacher von Umweltbelastungen damit rechnen, fiir die entstandenen Schiden
in Anspruch genommen zu werden. Manahmen der Emissionsvermeidung werden soweit
induziert, wie die erwarteten Aufwendungen fiir Schadenshaftung hoher liegen als die Ko-
sten fiir PriventivmaBnahmen. Hieriiber kann auch umwelttechnischer Fortschritt induziert
werden, der die laufenden Umweltschutzausgaben vermindert und Emissions-
vermeidungsanstrengungen gegeniiber der Befriedigung von Haftungsanspriichen attraktiver
werden 148t. Werden Schadensersatzanspriiche gerichtlich durchgesetzt, enthélt die inter-
nalisierte Kostensumme nicht nur die Vermeidungs-, sondern auch die Schadenskosten der
Umweltbelastung. Insoweit bergen Haftungsregeln allokative Vorteile, deren Realisierung
zudem durch die Priferenzen der Geschidigten gesteuert wird, "was u.a. impliziert, daB
die Allokation auf neue Schadstoffe und Emissionsquellen selbsttitig reagiert. *16 per jeder
staatlichen MaBnahme inhdrente "time-lag" in der Reaktion auf neue Umweltbelastungen
kann hierdurch erheblich verkiirzt werden. Dariiber hinaus kann - in langfristiger Perspek-
tive - die Schadenshaftung die Herausbildung von Verhandlungsmirkten begiinstigen, auf
denen Geschidigte eine Kompensation fiir die Unterlassung emissionsbeeintrachtigter Akti-
vititen erhalten.

Die Vorteile von Haftungsregeln mindern sich jedoch erheblich, wenn man ihre konkrete
Implementierung betrachtet. Haftungsgrundlagen sind in der Bundesrepublik Deutschland
das Privatrecht und spezielle Umweltschutzgesetze. 17 Ihre Probleme liegen darin, daf} eine
Schadensersatzpflicht in der Regel erst bei einer schuldhaften Verletzung von Rechtsgiitern
cintritt!8 und die Beweislast dem Geschidigten zufillt. Anspriiche auf Beseitigung oder
Unterlassung, die nicht an ein schuldhaftes Verhalten gebunden sind, werden hiufig da-
durch gemindert, daB die Belastung erst ein "ortsiibliches” oder "wesentliches” Niveau
iiberschritten haben muB, das zudem nicht durch "wirtschaftlich zumutbare Mafnahmen"

15 Vgl. zum folgenden Cansier, Dieter: Umweltschutz und Eigentumsrechte, in:
Wegehenkel, Lothar (Hrsg.): Marktwirtschaft und Umwelt, Tiibingen 1981, S. 181-
207.

16 vgl. ebenda, S. 193.

17 zum Beispiel Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und Zhnliche Vorginge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) vom 15. Mirz 1974 und Gesetz zur Ordnung des
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 23. September 1986.

18 S0 z.B. § 823 I BGB; vgl. Cansier, Dieter: Umweltschutz und Eigentumsrechte,
a.a.0., S. 196.
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vermeidbar ist (§ 906 BGB). Aufierdem konnen Beseitigungs- oder Unterlassungsanspriiche
ausgeschlossen sein, wenn eine Duldungspflicht besteht. Solche Pflichten kénnen gegen-
iiber behordlich genchmigten Anlagen entstehen, so daB hier Konflikte zwischen Ord-
nungsrecht und Haftungsregeln begriindet werden (§ 1004 BGB).

Die Probleme der Durchsetzung von Haftungsanspriichen sind durch eine verschuldens-
unabhingige Gefihrdungshaftung (z.B. § 22 Abs. 1 WHG) oder eine Umkehrung der Be-
weislast - beklagte Emittenten miissen nachweisen, daB die Verschmutzung nicht auf sie zu-
riickgeht - verminderbar. Unabhingig davon weist jedoch die Internalisierung externer Ko-
sten durch Haftungsregeln immanente Grenzen auf. Haftungsregeln wirken ndmlich iiber-
haupt erst dann, wenn individuelle Schiden entstanden sind, der Schidiger identifiziert
werden kann und Kausalitidt zwischen Verschmutzung und Umweltschaden nachweisbar ist.
Summations- und Distanzschiden, die durch eine langsame, synergetische und durch viele
Schadstoffe bedingte Umweltbelastung entstehen, entziehen sich weitgehend einer Regulie-
rung durch das Haftungsrecht. Haftungsregeln eignen sich daher vor allem fiir die soge-
nannten Nachbarschaftsexternalititen, d.h. kleinrdumige, einzelnen Emittenten zurechen-
bare und "merkliche” Umweltbelastungen.

Der Einwand zu hoher Transaktionskosten bei einer Vielzahl von Beteiligten trifft auch
Verhandlungslosungen fir die Internalisierung externer Kosten. Dieser Ansatz wurde
bereits im ersten Kapitel als "Coase-Losung” skizziert. Verhandlungen konnen nur dann
stattfinden, wenn - dhnlich wie bei Haftungsregeln - individuelle Rechte auf bestimmte
Umweltqualititseigenschaften zugeordnet sind, die durch externe Effekte beeintrachtigt
werden. Sind diese Rechte verduBerbar kann der Verursacher externer Nachteile den
Geschidigten fiir die Hinnahme der Schidigung kompensieren. Umgekehrt mag der
Geschidigte eine Zahlung fiir die Unterlassung des externen Effektes leisten. In beiden
Fillen kommt es zu einer Internalisierung der gesamten Schadenskosten und nicht nur der
Vermeidungskosten. Der erste Fall, der dem allgemeinen Rechtsempfinden wohl am ehe-
sten entspricht, weist aber schon Probleme auf, die diese Losung fiir die weitere Betrach-
tung vernachldssigbar erscheinen lassen. Der Einwand bezieht sich vor allem auf die grofe
Zahl von Beteiligten, die eine korrekte Abwicklung des Verfahrens verbietet. Durch sie
steigen nicht nur die Kosten der Verhandlung, es wird auch unméglich, zu einem Ergebnis
zu kommen, bei dem die maximale Kompensationszahlung, zu der sich der Verursacher be-
reitfindet, genau der Summe der Entschddigungsforderungen der Vielzahl von Geschi-
digten entspricht. Weitere Probleme entstehen bei einer Mehrzahl von Verursachern, die
den gleichen Schaden hervorrufen.19 Im folgenden finden Verhandlungslosungen deshalb
keine Beriicksichtigung.

19 vgl. Littmann, Konrad: Umweltbelastung - sozialskonomische Gegenkonzepte,
Gottingen 1974, S. 57-61.
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Als Instrumente zur Internalisierung externer Kosten kommen auch Emissionslizenzen in
Betracht, die eine gewisse Ahnlichkeit zu den Verhandlungslosungen aufweisen. Die Er-
laubnis zur Emission bzw. zur Durchfithrung des externen Effektes ist auch hier handelbar.
Notwendig ist die Festlegung eines bestimmten Gesamtemissionsniveaus eines Schadstoffes
fir eine Verschmutzungsregion. Mit der Fixierung der Gesamtmenge, der eine bestimmte
Stiickelung auf einzelne Lizenzen folgt, ist die Erreichung des umweltpolitischen Ziels
sichergestellt. Wihrend bei Umweltabgaben ein "Preis” fir die Umweltnutzung gesetzt
wird und das Emissionsniveau ein Ergebnis der Reaktionen der Wirtschaftssubjekte ist,
liegt hier die Menge fest und der Preis pro Emissionseinheit bildet sich auf dem Markt fiir
Emissionslizenzen. Sie werden damit gegeniiber den Auflagen zu einem sehr flexiblen
Instrument, das den Anforderungen einer dynamischen Wirtschaft entspricht, weil Emis-
sionsobergrenzen als Gesamtwerte, d.h. nicht an einzelne Unternehmen gebunden, festge-
schrieben werden. Neuen Anforderungen an die Umweltnutzung durch neue Technologien
und eine verdnderte rdumliche Struktur der Emittenten kann hiermit begegnet werden.

Die Verteilung der Lizenzen auf die Emittenten erfolgt iiber einen Markt fiir Emissions-
rechte, auf dem sich die Knappheitspreise gemiB den Grenzverhinderungskosten bilden, die
fir die Erreichung des regional festgelegten Standards notwendig sind. Alle Emittenten,
deren Vermeidungskosten unter den Zertifikatspreisen liegen, werden die Emissionen ein-
stellen, wihrend jene, deren Grenzvermeidungskosten dariiber liegen, Lizenzen kaufen.
Fiir alle Unternehmen ergibt sich eine Ersparnis in Hohe der Differenz zwischen Vermei-
dungskosten und Lizenzpreis, so daB der Umweltstandard zu minimalen Kosten en‘eichtzo
und das Emissionsrecht zu einem mit Preisen bewerteten Aktivum der Unternehmen wird.
Gegeniiber der Abgabe hat die Lizenz den Vorteil, da das umweltpolitische Ziel auf jeden
Fall erreicht wird. Dariiberhinaus folgen die Preise fiir Lizenzen den jeweils tatsichlich
bestehenden Knappheiten, ohne daB die Rigidititen einer Durchsetzung im politischen Pro-
zeBl - u.U. einem aufwendigen Gesetzgebungsverfahren - entgegenstehen. Das wird von
Bonus als wesentlicher Vorzug von Emissionslizenzen gegeniiber den Abgaben als
"politischen Festpreisen” gesehen.21 Sie erscheinen unter diesem Aspekt auch als die
weniger biirokratische Losung gegeniiber den Umweltabgaben.

20 Bonus, Holger: Emissionsrechte als Mittel der Privatisierung ffentlicher Ressourcen
aus der Umwelt. Diskussionsbeitrige der Fakultit fiir Wirtschaftswissenschaften und
Statistik der Universitit Konstanz, Serie B, Nr. 10, 1980. Abgedruckt in
Wegehenkel, Lothar (Hrsg.): Marktwirtschaft und Umwelt, Tiibingen 1981, S. 61
und 65.

21 Vgl. Bonus, Holger: Marktwirtschaftliche Instrumente im Umweltschutz, in: Wirt-
schaftsdienst, Heft 4, 1984, S. 170.



31

Obwohl Umweltzertifikate damit aus "theoretischer Sicht das ideale umweltpolitische
Instrument"22 sind, werden gegen sie wettbewerbspolitische Bedenken vorgebracht. Von
dieser Regelung kann fiir die Unternehmen Unsicherehit iiber die Verfiigbarkeit von Emis-
sionsrechten ausgehen, weil keine GewiBheit besteht, daB sie ersteigert werden konnen23.
Diese UngewiBheit unterscheidet sich aber nicht prinzipiell von der iiber die Verfiigbarkeit
anderer Faktoren. Dennoch wird vorgeschlagen, allen Altemittenten ein Emissionsrecht zu-
zuweisen. Damit wird das Besitzstandsprinzip gewahrt und Verluste die durch plotzliche
Kostenerhohung bei den Unternehmen entstehen konnten, werden vermieden.24 Dadurch
wiirden aber Verteilungseffekte entstehen, da neu ansiedelnde oder expansionswillige
Unternehmen Lizenzen kaufen miissen, wihrend sie den Altemittenten kostenlos zustehen.
Ein weiterer Einwand geht dahin, da#8 groBe und finanzkriftige Unternehmen in der Lage
sein konnten, kleineren Konkurrenten der gleichen Verschmutzungsregion die Lizenzen
wegzukonkurrieren bzw. Markteintrittsschranken entstehen und ein "staatlich bereitgestell-
ter Hebel zu einer Monopolisierung geschaffen wird. "25

Bei Abgaben muB sich - in Abhingigkeit von deren jeweiliger Ausgestaltung - das Problem
der Altemittenten nicht in dieser Schirfe stellen. Eine Abgabe auf die nach ordnungsrecht-
lichen Bestimmungen verbleibende Restbelastung fiihrt zu einer kalkulierbaren Belastung
der Unternehmen ohne Unsicherheit iiber die Verfiigbarkeit und den Preis des Rechtes zur
Emission. Ein vollig eigenstindiges Lizenzsystem bedeutet dagegen eine grofiere Entfer-

22 Siebert, Horst: Analyse der Instrumente der Umweltpolitik, a.a.0., S. 119.

23 vgl. Siebert, Horst: Praktische Schwierigkeiten bei der Steuerung der Umweltnut-
zung iber Preise, in: Wegehenkel, Lothar (Hrsg.): Marktwirtschaft und Umwelt,
Tiibingen 1981, S. 43.

24 Vgl. Binswanger, Hans-Christoph; Bonus, Holger und Manfred Timmermann: Wirt-
schaft und Umwelt, Stuttgart 1981, S. 91.

25 vgl. Siebert, Horst: Analyse der Instrumente der Umweltpolitik, a.a.O., S. 78 und
119. Ein solcher Vorgang kann unternchmenstheoretisch erkldrt werden. Umwelt-
lizenzen konnen - zumindest kurzfristig, d.h. bei gegebener Technik - als spezifische
Faktoren betrachtet werden, die Markteintrittsperren und fiir die im Markt befind-
lichen Unternehmen einen Uberschufl begriinden. Bei den Ubergewinnen handelt es
sich um die Renten spezifischer Faktoren aus kiinstlicher Knappheit. Der Marktein-
tritt wird also verhindert durch "institutionelle und rechtliche Eintrittsperren, deren
Beseitigung durch Erwerb des eintritt-hemmenden Aktivums nicht erfolgen kann."
(Vgl. zur Theorie spezifischer Faktoren: Kriisselberg, Hans-Giinter: Marktwirtschaft
und dkonomische Theorie, Freiburg 1969, S. 207.) Mit Binswanger ist aber darauf
hinzuweisen, daB sich diese Renteneinkommen von jenen aus Boden unterscheiden,
weil sich das Angebot an Umweltzertifikaten auf dem Markt durch den technischen
Fortschritt erhohen 1dBt. Vgl. Binswanger, Hans-Christoph et al.: Wirtschaft und
Umwelt, a.a.0., S. 92.
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nung von der bisherigen Genehmigungspraxis. Lizenzlosungen scheiden daher fiir die wei-
26

teren Uberlegungen aus.
SchlieBlich ist zu begriinden, warum nicht vorrangig das Instrument der Subvention zur
Internalisierung externer Effekte diskutiert wird, also jener Variante, die bereits in der
Analyse von Pigou angelegt ist. Thre Priifung liegt auch deshalb nahe, weil von ihnen inno-
vationsfordernde Effekte ausgehen konnen. In welchem Umfang und mit welcher Genauig-
keit privatwirtschaftliche Innovationstitigkeit durch Subventionen beeinfluBbar ist, hingt
vor allem ab von dem gewihlten Subventionstyp (Steuervergiinstigung oder Transferzah-
lung), den Auflagen, die mit der Subventionsvergabe verkniipft werden und der Bemes-
sungsgrundlage, nach der sich die Hohe des Subventionsbetrages richtet. Subventionen
konnen einen unmittelbareren Beitrag zur Forderung des umwelttechnischen Fortschritts
leisten, als dies Abgaben vermégen, weil sie direkt von der Wirtschaftspolitik erwiinschte
Zustinde begiinstigen, wihrend Abgaben unerwiinschte Aktivititen der privaten Wirt-
schaftssubjekte diskriminieren sollen. Ob aus der Belastung mit Abgaben im Ergebnis er-
wiinschte Sachverhalte resultieren, bleibt dagegen offen.2”

Subventionen sind bereits Bestandteile der Umweltpolit.ik28 in der Bundesrepublik
Deutschland:

- § 10b EStG regelt die steuerliche Abzugsfahigkeit von Ausgaben zur Unterstiitzung
von als forderungswiirdig anerkannten Organisationen mit gemeinniitzigen
Zwecken, wobei die Forderung des Umweltschutzes und die Reinhaltung von Luft
und Wasser, die Bekimpfung von Lirm und die Abfallbeseitigung ausdriicklich ge-
nannt werden. Fiir Einkommen, die nach dem Korperschaftsteuergesetz ermittelt
werden, gilt gemiB § 8 i.V.m. § 9 Nr. 3 KStG entsprechendes.

- § 7d EStG bestimmt die Moglichkeit, abweichend von den iiblichen Abschreibungs-
bedingungen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgiitern des
Anlagevermdgens mit 60% im ersten und jeweils bis zu 10% in den folgenden Jah-

26 Vgl. hierzu auch Zimmermann, Horst: Okonomische Anreizinstrumente in einer auf-
lagenorientierten Umweltpolitik - Notwendigkeit, Moglichkeiten und Grenzen am
Beispiel der amerikanischen Luftreinhaltepolitik, Stuttgart u.a. 1983, S. 19.

27 Vgl. Littmann, Konrad: Die Chancen staatlicher Innovationslenkung, Gottingen
1975, S. 119.

28  vgl. Dickertmann, Dietrich: MaBnahmen fiir den Umweltschutz im Rahmen des
bestehenden Steuersystems - eine Bestandsaufnahme, in: Schmidt, Kurt (Hrsg.): Of-
fentliche Finanzen und Umweltpolitik, Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, N.F.
Band 176/, Berlin 1988, S. 139ff. und Benkert, Wolfgang: Die steuerliche
Forderung von Umweltschutzmanahmen, in: Wirtschaftsdienst, 67. Jg., 1987, S.
208 - 212.
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ren gewinnmindernd von der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer abzuset-
zen, wenn sie zu mehr als 70% dem Umweltschutz dienen.

- § 82a EStDV (i.V.m. § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. q) normiert fiir bestimmte Anlagen
ein Abschreibungswahirecht, d.h. die Moglichkeit, von einer verkiirzten zehnjéhri-
gen Nutzungsdauer auszugehen und damit hGhere Abschreibungen als nach § 7 Abs.
4 und 5 ESG zu realisieren.29

Die Vornahme erhohter Abschreibungen fiir Investitionen, die dem Umweltschutz dienen,
bewirkt fiir die Unternehmen einen Zinsvorteil, der durch die Steuerstundung eintritt. Es
handelt sich deshalb nur um eine Steuerstundung, weil den Phasen erhohter Abschreibun-
gen zwangsliufig solche niedrigerer Abschreibungsraten gegeniiberstehen, die dann die
steuermindernde Wirkung kompensieren. Die Durchschnittsbelastung sinkt nur dann, wenn
wihrend der Phase der erhohten Abschreibungsraten auch hohere Gewinne und damit ein-
hergehend héhere Progressionssitze erreicht wiirden.

Subventionen bergen eine Vielzahl von Problemen: Sie miissen in gleicher Weise wie Ab-
gaben mit dem Umweltordnungsrecht abgestimmt werden, um Mitnahmeeffekte in groSe-
rem Umfang zu vermeiden. Emittenten konnten ansonsten Subventionen fiir MaBnahmen
erhalten, zu denen sie aufgrund ordnungsrechtlicher Bestimmungen ohnehin verpflichtet
sind. Fraglich erscheint auch, ob eine Regelung von der Art des § 7d EStG noch
administrierbar ist, nach dem fiir investive UmweltschutzmaBnahmen die Ab-
schreibungsvergiinstigung nur in Anspruch genommen werden kann, wenn die Anlage zu-
mindest zu 70% dem Umweltschutz dient. Im Hinblick auf die steuerliche Foérderung von
integrierten Verfahren erscheint eine solche Regelung mehr als fraglich. Steuerliche Forde-
rung kann bei integrierten Technologien nur mit Auflagen gekoppelt sein, weil ein speziell
umweltbezogener Teil der Gesamtkosten nicht separierbar ist.30 Die Auflagen miifiten sich
dementsprechend darauf richten, daB im Ergebnis durch die mit Subventionen begiinstigte
Investition hohere Emissionsvermeidungsbeitrige erreicht werden als in einer Referenz-
situation ohne Subvention. Das kann nur mit Subventionen erfolgen, die an Auflagen ge-
kniipft sind, welche Emissionsgrenzwerte mit "Vorreitereigenschaft" gegeniiber dem allge-
mein verbreiteten Stand der Technik besitzen. Um Gleichbehandlung sicherzustellen, miiBite
dieses Kriterium aber auch im Fall von Subventionen fiir nachgeschaltete Technologien

29 § 7d EStG und § 82a EStDV wurden im Rahmen des Steuerpakets 1990 abgeschafft
bzw. in der Anwendung nicht verlidngert. Ihre Wiedereinfilhrung wird gefordert, vgl.
Matthius-Meier, Ingrid: Eine Okologische Orientierung ist notwendig, in: Wirt-
schaftsdienst, Heft 9, 1989, S. 427ff.

30 vgl. Cansier, Dieter: Erweiterung oder Einschrinkung von § 7 d EStG? - Stellung-

nahme zum Gesetzesantrag Bayerns vom 24.8.1987, in: Steuer und Wirtschaft, Heft
4, 1987, S. 326 - 329.
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Anwendung finden. Begriindet aber die integrierte Technologie Produktionskostenvorteile
gegeniiber der Standardproduktionstechnologie mit nachgeschalteter Vermeidungsanlage
wiirde sie u.U. auch ohne Subventionsbegiinstigung zum Einsatz kommen: Mitnahme-
effekte wiren zu konstatieren.

Schliellich sind nationale Subventionen, auch wenn sie dem Umweltschutz dienen, u.U.ein
Problem vor dem Hintergrund der Beihilferegelungen der Artikel 92 bis 94 EWGV. Sub-
ventionen sollen hier nur aufgrund eines Einwands fiir die nachfolgende Betrachtung in den
Hintergrund treten: Sie werden aus allgemeinen Haushaltsmitteln gewiahrt. Selbst wenn die
Internalisierung externer Kosten mittels Subventionen korrekt, d.h. nach dem MafBstab ex-
terner Schiden, erfolgen kann, bedeutet ihre Vergabe, dafl die Kosten der Erreichung be-
stimmter Umweltqualitiitsziele von der Allgemeinheit getragen werden. Mit Subventionen
wird das Gemeinlastprinzip und nicht das Verursacherprinzip verwirklicht, fiir das wir uns
im folgenden entscheiden wollen.

3.3  Verursacher- und Gemeinlastprinzip

Wenn - wie von Pigou gezeigt wurde - die Internalisierung externer Kosten in den privaten
Rechnungszusammenhang pareto-optimal sowohl durch Steuern als auch durch Sub-
ventionen erfolgen kann, bedarf die Konzentration auf Abgaben der Begriindung. Die Be-
hauptung, da$f die Entscheidung fir Abgaben als Instrumente der Internalisierung auf die
Bevorzugung des Verursacherprinzips zuriickgeht, ist vordergriindig. Zwar wird dieser
Weg gewohnlich mit der Durchsetzung des Verursacherprinzips ("polluter-pays-principle”)
assoziiert, jedoch miissen Abgaben auf Umweltbelastungen nicht notwendigerweise den
Verursacher treffen.

Ein Argument gegen das Verursacherprinzip lautet, da Umweltgiiter klassische dffentliche
Giiter sind. Qualititsverbesserungen bei Offentlichen Giitern kommen dementsprechend
auch der Allgemeinheit zugute. Daraus folgt, da8 die Allgemeinheit auch die Finanzierung
sicherstellen muf}: Subventionen fiir Anstrengungen des Verursachers zur Vermeidung von
Umweltschiden sind hegrﬁndbar.3]

Die Entscheidung zerfdllt also in zwei Teile, die je einer eigenen Begriindung bediirfen:
Umweltpolitik sollte mit Abgaben gefiihrt werden und diese nach dem Verursacherprinzip
ausgestaltet sein. Die Begriindung der Entscheidung fiir Abgaben als Internalisierungs-

31 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich und Hans-Karl Schneider: Zur Fortentwicklung der
Umweltpolitik unter marktsteuernden Aspekten, a.a.0., S. 43.
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instrument wurde bereits im vorigen Abschnitt erarbeitet. Was ist der Inhalt von Ver-
ursacher- und Gemeinlastprinzip?

Eine weite Definition des Verursacherprinzips besagt, dafl der Verursacher einer Umwelt-
beeintrichtigung nicht nur die privaten, sondern auch die sozialen Grenzkosten der
umweltschadigenden Aktivitit tragen soll. Es sollen ihm nicht nur die Kosten der Vermei-
dung der Umweltbelastung, sondern auch die entstandenen Schadenskosten angelastet wer-
den. Dieser Ansatz entspricht der Pigou-Steuer, die - wie gezeigt werden konnte - nur die
theoretische BezugsgroBe der instrumentellen Ausgestaltung sein kann. Der Sachverstindi-
genrat fiir Umweltfragen stellt dem ein "politisch umsetzbares Verursacherprinzip” ge-
geniiber, das mit dem idealtypischen Konzept "in einem Kernbereich” Gemeinsamkeiten
aufweist: "In beiden Fillen wird die marktwirtschaftliche Lenkungsfunktion spezifischer
Preissetzungen zur Verwirklichung von Umweltqualititszielen ausgenutzt".32 Diese zweite
Variante stellt nur auf die Internalisierung der Vermeidungskosten ab.

Komplementir zu dieser Abgrenzung erfolgt die Definition des Gemeinlastprinzips: Nicht-
verursacher tragen die Kosten der MaBinahmen, die zur Verbesserung der Umweltqualitit
erforderlich sind. Da es sich bei der Schadensbeseitigung an offentlichen Giitern in der

Regel um eine staatliche Aktivitit handelt, zahlen somit im wesentlichen die Steuerzah-
ler.33

Die erste Variante des Verursacherprinzips - die exakte Anlastung der Schadenskosten - ist
nicht durchfiihrbar. Der Ubergang zum "politisch umsetzbaren” Verursacherprinzip bedeu-
tet jedoch nicht nur, angesichts praktischer Restriktionen ein theoretisches Instrument zu
modifizieren. Vielmehr wird in gleichem Umfang das Gemeinlastprinzip praktiziert:
Wohlfahrtsminderungen durch Umweltschidden, die den Verursachern nicht angelastet wer-
den, trigt die Allgemeinheit. Diesen Umstand muB man erkennen, wenn umweltpolitische
Mafnahmen unter Effizienzkriterien gewiirdigt werden sollen. Von Pareto-Effizienz ist eine
Internalisierung der Vermeidungskosten weit entfernt. Bewertungen wie jene, daff die Ent-

34

scheidung fiir das Verursacherprinzip eine Effizienzentscheidung ist””, miissen sich also

auf andere Kriterien stiitzen.

32 vy R8at von Sachverstindigen fiir Umweltfragen: Umweltgutachten 1978, a.a.0.,
Tz. 1784

33 Vgl. Zimmermann, Horst und Wolfgang Benkert: Offentliche Finanzen und Ge-
me1nlastpr1n21p, in: Schmidt, Kurt (Hrsg.): Offentliche Finanzen und Umweltpolitik,
a.a.0.,

34 Vgl Hansmeyer, Karl-Heinrich und Hans-Karl Schneider: Zur Fortentwicklung der
Umweltpolitik unter marktsteuernden Aspekten, a.a.0., S. 4
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Abgaben nach dem Verursacherprinzip erfiillen - wie gezeigt wurde - die Bedingungen sta-
tischer allokativer Effizienz. Es stellt sich die Frage, ob diese von dem Gemeinlastprinzip
nicht erreicht werden.

Ein Fall des Gemeinlastprinzips liegt dann vor, wenn die Geschiddigten auf eigene Kosten
passive Emissionsschutzmafinahmen vornehmen. Zur Verwirklichung des Gemeinlastprin-
zips zdhlt auch, wenn die Finanzierung der gleichen Mafinahme durch den Staat erfolgt.
Die Problematik dieser Losung ist evident: Die Quelle des externen Effektes bleibt beste-
hen, die Umweltbelastung wird nicht gesenkt, sondern nur in ihren negativen Folgen
gemindert.

Eine sinnvolle Form des Gemeinlastprinzips bestiinde in der Vergabe von Subventionen an
den Verursacher, die mit der Auflage verkniipft sind, Emissionsminderungsmaf8nahmen
durchzufiihren. Entspricht die gewidhrte Subvention genau den aufzuwendenden Vermei-
dungskosten, fiihrt das Unternehmen diese MaBnahme durch. Uberschreitet der Subven-
tionsbetrag die Vermeidungskosten entsteht ein Mitnahmeeffekt; unterschreitet er sie, ent-
steht eine Mitfinanzierungspflicht. Im letzteren Fall wird die Durchfiihrung der Mafnahme
ungewifl. Subventionen konnen eine statische allokative Effizienz erreichen, wenn ein fixer
Subventionsbetrag unabhiingig davon gewihrt wird, mit welchen Mafinahmen - und vor
allem Kosten - ein vorgegebenes Emissionsminderungsziel realisiert wird. Bemessungs-
grundlage der Subventionsvergabe miiite demnach nur die Verminderung einer Emis-
sionskennziffer sein. Es werden nidmlich dann zunichst jene Unternehmen Vermeidungs-
mafBnahmen durchfiihren, die hierfiir die giinstigsten Kosten aufweisen. Sie konnen aus der
Differenz von Kosten und Subventionsbetrag einen Gewinn erzielen. Es erscheint auch
nicht ausgeschlossen, da die Unternehmen den Stand der Emissionsvermeidungs-
technologie vorantreiben, d.h. die Vermeidungskosten zu senken versuchen, weil die Sen-
kung von Vermeidungskosten bei konstant zu erreichendem Subventionsbetrag zu einzel-
wirtschaftlichen Gewinnen fiihrt. Das Gemeinlastprinzip in Form einer verursacher-
bezogenen Subventionierung von MafBnahmen zur Vermeidung von Umweltbelastungen
kann also durchaus die Effizienzvorteile, die Abgaben gegeniiber Auflagen haben, errei-
chen. Es kommt dabei allerdings sehr auf die jeweilige Bemessungsgrundlage der Sub-
ventionsvergabe an.33

Gegen das Gemeinlastprinzip spricht aber, da gesellschaftlich akzeptierte Verteilungen
von Rechten, Pflichten und Lasten zwischen Verursachern von Umweltbelastungen und den

35 Unter Beriicksichtigung dieser Einschrinkung erscheint das Votum des Rates von
Sachverstidndigen fir Umweltfragen nicht gerechtfertigt: "Damit ergibt das Gemein-
lastprinzip in dynamischer Betrachtung eine stindige und von seiner Wirkungsstruktur
her auch zwangsldufige Unterversorgung mit Umweltqualitit, ungeachtet des jeweils
diskutierten Zielniveaus." Vgl. Umweltgutachten 1978, Tz. 1780.
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durch sie Geschidigten durchbrochen werden. Feststellbare Verschmutzer erst durch Sub-
ventionen zur Aufgabe ihrer gemeinschaftsschddigenden Aktivitit veranlassen zu konnen,
widerspricht dem allgemeinen Rechtsempfinden. Solche ordnungspolitischen Erwégungen
sind von ethischen Entscheidungen geprigt und stehen abseits der Effizienzkriterien. Die
Entscheidung fiir das Verursacherprinzip ist also keine ausschlieBliche Ef-
fizienzentscheidung. Davon sind folgende Argumente unberiihrt: Eine breite Anwendung
des Subventionsinstrumentes wiirde eine allgemeine Suche nach staatlich begriindeten Vor-
teilen in Gang setzen, anstatt die Anstrengungen der Unternehmen auf Marktprozesse zu
richten. Eine "rent-seeking-society" wire die Folge.

Gleichwohl kommt das Gemeinlastprinzip in erheblichem Umfang zur Anwendung. Fiir die
bundesdeutsche Umweltpolitik war das - zumindest in den 70er Jahren - auch der Fall 36
Worin liegen die Griinde?

Zunichst ist das Gemeinlastprinzip hdufig dann anzuwenden, wenn es sich um sogenannte
Altschiden handelt. Das wesentliche Kennzeichen ist jedoch nicht die in der Vergangenheit
vollzogene Emission und der daraufhin erfolgende Umweltschaden, sondern nur die Tat-
sache, daB deren Verursacher nicht mehr identifizierbar ist. Die Identifikation der Verur-
sacher ist auch bei laufenden Emissionen ein Problem, insbesondere dann, wenn Umwelt-
schiden multikausal und synergetisch als Folge verschiedener Emissionsquellen entstehen.
Der Nachweis, daB ein bestimmter Emittent - z.B. im Fall einer Gewisserverschmutzung -
beteiligt war, kann hdufig nur durch verfeinerte Analysemethoden erfolgen. Zumindest
muf} er als potentielle Emissionsquelle bekannt sein. Das Vorhandensein entsprechender
Emissionskataster erleichtert den Behorden die Arbeit, kann aber nicht vorausgesetzt wer-
den. Das gilt inshesondere fiir eine Politik, die das Gemeinlastprinzip nur subsididr an-
wenden will, also zundchst versucht, den einzelnen Verursacher fiir seine Emission haftbar
zu machen. Ein solcher negativer Anreiz fiihrt nicht dazu, daB sich Emittenten in einem
wachsenden Umfang offenbaren. Das konnte schon eher der Fall sein, wenn Emittenten -
bei einer Anwendung des Gemeinlastprinzips - staatliche Unterstiitzungen fiir Emissions-

vermeidungsleistungen zu erwarten hatten.37

36 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich: Okonomische Anforderungen an die staatliche
Datensetzung fiir die Umweltpolitik und ihre Realisierung, in: Wegehenkel, Lothar
(Hrsg.): Marktwirtschaft und Umwelt, Tiibingen 1981, S. 6.

37 Die Wahrscheinlichkeit, bei einem kriminell umweltschidigenden Verhalten nicht
entdeckt zu werden und der Umfang, in dem umweltpolitische Instrumente wirken
konnen, wird m.E. viel zu wenig diskutiert. Einer der wenigen Beitrige zu diesem
Problem: Riickle, Dieter und Klaus Terhart: Die Befolgung von Umweltschutzaufla-
gen als betriebswirtschaftliches Entscheidungsproblem, in: Zeitschrift fiir betriebs-
wirtschaftliche Forschung, Heft 5, 1986, S. 393-426. Vgl. auch Benkert, Wolfgang:
Die Bedeutung des Gemeinlastprinzips in der Umweltpolitik, in: Zeitschrift fiir
Umweltpolitik, Heft 3, 1986, S. 223.
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Die technische Identifikation des Emittenten ist jedoch nur die notwendige Voraussetzung.
Hinreichende Bedingung fiir die Anwendung des Verursacherprinzips ist, da sich der
Emittent nach wie vor im Geltungsbereich des Rechts aufhilt und Haftungsanspriiche bzw.
die Pflicht zur Abgabenzahlung durchgesetzt werden kann. Der Einwand, dal der Staat
selbst in erheblichem Umfang als Umweltschddiger auftritt, kann dagegen nicht als Argu-
ment fir die Anwendung des Gemeinlastprinzips akzeptiert werden, obwohl hier auf den
ersten Blick Verursacher- und Gemeinlastprinzip zusammenzufallen scheinen. Zunichst ist
jene Aktivitit, die die Umweltbelastung hervorbringt, Kuppelprodukt einer Leistung, die
von einer bestimmten offentlichen Gebietskorperschaftsebene hervorgebracht wird. Es ent-
steht ein Finanzausgleichsproblem, wenn die Ebene, der das Aufkommen aus Umweltabga-
ben zuflieBt, nicht mit jener identisch ist, die in diesem Fall als Verursacher zu gelten hat.
Hilt also z.B. der Bund Gesetzgebungs- und Ertragshoheit iiber eine Umweltabgabe, die
von den Gemeinden als Verursacher der Umweltbelastung zu entrichten ist, miilten ent-
sprechende Zahlungsstrome von den Gemeinden an den Bund fliefien.

Ein zweites Argument wiegt schwerer: Ist die Umweltbelastung mit der Erstellung einer 6f-
fentlichen Leistung verbunden, auf die das AusschluBprinzip anwendbar ist, kann die von
der Gebietskorperschaftsebene zu leistende Abgabenbelastung diesem exklusiv abgrenz-
baren Kreis von Nutzern zugerechnet werden. Der Preis fiir die Inanspruchnahme einer of-
fentlichen Leistung wird um den zurechenbaren Anteil der Umweltabgabe erhoht. Ein sol-
cher Fall erscheint z.B. bei Offentlichen Kraftwerken iiber den Strompreis denkbar.38 In-
soweit steht "der Staat als Emittent” der Anwendung des Verursacherprinzips nicht entge-
gen. Emissionen, die dagegen aus der Erstellung offentlicher Leistungen resultieren, die
nicht weiter einzelnen Nutzern zurechenbar sind, konnen Griinde fiir die Anwendung des
Gemeinlastprinzips bieten. Ein Beispiel hierfir bilden die Umweltschdden, die im Zusam-
menhang mit der Aufrechterhaltung einer nationalen Armee entstehen. Werden durch sie
Schiden verursacht, die mit einer Umweltabgabe belegt sind, fiihrt deren Zahlung - auch
wenn sie zwangsldufig von der Allgemeinheit getragen wird - zumindest dazu, da8 inso-
weit die "wahren Kosten" der Erhaltung nationaler Verteidigungsstreitkrifte im Etat aus-
gewiesen werden.

Die bisherige Entscheidung fiir die Umsetzung eines Verursacherprinzips mit Abgaben laBt
weitere Probleme offen, insbesondere die Frage, wer als Verursacher einer Umweltschi-
digung oder allgemein eines externen Effektes zu gelten hat.

Kraftfahrer benutzen Kraftfahrzeuge, die bei Erfiillung staatlich gesetzter Zulassungsvor-
aussetzungen in Betrieb genommen werden diirfen. Sie befahren Strafen, deren Strafienbe-
lag hierfiir als geeignet angesehen wird und deren Streckenverlauf sowie die Verkehrsfiih-

38  vgl. ebenda, S. 222.
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rung das Ergebnis von Stadtentwicklungs-, Siedlungs- und Raumordnungsplanung, also 6f-
fentlicher Entscheidungsprozesse, sind. Unterstellt den Fall, da8 der Bebauungsplan einer
Kommune Wohnsiedlungen in der Nihe verkehrsreicher Strafien ausweist, dann tragen die
Anwohner die externen Kosten des StraBenverkehrslirms. Wird der externe Effekt hier
durch die Kraftfahrer verursacht? Willeke konstatiert, daB in diesem Fall "vielmehr eine
konsekutive Verursacherkette" vorliegt, "mit mehreren u.U. vielen Beteiligten, deren
Entscheidungen ineinandergreifen und erst dadurch di¢ konkrete Belastungslage entstehen
lassen".39 Dem kann kaum widersprochen werden. Willeke folgert deshalb, daB keine
Internalisierungsforderung erhoben werden kann. %0 Das widerspricht jedoch der Logik ei-
ner Analyse von Umweltbelastungen als externe Effekte.

Firr die Konstruktion von Abgaben reichen aber einfachere Annahmen iiber die Bedingun-
gen der Verursachung aus. Danach sind die Kraftfahrer die Verursacher der externen Ko-
sten, weil fiir das Handeln der Verwaltung davon ausgegangen werden muB, daB sie in ei-
ner bestimmten, durch Verkehrsdichte und Siedlungsstruktur vorgegebenen Situation jene
Entscheidungen trifft, die den Priferenzen der Bevolkerung angemessen sind. Alle Kritiker
werden mit einer Fiille von Beispielen aufwarten, in denen diese Bedingung nicht erfiillt
ist. Thnen muf entgegengehalten werden, daB diese "Ausnahmen" nicht zu Problemen der
Abgabenpolitik gemacht werden konnen. Die Konstruktion von Umweltabgaben kann nicht
darauf Riicksicht nehmen, wenn politische Willensbildung ohne Riicksicht auf Biirger-
priferenzen erfolgt oder die Umsetzung politischer Vorgaben durch die Verwaltung infolge
eines "organizational slack” verzerrt wird. Noch einfacher: Sind StraBenverlauf und An-
wohnerzahl gegeben, variiert die Hohe externer Kosten nur mit der Zahl der Fahrzeuge,
die die Strafe passieren. Sie sind die Quelle des externen Effektes.!

Gleichwohl: Kraftfahrer konnen nicht die technischen Eigenschaften ihrer Fahrzeuge beein-
flussen. Der Umfang von Lirm- und Abgasemissionen hingt wesentlich davon ab, welche

39 Vgl. Willeke, Rainer: Sozialkosten des StraBenverkehrs und das Verursacherprinzip,
a.a.0., S. 295.

40 willeke bricht den Gedanken an dieser Stelle ab. Konsequent weiterentwickelt wiirde
er im Ergebnis zur Ablehnung der Theorie externer Effekte als Instrument fiir die
Analyse von Umweltbelastungen kommen. Diese Position vertritt K.W. Kapp, der
auch stets den Terminus Sozialkosten verwendet. Seiner Meinung nach sind die von
der traditionellen Wirtschaftstheorie entwickelten Instrumente nicht geeignet, die
Probleme der Umweltzerstorung zu erfassen. Vgl. u.a. Kapp, Karl-W.: Zur Relevanz
des Sozialkostenproblems fiir die 6konomische Theorie, in: ders.: Fiir eine oko-
soziale Okonomie, Frankfurt a.M. 1987, und ders.: Umweltzerstérung und soziale
Kosten - eine Herausforderung an die Okonomie, in: Glagow, Manfred (Hrsg.):
Umweltgefdhrdung und Gesellschaftssystem, Miinchen 1975, S. 32.

41 Damit soll der EinfluB des Staates auf Entstehung und Vermeidung von Umweltschi-
den nicht hinwegdefiniert werden. Ein EinfluB staatlicher Planung auf die Hohe der
Umweltbelastung ist zweifellos gegeben. Eine "fiskalische Belastung von Planungs-
fehlern" erscheint aber hochst problematisch.
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technischen Standards verwirklicht sind. Sie sind fiir den externen Effekt ebenso ursichlich
wie der Betrieb des Fahrzeugs. Das spricht wiederum dafiir, die Hersteller umweltschidi-
gender Produkte als Verursacher anzusehen.*? Dem steht aber das iibliche Verstindnis
iiber eine Aufgabenverteilung in Marktwirtschaften entgegen. Danach ist der Zweck jeder
Wirtschaftstiitigkeit die Befriedigung des Endverbrauchs. Damit sind auch die Umwelt-
schiden, die im ProduktionsprozeB entstehen, in einem okonomischen Sinne durch den
Verbraucher verursacht. "Wer also ein bestimmtes Gut verbraucht, hat die ganze Kette in
Bewegung gesetzt, in deren Verlauf die diversen Umweltbelastungen entstanden sind. Er
muB sich deshalb auch am Ende die volkswirtschaftlichen Kosten der Umweltbelastung zu-
rechnen lassen."43 Dabei ermoglicht der Preis bei den Verbrauchsentscheidungen, die un-
terschiedlichen Knappheiten zu beriicksichtigen. Findet im Preis umweltschiddigend er-
zeugter Giiter die zunehmende Knappheit von Umweltgiitern ihren Niederschlag, reagieren
die Verbraucher volkswirtschaftlich sinnvoll mit einer verminderten Nachfrage. Dennoch
bleibt hier ein Unbehagen, das nicht nur gegeniiber dem inhdrenten Verstindnis von
Konsumenten-souverinitit*? erwichst, sondern auch in Frage stellt, ob die von den Unter-
nehmen angebotenen Giiter mit einer ganzen Bandbreite (von niedrigen bis hohen) Um-
weltbelastungen verbunden ist, so daf§ eine Wahl mdglich wird.

Letztlich bleibt nur eine politische Entscheidung: "Verursacher von Umweltbelastungen ist
jeder, der fiir den Eintritt von Umweltbelastungen eine Bedingung setzt. Verursacher sind
also die Hersteller von Giitern und Dienstleistungen, Zulieferbetriebe, Zwischenhéndler
sowie jeder Biirger, der die natiirliche Umwelt durch die Verwendung von Produkten oder
durch unmittelbare Inanspruchnahme von Umweltgiitern (z.B. Freizeitgestaltung, Touris-
mus) belastet (...). Demzufolge kommen in der Regel eine Vielzahl von Verursachern fiir
die Kosteniibernahme in Betracht. An welcher Stelle in der Verursacherkette die Kostenzu-
rechnung in der Praxis erfolgt, ist eine Frage wirtschaftlicher Effizienz und 6kologischer
Wirksamkeit, die danach zu beurteilen ist, welche MaBnahmen im konkreten Fall eine
moglichst hohe Umweltqualitit sowie die wirtschaftspolitisch und verwaltungstechnisch be-
ste Losung gewéihrleisten."45

42 Auch eine Modifikation der Fragestellung ist umweltpolitisch von Interesse: Steigen
bei gegebenen Emissionsmengen die Anspriiche an die Umweltqualitiit, werden also
die Standards erhoht, entstehen Kosten. Sind die Nachfrager nach besserer Umwelt-
qualitit oder die Emittenten die Verursacher dieser Kosten?, Vgl. Benkert,
Wolfgang: Die Bedeutung des Gemeinlastprinzips, a.a.O., S. 214.

43 vgl. Binswanger, Hans-Christoph, Holger Bonus und Manfred Timmermann: Wirt-
schaft und Umwelt: Moglichkeiten einer okologievertraglichen Wirtschaftspolitik,
Stuttgart 1981, S. 114.

44 vgl. Kapp, Karl-W.; Soziale Folgen der Uber- und Unterbeschiftigung, in: ders.:
Fiir eine Okosoziale Okonomie, Frankfurt a.M. 1987, S. 221ff.

45 vgl. Bundesminister des Innern (Hrsg.): Das Verursacherprinzip, Moglichkeiten und
Empfehlungen zur Durchsetzung, Umweltbrief Nr. 1, S. 6f., zitiert nach: Hartkopf,
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3.4 Abgabenobjekte: Fallbeispiele
3.4.1 Vorbemerkungen

Die Bestimmung der rechtlichen oder 6konomischen Tatbestinde, an die der Eintritt der
Abgabenpflicht gekniipft wird, mithin die Definition des Abgabengegenstandes, ist fiir die
Allokationswirkungen von hochster Bedeutung. Einerseits sind unerwiinschte Tatbestinde
prizise zu diskriminieren, andererseits muB der Bereich zulissiger Handlungen offen for-
muliert sein, weil innerhalb dieses Bereichs Spielraum fiir innovative Vermeidungslosungen
bestehen soll. Der Abgabetechnik kommt deshalb fiir die Wirksamkeit der Umweltabgaben
eine bedeutende Rolle zu.

Dazu zihlt auch die Abgrenzung des Kreises der Abgabepflichtigen. Stets hat der Gesetz-
geber bei der Festlegung von Abgabepflichten bestimmte subjektive Ausnahmen zugelas-
sen, obwohl bei diesen Wirtschaftssubjekten die objektiven Voraussetzungen fiir den Ein-
tritt der Abgabepflicht gegeben waren. Fiir Umweltabgaben sind solche sozial-, regional-
oder strukturpolitisch motivierten Ausnahmen von der Abgabepflicht in gleicher Weise
problematisch. Der Verzicht auf die Abgabenerhebung bedeutet nimlich die Nicht-Einbe-
ziehung von u.U. relevanten Emissionen in die knappheitsorientierte Bewirtschaftung. Die
Erreichung des dkologischen Ziels gebietet den Verzicht auf solche Ausnahmen. Abgabe-
pflichtig sollen alle sein, bei denen die Abgabetatbestinde vorliegen.

Somit riickt die prizise Bestimmung des Abgabenobjektes an zentrale Stelle fiir eine Um-
weltabgabe, die die Verursacher treffen soll. Im System der Pigou-Steuer ist der Steuerge-
genstand der verursachte externe Schaden, sein monetires Aquivalent ist die Steuerschuld.
Eine Erorterung von Bemessungsgrundlagen ist im System von Pigou nicht erforderlich.
Die praktische Abgabenpolitik hat groBere Probleme. Jede Umweltabgabe soll die Umwelt-
belastung abgabepflichtig machen. Umweltbelastung wird hier verstanden als die Entste-
hung eines Schadens, d.h. eine Abweichung der Qualitit des Umweltmediums von einem
definierten Normalzustand.

Die Definition von Umweltqualititsstandards erleichtert den umweltpolitischen Eingriff:
Ein "Umweltschaden” liegt dann vor, wenn die politisch bestimmten Umweltqualititsstan-
dards nicht erreicht sind. Als Verursacher eines Umweltschadens muB derjenige gelten,
dessen Handeln kausal fiir den Eintritt eines Schadens war.

Dennoch ist die deutlich werdende Problematik stets neu zu erdrtern: Stellt die Definition
des Abgabenobjektes sicher, daB der Verursacher getroffen und gemis seines Beitrags zum
Gesamtschaden fiskalisch belastet wird? - Nicht alle vermeintlichen Verursacherabgaben er-

Giinter und Eberhard Bohne: Umweltpolitik, Band 1, Grundlagen, Analysen und Per-
spektiven, Opladen 1983, S. 111.
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fiilllen diese Bedingung. Der baden-wiirttembergische Wasserpfennig zeigt, wie sehr ge-
setzlich fixierte Abgabengegenstinde die ursichlichen Bedingungen fiir Umweltbelastungen
verfehlen koénnen. Er wird deshalb auch iiberwiegend als Finanzierungs- und nicht als Len-
kungsabgabe qualifiziert.“6

3.4.2 Der Wasserpfennig

Der Wasserpfennig ist eine vom Land Baden-Wiirttemberg auf die Wasserentnahme erho-
bene Abgabe. Den Hintergrund fiir diese Regelung bildet die 5. Novelle zum Wasserhaus-
haltsgesetz, die mit der Einfiigung von § 19 Abs. 4 durch den Bundesgesetzgeber im Jahre
1986 den Rahmen fiir den Umgang mit Interessenkollisionen zwischen Landwirten und
Wasserwerken vorgab. § 19 Abs. 4 WHG lautet: "Setzt eine (Wasserschutz-) Anordnung
(...) erhohte Anforderungen fest, die die ordnungsgemiBe land- oder forstwirtschaftliche
Nutzung eines Grundstiicks beschrinken, so ist fir die dadurch verursachten wirtschaftli-
chen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach MaBgabe des Landesrechts zu leisten
(...)". Das WHG ermdglicht damit Kompensationszahlungen an Landwirte, die fir den
Verzicht auf landwirtschaftliche Nutzung des Bodens gezahlt werden. Zur Finanzierung
dieser Zahlungen dient der Wasserpfennig, d.h. eine fiskalische Belastung des Trink- und
Brauchwassers, die von den Wasserabnehmern zu entrichten ist. Die Begriindung fiir das
gesamte MaBnahmenbiindel ist das Bestreben, den Reinheitsgrad des Grundwassers im
Rahmen der EG-Richtwerte, mit einer Obergrenze von 50 mg Nitrat pro Kubikmeter Was-
ser, zu halten. Die steigende Nitratbelastung des Grundwassers geht vor allem auf den

Eintrag von Giille und nitrathaltigen Diingemitteln zuriick, die auf die Felder verteilt wer-
den.47

Der Wasserpfennig wurde insbesondere von Bonus?® als Anwendung der Coase-Argumente
iiber die Internalisierung externer Effekte verteidigt. Die von Coase stets formulierte Rezi-
prozitit externer Effekte findet sich auch hier wieder. Die Inanspruchnahme des offentli-
chen Gutes durch die Landwirte einerseits und die Wasserwerke (stellvertretend fiir die Ge-

46 Vgl. anstelle vieler: Hansmeyer, Karl-Heinrich: Fallstudie: Finanzpolitik im Dienst
des Gewisserschutzes, in: Schmidt, Kurt (Hrsg.): Offentliche Finanzen und
Umweltpolitik, Bd. 2, Berlin 1988, S. 47ff.

47 vgl. Blankart, Charles B.: Umweltschutzorientierte Sonderabgaben und ihre Alterna-
tiven, in: Schmidt, Kurt (Hrsg.): Offentliche Finanzen und Umweltpolitik, Bd. 1,
a.a.0., S. 52. Vorbehaltlich anderer naturwissenschaftlicher Erkenntnisse wollen wir
die gleiche Einschrinkung wie Blankart vornehmen: "Die hier dargelegte Kausalitit
ist nicht ganz unumstritten, wird aber fiirs folgende einmal als gegeben angenom-
men."

48  vgl. Bonus, Holger: "Eine Lanze fiir den "Wasserpfenning’. Wider die Vulgérform
des Verursacherprmzxps in: Wirtschaftsdienst, Heft 9, 19 6 S. 451-455.



43

samtheit anderer Wassernutzungen) andererseits begriindet eine Verwendungskonkurrenz:
Immer dann, wenn eine der beiden Seiten ihre Verwendung durchsetzen kann, ergeben sich
daraus negative externe Effekte fiir die jeweils anderen Nutzer. Es ist dariiber zu ent-
scheiden, welche Form der Nutzung den Vorzug erhilt. In diesem Sinne konnen sowohl die
Landwirte als auch die Wasserwerke als Verursacher gelten. Die Internalisierung externer
Kosten reduziert sich von einer allokativen auf eine verteilungspolitische Frage.

Die Simulation von Coase-Arrangements durch den Wasserpfennig stimmt jedoch nicht.
Einmal handelt es sich bei Coase stets um direkte Verhandlungen zwischen Geschidigten
und Verursachern; die Bewertung des externen Effektes durch eine staatliche Instanz mittels
des Wasserpfennigs wird diese (allokationsoptimalen) Einschitzungen in der Regel nicht
treffen konnen. Fir eine Umweltpolitik mit Abgaben muB jedoch ein anderer, wesentlich
bedeutsamerer Schlufl gezogen werden. Fiir Hansmeyer und Ewringmann ist der Sachver-
halt eindeutig: "Die Umweltpolitik hat sich eindeutig auf den Verursacher negativer Um-
welteffekte als sie allein interessierenden Verursacher festgelegt und als Normadressaten
ausgewdhlt; er soll mit den Kosten belastet werden, zumindest nach dem typischen
ordnungsrechtlichen Eingriffsmuster die Kosten der Normerfiillung tragcn."49 Also sind
die Landwirte die Verursacher. Die Entnahme von Wasser einer bestimmten Qualitit durch
die Wasserwerke - mithin die Beschrinkung der landwirtschaftlichen Diingung - begriindet
zwar auch einen negativen externen Effekt zu Lasten der Landwirte, nicht aber einen Um-
weltschaden. Die Entscheidung iiber die Erhebung einer Umweltabgabe und die Definition
des Abgabenobjektes beinhaltet deshalb eine Festlegung, welche Art externer Effekte zu-
riickgefiihrt werden soll. Genau das bedeutet die Umschreibung der Tatbestinde, die die
Abgabepflicht auslisen.

Fazit: Ist das okologische Ziel die Riickfiihrung von Nitrateintrigen in das Grundwasser,
kann der bestehende Wasserpfennig nicht als Abgabe nach dem Verursacherprinzip gelten,
sondern verwirklicht das Gemeinlastprinzip, weil er Wirtschaftssubjekte belastet, bei denen
diese Bedingung nicht vorliegt.

49 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich und Dieter Ewringmann: Der Wasserpfennig,
a.a.0., S. 46f. (Hervorhebung nicht im Original).
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3.4.3 Abgaben zur Vermeidung des Treibhauseffektes

Die Bestimmung des Abgabenobjektes weist im Fall des Treibhauseffektes eine andere Pro-
blematik auf. Der Treibhauseffekt und die daraus erwachsenden Gefahren fir die Mensch-
heit sind seit einiger Zeit bestimmende Themen der umweltpolitischen Diskussion. Die
Fakten sind bekannt: 0

- die Temperatur der Erde in Bodennihe stieg in den vergangenen 100 Jahren allein

um 0,6 C an. Zum Vergleich: der globale Temperaturanstieg nach der vergangenen
Eiszeit vor 15 000 bis 50 000 Jahren betrug etwa 5 C;

- die vier wirmsten Jahre zwischen 1860 und 1987 waren die Jahre 1980, 1981, 1983
und 1987,

- als Folge der zunehmenden Erwirmung stieg der Meeresspiegel um etwa 15 cm seit
Beginn dieses Jahrhunderts, Gletscher tauen ab und das Meerwasser dehnt sich in-
folge der Erwarmung aus. Ein weiterer Anstieg um 0,3 bis 1,5 m wird erwartet.
Als Folge davon wiirden Linder wie Bangladesh oder Java weitgehend iiber-
schwemmt; umweltbedingte Volkerwanderungen wiren die zwangslaufige Folge.

Es gilt mittlerweile als unstrittig, daf§ diese klimatischen Veridnderungen auf eine Zunahme
der wirmeisolierenden Spurengase in der Luft zuriickgefiihrt werden miissen. Unter diesen
sogenannten Treibhausgasen wird insbesondere dem Kohlendioxid hohe Bedeutung fiir den
Treibhauseffekt zugewiesen. Daneben sind Methan, Distickstoffmonoxid, Ozon und
Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) fiir die Erwdrmung der Erdatmosphére ursdchlich.
Ihr jeweiliger Beitrag wird in einer Kennziffer, dem sogenannten "spezifischen Treib-
hauspotential” (THP) erfaBt.51

Treibhausgas COp CHgq N20 Ozon FCKWI11 FCKW12

spez. THP 1 32 150 2000 14000 17000

Beitrag zum Treib-

hauseffekt in vH. 50 19 4 8 5 10

Quelle: llig;]uéte-l(ommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphidre”, a.a.0., S.

50 Vgl. u.a. Enquéte-Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphire" des
Deutschen Bundestages; Erster Zwischenbericht vom 2.11.1988, BT-Drs. 11/3246;
Veerabhadran, Ramanathan: Spurengase, Treibhauseffekt und weltweite Erwdrmung,
in: Crutzen, Paul J. und Michael Miiller (Hrsg.): Die Zerstorung der Erdatmosphire:
Gefahren und Auswege, 2. Auflage, Miinchen 1990, S. 65-76; Brown, Neville: Der
Treibhausgffekt: eine weltweite Herausforderung, in: Europa-Archiv, Folge 8/1989,
S. 231-240.

51  Die Kennziffer gibt an, um wieviel die Infrarot-Strahlungsabsorption der Erd-
atmosphire durch ein weiteres Molekiil des Treibhausgases gegeniiber der Zunahme
um ein CO,-Molekiil gesteigert wird.
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Der Treibhauseffekt hat als internationales Umweltproblem zu einer Reihe von Konferen-
zen und Beschliissen gefiihrt, wobei insbesondere die Weltklimakonferenz "The changing
atmosphere” vom Juni 1988 Beachtung verdient. Dort wurde empfohlen, die weltweiten
CO7-Emissionen bis zum Jahr 2005 um mindestens 20% und bis zur Mitte des ndchsten
Jahrhunderts um mindestens 50% zu senken. In der Folge haben nationale Regierungen
Reduktionsziele angekiindigt bzw. beschlossen. Die deutsche Bundesregierung hat am
13.6.1990 den Entschluf gefaBt, den CO7-Ausstof bis zum Jahre 2005 um 25% zu redu-
52 Um diese okologischen Ziele zu erreichen, wird vor allem eine CO3-Abgabe dis-
kut.ien53. Emissionen von Methan, Ozon, Distickstoffmonoxid und FCKW werden dage-
gen nicht als Abgabenobjekte gefordert bzw. sogar explizit ausgeschlossen54 (wie Methan),

zieren.

obwohl sie wesentlich hohere spezifische Treibhauspotentiale haben, mithin pro vermiede-
ner Emissionseinheit ein hoherer Beitrag zur Erreichung des Okologischen Ziels geleistet
wird. Dem steht entgegen, wie die 0.a. Tabelle ausweist, daB der CO)-Anteil an der Ver-
ursachung des Treibhauseffektes 50% betrdgt und damit den aller anderen Treibhausgase
iibersteigt. Ist das Abgabenobjekt COp-Emissionen richtig gewihlt?

Der Treibhauseffekt wird nicht nur durch die anthropogen bedingten, sondern auch durch
die natiirlich vorhandenen Emissionsquellen gefordert. So entstehen die Mehrzahl der
Treibhausgase sowohl anthropogen als auch biogen, jedoch in unterschiedlichen Anteilen.
Kohlendioxid z.B. entsteht nur zu 4% anthropogen, vor allem durch die Verbrennung fos-
siler Energietrdger und die (Brand-)Rodung tropischer Regenwilder. FCKW entstehen da-
gegen ausschlieBlich aus anthropogenen Quellen. Da die origindr biogenen Quellen nicht
durch &konomische Dispositionen der Verursacher zu beseitigen sind, liegt der Schluf
nahe, jene Treibhausgase als Abgabeobjekte auszuscheiden, die zu einem hohen Anteil bio-
gen verursacht sind, wie zum Beispiel Kohlendioxid. Die Konsequenz wire jedoch voreilig.
Erstens steht den Quellen von Treibhausgasen in der Regel eine Senke gegeniiber: Methan
wird durch Bodenorganismen aufgenommen, Kohlendioxid durch die Photosynthese der
Pflanzen, insbesondere des Meeresplanktons. Treibhausrelevant sind nur die Mengen, die
keiner Senke zugefiihrt werden konnen. Das gilt insbesondere fiir die FCKW, denen kaum

52 wille, Joachim: Die vielen Autofahrer drohen die Klimaschiitzer zu iiberrollen, in:
Frankfurter Rundschau vom 19.6.1990, S. 1. GroBbritannien will den
Kohlendioxidausstol bis zum Jahre 2005 auf dem Niveau von 1990 stabilisieren. Vgl.
0.V.: Thatchers Schritt gegen Treibhauseffekt geniigt Greenpeace nicht, in:
Frankfurter Rundschau vom 28.5.1990 und BeschluB der Bundesregierung zur Redu-
zierung der energiebedingten CO,-Emissionen in der Bundesrepublik Deutschland auf
der Grundlage des zweiten Zwischenberichts der Interministeriellen Arbeitsgruppe
"COy-Reduktion”, BT-Drs. 12/2081 vom 12. Februar 1992.

53 Vgl. fir den Beginn der Diskussion: Krumrey, Henning: Die Luft anhalten, in: Wirt-
schaftswoche Nr. 40 vom 29.9.1989, S. 21-23.

54 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD, BT-
Drs. 11/5712, Fragen 15 und 16.
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natiirliche Abbaumechanismen gegeniiberstehen. Zweitens 148t sich aus einer iiberwiegend
anthropogenen Entstehung nicht der Schluf ziehen, daf} die Belastung mit Abgaben zum
Verschwinden der Emission fihrt. Drittens zeigt das Beispiel der Kohlendioxid-Emis-
sionen, daB auch bei geringem anthropogen verursachten Anteil ein durchaus relevantes
Steuerungspotential verbleiben kann. SchlieBlich sollen durch Umweltabgaben die Abga-
benobjekte in der Regel nicht vollstindig erodiert werden, sondern eine effiziente Bewirt-
schaftung vertretbarer Gesamtemissionsmengen eintreten.

Hierfiir bietet CO7 wiederum giinstigere Voraussetzungen als Methan. Kohlendioxid wird
zu 92% energiebedingt emittiert. > Prozesse der Energiegewinnung und des Energiever-
brauchs sind aber in weit hoherem MaBe bereits behordlich begleitet, erfat und u.U. auch
Objekt und Bemessungsgrundlage anderer Abgaben (Kohlepfennig, Mineraldlsteuer), so
daB die Ankniipfung hieran erhebliche administrative Erleichterungen ermdglicht, wenn
man sie mit der Erfassung von Verlusten bei der Erdgasverteilung (Methan-Ausgasung)
vergleicht. Dariiber hinaus ermdglicht die Tatsache, daB CO7 iiberwiegend energiebedingt
emittiert wird, Synergieeffekte. Die indirekte Verteuerung der Energienutzung macht u.U.
- Energieeinsparungen moglich.

Die Breite der moglichen Quellen von CO2-Emissionen darf nicht nur als Nachteil dieses
Abgabenobjektes begriffen werden. Die Vorteile von Abgaben gegeniiber Auflagen liegen
vor allem darin, Spielrdume fiir die Entscheidung iiber Erfiillung oder Vermeidung der ab-
gabepflichtigen Tatbestinde zu belassen. Zu Verhaltensinderungen werden vor allem jene
Verursacher von Umweltbelastungen veranlaBt, die hierfiir relativ geringe Kosten aufzu-
wenden haben. Man darf davon ausgehen, daB unter den CO3-Emittenten die Opportuni-
titskosten des Verzichts auf CO2-Emissionen stirker divergieren, als - iiberspitzt formuliert
- die Vermeidungskosten der Kiihlschrankhersteller beim Verzicht auf FCKW. Insoweit
diirfte die Anwendung ordnungsrechtlicher Instrumente fiir die Regulierung der FCKW-
Emissionen in geringerem Umfang Ineffizienzen bergen, als das bei Kohlendioxid-Emissio-
nen der Fall ist. Das hohe spezifische Treibhauspotential und das Vorhandensein technolo-
gischer Alternativen legen auch das Verbot von FCKW nahe.

Fazit: Die Beschrinkung auf die Kohlendioxid-Emissionen als Abgabenobjekt erscheint
okonomisch sinnvoll, weil damit die Abgabenerhebung an ein breites Spektrum von wirt-
schaftlichen Vorgingen ankniipft, die als relevante Ursachen fiir den Treibhauseffekt gel-
ten. Damit wiren mit nur einer Abgabe eine Vielzahl von Verursachern erfat und zugleich
eine Reihe von Substitutionsalternativen fiskalisch belastet, so daB die Aus-
weichmoglichkeiten, die die Erreichung des Okologischen Ziels konterkarieren, gering blei-

55 vgl. Klimaproblematik und Energiepolitik, Bericht des Arbeitskreises Energiepolitik
an die Wirtschaftsministerkonferenz am 14./15. September 1989, (Ms.), S. 10.
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ben. Fiir die nicht einbezogenen Verursacher des Treibhauseffektes, z.B. Methan und
FCKW-Emissionen, sind Abgaben nicht ausgeschlossen; andere Formen der Regulierung
liegen aber naher.

3.5 Bemessungsgrundlagen
3.5.1 Vorbemerkungen

Die Bemessungsgrundlage einer Abgabe ist jene Grife, die bei der Ermittlung der indivi-
duellen Abgabeschuld zugrunde gelegt wird. Dabei kann es sich um physische Grofien
(Menge in kg) oder monetire Strom- und Bestandsgrofen handeln (Umsatz, Kapi-
talvermogen in DM). Abgabenobjekt und Bemessungsgrundlage konnen iibereinstimmen,
sie miissen es aber nicht. So kann eine Abgabe auf CO-Emissionen nicht den Umfang
tatsichlich emittierten Kohlendioxids als Bemessungsgrundlage haben, sondern den Ver-
brauch von fossilen Energietrigern, deren Verbrennung CO» entstehen 148t. Unter allokati-
ven Aspekten ist diese Frage nicht unerheblich. Geht man davon aus, daB mit dem
Abgabenobjekt der Verursacher richtig erfat wird, dann bestimmt die Bemessungsgrund-
lage die Hohe der internalisierten Kosten und die Richtung der Vermeidungsanstrengungen,
weil Abgabepflichtige versuchen werden, ihre Abgabeschuld zu verkleinern, d.h. die Be-
messungsgrundlage zu erodieren.

Bedeutet die Beschreibung der abgabepflichtigen Tatbestinde eine erste Approximation an
den zu vermeidenden Umweltschaden, bei der eine bestimmte Kausalitit zwischen Abga-
benobjekt und Umweltschaden unterstellt wird, fiihrt die Bestimmung einer vom Abgaben-
objekt abweichenden Bemessungsgrundlage zu einer zweiten Approximation, die dariiber
entscheidet, ob mit der Abgabe die Quelle des externen Effektes prizise getroffen wird. Je
niher die Bemessungsgrundlage an die Quelle des externen Effektes (das als verursachend
erkannte Abgabenobjekt) heranriickt, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, da8 die Ab-
gabentriger Substitutionen vornehmen, die die Bemessungsgrundlage und damit ihre
Abgabeschuld, nicht aber den externen Effekt vermindern. In diesem Fall wire eine
Fehlallokation zu konstatieren, weil die Abgabe Handlungen belastet, die keine externen
Kosten erzeugen.

Ublicherweise wird fiir Objekt und Bemessungsgrundlage von Umweltabgaben eine Syste-
matik vorgeschlagen, die sich an die Struktur des Produktionsprozesses anlehnt: Mit Abga-
ben belastet werden konnen:

- umweltschidigende Emissionen,
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- der Output von Unternehmen, d.h. Konsumgiiter, die in den Endverbrauch einge-
hen,

- Faktoren, die als Inputs im Produktionsproze8 externe Nachteile auslosen und

- der Produktionsproze selbst (bzw. der Gebrauch langlebiger Konsumgiiter durch
die privaten Haushalte).

3.5.2 Umweltschadigende Emissionen

Abgaben mit der Bemessungsgrundlage Emissionen sind seit jeher das von der Umweltoko-
nomie bevorzugte Steuerungsinstrument. Der Rat von Sachverstindigen fiir Umweltfragen
diagnostiziert fir diesen Abgabentyp auch unter realen Anwendungsbedingungen iiberle-
gene Eigenschaﬁen.S6 Jedoch muB auch dieses sehr positive Urteil eingeschrinkt werden.
Zweifelsohne weisen Emissionen vergleichsweise die engste Bezichung zur Hohe externer
Effekte auf. Dennoch: Emissionskennziffern beziehen sich nur darauf, in welchem Umfang
umweltschidigende Stoffe an die Umwelt abgegeben werden, nicht in welcher Intensitit sie
die Umweltmedien belasten.

Fiir die meisten Schadstoffe wird die Bemessung der Emissionsabgaben nach dem Wirk-
lichkeitsmaBstab, d.h. dem Umfang der tatsichlich stattgefundenen Emissionen, ausschei-
den, weil der hierfiir notwendige Kontroll- und Erhebungsaufwand den vertretbaren Rah-
men ibersteigt. Fiir den Fall der prinzipiellen MeBbarkeit der Emissionen sind die Pro-
bleme vielleicht noch 16sbar, wenn es sich um nur eine Emissionsart und eine stationidre
Quelle handelt. Die Uberforderung der Kontrollinstanzen wird spitestens dann deutlich,
wenn mehrere Emissionsarten an mobilen Emissionsquellen gemessen werden sollen.S7

Prinzipiell sind - unabhingig von der Emissionsart - folgende Verfahren der Emissionsmes-
sung denkbar:58 Die Messung kann betriebsindividuell durch offentliche Einrichtungen,
wie z.B. den Technischen Uberwachungsverein, oder im Wege der Selbstmessung durch
die emittierenden Unternehmen erfolgen. Dementsprechend fallen die Kontrollkosten beim

56 vgl. Rat von Sachverstindigen fiir Umweltfragen: Umweltgutachten 1978, Stuttgart
1978, S. 544.

57 Man denke z.B. an den Fall der Messung von Ist-Emissionen aus Kraftfahrzeugen.
Potentiell umweltschidigende Emissionen fallen hier in Form von Stickoxid- und
CO,-Emissionen sowie dem Ldrm der Motoren und Abrollgeréusche an. Sollen nur
fiir 'diese drei Typen die Emissionen nach dem WirklichkeitsmaBstab erfaft werden,
wire ein erheblicher Aufwand an MeBgeriten erforderlich, um Abgase nach Konzen-
tration und Volumen und den Schalldruck nach Dezibel zu messen.

58  vgl. Siebert, Horst: Analyse der Instrumente der Umweltpolitik, a.2.0., S. 32.
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Emittenten oder der offentlichen Einrichtung an. Es ist im Einzelfall zu priifen, ob hierfiir
nicht an bestehende Verpflichtungen zur Emissionserklarung angekniipft werden kann, die
fiir die Emittenten aufgrund umweltrechtlicher Normen bestehen. So sind die Betreiber be-
stimmter, nach § 27 BImSchG abgegrenzter Anlagen verpflichtet, der zustindigen Behorde
jahrlich Angaben iiber Art, Menge, rdumliche und zeitliche Verteilung der Luftverunreini-
gungen, die von den Anlagen in einem bestimmten Zeitraum ausgegangen sind, sowie iiber
die Austrittsbedingungen zu machen. Die Emissionserklirung muB detailliert und vollstin-
dig sein. Inhalt, Form und Umfang der Erklirung ergeben sich im einzelnen aus § 4 11.
BlmSchV.59

Um einen WahrscheinlichkeitsmaBstab handelt es sich dann, wenn behdrdliche Immis-
sionsmessungen an ausgewihlten Punkten einer Region erfolgen, um auf dieser Basis ein-
zelnen Verursachern Emissionen zuzurechnen. Ein solches Verfahren birgt eine Reihe von
Problemen, weil von den Abgabeschuldnern stets die Qualitit der Transformations- und
Diffusionsfunktionen in Frage gestellt wiirde. Die Abgabenerhebung auf Emissionen wird
daher in der Regel nicht nur auf den WahrscheinlichkeitsmaBstab, sondern zu pauschalier-
ten Emissionen anstelle von Ist-Emissionen Zuflucht nehmen miissen.

Ein solcher Vereinfachungsansatz eroffnet sich dann, wenn eine relativ stabile Beziehung
zwischen Emissionen und Input oder Output besteht, d.h. standardisierbare Emissionsfunk-
tionen gebildet werden. Input- bzw. Outputeinheiten werden nach dem Grad der mit ihrem
Einsatz verbundenen - bzw. den bei ihrer Produktion entstehenden - Emissionen pauschal
belastet. Ein solcher Fall bietet erhebungstechnisch wesentliche Vereinfachungen. Eigent-
lich ist jedoch damit die Gestaltung als Emissionsabgabe verlassen; es handelt sich dann um
Input- bzw. Verbrauchs- oder Produktionsmittelabgaben, also Abgaben auf spezielle Giiter.

59  Die Verweigerung der Emissionserklirung zum Schutz von Betriebs- und Geschiifts-
geheimnissen ist unzulidssig. Die 11. BImSchV normiert jedoch auch Regelungen, die
diese Verpflichtung als Ankniipfungspunkt ungeeignet erscheinen lassen. "Nach Nr. 6
S. 3 der Erlduterungen im Anhang (...) brauchen Arbeitsstoffe, bei deren Nennung
auf die Zusammensetzung schiitzwiirdiger Rezepturen oder Produkte geschlossen
werden kann, in der Emissionserkldrung nicht angegeben zu werden." (Vgl. Taeger,
Jirgen: Auskunftspflichten und Geheimnisschutz im Umweltrecht, in: Donner,
Hartwig; Georgios Magoulas; Jiirgen Simon und Rainer Wolf (Hrsg.): Umweltschutz
zwischen Staat und Markt. Schriftenreihe Recht, Okonomie, Umwelt, Band 1,
Baden-Baden 1989, S. 458.) Insoweit bilden schutzwiirdige Ziele anderer Poli-
tikbereiche, wie hier der Wettbewerbspolitik, u.U. eine Grenze fir Ermittlung von
Bemessungsgrundlagen.
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3.5.3 Der Verbrauch von Konsumgiitern

Mit der Wahl der Gesamtheit oder von Teilen des Aggregats privater Verbrauch als Bemes-
sungsgrundlage werden Umweltabgaben als Verbrauchsabgaben konstruiert.0 Das ge-
samtwirtschaftliche Aggregat privater Verbrauch ist das Ergebnis von Markttransaktionen,
so daB die Abgabebelastung stets auf Kiufer- oder Verkiuferseite erhoben werden kann.
Bemessungsgrundlage ist dementsprechend die von den Haushalten gekaufte Menge oder
der Umsatz von Unternehmen. Wird die Verkduferseite gewihlt, handelt es sich bei den
Umweltabgaben um indirekte Abgaben, weil die Konsumenten als Destinatare nur iiber die
Unternehmen als Steuerschuldner erreicht werden. Die Ausgestaltung von Umweltabgaben
als indirekte Abgaben muB unter dem Aspekt der Erhebungsbilligkeit dann stets als vorteil-
haft bewertet werden, wenn einer Vielzahl von Konsumenten eine kleine Zahl von Pro-
duzenten bzw. Hindlern entgegensteht. Indirekte Abgaben bieten dann - gegeniiber den
direkten Emissionsabgaben - den Vorteil, die Steuerhinterziehung zu erschweren, den
Steuereingang zu beschleunigen und den staatlichen Verwaltungsaufwand zu verringem.61
Der gesamte private Verbrauch kann nicht - auch wenn es Vorschlige in diese Richtung
gibt - Bemessungsgrundlage fir Umweltabgaben sein. Schlieflich ist die Vielfalt der er-
faBten Konsumaktivititen in unterschiedlichem Umfang umweltbelastend. Entsprechende
Vorschldge miissen also von vornherein als Abgaben qualifiziert werden, die unter Beriick-
sichtigung von Umweltzielen nicht allokationsverbessernd lenken und sich dem Verdacht
aussetzen, vorwiegend Finanzierungszielen zu dienen. Sie scheitern zudem an den Bestre-
bungen zur Vereinheitlichung der Mehrwertsteuer in der EG: Das Modell mit einem Nor-
malsatz und einem erméBigten Satz gilt hier als Ziel62, und verbietet weitere Aufspaltun-
gen mit ermiBigten Sitzen fiir umweltfreundliche und erhohten Sitzen fir umweltbela-
stende Produkte.

Eine sinnvolle Bemessungsgrundlage kann nur der Verbrauch von einzelnen Konsumgiitern
sein, die als umweltbelastend erkannt wurden. Wann aber kann ein Konsumgut zweifelsfrei

60  vgl. zum folgenden: Folkers, Cay: Wandlungen der Verbrauchsbesteuerung, in:
Hauser, Karl (Hrsg.): Wandlungen der Besteuerung, Schriften des Vereins fiir
Socialpolitik, Bd. 160, Berlin 1987, S. 95-212; Pollak, Helga: Verbrauchsteuern I:
Ziele und Ausgestaltung, in: Albers, Willi (Hrsg.): Handworterbuch der Wirt-
schaftswissenschaften, Stuttgart u.a. 1980, Bd. 8, S. 188ff.; Hansmeyer, Karl-
Heinrich: Steuern auf spezielle Giiter, in: Neumark, Fritz (Hrsg.): Handbuch der Fi-
nanzwissenschaft, Bd. 2, 3. Auflage, Tiibingen 1980, S. 709ff.

61 Vgl. Andel, Norbert: Finanzwissenschaft, 2. Auflage, Tiibingen 1990, S. 278.

62 vgl. Kommission der EG: Vollendung des Binnenmarktes: Anndherung der Sitze und
Harmonisierung der Strukturen der indirekten Steuern, KOM (87) 260 endg., S. 4ff.
und zum Vorschlag: Sauerborn, W.: Das Konzept einer allgemeinen Umweltver-
brauchsteuer, in: Nutzinger, H.; A. Zahrnt (Hrsg.): Oko-Steuern. Umweltabgaben
und -steuern in der Diskussion, Karlsruhe 1989, S. 247ff.
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als umweltbelastend qualifiziert werden? - Soll die Bemessungsgrundlage die Quelle exter-
ner Nachteile prizise treffen, mu8 beriicksichtigt werden, daB héufig nur spezifische Ver-
wendungen eines Konsumgutes zu externen Kosten fiihren. Von entscheidender Bedeutung
fiir den Umfang externer Nachteile ist die spezifische Form des Konsums, d.h. der Um-
gang von Haushalten mit den Giitern. Aber: Bis zu welchem Umfang konnen Abgaben
hiernach differenzieren? - Die Wahl mengenmiBiger Verbrauchsgrofen als alleinige Be-
messungsgrundlagen ohne Riicksicht auf spezifische Verwendungen begriindet also mogli-
cherweise Fehlallokationen.

Gleichwohl bedeutet der MengenmaBstab die bessere Approximation an den entstandenen
Schaden als eine Umweltabgabe auf den Wert konsumierter Giiter, weil diese Bemessungs-
grundlage auch mit der Preisentwicklung schwankt: Im Fall einer Wertsteuer wird in infla-
tiondren Zeiten eine hohere Kostensumme internalisiert, unabhingig von der tatsdchlich
eingetretenen Umweltbelastung.

In seltenen Fillen sind abgabentechnische Vereinfachungen dadurch moglich, daf anstelle
der u.U. komplizierten Erfassung der mengenmiBigen Verbrauchsentwicklung des umwelt-
belastenden Konsumgutes, die mengenmifige Verbrauchsentwicklung eines komplementir
nachgefragten Gutes als Bemessungsgrundlage erfaSt wird. Auch diese Approximation be-
inhaltet Unsicherheiten, wie die Leuchtmittelsteuer zeigt. Ihre Bemessungsgrundlage ist der
mengenmifige Verbrauch von Gliih- oder Entladungslampen; abgabepflichtig sind die Pro-
duzenten. Unterstellt man, daB die Uberwilzung der Leuchtmittelsteuer gelingt, werden die
Nachfrager elektrischer Energie zu Abgabetrigern. Es erfolgt mittelbar eine Belastung des
Stromverbrauchs, die allerdings nicht mit der Hohe externer Nachteile korreliert, die von
der Stromnutzung ausgehen, weil die Steuer nur an den Bestand, nicht aber an die Intensitét
der Nutzung der Leuchtmittel ankniipft. Eine Anndherung an die Hohe der externen Nach-
teile erfolgt nur durch den progressiven Stufenbetragstarif, der die Lampen mit wachsender
Leistungsaufnahme stirker belastet. "Ob und in welchem MaBe die Leuchtmittelsteuer
tatsdchlich dazu beitrigt, den Stromverbrauch zu begrenzen, ist nicht zu ermitteln. Zwei-
fellos diirfte die verhaltenslenkende und somit umweltschiitzende Wirkung dieser Steuer bei
ihrer gegenwirtigen Ausgestaltung zu vernachlissigen sein. "63

Es bleibt zu untersuchen, ob der mengenmiBige Verbrauch von Konsumgiitern als Bemes-
sungsgrundlage auch geeignet ist, um externe Kosten zu internalisieren, die bei der Pro-
duktion von Konsumgiitern entstehen. Damit sind die externen Kosten der Produktion die
Abgabenobjekte. Das Problem wird am Beispiel der Stromerzeugung deutlich: Externe Ko-

63 Vgl. Dickertmann, Dietrich: MaBinahmen fir den Umweltschutz im Rahmen des be-
stehenden Steuersystems in: Schmidt, Kurt (Hrsg.): Offentliche Finanzen und Um-
weltpolitik, a.a.0., S. 107f.



52

sten, verursacht durch die CO2-Emissionen der Stromerzeugung, sollen internalisiert wer-
den. Die Bemessungsgrundlage "erzeugte Strommenge" ist insofern addquat, als mit wach-
sender Stromerzeugung auch der notwendige Input an Kohle oder Gas und damit auch die
CO7-Emission ansteigt. Strom aus Kernenergie oder Wasserkraft wird dagegen zu Unrecht
belastet. Die Bemessungsgrundlage Output indiziert hier einen nicht vorhandenen 6kologi-
schen Schaden. Der Output als Bemessungsgrundlage verfehlt somit die Quelle des exter-
nen Effektes. Die verbrauchten Inputmengen - Kohle oder Gas - erscheinen als Bemes-
sungsgrundlagen besser geeignet. Kernenergie und Wasserkraft wiirden dann ndmlich sach-
gerecht aus der Besteuerung von CO2-Emissionen herausfallen.

3.5.4 Faktoreinsitze der Unternehmen

Wie die vorangegangenen Beispiele zeigen, scheint der mengenmiBige Verbrauch von In-
puts, insbesondere von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, als Bemessungsgrundlage einer
Umweltabgabe die Quelle des externen Nachteils am prizisesten zu treffen und am stirk-
sten mit dem Umfang der Umweltbelastung zu korrelieren. Die Bemessungsgrundlage Input
erweist sich jedoch nur dann als vorteilhaft, wenn der externe Nachteil ausschlielich vom
Input ausgeht. Wann ist das der Fall? - Die Erzeugung von Strom in Kohlekraftwerken
fiihrt zur Emission von Schwefel und anderen Schadstoffen. Ist aber das Kraftwerk mit ei-
ner Rauchgasreinigungsanlage ausgeriistet, vermindert sich die Schwefelemission betricht-
lich. Wiederum indiziert die Bemessungsgrundlage "Kohleeinsatz" einen nicht - oder nicht
in diesem Umfang - vorhandenen Umweltschaden. Die Begriindung ist einfach: Externe
Effekte der Produktion sind immer Ergebnis einer Faktorkombination. Die Belastung nur
eines Faktors mit einer Umweltabgabe kann daher willkiirlich sein, weil dieser nicht alleine
ursichlich fiir den externen Nachteil ist.

Dennoch sind Gegenbeispiele denkbar: Kohlendioxid-Emissionen aus der Verbrennung fos-
siler Energietriger sind mit der vorhandenen Technik nicht in Riickhaltecinrichtungen
einzufangen.64 Damit fiihrt jeder (Verbrennungs-)ProzeB, dem fossile Energietriger zuge-
fiihrt werden, auch zu COj-Emissionen. Die Bemessungsgrundlage "mengenmafliger Ver-
brauch von Kohle" approximiert in hervorragender Weise das Abgabenobjekt
"Kohlendioxid-Emissionen”. Unterschiedliche Kraftwerkstechniken mit abweichenden
Energieeffizienzen fiihren zu keiner Beeintrichtigung. Ein Kraftwerkstyp, der dank moder-
ner Technik mit einem geringeren Kohleeinsatz fiir die gleiche Stromerzeugung auskommt,
verursacht auch weniger CO2-Emissionen. Die Verbrennung von Kohle ist jedoch nicht die
einzige Quelle von COp-Emissionen; die Verbrennung von Erddl und Erdgas sind in der

64 vgl. Steeg, Helga: Energiepolitik aus internationaler Sicht, in: Europa-Archiv, Folge
22/1989, S. 679 und 682f.
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gleichen Weise ursichlich. Der Einsatz je Tonne der fossilen Energietrager fiihrt jedoch -
bei vorhandenen Kraftwerkstechniken - nicht zu identischen Kohlendioxid-Emissionen.
"Die verschiedenen fossilen Energietrager haben unterschiedliche CO2-Emissionsfaktoren.
Bezogen auf denselben Heizwert verhalten sich die spezifischen CO)-Emissionen bei der
Verbrennung von Braunkohle, Steinkohle, Erdol und Erdgas wie 121 : 100 : 88 : 58.765
Dementsprechend diirften die Energietriger nicht pro Tonne mit dem gleichen Abgabesatz
belastet werden, sondern es miiBite eine Satzspaltung nach MaBgabe der spezifischen COp-
Beitrige erfolgen. Die Abgabenschuld bemiBt sich nach den spezifischen pauschalierten
CO-Emissionen des Energietragers pro verbrauchter Mengeneinheit. Diese stabile und
deshalb pauschalierbare Input-Emissions-Beziehung ermoglicht eine erhebliche verwal-
tungstechnische Vereinfachung, weil nur die Verbrauchsmengen - der Input - an Energie-
trigern ermittelt werden miissen, um die CO2-Emissionen mit einer Abgabe belasten zu
konnen.

3.5.5 Produktionsverfahren und der Besitz langlebiger Konsumgiiter

Die Tatsache, daB die mit einem Input verbundenen Umweltbelastungen héufig mit der Art
des Produktionsverfahrens variieren und der Input dann als Bemessungsgrundlage wenig
geeignet erscheint, fiihrt zur Priifung der Produktionsverfahren. Es wird aber unmittelbar
einsichtig, daB Produktionsverfahren zwar Abgabeobjekt, nicht aber eine sinnvolle Bemes-
sungsgrundlage sein konnen. Auch wenn man den Betrieb einer maschinellen Anlage einer
Abgabe unterwerfen will, weil sie umweltbelastende Produktionsverfahren reprisentiert,
wird damit nicht eigentlich das Verfahren getroffen, sondern ein Input.

Dariiber hinaus korreliert der Bestand eines Aggregats denkbar wenig mit den externen
Nachteilen, die von seinem Betrieb ausgehen. Abgaben auf das Halten eines Kraftfahr-
zeugs treffen allerhichstens die externen Effekte, die von der zunehmenden Parkraum-
verringerung durch Pkw ausgehen, nicht aber die Umweltbelastungen, die beim Kraftfahr-
zeugverkehr als besonders relevant gelten: Emissionen verschiedenster Abgase und Fahr-
zeuglirm. Die bestehende Kraftfahrzeugsteuer hat daher nur einen sehr miBig lenkenden
Effekt auf die Kraftfahrzeugnutzung. So differenziert die l(raftfahrz}eugstt-:uer66 zwar nach
Hubraumklassen und dem Grad der Schadstoffverminderung. Die Steuer wird aber unab-
hingig davon erhoben, welche Kilometerleistung das Kraftfahrzeug zuriicklegt und wieviel
Kraftstoff dabei verbraucht wird. Beides sind sicherlich ebenso Determinanten fiir die Hohe

65 V3gl. Enquéte-Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphire” ..., a.a.0., S.
236.

66 Vgl.: Dickertmann, Dietrich: MaBnahmen fiir den Umweltschutz im Rahmen des be-
stehenden Steuersystems, a.a.0., S. 129ff.
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externer Effekte, wie die jeweilige schadstoffvermindernde Technologie und der Hubraum.
Dennoch finden sie im Rahmen der Kraftfahrzeugsteuer keine Beriicksichtigung.

Der notwendige Erhebungsaufwand wiirde aber jedes verniinftige MaB iiberschreiten, wenn
Kraftfahrzeughalter fiir ihr Fahrzeug nicht nur die technischen Daten, sondern auch die
Treibstoffverbrauchsmengen oder Kilometerleistungen beziffern miiiten. Eine am
Schadstoffausstof orientierte Umgestaltung der Kfz-Steuer bedeutet nur eine partielle Ver-
besserung, weil die notwendige Pauschalierung lediglich dazu fiihrt, daB das jeweilige
Fahrzeug unter der Prdmisse identischer Nutzungsintensitdt (insbesondere Kilometerlei-
stung) "richtig” zwischen stirker verschmutzende und schadstoffirmere Typen eingereiht
wird. Bei gegebener Schadstoffvermeidungstechnik eines Fahrzeugs hingt die tatsidchliche
Umweltbelastung aber von der Nutzungsintensitit ab. Deren Umfang wird erhebungstech-
nisch am einfachsten durch die verbrauchten Treibstoffmengen approximiert. Die Be-
messungsgrundlage "mengenmiBiger Treibstoffverbrauch” - weiter differenziert nach
Treibstoffarten - bedeutet daher eine bessere Approximation an das Abgabenobjekt als das
Vorhandensein einer bestimmten Schadstoffvermeidungstechnik. Eine weitere Ausgestal-
tung der Mineralolsteuer als Umweltabgabe ist daher unter allokativen Aspekten sachge-
recht.

3.6 Problemadiquate Handlungsebenen
3.6.1. Vorbemerkungen

Die bisherige Analyse ging - von wenigen Ausnahmen abgesehen - von der Annahme einer
geschlossenen Volkswirtschaft aus, die keine rdumliche Dimension und keine foderale
Organisation mit mehreren Gebietskorperschaftsebenen besitzt ("Punkt-Wirtschaft"). Diese
Pramisse soll nun aufgehoben werden. Damit werden sehr relevante Fragen in die Unter-
suchung eingefiihrt, wie die Diskussion um den Treibhauseffekt als international verur-
sachtes Umweltproblem oder die Frage der Harmonisierung europiischer und der Wett-
bewerbswirkungen nationaler Umweltpolitiken zeigen.

Es ist iiber ein Problem des Finanzausgleichs im weiteren Sinne zu entscheiden: Welche
Gebietskorperschaftsebene sollte zweckmiBigerweise die Gesetzgebungshoheit iiber Um-
weltabgaben erhalten?
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Kriterien fiir diese Entscheidung liefert die Okonomische Theorie der Aufgabenver-
teilung67. Verfolgt man das Ziel einer optimalen Ressourcenallokation, muf8 versucht wer-
den, mit den vorhandenen Faktoren ein Maximum an Giitern und Leistungen herzustellen,
das den Priferenzen der Wirtschaftssubjekte bestmoglich entspricht. Gemessen an diesem
Kriterium sind die Momente zu bestimmen, die eine zentrale oder dezentrale Erhebung von
Umweltabgaben nahelegen. Dabei ist zu beriicksichtigen, daB eine zentrale Erhebung von
Umweltabgaben nicht notwendigerweise einen Verzicht auf national oder regional differen-
zierte Sdtze bedeutet. Andererseits impliziert die dezentrale Erhebung nicht unbedingt
unterschiedliche Tarifniveaus; sie konnen bei abgestimmtem Vorgehen durchaus iiberein-
stimmen. Zentralitit und Dezentralitit der Abgabenerhebung bilden daher vor allem ab,
wie autonom die einzelnen beteiligten Ebenen iiber die Abgaben entscheiden. 68

3.6.2 National verursachte Umweltbelastungen ohne “spillovers”

In einem ersten einfachen Fall gehen negative externe Effekte in Form von Umweltbela-
stungen von Verursachern innnerhalb eines Landes (Mitgliedstaates der Europdischen Ge-
meinschaft) aus und erstrecken sich nicht iiber dessen Grenzen hinaus. Verursacher und
Geschidigte gehoren zum gleichen Mitgliedstaat, innerhalb dessen homogene Priferenzen
fir Umweltgiiter angenommen werden. Wird die den Umweltschaden verursachende Akti-
vitit mit einer Abgabe belastet, fillt die Abgabenpflicht im Inland an.%9 Das gleiche gilt
aber auch fiir den Nutzen aus einer Verbesserung der Umweltqualitit. Damit existiert eine
rdaumliche Koinzidenz von Kosten und Nutzen, die Bedingung "fiskalischer Gleichheit” von
Olson70, welche eine Voraussetzung pareto-optimaler Allokationseffizienz ist, wird damit
erfiillt. Die Zuordnung der Gesetzgebungshoheit fir Umweltabgaben an die einzelnen Mit-
gliedstaaten ist bei fehlenden grenziiberschreitenden externen Effekten sachgerecht und
fiihrt zu effizienten Ergebnissen.

Der Abgabesatz wird - modelltheoretisch - von den im einzelnen Mitgliedstaat vorhandenen
Priferenzen fiir Umweltgiiter bestimmt. Sie finden auch in der Entscheidung iiber das ange-

67 Vgl. Peffekoven, Rolf: Finanzausgleich 1, Wirtschaftstheoretische Grundlagen, in:
Albers, Willi et al.(Hrsg.): Handworterbuch der Wirtschaftswissenschaften, Band 2,
Stuttgart 1980, S. 608 ff.

68  Aus Vereinfachungsgriinden werden hier nur zwei Ebenen unterstellt: Europiische
Gemeinschaft und Mitgliedstaaten. Die theoretische Liosung des Problems gilt aber
auch fiir das Verhiltnis von Regionen und einer nationalen Zentralebene.

69 Abgabendestinatar und -zahler stimmen im vorgegebenen Fall iiberein, d.h. es wird
keine Uberwilzung der Abgabenlast angenommen.

70 vgl. Olson, Mancur: Das Prinzip "fiskalischer Gleichheit": Die Aufteilung der Ver-
antwortung zwischen verschiedenen Regierungsebenen, in: Kirsch, Guy (Hrsg.):
Foderalismus, Stuttgart u.a.1977, S. 66-77.



56

strebte Emissionsniveau ihren Niederschlag. Das Kalkiil "fiskalischer Gleichheit" erlaubt in
diesem Fall eine auf nationaler Ebene erfolgende Abwigung zwischen dem Nutzen der
Umweltverbesserung und den Opportunititskosten einer Umweltpolitik mit Abgaben. Eine
Zentralisierung der Aufgabe auf supranationaler Ebene ist nicht erforderlich.

3.6.3 National verursachte Umweltbelastungen mit "spillovers”

Externe Effekte in Form von grenziiberschreitenden Umweltbelastungen vollziehen sich in
differenzierter Weise. Unterstellt werden zwei Linder A und B. Die mit externen Kosten
verbundene dkonomische Aktivitdt werde in Land A ausgeiibt, der verursachte Schaden tritt
aber in Land B ein.”! Damit werden Kosten einer Handlung nicht oder nicht vollstindig
von den Wirtschaftssubjekten im Land des Verursachers getragen. Bei Einfiihrung nationa-
ler Umweltabgaben auf die okonomische Aktivitit, die grenziiberschreitende externe Ef-
fekte erzeugt entstehen aber - eine 6kologische Wirksamkeit der Abgabe vorausgesetzt - aus
der Sicht des die Abgabe erhebenden Landes positive "spillouts”: Die externen Kosten
werden zwar internalisiert und somit die Voraussetzungen fiir eine Allokationsverbesserung
geschaffen. Unter realen Bedingungen wird sich aber kein nationaler Gesetzgeber dazu be-
reit finden, weil den Kosten der Umweltverbesserung keine Nutzen gegeniiberstehen, die
von den Wirtschaftssubjekten des eigenen Landes empfangen werden konnten. Es existiert
keine rdumliche Koinzidenz von Nutzen und Kosten, d.h. "fiskalische Gleichheit" liegt bei
nationaler Gesetzgebungshoheit iiber Umweltabgaben nicht vor.

Fiskalische Gleichheit kann erst bei Zentralisierung der Aufgabe hergestellt werden, also
durch Delegation der Gesetzgebungshoheit an eine iibergeordnete Instanz, hier: die Euro-
pdische Gemeinschaft. Erst auf dieser Ebene, die sowohl die Nutzenempfinger als auch die
Kostentrager rdumlich einbindet, sind effiziente LOsungen denkbar, die eine Interna-
lisierung externer Kosten ermoglichen.

Bei nationaler Gesetzgebungshoheit und grenziiberschreitenden externen Effekten findet
keine Beriicksichtigung der Schidden in Nachbarstaaten statt, weil der Schadstoffexport die
emittierenden nationalen Volkswirtschaften entlastet. Er erscheint wie ein Geschenk an
nationaler Assimilationskapazitit.

In einem Zwei-Lénder-Fall erscheint auch moglich, da vom schadstoffempfangenden Land
Kompensationszahlungen an das Land der Verursachung geleistet werden, um eine Minde-

71 Zur Veranschaulichung sei die Problematik von Ober- und Unterlieger eines Flusses
genannt: Das Umweltmedium empfingt die Schadstoffe in Land A ohne dabei eine
wesentliche Schiadigung zu erleiden und gibt sie an Land B weiter, in dem dann der
okologische Schaden entsteht.
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rung oder Aufhebung der grenziiberschreitend umweltbelastenden Aktivitit zu veranlassen.
Solche Losungen sind denkbar, realisieren aber nicht das Verursacherprinzip, wie es bisher
verstanden wurde. Andererseits setzen Losungen, die dem Verursacherprinzip entsprechen,
voraus, daB Souverinititsrechte auf dem Gebiet der Abgaben an supranationale Organisa-
tionen abgetreten wiirden. Eine nicht den Verursacher belastende Kompensationslosung
scheitert in einem n-Linder-Fall mit einem verursachenden und mehreren geschidigten
"Lindern” an den gleichen Einwinden, die gegen Kompensationen mehrerer Geschidigter
an einen Verursacher vorgebracht wurden.”2

Den beiden hier genannten Fillen lassen sich auch andere Konstellationen zuordnen. Die
sogenannten international verursachten Umweltprobleme, wie der Treibhauseffekt, machen
hiervon keine Ausnahme. Die entstandene Umweltbelastung ist beim Treibhauseffekt das
Ergebnis grenziiberschreitender - wenn auch wechselseitiger - externer Effekte. Die theore-
tische Losung bleibt sowohl von der Reziprozitit als auch der national verschieden hohen
Schadensbeitrige (Emissionsniveaus) unbeeindruckt. Die theoretisch exakte und alloka-
tionsverbessernde Losung fiir eine Politik mit Abgaben ist im Fall des Treibhauseffektes
aber zugleich die praktisch unmogliche: Es gibt keine Instanz, die weltweit zur Abgaben-
erhebung ermichtigt wire.

Es verbleibt deshalb nur die Moglichkeit, die Kompetenz fiir eine Umweltpolitik mit Ab-
gaben auf supranational organisierte Wirtschaftsrdume zu iibertragen. Je groBer der Wirt-
schaftsraum, d.h. im Fall des Treibhauseffektes, je hoher die Zahl der eingebundenen
Kohlendioxid-Emittenten ist, desto sinnvoller funktioniert eine Abgabe, wenn man unter-
stellt, daB mit steigender Emittentenzahl die Grenzvermeidungskosten stirker divergieren.

Die Beriicksichtigung der praktischen Probleme 148t internationale Transferzahlungen, wie
sie im Fall des Treibhauseffektes an lateinamerikanische Linder erwogen werden, interes-
sant erscheinen. Dortige Verzichte auf Regenwaldrodung, die aus den Industrieldndern fi-
nanziell begleitet wiirden, filhren zu effizienten Ergebnissen, solange die Grenzvermei-

dungskosten jene in westlichen Industrielindern unterschreiten.’3

72 vgl. Kapitel 2.2

73 Das Vorhaben, die weltweit klimaverbessernden MaBnahmen durch Entwicklungs-
oder Schwellenlinder durchfiihren und von den Industrielindern finanzieren zu las-
sen, weist jedoch eigene politische Probleme auf, die hier nicht zu erortern sind.
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3.7 Zwischenergebnis: Okonomische Kriterien fir Internalisierungsabgaben

Kapitel 2 stellt jene Momente dar, die vom Gesetzgeber zu beriicksichtigen sind, wenn Ab-
gaben implementiert werden sollen, die externe Kosten internalisieren und die Gefahr von
Fehlallokationen minimieren.

Hierfir ist es notwendig,

- Umweltqualititsstandards zu definieren, die Zielwerte der Umweltpolitik sind, dazu
beitragen den Eintritt von Umweltschiden zu diagnostizieren und Klarheit iiber die
zu vermeidenden Tatbestinde schaffen;

- die Vorteile von Abgaben zu nutzen, weil sie

a)  gegeniiber den Lizenzen in das gegenwirtige System der Umweltpolitik inte-
grierbar sind;

b)  nicht wie Verhandlungslosungen an den Transaktionskosten scheitern,

c¢) im Gegensatz zu den Haftungsregeln auch bei "schleichender” Umweltzer-
storung eingesetzt werden konnen, die nicht zur Beeintrichtigung gesetzlich
geschiitzter Rechtspositionen fiihrt.

- Abgaben nach dem Verursacherprinzip auszugestalten, weil es gegeniiber dem Ge-
meinlastprinzip allokative Vorteile birgt;

- Abgabenobjekte zu definieren, die Umweltschiiden verursachen und alle relevanten
Verursacher in die Abgabenpflicht einzubeziehen;

- Bemessungsgrundlagen zu wihlen, die - wenn sie nicht mit dem Abgabenobjekt
iibereinstimmen - dieses in bestmoglicher Weise approximieren. Unter Allokations-
aspekten sind direkte Emissionabgaben die iiberlegene Losung. Unter Beriicksichti-
gung des Erhebungsaufwandes erscheinen andere Bemessungsgrundlagen - Output
von Konsumgiitern, Input betrieblicher Faktoren - erwidgenswert, soweit auch sie
die Quelle des externen Effektes prizise treffen;

- die Gesetzgebungshoheit fiir Umweltabgaben so anzulegen, daB regionale bzw. in-
ternationale "spillovers" eingebunden werden und eine rdumliche Koinzidenz von
Nutzenempfingern und Kostentrigern gegeben ist.
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Die vorangegangene Untersuchung fiihrte zu Kriterien fiir Umweltabgaben, die ausschlieB-
lich dem Allokationsziel einer Verminderung der Umweltbelastung dienen. Es wurde je-
doch bereits deutlich, daf darin Konflikte zu anderen wirtschafts- und finanzpolitischen
Zielen angelegt sein konnen.



60

4. UMWELTABGABEN IM SPANNUNGSFELD WIRTSCHAFTS- UND
FINANZPOLITISCHER ZIELE

4.1 Allokative Effizienz und Einkommensverteilung

4.1.1 Finanzwissenschaftliche Analyse von Abgabenwirkungen

Umweltabgaben konnen - wie jede andere Abgabe auch - einer Wirkungsanalyse unter-
zogen werden, wobei sich das anzuwendende Instrumentarium nicht von anderen Abgabe-
formen unterscheiden kann. Die "Besonderheit" Lenkungseffekte erzielen zu wollen, unter-
scheidet die Umweltabgaben nicht in operationalisierbarer Weise von anderen Abgabefor-
men. Die wirkungsbestimmenden Momente werden auch hier mit der Wahl der steuerlichen
Instrumentenvariablen fixiert: Kreis der Abgabepflichtigen, Verpflichtungsgrund, Bemes-
sungsgrundlage und Tarif.

Zur Analyse von Abgabenwirkungen wird héufig das von Schmélders formulierte Schema

1 Danach werden

der Steuerwirkungen bei Einfilhrung einer neuen Steuer herangezogen.
drei Phasen der Steuerwirkungen unterschieden, die nach der GroBe des Freiheitsgrades des
mit einer Abgabe belasteten Wirtschaftssubjektes geordnet sind: Wahrnehmungs-. Zah-
lungs- und Inzidenzphase. In der Wahrnehmungsphase erfolgt der Steueranstoff, d.h. die
Tatsache einer neuen Steuer dringt in das BewuBtsein der Wirtschaftssubjekte; Es kommt
zu Signalwirkungen in Form von Verhaltensinderungen, die darauf abzielen, die Steuer-
pflicht zu vermeiden bzw. die Steuerbelastung zumindest zu reduzieren. "Signalwirkungen
sind Okonomisch gesehen Substitutionseffekte. Besteuerte Objekte werden in sachlicher,

rdumlicher und zeitlicher Hinsicht gegen nicht oder weniger besteuerte ausgetauscht. "<

Offenkundig stehen die Reaktionen dieser "Phase" im Mittelpunkt unseres Interesses, denn
von Richtung und Umfang der auf die Abgabenerhebung erfolgenden Substitutionen héngen
die umweltentlastenden Wirkungen ab. Wirkungsanalyse muB also ganz wesentlich eine
Analyse der Substitutionseffekte sein.

Nach Schmolders beginnt die zweite Gruppe der Steuerwirkungen mit der Steuerzahlung.
Diese Zahlungsphase findet ihren logischen Beginn, wenn der Steuerpflichtige dem steuer-
pflichtigen Tatbestand nicht auszuweichen vermochte, er mithin der Besteuerung nicht

1 Vgl. Schmolders, Giinter: Allgemeine Steuerlehre, 5. Auflage, neu bearbeitet von
Karl-Heinrich Hansmeyer, Berlin 1980, S. 131ff. und als Anwendungsbeispiel u.a.
Ewringmann, Dieter und Franzjosef Schathausen: Abgaben als dkonomischer Hebel
in der Umweltpolitik - Ein Vergleich von 75 praktizierten oder erwogenen Abgaben-
16sungen im In- und Ausland, Berlin 1985, S. 45ff. und Ewringmann, Dieter: Zum
Wirkungspotential und zur Wirkungsweise von Umweltabgaben, in: Schneider,
Dieter und Rolf-Ulrich Sprenger (Hrsg.): Mehr Umweltschutz fir weniger Geld,
Miinchen 1984, S. 247ff.

2 Schmolders, Giinter: Allgemeine Steuerlehre, a.a.0., S. 134.
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mehr entgehen kann. Sein Verhalten richtet sich jetzt darauf, die mit der Besteuerung ver-
bundenen EinbuBen zu kompensieren: es kommt zu "Markt- und Preiswirkungen” durch
3 Der Versuch der Steu-

eriiberwilzung "durch die - unter der Voraussetzung sonst gleichbleibender Wirtschaftsver-

den Versuch, die Last der Besteuerung auf andere zu iiberwilzen.

hiltnisse - der Steuerzahler die ihn treffende Steuerlast derartig auf eine oder mehrere an-
dere Personen verschiebt, daB8 sein Einkommen und Vermdgen ungekiirzt bleiben™4, 138t
sich aber wesentlich exakter als Substitutionseffekt beschreiben. Auch in dieser Phase ist es
moglich, der Pflicht zur Steuerzahlung (bzw. dem negativen Einkommenseffekt) durch An-
derung des Verhaltens (teilweise) zu entgehen.

Umweltabgaben, z.B. in Form einer Steuer auf Produktionsmittel, verdndern die relativen
Preise und damit die Grundlage fir Dispositionen der Wirtschaftssubjekte. Die verschie-
denen Maoglichkeiten, der Abgabenbelastung zu entgehen bzw. sich an verinderte Preise
anzupassen, umfassen im wesentlichen Umschichtungen der Nachfrage nach Giitern bzw.
Investitionen zur Vermeidung abgabebelasteter Gegenstiinde. Es sind also Nachfrage- und
Angebotsverinderungen, die die BestimmungsgroBen der Markt- und Preiswirkungen der
sogenannten Zahlungsphase bilden. "Die Unterscheidung verschiedener Aspekte wie
Steueriiberwilzung, Steuervermeidung oder Steuerausweichung ist aus der Sicht der Wirt-
schaftstheorie wenig iiberzeugend, da augenscheinlich alle diese Vorginge iiberein-
stimmend auf Substitutionen beruhen (...) Einkommens- und Substitutionseffekte sind je-
weils die Argumente der theoretischen Losungen, die sich durch formale Exaktheit aus-
zeichnen." Damit bildet deren Untersuchung den wesentlichen Gegenstand der folgenden
Kapitel, unabhingig davon, welcher “Phase” man sie zuordnen will. Es wird versucht, am
konkreten Beispiel von Umweltabgaben die "Begriffsvermengung von Preiswirkungen und
Einkommensminderungen durch Steuerrecthﬁnderungen"6 zu beseitigen. Preiswirkungen
werden von der Mehrzahl der Steuerrechtsinderungen ausgehen; im Fall von Umweltabga-
ben ist die Verteuerung bestimmter Handlungen evident. Bei den abgabebelasteten Unter-
nehmen werden Substitutionseftekte der bezeichneten Art induziert, von deren Umfang

Im Modell vollstindiger Konkurrenz ist allerdings bereits der gewinnmaximale Preis
erreicht, so daB Uberwilzungen einer zusitzlichen Steuerbelastung mit einer Verdn-
derung der Marktform einhergehen miissen.

4 Vgl. Mann, F. K. und Mayer, H.: Wesen und allgemeiner Verlauf der Steueriiber-
walzung, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 172, S. 285, zitiert nach
Schmolders, Giinter: Allgemeine Steuerlehre, a.a.0., S. 137.

Vgl. Littmann, Konrad: Problemstellung und Methoden der heutigen Finanzwissen-
schaft, in: Fritz Neumark u.a. (Hrsg.): Handbuch der Finanzwissenschaft, Bd. 1,
Tiibingen 1977, S. 109, siehe auch ders.: Ein Valet dem Leistungsfahigkeitsprinzip,
in: Haller, Heinz u.a. (Hrsg.): Theorie und Praxis des finanzpolitischen Interventio-
nismus, Tibingen 1970. S. 121.

6 Vgl. Schneider, Dieter: Grundziige der Unternehmensbesteuerung, 5. neu bearbeitete
Auflage, Wiesbaden 1990, S. 50ff.
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auch das AusmaB des negativen Einkommenseffektes durch die Steuerzahlung bestimmt
wird.

Ob diese Minderung des Unternehmensgewinns durch PreiserhGhungen bei den erzeugten
Produkten kompensiert werden kann oder nicht, mithin die daraus resultierende Gewinn-
steigerung die vorige Senkung kompensiert und eine "Uberwilzung" erreicht wurde, ist da-
gegen eine ganz andere Frage.

Fiir die Ableitung der Substitutions- und Einkommenseffekte ist es jedenfalls notwendig,
von der staatlichen Verwendung der Abgabenmittel zu abstrahieren, d.h. im Partialmodell
die Unternehmen auch nach der Abgabenerhebung mit einer unverinderten Nachfragekurve
zu konfrontieren. Geschieht das nicht, ist nicht mehr ableitbar, ob Effekte auf die Abgaben-
erhebung - und nicht die Aufkommensverwendung - zuriickgchen.7
Mit dem genannten Vorgehen wird auch versucht, jene Probleme zu vermeiden, die sich
stets dann eroffnen, wenn die Wirkungen einer Abgabe zu prognostizieren sind, die man
der Gruppe der "direkten" bzw. der "indirekten" Abgaben zuschligt. Hier wird nur allzu
hiufig und nicht immer zutreffend unterstellt, daB indirekte Abgaben, wie z.B. die Umsatz-
oder Verbrauchsteuern, leichter iiberwilzbar seien und die Unternchmensgewinne weniger
mindern als entsprechende ErhGhungen direkter Abgaben wie der Einkommen- oder Kor-
perschaftsteuc:r.8 In welche Probleme eine solche Unterstellung fiihrt, zeigt sich auch
daran, daB mit ihr direkte Emissionsabgaben nach dem Wirklichkeitsmafstab ganz anders
bewertet wiirden als Umweltabgaben auf Produktionsmittel (Inputs).

Auch aus folgendem Grund konnen die Uberlegungen zur "Uberwilzbarkeit" hinter den
"incentives" zur Substitution zuriickstehen: Ein grofier Teil der Diskussion iiber
Emissionssteuern konzentrierte sich auf die Frage. ob Wirksamkeit, im Sinne des Anreizes
zu betriebsinternen VermeidungsmaBnahmen, nur in Abhingigkeit von der jeweiligen
Marktform gesehen werden konne. Dahinter steht die Uberlegung. daB bei monopolisti-
schen Marktformen die betriebsinterne Anpassung unterbleibe und die Abgabenbelastung
einfach iiberwilzt werde. Die Thesen zur "schrigen Uberwilzung" gehen ebenfalls in die
Richtung einer Ausnutzung unterschiedlicher Preiselastizititen der Nachfrage. Dem steht
gegeniiber, daB unabhingig von der Marktform, d.h. wenn die Grenzkosten der

7 Die Analyse von Wirkungsketten, die mit der Verwendung des Abgabeautkommens
beginnen, bildet demgegeniiber die vierte Phase bei Ewringmann und Schafhausen.
Vgl. Ewringmann, Dieter und Franzjosef Schafhausen: Abgaben als dkonomischer
Hebel in der Umweltpolitik, a.a.0O., S. 47.

8 Vgl. hierzu kritisch: Littmann, Konrad: Die Steuerlast der Unternehmen - Positives
und Kritisches zu einem Orientierungspunkt der Steuerpolitik, Schriftenreihe der
Klaus-Dieter-Arndt-Stiftung, Heft 11, Bonn 1987, S. 11 und 26 und Schneider,
Dieter: Grundziige der Unternehmensbesteuerung, a.a.0., S. 52.
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Schadstoffbeseitigung nicht marktstrukturbedingt sind, ein gewinnmaximierendes Unterneh-
men? Schadstoffe bis zu dem Punkt vermeidet, an dem der "Preis fir Schadstoffe und die
Grenzkosten der Schadstoffbeseitigung gleich sind."10 11 Diese Bedingung gilt sowohl fiir
einen Monopolisten, als auch fiir Unternehmen in vollstindiger Konkurrenz.

Die betriebsinterne Anpassung bedeutet aber - verglichen mit den Effekten einer Nach-
frageumlenkung nach vollzogener Uberwilzung - die wesentlich wichtigere Reaktion auf
die Abgabenerhebung. Die Verminderung externer Effekte hingt dann nimlich nicht nur
von der Preiselastizitit der Nachfrage des Endverbrauchs ab, sondern von der Substitu-
tionselastizitdt im Unternehmen. Letztere ist nicht notwendigerweise groBer als die Nach-
frageelastizitit der Verbraucher; die unternehmensinterne Anpassung bildet aber sozusagen
den "Rahmen”, in dem sich die Konsumentenentscheidungen bewegen. Substituieren Un-
ternehmen als Reaktion auf die Abgabe umweltbelastende Inputs oder dndern sie das Pro-
duktionsprogramm, reduzieren sich unmittelbar die externen Effekte. Steht die Endnach-
frage einem bereits von den Unternehmen umweltfreundlich gestalteten Giiterangebot ge-
geniiber, bedarf es keiner Beeinflussung der Endnachfrage mehr, um externe Effekte zu re-
duzieren.

Eine intensive ErOrterung bediirfen dagegen die Einkommenseffekte. Einkommens- und
Substitutionseffekte sind stets miteinander verbunden. Ist dem Abgabepflichtigen die Aus-
weichung vor oder Uberwilzung der Abgabenlast durch Substitution nicht moglich, entsteht
ein Einkommenseffekt.!2 Es geht nicht darum, zu beziffern, welche exakte Hohe ein Ein-

9 Im folgenden wird von dieser Hypothese ausgegangen soweit nichts anderes vermerkt
ist.

10 Siebert, Horst: Emissionssteuern im Monopol - Eine Anmerkung. in: Zeitschrift fiir
die gesamte Staatswissenschaft, 1976, S. 681. Siehe hierzu auch: Buchanan, James:
External Diseconomies, Corrective Taxes and Market Structure, in: American Eco-
nomic Review, Vol. 59, 1969, S. 174ff.; Endres, Alfred: Taxing the Monopolistic
Polluter: A Reconsideration, in: Nebraska Journal of Economics and Business, Vol.
21, No. 3 Lincoln Nebraska, 1982, S. 15ff.; Braulke, Michael: On the Effectiveness
of Effluent Charges, in: Zeitschrift fiir die gesamte Staatswissenschaft, 1983, S.
122ff.

11 "prejs fiir Schadstoffe” meint hier die Hohe der Abgabebelastung nach MaBgabe der
getitigten Emissionen. Es miissen zwei Modifikationen der Aussage gemacht werden,
wovon Siebert die erste selbst einrdumt: Wendet der Monopolist eine Zuschlags-
kalkulation an, d.h. berechnet er einen Gewinnzuschlag zu den Kosten, ohne vorher
zu iberpriifen, ob die Steuer als Kostenfaktor durch Anpassungsprozesse ge-
winnmindernd vermieden werden kann, bleiben die gewiinschten Anpassungsprozesse
aus. (Vgl. ebenda, S. 682) - Zweitens dndern sich die Bedingungen, wenn man an-
stelle von (marktlich nicht verwertbaren) Emissionen zu umweltschddigenden Kup-
pelprodukten iibergeht, die noch einen Marktwert aufweisen.

12 Schmélders ordnet hingegen die Einkommenswirkungen vor allem der dritten Phase
(Inzidenzphase) zu, in der der "Steuer’triiger’ die EinkommenseinbuBe, die ihm durch
die Besteuerung auferlegt worden ist, hinnehmen (mu8), ohne sie weiterhin durch
Anderungen seiner Preise oder seines Marktverhaltens (Mengenanpassung) wett-
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kommenseftekt annehmen wird, sondern wie die durch ihn bewirkten "incentives" im Ver-
hiltnis zu jenen stehen, die durch Anderungen der relativen Preise bewirkt werden. Kon-
kret: Durch Umweltabgaben werden im Unternehmenssektor Mittel gebunden, entweder
durch Abgabenzahlung oder durch gleichbedeutende VermeidungsmaBnahmen. Welche Ef-
fekte gehen hiervon auf die (iibrigen) Investitionen aus? - Oder: Reale Einkommens-
minderungen durch Umweltabgaben konnen durch die begleitende Senkung anderer Abga-
ben, z.B. der Lohn- und Einkommensteuer kompensiert werden. Bleiben Substitutions-
prozesse hiervon unberiihrt? -

4.1.2 Probleme der Erzielung von Lenkungseffekten
4.1.2.1 Sachliche Substitution in kurz- und langfristiger Perspektive

Substitutionen konnen rdumlicher, zeitlicher und sachlicher Art sein. Sachliche Substitu-
tion beinhaltet Anpassungen in Konsum, Produktionsprogramm, Produktionsverfahren und
Faktoreinsatzverhiltnissen durch die Abgabenerhebung .

Substitutionalitit ist aber immer eine Frage der Untersuchungsperiode: Faktoren, die kurz-
fristig nicht ersetzbar sind, konnen im allgemeinen auf lange Frist substitutiert werden.
Kurze und lange Frist sind dabei nicht dem iiblichen Zeitbegriff entnommen, sondern nur
im Sinne einer "technischen" Zeit zu verstehen: Kurzfristig ist der "Stand der Technik" und
damit die Produktionsfunktion der Unternehmen bzw. der Bestand an langlebigen Konsum-
giitern der privaten Haushalte "gegeben”, d.h. konstant. Langfristig ist die Produktions-
funktion dagegen variabel. Die Bedeutung dieser beiden Perspektiven 1dBt sich am Beispiel
der Energienachfrage illustrieren. Sowohl private Haushalte als auch Unternehmen fragen
Energie stets komplementir zu technischen Einrichtungen nach, fiir die die eingesetzte
Energie Input zur Erzeugung von Giitern hoherer Ordnung ist. 13 Bej jedem Einsatzprozef§
werden das erzeugte Gut oder die erzeugte Dienstleistung in einem bestimmten Verhiltnis
zur eingesetzten Energiemenge stehen; ein Verhiltnis, das sich als Energieeffizienz messen
136t 14 Verinderungen in der Energienachfrage konnen deshalb zuriickgefiihrt werden
auf!d

machen zu konnen.” Vgl. Schmolders, Giinter: Allgemeine Steuerlehre, a.a.O., S.
139.

13 Beispielsweise Kohle zur Erzeugung von Wirme fiir die Beheizung von Riumen und
zur Stromerzeugung, die ihrerseits wieder der Beleuchtung dient.

14 Vgl. Jarass, Lorenz: Energienachfrage, wirtschaftliche Entwicklung und Preise,
Braunschweig/Wiesbaden 1988.

15 vgl. hierzu auch Masuhr, Klaus: Auswirkungen niedrigerer Olpreise auf den Ener-

gieverbrauch in der Bundesrepublik Deutschland, in: Harter, Manfred (Hrsg.): Ener-
gieprognosen fiir die Bundesrepublik Deutschland, Koln 1986, S. 155.
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a) eine Verinderung der Energieeffizienz energieverbrauchender Einrichtungen,

b) eine Verdnderung des Bestandes energieverbrauchender Einrichtungen (auch
bei Konstanz von a)),

¢)  eine Verinderung der Nutzungsintensitiit energieverbrauchender Einrichtungen
(auch bei Konstanz von a) und b)).

Um eine kurzfristige Reaktion handelt es sich dann, wenn die Produktionsfunktion - die
den Stand der Technik abbildet - unverindert bleibt. Das schlieBt effizienzerhohende Ande-
rungen von Faktoreinsatzverhiltnissen im Rahmen der bestehenden Produktionsfunktion
nicht aus. Solche Reaktionen gelten, wie auch die Verdnderung der Nutzungsintensitit, als
kurzfristig. Dagegen handelt es sich um eine langfristige Reaktion, wenn der Stand der
Technik - und damit der Moglichkeitsbereich fiir eine Anderung der Faktorintensititen -
verdndert wird.

Das Beispiel der Energienachfrage ist fir Umweltabgaben von besonderem Interesse und
wird deshalb vorrangig behandelt. Die Struktur des Problems stellt sich aber fiir andere
Umweltabgaben in dhnlicher Weise. 16

4.1.2.2 Substitutionalitit und Elastizitit

Die Demonstration der allokativen Uberlegenheit von Abgaben unter statischen Bedingun-
gen erfolgt in der Literatur iiberwiegend anhand von Emissionsabgaben. Der konkrete Weg
der abgeleiteten Emissionsreduktion, d.h. die betrieblichen AnpassungsmaBnahmen, die der
"Bewegung auf der Grenzvermeidungskosten-Kurve" entsprechen, bleiben dabei aber im
Dunkeln. Jedenfalls wird eine beliebige Teilbarkeit der Emissionsvermeidungsschritte sug-
geriert. Auch wenn es hier noch um kurzfristige, nicht-investive Anpassungen an die Emis-
sionsabgaben geht, werden Zweifel an der Berechtigung dieser Annahme wach: Kurzfristig
durchzufiihrende Emissionsvermeidungen sind nur als Modifikation von Produktionsvertah-
ren, z.B. durch Substitution von Inputs, denkbar,]7 die bei gegebenem Stand der Technik
nur innerhalb enger Grenzen moglich ist. Hiufig werden damit auch Anderungen der Ei-
genschaften der erzeugten Giiter verbunden sein. Der besondere allokative Vorteil der

16 Beispiel: Wird eine Abgabe aut umweltschddliche Verpackungen gelegt, miissen die
kurzfristigen Reaktionen - bei Konstanz des Warenangebots und der Verpackungs-
technik - von den langfristigen Reaktionen unterschieden werden, bei denen diese
variabel sind.

17 Zum Beispiel der Wechsel von Druck, Temperaturen, Ingredienzen, Konzentrations-
verhiltnissen etc. bei chemischen Prozessen; Verinderung von Drehzahlen,
Treibstoffgemischen, Arbeitstakten usw. bei physikalischen Vorgidngen.
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Emissionsabgabe liegt darin, daf} sie einen Anreiz zur Vermeidung der Emission - und da-
mit der Grofle, die die engste Beziehung zum externen Nachteil aufweist - setzt, aber die
Entscheidung iiber die kostengiinstigsten Vermeidungsmoglichkeiten dem Unternehmer
iiberldBt. Darin unterscheidet sie sich von der Abgabe auf Inputs.

Wenn auch bei beiden Abgabeformen - Emissions- und Inputabgabe - die Umweltvertrég-
lichkeit der gewihlten Substitution unbestimmt ist, setzt die Inputabgabe zumindest den
Anreiz zum verminderten Einsatz des abgabebelasteten Produktionsfaktors. 18 Sie ist damit
in groferem Umfang "handlungsbestimmend” als die Abgabe auf Emissionen. Allokative
Vorteile gehen damit aber nur einher, wenn das Inputgut zweifelsfrei als die einzige Quelle
des externen Nachteils erkannt wurde. Auf die damit verbundenen Probleme wurde bereits
an friiherer Stelle hingewiesen.

Der ProzeB der Inputsubstitution kann folgendermaBen beschrieben werden. Im Modell
wird ein Gut A mit zwei Faktoren x und x) hergestellt. Die Produktionsfunktion ist sub-
stitutional, d.h. ein Mindereinsatz eines der beiden Faktoren kann outputneutral durch
einen Mehreinsatz des anderen Faktors kompensiert werden. Wird x| wegen der mit sei-
nem Einsatz verbundenen negativen externen Effekte mit einer Abgabe belastet, wird der
Faktor durch x) substituiert. Bei gleichem Output sind die Stiickkosten gestiegen, das Un-
ternehmen erleidet also einen Effizienzverlust. Grenzanbieter wiren zum Marktaustritt ge-
zwungen.

Erzeugt der Input x2 im zugrundegelegten Produktionsverfahren in dhnlicher Weise externe
Etfekte wie x|, dann bleibt trotz Abgabenerhebung eine Umweltbeeintrichtigung erhalten.
Gleichzeitig werden jedoch die Kosten fiir die Produktion des Gutes A erhoht: eine Fehlal-
lokation ist die Folge. Kann ausgeschlossen werden, daff die Inputsubstitution zu anderen
oder den gleichen externen Effekten fiihrt, erreicht die Inputabgabe ihr Ziel. Nur wann be-
steht hieriiber Sicherheit?

Der Gesetzgeber braucht also umfassende Kenntnis aller Substitutionsalternativen, um
ihrem Einsatz ebenfalls mit einer fiskalischen Belastung vorzubeugen. In dieser Weise muf}
bei einer Abgabe der Moglichkeitsbereich fiir umweltentlastende Substitutionsalternativen
modelliert werden. Das bereitet u.U. erhebliche Probleme. Im Fall einer Abgabe auf Koh-
lendioxid wiren es vornehmlich die fossilen Energietriger, die in die Abgabepflicht einbe-

18 Die Preiserhohung, der sich der Nachfrager von Inputgiitern gegeniibersieht, stimmt
nur dann mit der Hohe der Abgabe, die beim Erzeuger der Inputs erhoben wird,
iiberein, wenn dieser in der Lage ist, sie vollstindig zu iiberwilzen. Die Uberwilz-
barkeit der Abgabe hingt von den Angebots- und Nachfrageelastizititen am Faktor-
markt ab. Bei unterstelltem elastischem Angebot kann die Abgabe nur dann voll
iherwilzt werden, wenn die Nachfrage vollig unelastisch reagiert. Die Elastizitit der
Nachfrage nach Inputs ist wiederum von den moglichen Substitutionen bestimmt.
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zogen werden miifiten. Steuertechnische Schwierigkeiten konnen dem jedoch entgegen-
stehen. Die spezifischen COp-Koeffizienten als Grundlage der Abgabendifferenzierung be-
tragen fiir Braunkohle, Steinkohle, Ol und Erdgas 1,18; 0,79; 0,85 und 0,53 kg CO> pro
Kwh Strom bei der Verfeuerung im entsprechenden Kraftwerkstyp. Partiell konnen Brenn-
holz, Miill, Torf usw. die klassischen fossilen Energietrédger ersetzen, ohne daB fiir sie aber
ein einheitlicher Emissionskoeffizient angegeben werden kann.!9 Die Miillverbrennung
kann deshalb nicht systematisch, sondern hochstens mit einer "gegriffenen GroBe" in die
pauschalierte Besteuerung eingebaut werden. Fehlallokationen konnen die Folge sein.

Aussagen dariiber, in welchem Umfang bei substitutionaler Produktionsfunktion ein Wech-
sel der Faktoren stattfindet, sind schwer zu treffen. Auch Elastizititskennziffern konnen
nur eingeschrinkt Anhaltspunkte bieten.

Direkte Preiselastizitited? driicken nur die Sensitivitit von Mengeninderungen gegen-
iiber Preisinderungen des gleichen Gutes aus. Direkte Preiselastizititen der Nachfrage
vermitteln in gewisser Weise "asymmetrische” Informationen: Die Preiselastizitit driickt
aus, in welchem Umfang vom verteuerten Gut - in der Regel - weniger nachgefragt wurde,
ohne damit zu zeigen, welcher Art die Substitutionseffekte sind. Nachfrageverschiebungen
hin zu anderen Giitern bleiben der Art nach unerkldrt. Gleichwohl kinnen direkte Preis-
elastizitiiten Interesse beanspruchen, wenn geklirt werden soll, ob fir ein bestimmtes Gut
eine demeritorisierende Wirkung erreicht werden kann.

Auskunft iiber Substitutionsbeziehungen geben dagegen Kreuzpn:iselastizit:«‘iler?l von
Giitern. Sie informieren iiber eine ¢. p. stattfindende Mengenidnderung eines Gutes infolge
des (durch die Umweltabgabe) gestiegenen Preises eines anderen Gutes. Liegen Substitu-
tionsbeziehungen zwischen den Giitern vor, hat die Kreuzpreiselastizitit einen positiven

19 vgl. Michaelis, Hans: Energiepolitik und CO, - zur Aktualitit einer weltweiten
Herausforderung, in: Energiewirtschaftliche Tagestragen, 1988. S. 852; Der Einsatz
von Brennholz erfolgt z.B. in den Entwicklungslidndern so ineffizient, da der Koh-
lendioxid-Ausstol den von Kohle iibersteigt. Vgl. Enquéte-Kommission "Vorsorge
zum Schutz der Erdatmosphire”, a.a.0., S. 204 und 262.

20 sie weisen formal die Form
EX‘P=QZQQ=QL.IZ
X p dp x
auf.
x:Menge des abgabebelasteten Gutes,
p:Preis des abgabebelasteten Gutes
mit dp = t = Umweltabgabe pro Mengeneinheit

21 Sie haben die Form
Exi,pj = & - dny

i .
x;: Menge des Gltes i
.2 Preis des Gutes j

p
d'l’)i =t = Umweltabgabe auf Gut )
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Wert. Je grofler, in positiven Werten, die Kreuzpreiselastizitit ist, umso stirker ist das
Konkurrenzverhiltnis zwischen den beiden Giitern, die Substitution fallt den Wirtschafts-
subjekten leicht; es geniigen deshalb geringe Abgabesitze, um Anpassungen zu induzieren.

Gleichwohl bleiben eine Reihe von Fragen und Unsicherheiten. Kehren wir zum Fall der
CO»-Abgabe zuriick, die auf alle fossilen Energietridger nach dem MaBstab der spezifischen
COp-Emissionen pro Mengeneinheit erhoben wird. Tendenziell kann man Substitutionspro-
zesse zum vergleichsweise am geringsten belasteten Erdgas erwarten. Die Mengeninderung
beim Einsatz von Erdgas findet aber nicht unter sonst gleichen Bedingungen, sondern unter
Beriicksichtigung einer Umweltabgabe auf Erdgas statt. Mit einer Elastizitit, die fir
isolierte Preisvariationen von Braunkohle ermittelt wurde, kann man fiir den Fall der
differenzierten Abgahenerhebung auf alle fossilen Energietrdger also keine Prognosen tref-
fen. Das AusmaBl der Substitution von Braunkohle durch Erdgas wire sicherlich iiber-
zeichnet. Hier ist die Kenntnis einer Substitutionselastizitit erforderlich, die Relationen
zwischen den relativen Anderungen der Mengenverhiltnisse und den relativen Anderungen
der Preisverhaltnisse zum Ausdruck bringt:

o = d(xi/x)) : d(pi/p))
Xi/%j  pilpj

wobei pj/pj das Preisverhiltnis der beiden Giiter vor der Umweltabgabenerhebung bezeich-
net und d(pi/pj) die Anderung des Preisverhiltnisses durch die differenzierte Abgabenerhe-
bung angibt.

Ein weiteres Problem tritt hinzuZZ: Kurzfristige Substitutionseffekte in der Elektrizitits-
wirtschaft sind nur im Rahmen des gegebenen Krattwerkparks erzielbar. Eine CO2-Abgabe
der beschriebenen Art triftt auf eine Einsatzplanung der Krattwerksbetreiber, die sich nach
den variablen Kosten richtet. Die ganzjihrige Grundlastversorgung iibernehmen danach die
Kern- und Braunkohlekraftwerke: Steinkohlekraftwerke dienen zur Abdeckung der Mittel-
last, wahrend Gaskraftwerke die Lastspitzen bedienen, weil sie - aufgrund der Brennstoft-
kosten - hohe variable Kosten aufweisen.

Nur mit sehr hohen Abgabesitzen kann die Rangfolge der variablen Kosten der Stromer-
zeugung zugunsten des kohlendioxiddrmeren Erdgas umgekehrt werden. Abgesehen davon,
daB vertragliche Abnahemverpflichtungen fiir Kohle im Rahmen des Jahrhundertvertrages

22 vgl. Hillebrand, Bernhard: CO,-Abgaben in der Elektrizititsversorgung, in: RWI-
Mitteilungen, Jg. 43, 1992, S. 1= 18.
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eine entsprechende Substitution verhindern, fithren die bestehenden Abgabenvorschlige
nicht zu einer solchen Umkehr in der Rangfolge der variablen Kosten. Sehr hohe Abga-
bensitze hitten zudem erhebliche Kostenbelastungen der Unternehmen - und bei Uberwil-
zung - der privaten Haushalte zur Folge. Es stellt sich die Frage, ob vor diesem Hinter-
grund eine andere behdrdlich verordnete Aufteilung der Auslastung des Kraftwerkparks
nicht die einfachere und okologisch zuverldssigere Variante wire.

4.1.2.3 Limitationale Produktionsfunktionen

Der materielle Gehalt der bisher abgeleiteten Aussagen muB jedoch in Zweifel gezogen
werden, wenn man von der Annahme substitutionaler Produktionsfunktionen abgeht. Die
Relevanz der Beschreibung industrieller Leistungserstellungsprozesse mit der ertragsgesetz-
lichen Produktionsfunktion wurde bereits sehr friih von Gutenberg23 erheblich kritisiert.

Die Kernaussage von limitationalen Produktionsfunktionen bei Gutenberg ist: Die erstellte
Produktmenge 148t sich nicht mit beliebig vielen Kombinationen der Faktoren erzeugen,
wie Ertragsgesetz und Minimalkostenkombination nahelegen, sondern sie hédngt in technisch
determinierter Weise von den Eigenschaften der Aggregate ab. Es handelt sich um
Produktionsfunktionen, die isolierte Faktoreinsatzvariationen nicht zulassen. Unter diesen
Bedingungen miissen die Uberlegungen zur Inputsubstitution infolge einer Umweltabgaben-
erhebung modifiziert werden.

Notwendig ist eine Desaggregation der Analyse, die die gewohnlich unterstellten unmittel-
baren Beziehungen zwischen Faktoreinsatzmengen und deren Ertrigen sowie dem
"Kuppelprodukt Umweltverschmutzung" durchbricht und den EinfluB der "betrieblichen
Gegebenheiten" einfangt, die in kurzfristiger Perspektive die Moglichkeiten zur Abgaben-
ausweichung determinieren.

Die betrieblichen Gegebenheiten werden im wesentlichen durch die "Potentialfaktoren” be-
stimmt. Hierzu zdhlt das Anlagevermogen einer Unternehmung, insbesondere maschinelle
Aggregate, die sich von anderen Faktoren (Werkstoffe und Hilfsmittel als Repetierfaktoren)
dadurch unterscheiden, daB von ihnen eine lingerfristige Leistungsabgabe ausgehen kann.

Unter den Bedingungen limitationaler Produktionsfunktionen kann eine Abgabe auf Inputs
nur intensititsmidBige Anpassungsreaktionen auslosen, d.h. sie induziert - wie Abbildung 4

23 vgl. Gutenberg, Erich: Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre, Erster Band, Die
Produktion, 18. neu iiberarbeitete Auflage, Berlin u.a. 1971, S. 320ff.
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zeigt - das Aufsuchen des Minimums der Verbrauchsfunktion maschineller Aggregate.24

Dabei miissen die Restriktionen der Outputseite Beachtung finden.

Abb. 4:

—l
'

Verbrauch

v

Intensitit

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Gutenberg, Erich: Grundlagen der
Betriebswirtschaftslehre, Erster Band, Die Produktion, a.a.0., S. 334,

Bei u-formiger Verbrauchsfunktion und proportionalen Beziehungen zwischen Intensitit
und Output kann eine Annidherung an das Verbrauchsminimum vom rechten aufsteigenden
Ast der Verbrauchsfunktion her nur mit einem Outputriickgang "erkauft” werden. Bei kon-
stanter Nachfrage ist der damit verbundene Ertragsverlust mit der vermiedenen Abgabenlast
abzuwigen. Das Ergebnis hingt von der Hohe des Abgabesatzes und den Grenzerldsen der
Produkte ab. Der - vom Minimum aus gesehen - linke Ast der Verbrauchsfunktion ist fiir
eine intensititsmiBige Anpassung irrelevant. Produktionseinschrinkungen konnen durch
eine zeitliche Anpassung bei Optimalintensitit (im Verbrauchsminimum) erfolgen: die
Anlage wird voriibergehend stillgelegt. Eine Senkung der Betriebszeiten (fir den Fall, in
dem das Aufsuchen des Verbrauchsminimums mit einem Anstieg des Outputs verbunden

24 verbrauchsfunktionen bilden eine Relation zwischen der gewihlten Intensitit oder
Leistung und dem Verbrauch eines Repetierfaktors ab. Bei konstanter Intensitéit hingt
der Verbrauch von Repetierfaktoren von der zu produzierenden Menge ab.
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ist)25 kann aber zusitzliche Kosten verursachen, wenn sie mit Aufwendungen fiir Einrich-
tung und "Anfahren" einer Anlage (Riistkosten) verbunden ist. Man denke an das extreme
Beispiel der Hochofen, deren Abschaltung sich vollstindig verbietet. Wird aus Griinden der
Abgabenvermeidung das Minimum der Verbrauchsfunktion vom rechten aufsteigenden Ast
der Verbrauchsfunktion her aufgesucht, kann der fiir das Erreichen des bisherigen Um-
satzes notwendige Output durch eine zeitliche Anpassung erreicht werden: der Betrieb der
Anlage wird zeitlich gestreckt. Diese Moglichkeit bleibt bei allen Anlagen versagt, die
ohnehin (in einem Méhrschichtenbetrieb) durchgehend belastet werden.

Die fiir eine Umweltabgabe auf Inputs abgeleiteten Anpassungsprozesse gelten in dhnlicher
Weise auch fiir direkte Emissionsabgaben. Es bleiben jedoch die folgenden Unterschiede:
Unternchmen haben bei Emissionsabgaben einen grofieren Spielraum in ihrer Reaktion auf
die Abgabepflicht. Inputreduktion erfolgt - auch kurzfristig - nur dann, wenn sie auch mit
einer Emissionsreduktion einhergeht. Das Aufsuchen der Optimalintensitit liegt auch hier
nahe. Verbrauchsminimum und emissionsminimale Intensitit miissen jedoch nicht iiberein-
stimmen. Entsprechende Divergenzen zwischen Verbrauchs- und Emissionsminimum sind
dem Unternehmen aber (wahrscheinlich) bekannt. Die emissionsreduzierende Anpassung
kann daher treffsicherer erfolgen als bei einer durch pretiale Lenkung verursachten Suche
nach dem Verbrauchsminimum. Emissions- und Verbrauchsminimum stimmen insbe-
sondere dann nicht iiberein, wenn vom Produktionsprozei (auch wenn nur ein Repetier-
faktor verbraucht wird) eine Vielzahl von Emissionen ausgehen. So mag im Verbrauchs-
minimum das Verhiltnis der CO2- zu den Stickoxidemissionen ein ganz anderes sein, als
bei hoherer oder niederer Intensitit. Die jeweiligen Substitutionseffekte einer Abgabe auf
nur einen Schadstoff sind dann Tatfrage. Bewegungen "auf der Verbrauchsfunktion”, d.h.
intensititsmiBige Variationen, miissen aber in gleicher Weise mit den kostenintensiven
Folgen abgewogen werden wie bei der Inputabgabe.

Fazit: Es gibt eine Reihe von Anhaltspunkten dafiir, daB kurzfristige Substitutionen bei
limitationalen Produktionsfunktionen wesentlich unwahrscheinlicher sind als im Ver-
gleichsfall substitutionaler Beziehungen. Damit kann kurzfristig die Quelle des externen Ef-
fektes nicht beseitigt werden: die Umweltbelastung bleibt bestehen. Die Abgabe induziert
nur negative Einkommenseffekte.

25 Das ist der Fall, in dem ausgehend vom "linken Ast" die Intensitit auf die Optimal-
intensitit mit dem minimalen Verbrauch erhoht wird.
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4.1.2.4 Nachfrageinterdependenzen

Die fiskalische Belastung eines Gutes mit einer Umweltabgabe kann die Anderung der Pro-
duktions- bzw. Sortimentsstruktur intendieren.2® Eine Substitution durch andere, nicht
abgabebelastete Produkte ist prinzipiell mit dhnlichen Problemen behaftet wie die Inputsub-
stitution: Im Zeitpunkt der Abgabenerhebung ist offen, welche Produkte an die Stelle der
fiskalisch belasteten treten werden und wie ihre Umweltwirkungen einzuschitzen sind.

In der kurzen Frist ist ein solcher Produktionswechsel auch nur dann mdglich, wenn die
Anlagen des Unternehmens eine entsprechende Fertigungsflexibilitidt aufweisen. Es miifiten
geringfligige Anlagenumriistungen ausreichen, um mit den gleichen Aggregaten andere
Produkte herzustellen. Sind die technischen Bedingungen hierzu gegeben, legt der durch
die Abgabe verminderte Deckungsbeitrag27 den Produktwechsel nahe.

Unter folgenden Bedingungen tritt kein Produktwechsel ein. Bei Mehrproduktunternehmen
und Abgaben, die auf eines oder mehrere ihrer Erzeugnisse erhoben werden, thematisiert
man vor allem die Moglichkeit der "schrigen Uberwilzung". Die Uberwilzung der durch
eine Abgabe erhohten Kosten eines Produktes in den Preis eines anderen setzt erstens un-
ausgenutzte Preiserhdhungsspielrdume voraus. Zweitens werden die in Mehr-
produktunternehmen vorzufindenden Probleme der Nachfrageverbundenheit vernachldssigt.
Nachfrageverbundenheit mu$ als absatzbestimmendes Moment in das Kalkiil der Unter-
nehmen eingehen. Sie liegt u.a. dann vor, wenn Giiter komplementir oder substitutiv nach-
gefragt werden, d.h. die Grenzerlose einzelner Produkte nicht unabhingig von den Ver-
kaufsmengen anderer Produkte (des gleichen Unternehmens) sind. Erzielt ein Produkt A,
das nur gemeinsam mit dem abgabebelasteten Produkt B verkauft werden kann, hohe posi-
tive Deckungsbeitridge, die die negativen Deckungsbeitrige von B liberkompensieren, wird
B nicht aus dem Programm genommen. Nachfrageverbundenheit kann also dazu fiihren,
daB - trotz negativer Deckungsbeitrige - ein abgabebelastetes Produkt im Programm ver-
bleibt. Die Umweltbeeintrachtigung bleibt bestehen, weil ein Wechsel der Produktions-
struktur den Gewinn stirker mindert, als die vom Unternchmen zu tragende Abgabe. Die

spezifische Nachfragekonstellation erlaubt kurzfristig keine Substitution. 28

26 S0 z.B. Siebert, Horst: Analyse der Instrumente der Umweltpolitik, a.a.O., S. 29.

27 Dper Deckungsbeitrag errechnet sich als Differenz von Produkterldsen und zurechen-
baren variablen Kosten. Die Summe aller Deckungsbeitrige dient zur Deckung der
nach Kostenstellen gegliederten fixen Kosten und dariiber hinaus zur Erzielung eines
Gesamtgewinns.

28 Auf einen dhnlichen Sachverhalt verweist das Edgeworth‘sche Paradox: "Edgeworth
hatte entdeckt, daB unter bestimmten Bedingungen eine Eisenbahngesellschaft, welche
1.- und 2.-Klasse-Reisen zu verschiedenen Preisen anbietet, bei Auferlegung einer
Steuer (also einer Erhdhung der Kosten) auf 1.-Klasse-Reisen die Preise fiir beide
Produkte senkt, statt einen oder beide Preise zu erhdhen, wie man nach der Kosten-
steigerung erwarten sollte. Das Prinzip dieser paradoxen Reaktion besteht darin, daf
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Der Tatbestand "schriger Uberwilzung" wire erst dann gegeben, wenn eine PreiserhShung
fiir Produkt A von den Nachfragern akzeptiert wiirde. Die Anderung der Produktions-
struktur wird jedoch u.U. schon durch die wesentlich schwichere Bedingung der Nach-
frageverbundenheit verhindert. Die Abgabe verfehlt unter diesen Bedingungen ihr Ziel.

Weiterhin sollen noch zwei Briiche in den mit der Abgabenerhebung intendierten Wir-
kungsketten Beriicksichtigung finden: Mitldufer- und Veblen-Effekt. Beide stellen Fille von
Nachfrageinterdependenzen dar. Der Nutzen der von einem Haushalt konsumierten Giiter
ist nicht mehr - wie beim nachfragegesetzlichen Verlauf - unabhingig von den Konsum-
mengen oder dem Einkommen anderer Haushalte. Daraus folgen verinderte Nachfrage-
kurven.29

Dabei ist der Mitldufereffekt im Sinne der Ziele der Abgabenerhebung positiv zu bewerten,
weil sich die Marktnachfrage elastischer als im Vergleichsfall ohne Nachfrageinterdepen-
denz verhilt. Wird also durch eine abgabebedingte Preissteigerung ein Nachfrageriickgang
induziert, beschleunigt er sich in Abhingigkeit von der Zahl der Haushalte, die ihre Nach-
frage von der Gesamtnachfrage am Markt abhéngig machen. Die Preistheorie erkldrt hier-
mit Modeverhalten. Der Effekt sollte fir die umweltpolitische Abgabenerhebung ins Kalkiil
gezogen werden, ohne daB aber hier eine Aussage getroffen werden konnte, welche Mo-
mente das Auftreten des Mitldufereffektes begiinstigen oder sogar erzeugen konnen.

Der Veblen-Effekt stellt dagegen darauf ab, daB der Nutzen eines Gutes von dem durch die
Nicht-Kaufer vermuteten Preis abhingt. Dieser Effekt wirkt, gemessen an den Zielen der
Abgabenerhebung, negativ: Kenntnisse iiber hohe Umweltabgaben auf hubraumstarke
Kraftwagen mogen dann kontraproduktiv, weil nachfragesteigernd, wirken.

die Steuerauferlegung auf ein Produkt die Gewinne dieses Produkts mindert und es
interessant ist, durch Preissenkungen fiir das Substitutionsgut eine verstirkte Nach-
frage zu erzeugen. Die Preissenkung des nichtbesteuerten Gutes ist somit leicht zu
erkliren. Die Preissenkung des besteuerten Gutes erklirt sich aus der Tatsache, da
nicht alle potentiellen Kunden die Alternative akzeptieren und man hier durch Preis-
senkung zusitzliche Abnehmer gewinnen kann, wenn nur sichergestellt ist, da8 die
Preisdifferenz zwischen beiden Waren grof genug ist, um die Masse der Kunden
beim anderen nichtbesteuerten Gut zu halten.” Zitiert nach Borchardt, Knut: Preisbil-
dung und Konkurrenz im Einzelhandel unter besonderer Beriicksichtigung der Pro-
bleme der Mehrproduktunternehmung, Jahrbiicher fiir Nationalokonomie und Sta-
tistik, Jg. 172, 1960, S. 46f. Die Erorterung bei Borchardt miindet in eine grundsitz-
liche Auseinandersetzung iiber Vollkosten- und Marginalprinzip. Diese Kontroverse
tritt hier zuriick, weil auch von den Anhingern der Deckungsbeitragsrechnung die
Bedeutung des Nachfrageverbundes erkannt wird. Vgl. Riebel, Paul: Einzelkosten-
und Deckungsbeitragsrechnung - Grundfragen einer markt- und entscheidungsorien-
tierten Unternehmensrechnung, 6. Auflage, Wiesbaden 1990, S. 577.

29 Vgl. anstelle vieler: Schumann, Jochen: Grundziige der mikrookonomischen Theorie,
3. Auflage, Berlin u.a. 1980, S. 54ff.
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Mit der Beschreibung dieser Effekte soll nicht behauptet werden, da8 sie nachfragegesetz-
liche Wirkungen von Umweltabgaben verdringen. Ihre Kenntnis verhiitet jedoch die An-
nahme zu einfacher Beziehungen zwischen Umweltabgaben und Nachfrageentwicklung.

413 Umweltabgaben und Einkommensverteilung
4.1.3.1 Probleme der Abgabeninzidenz

Konnen Unternehmen der Abgabepflicht nicht durch sachliche Substitution ausweichen,
entsteht ein negativer Einkommenseffekt. Es ist zu priifen, inwieweit der Versuch, Kosten-
steigerungen in PreiserhOhungen zu iiberwilzen, Verteilungseffekte begriindet. Dabei soll
nur die personale Verteilung Beriicksichtigung finden.30

Verteilungsrelevant sind aber nicht nur die Kosten der Umweltpolitik, also der Mainahmen
zur Verbesserung der Umweltqualitit, sondern auch die Umweltschidden. Es gibt Anhalts-
punkte dafiir, daB die Belastung durch Umweltschdden schichtenspezifisch differiert und
einkommensschwichere Schichten nicht selten stirker belastet. So liegen die Wohngebiete
hoherer Einkommensschichten hiufig auflerhalb belasteter Ballungsgebiete, Bezieher
hoherer Einkommen haben groBere Spielrdume, um sich durch Variationen ihres Erwerbs-,
Konsum- und Freizeitverhaltens Umweltbelastungen zu entziehen.3! Ist das der Fall, wer-
den sie durch Mafinahmen der Umweltverbesserung auch in grofierem Umfang begiinstigt.
Inwieweit hiermit Wohlfahrtszunahmen verbunden sind, 148t sich allerdings nur anhand der
jeweiligen Nutzenverinderungen messen. Aber auch wenn Informationen iiber die Nutzen-
verinderungen durch MafBnahmen der Umweltqualititsverbesserung in den einzelnen
Schichten vorliegen wiirden, bliebe das Problem, daB sich die Verinderungen nicht inter-
personell vergleichen lassen. Die Aussagen miissen also auf die Verteilungswirkungen ver-
schiedener Formen verursacherorientierter Abgaben beschrinkt bleiben.

30 Vgl. hierzu grundsitzlich: Zimmermann, Klaus: Umweltpolitik und Verteilung. Eine
Analyse der Verteilungswirkungen des Offentlichen Gutes Umwelt, Berlin 1985.
Zimmermann stellt auf die Analyse der Verteilungswirkungen von Umweltschaden,
Umweltnutzen und Kosten der Umweltpolitik ab. Es handelt sich damit nicht um ein
Partialmodell, sondern um eine Untersuchung in einem makrodkonomischen To-
talmodell.

31 "Man kann also wohl mit einiger Sicherheit sagen, daB einkommensschwichere Be-
volkerungskreise stirker durch vorhandene Umweltschiden beeintrichtigt werden.”
Vgl. Topfer, Klaus: Umweltschutz im Spannungsfeld zur Wirtschaftspolitik, in:
Duwendag, Dieter und Horst Siebert (Hrsg.): Politik und Markt. Wirtschaftspoliti-
sche Probleme der 80er Jahre, Stuttgart 1980, S. 446. Vgl. auch Jarre, Jan: Ver-
teilungspolitische Aspekte der Umweltproblematik, in: Wirtschaftsdienst, Heft 12,
1975, S. 635 -638 und ders.: Uberlegungen zu einer verteilungsorientierten
Umweltpolitik, in: Wirtschaftsdienst, Heft 1, 1977, S. 41 -46.
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Im Fall der direkten Emissionsabgabe wird die Produktion verteuert, ohne daf} a priori fest-
steht, welche Giiter im Fall der Uberwilzung im Preis steigen werden. Die Entscheidung
zwischen "schriiger” und "gerader” Uberwilzung fillt in Abhingigkeit von den Preiselasti-
zititen der Nachfrage und entzieht sich damit der Steuerung durch die Umweltpolitik. Di-
rekte Emissionsabgaben wirken "’erratisch’, d.h. ein klares Verteilungsmuster ist nicht
mehr erkennbar. "32

Im Fall der Umweltabgaben auf spezielle Giiter werden durch die fiskalische Belastung c.p.
jene Giiter verteuert, deren Produktion oder Konsum mit hohen Umweltbelastungen einher-
geht. Zur Bestimmung der Verteilungswirkungen wire es in einem ersten Schritt notwen-
dig, die Auswirkung der Umweltabgaben auf Kosten und Preise aller - auch intermediéren -
Giiter zu ermitteln. Der zweite Schritt bestiinde in der Zurechnung der Umweltabgabenlast
auf verschiedene Einkommensschichten anhand von Inzidenzhypothesen. Zwar ist es noch
relativ einfach, Ubersicht iiber die vorrangig belasteten Produkte, Produktgruppen und
Branchen zu erreichen. Eine groBere Hiirde bildet schon die Ermittlung der Produktions-
funktion der verschiedenen Industriezweige, deren Kenntnis notwendig wire, um die
Kostenwirkungen zu berechnen. Damit sind aber noch nicht die endgiiltigen Preis-
wirkungen determiniert. Sie sind erst unter Einbeziehung der Wettbewerbssituation am je-
weiligen Markt und den spezifischen Nachfrage- und Angebotselastizititen zu ermitteln.
Dabei ist zu beriicksichtigen, daB fiskalisch belastete Giiter nicht immer unmittelbar in den
Endverbrauch eingehen, sondern zu Inputs weiterer Produktionen werden. Die Aus-
wirkungen der Abgaben auf die Giiterpreise miiten deshalb in einem Input-Output-Modell
erfat werden.33 "Diese Schwierigkeiten vor Augen nimmt es nicht Wunder, daf
Baumol/Oates generell beim gegebenen Stand des Wissens eine Berechnung der Inzidenz
von Gebiihren oder anderer umweltpolitischer Instrumente in einem allgemeinen Gleich-
gewichtsmodell fiir kaum durchfiihrbar halten. "34

32 Hansmeyer, Karl-Heinrich: Neue Dimensionen der Energiebesteuerung: Die Diskus-
sion um eine CO»-Abgabe, in: Bea, Franz Xaver und Wolfgang Kitterer (Hrsg.):
Finanzwissenschaft im Dienste der Wirtschaftspolitik, Festschrift fir Dieter Pohmer,
Tiibingen 1990, S. 280.

33 Eine solche Berechnung wurde von Leontief und Ford vorgenommen. Sie ermittelten
die Preiserhohungen aller Giiter und Dienste bei der Substitution von Brennstoffen
mit hohem durch solche mit niedrigem Schwefelgehalt unter den Bedingungen des
"US Clear Air Act". Vgl. Leontief, Wassily W. und D. Ford: Air Pollution and the
Economic Structure. Empirical Results of Input-Output-Computations, in: Brodey A.
und A.P. Carter (Hrsg.): Input-Output-Techniques, London 1972. Vgl. auch Siebert,
Horst: Umwelt und AuBenhandel, in: Giersch, Herbert und Heinz-Dieter Haas
(Hrsg.): Probleme der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung, Schriften des Vereins fiir
Socialpolitik, N.F. Band 78, Berlin 1974, S. 124.

34 Zimmermann, Klaus: Umweltpolitik und Verteilung, a.a.0., S. 88.
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Fiir eine regressive Belastungswirkung von Umweltabgaben auf spezielle Giiter spricht die
Tatsache, daB Bevolkerungsschichten mit geringem Einkommen eine hohere durchschnitt-
liche Konsumquote aufweisen, als das in hoheren Einkommensschichten der Fall ist. Unter
der Annahme einer zwischen den Einkommensklassen nicht differierenden Priferenz fiir
umweltbelastenden Konsum - d.h. hier: fiskalisch belastete Giiter - werden deshalb die
niedrigeren Einkommensklassen relativ stirker mit Umweltabgaben- belastet.

Eine nicht regressive Belastungsinzidenz kann sich dann einstellen, wenn vorwiegend Gii-
ter, deren Nachfrage eine hohe Einkommenselastizitit aufweist, mit Abgaben belegt wer-
den. Die angestrebten Verteilungsziele geraten jedoch mit dem Allokationsziel - der Inter-
nalisierung externer Kosten - in Konflikt, wenn einkommensunelastische Giiter, trotz der
von ihnen ausgehenden negativen externen Effekte, nicht der Abgabepflicht unterliegen
wiirden.

4.1.3.2 Aufkommenserh6hende und aufkommensneutrale Rechtsinderungen

Um unerwiinschte Verteilungseffekte zu vermeiden, wird vorgeschlagen, den durch die
Umweltabgaben bedingten negativen Einkommenseffekt durch kompensierende Ent-
lastungen an anderer Stelle im Abgabensystem, z.B. bei der Einkommensteuer, wieder
aufzuheben. 35 Der Umfang der Lenkungseffekte bleibt davon nicht unberiihrt.

Das Ausmal des negativen Einkommenseffektes héngt von den jeweiligen Substitutions-
moglichkeiten ab. So trifft z.B. eine Erhéhung der Mineraldlsteuer den Fahrzeughalter
umso stirker, je weniger er (bei Beibehaltung des Wagentyps) auf Fahrleistungen verzich-
ten, auf andere Verkehrsmittel umsteigen oder Fahrgemeinschaften bilden kann. Der Um-
fang bestehender Substitutionsmoglichkeiten wird durch individuell differierende Preis-
elastizititen der Nachfrage abgebildet, die hdufig auch regional variieren.30 Der Einkom-
menseffekt ist individuell verschieden, dementsprechend sind der Riickver-

35 Vgl. SPD-Programm Fortschritt 90, in: SPD-Intern, Nr. 13, Bonn 20.7.1989.

36 S0 zeigt eine Untersuchung der Preiselastizititen der Kraftstoffnachfrage fiir vier
Stidte unterschiedlicher Struktur (Bonn, Krefeld, Siegen, Viersen), dafi im Kreis
Siegen die Preiselastizitdt der Kraftstoffnachfrage erheblich unter den Werten der an-
deren Stidte liegt und eine unelastische Reaktion indiziert. Teichmann fiihrt das auf
die siedlungsstrukturellen Besonderheiten dieser Region zuriick, die als Oberzentrum
von ldndlich strukturierten Gebieten umgeben ist, in denen der Nahverkehr
vergleichsweise schlecht ausgebaut ist und damit fir die Mehrzahl der Autofahrer
keine Alternative darstellt. Die Zahlen werden durch die Werte fiir den durchschnitt-
lichen monatlichen Benzinverbrauch pro zugelassenem Fahrzeug gestiitzt. Sie liegen
in Siegen erheblich iiber den mit dem jeweiligen Fahrzeugbestand gewichteten Gro-
Ben der anderen Stidte. Vgl. Teichmann, Ulrich: Die Nachfrageelastizitit im inner-
stidtischen Individualverkehr - dargestellt am Beispiel ausgewihlter Stidte
Nordrhein-Westfalens, in: Zeitschrift fir Verkehrswissenschaft, 1983, S. 71 - 94.
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teilungsmechanismus und die kompensierende Entlastung nur schwer zu konstruieren bzw.
zu bemessen. Die Entlastung konnte - fiir Fahrten aus beruflichem AnlaB - iiber eine
Beriicksichtigung bei den Werbungskosten der Einkommensteuer individualisiert werden.
Die notwendigen Pauschalierungen fiihren aber stets dazu, daB Entlastungen iiber oder un-
ter den tatsichlichen Einkommensminderungen durch die Umweltabgabe liegen werden.
Unterstellen wir, daB die Entlastung prizise erfolgen kann, d.h. eine genaue Kompensation
ermoglicht, wird bei unverinderten Priiferenzen in der einkommenskompensierten Situation
das belastete Gut in geringerem Umfang substituiert als ohne die begleitende Senkung der
Einkommensteuerschuld. Die Effekte hingen vom Verhiltnis von Preis-, Substitutions-
und Einkommenselastizititen ab.

Fazit:  Einkommenskompensationen, die die  Umweltabgabenerhebung  weniger
"schmerzlich” machen, fiihren gleichzeitig zu einer Verminderung der umweltpolitischen
Zielerreichung, oder: Abgaben auf umweltschddigende Giiter miissen umso hiher ausfal-
len, wenn begleitende Steuerentlastungen gewihrt werden. Eine volle Kompensation be-
grenzt die Okologische Zielerreichung: Allokations- und Verteilungszielsetzung geraten in
Konflikt.37

4.1.3.3 Exkurs: Zur Aussagekraft von Preis- und Einkommenselastizitaten

Fiir das Verhiltnis von Einkommens- und Preiselastizititen stellt die Nachfragetheorie ei-
nige fundamentale Zusammenhinge auf. Nach Slutzky und Hicks38 wichst in der Regel
mit steigendem Einkommen die Nachfrage nach allen Giitern (Einkommenseffekt). Die
Struktur der nachgefragten Giitermengen wird bestimmt durch die Substitutionseffekte in-
folge von Verdnderungen der relativen Preise. Dabei werden relativ billiger werdende Gii-

ter stirker nachgefragt und umgekehrt. Einkommens- und Substitutionseffekt wirken also

37 Zuweilen wird dieser Konflikt deutlich erkannt: "Soziale Kompensation fir 6kologi-

sche Mehrbelastungen muf es geben. (...) SchlieBlich handelt es sich hier um Be-
lastungen die sich bei Verwirklichung unserer Vorstellungen immerhin auf eine Gro-
Benordnung von 100 bis 200 DM monatlich je nach Einsparbereitschaft zusammen-
rechneten.(...) Wenn fir alle Zusatzbelastungen soziale Kompensation ermdglicht
werden wiirde, hitte Hans Apel gegen Ingrid Matthdus-Maier im wesentlichen recht:
Dann ndmlich wire die Frage aufgeworfen, wozu der ganze Aufwand iiberhaupt be-
trieben wird." Vgl. Kleinert, Hubert: Konigsweg Okosteuer?, in: Blitter fir deutsche
und internationale Politik, Heft 10, 1989, S. 1184 f.

38 vgl. Gerfin, Harald und Peter Heimann: Elastizitit, in: Albers, Hans (Hrsg.):
Handwdorterbuch der Wirtschaftswissenschatten, Band 2, Gottingen u.a., 1979, S.
357.
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gemeinsam. Daraus folgt, daf Nachfrageverdnderungen stets unter Einbeziehung von Preis-
und Einkommenselastizititen erklirt werden miissen. 39

Fiir das Verhiltnis der verschiedenen Elastizititen zueinander gilt die Slutzky-Schulz-Rela-
tion: Danach summieren sich fiir jedes einzelne Gut die direkte Preiselastizitit, alle seine
Kreuzpreiselastizititen und die Einkommenselastizitit zu Null. Unter Beachtung weiterer
Einschrinkungen kann daher aus einer betragsmiBigen Identitit von direkter Preis- und
Einkommenselastizitit auf dic Abwesenheit erheblicher Kreuzpreiselastizititen geschlossen
werden.

Die Bedeutung des Verhiltnisses von Preis- und Einkommenselastizititen fiir Umweltab-
gaben kann an folgendem Beispiel verdeutlicht werden: Die von Kriegsmann40 geschitz-
ten?! Preiselastizititen der Nachfrage nach Diesel und Benzin weisen Werte von -0,31
bzw. -0,44 aus. Aussagewert haben diese Zahlen insbesondere im Verhiltnis zu den gleich-
falls geschidtzten Einkommenselastizititen von 1,31 bzw. 1,90: eine Verbrauchsstagnation

39 Vgl. hierzu grundsitzlich Becker, Gary: Economic Theory, New York 1971, S. 37ff.
und exemplarisch Teichmann, Ulrich: Die Nachfrageelastizitit im innerstddtischen
Individualverkehr - dargestellt am Beispiel ausgewdhlter Stidte Nordrhein-
Westfalens, in: Zeitschrift fur Verkehrswissenschaft, 1983, S. 71-94.

40 vyl Kriegsmann, Klaus-Peter: Energieverteuerung und sektoraler Strukturwandel als
Determinanten des Energieverbrauchs, in: Die Weltwirtschaft, Heft 1, 1980, S. 100-
120.

41 Fir die Bestimmung der Abhidngigkeiten umweltpolitisch zu beeinflussender GroSien,
wie z.B. den Kraftstoffverbrauch bei Kraftfahrzeugen, von Preisen und Einkommen,
bedient man sich der Regressionsanalyse. Fiir die vorliegenden Zwecke muB als Re-
gressor stets der Preis des mit einer Abgabe belasteten Gutes enthalten sein; unter Be-
achtung der o.a. Beziechungen wird auch das Einkommen als Regressor einbezogen.
Die Gleichung hat damit die Form

X = f(Py; YN) mit X: Treibstoffmenge; Py: Treibstoffpreise (nominal);
Y : Einkommen (nominal).

Die Modellierung erfolgt z.B. iiber

X = ao . PNh . YNC

die man durch Logarithmierung in

InX =Ina;, + blnpy + ¢InYy

iiberfiihrt. In dieser Funktion geben die Koeffizienten b und ¢ unmittelbar die Preis-
und Einkommenselastizititen an. Hiufig ergeben sich dabei, gemessen an statisti-
schen Priifgrifen, unbefriedigende Ergebnisse. Die Schitzgleichung wird dann unter
Hinzunahme weiterer Regressoren, wie z.B. des Vorjahresverbrauchs, verbessert.

Fiir die Ermittlung von Elastizititen ist die Wahl der Stiitzperiode von entscheidender
Bedeutung. Insbesondere fiir Untersuchungen der Energienachfrage sollte sie die Ef-
fekte der beiden Olschocks umfassen. Je linger aber bei Zeitreihenanalysen die Stiitz-
periode ist, umso groBer wird der Einflu von Anderungen des wirtschaftlichen Ord-
nungsrahmens, der Wirtschaftsstruktur, konjunktureller Schwankungen, sonstiger
Umweltregulierungen und anderer exogener Komponenten. Letztlich entstehen auch
Probleme bei der eindeutigen Trennung von Einkommens- und Preiseffekten.
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kann demnach erst dann erreicht werden, wenn die Preissteigerung fir den jeweiligen
Kraftstoff etwa viermal so hoch wie die Zuwachsrate des Einkommens liegt.

Die Schitzung von Suhr, in der der Pro-Kopf-Verbrauch von Vergaser- und Dieselkraft-
stoff durch die Regressoren verfiighares Realeinkommen, realer Kraftstoffpreis, Vor-
periodenverbrauch und eine Trendvariable erklart wird, ergibt eine Einkommenselastizitit
von 1,10 und eine Preiselastizitdt von -0,63. Danach wiirde bereits bei einer Abgabe, die
den Kraftstoffpreis um das Zweifache des Einkommensswachstums steigen 1dBt, eine Stag-
nation des Verbrauchs eintreten?? .

Empirische Untersuchungen geben auch Auskunft iiber unterschiedliche Preisempfindlich-
keiten der Sektoren Unternehmen und Haushalte. Als besonders preisreagibel gilt die Nach-
frage des Sektors Unternechmen. Hierauf weist u.a. die gegeniiber der privaten Nachfrage
nach Benzin hohere Preisempfindlichkeit des gewerblichen Sektors bei Dieselkraftstoff hin.
Sie wird in der Untersuchung von Masuhr®3 allerdings eher unterstellt als iiberpriift: es er-
folgt ndmlich eine Gleichsetzung von Dieselnachfrage und gewerblichem Sektor einerseits
und Benzinnachfrage und privatem Sektor andererseits. Die entsprechenden Preiselastiziti-
ten betragen -0,35 (Benzin) und -0,4 (Diesel). Eine hohere Preisempfindlichkeit der Ener-
gienachfrage von Unternehmen gegeniiber den Haushalten wird auch von Kriegssmann44
postuliert: Die Nachfrage des Industriesektors nach Mineralolerzeugnissen weist Elastiziti-
ten aus, die nach Preisen und Einkommen beinahe gleichgroB sind (1,37 bzw. -1,38).
Preissteigerungen von Mineraldlprodukten in Hohe der Wachstumsrate der Bruttowert-
schopfung reichen damit aus, um den Verbrauch stagnieren zu lassen. Fiir die gleiche Er-
zeugnisgruppe unterschreitet die Preiselastizitit der privaten Haushalte deren Einkommens-

elastizitit um mehr als die Hilfte (-1,07 bzw. 2,71).

Die zwischen den Untersuchungen differierenden Ergebnisse in den Elastizititskennziffern
gehen auf die Verwendung unterschiedlicher Schitzgleichungen und Stiitzperioden zuriick.
Das entstehende Problem ist grundsitzlicher Art: Nachfrageelastizititen bilden stets das
Verhalten von Wirtschaftssubjekten in einer bestimmten durch die Stiitzperiode gegebenen
Situation ab, die auch durch andere exogene Komponenten (Konjunktur, wirtschaftspoliti-
sche Regulierungen, technischer Fortschritt) definiert ist, die nicht in die Schitzgleichung
eingehen. Elastizititen sind deshalb im Zeitablauf instabil und taugen nur sehr einge-

42 vgl. Suhr, Wolfgang: Zur Wirksamkeit von Umweltsteuern - Erfahrungen im In- und
Ausland, in: Die Weltwirtschaft, 1990, S. 57.

43 Vgl. Masuhr, Klaus: Auswirkungen niedrigerer Olpreise auf den Energieverbrauch in
der Bundesrepublik Deutschland, a.a.0., S. 162

44 vgl. Kriegsmann, Klaus-Peter: Energieverteuerung und sektoraler Strukturwandel,
a.a.0.,S. 119.
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schrinkt zur Prognose von Abgahenwirkungen.45 Der in Zukunft bestehende Bereich
mdglicher Substitutionen als Reaktion auf Umweltabgaben ist unbestimmt, der Umfang der
Einkommenseffekte daher nicht pr()gnostizierbar.46 Lassen sich dennoch Aussagen iiber die
Relevanz zusiitzlicher Umweltabgaben fiir die Einkommensverteilung treffen?

4134 Redistributionspotentiale im Abgabensystem

Bei Aufkommensneutralitit vermindert jede weitere Umweltabgabe das Redistributions-
potential im System der Offentlichen Abgaben, d.h. die Moglichkeit mittels 6ffentlicher
Einnahmen die personale Einkommensverteilung zielgerichtet zu gestalten. Das gilt
sowohl fiir direkte Emissionsabgaben der Unternehmen als auch fiir Abgaben auf spezielle
Giiter. In beiden Fillen ist die resultierende Lastverteilung ungewi8. Die Markt- und Preis-
effekte “indirekter" Steuern entziehen sich weitgehend der Steuerung durch den Gesetz-
geber. Aber auch bei direkten Emissionsabgaben konnen Kriterien der steuerlichen
Leistungsfahigkeit keine Beriicksichtigung finden, wenn Lenkungsziele verfolgt werden.
Jede weitere Umweltabgabe, mit der eine Internalisierung externer Kosten beim Verur-
sacher intendiert wird, bedeutet deshalb einen Schritt weg von einem Steuersystem, das die
heutigen Vorstellungen von Steuergerechtigkeit verwirklicht. Der Abbau von Personalsteu-
ern vermindert das Gegengewicht zu den vorwiegend regressiven Belastungswirkungen der
bestehenden und neu hinzutretenden indirekten Abgaben.

Auch wenn man die Gestaltung des Abgabensystems nicht auf das Leistungsfahigkeitsprin-
zip griinden will, bietet eine Dominanz von Umweltabgaben keinen Raum fir eine - wie
auch immer gestaltete - Korrektur der priméren Verteilung iiber das Steuersystem. Dieses
Urteil gilt ausschlieBlich fiir Abgaben, die eine Internalisierung externer Kosten beim Ver-
ursacher anstreben. Abgaben nach dem Gemeinlastprinzip konnen dagegen redistributiv
eingesetzt werden. Dann handelt es sich aber nicht mehr um internalisierende "Umwelt"-
Abgaben im hier entwickelten Sinn. Vorschlige fiir "Umweltabgaben”, die ihre
Bemessungsgrundlage nicht in der Quelle des externen Effektes finden und in die Abgabe-
pflicht auch Nichtverursacher einbinden, mithin dem Gemeinlastprinzip folgen, unterliegen

45 Unvertrethar erscheinen daher Prognosen, die aus der Annahme verschiedener Oko-
Steuern und den fiir die besteuerten Giiter ermittelten Elastizititskoeffizienten den
Umfang der jihrlichen Vermeidung und das Steueraufkommen berechnen. So z.B.
die Untersuchung des Umwelt- und Prognose-Instituts Heidelberg: Oko-Steuern als
marktwirtschaftliches Instrument im Umweltschutz, Vorschlige fiir eine dkologische
Steuerreform, Heidelberg 1988, S. 56. Hier wird auf der Basis von 12 vorgeschlage-
nen Oko-Steuern ein zusitzliches jihrliches Steueraufkommen von 210900 Millionen
DM errechnet.

46 Vgl. auch Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, Jahresgutachten 1989/90, Stuttgart 1989, Tz. 290.
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bei der Festsetzung der fiskalischen Belastung nicht der "Begrenzung” durch die Hohe ex-
47

terner Kosten.
Zusammenfassend kommt man deshalb zu dem Ergebnis, daB jede - auch partielle - Sub-
stitution eines Personalsteuersystems durch Umweltabgaben erhebliche verteilungspoliti-
sche Risiken birgt, die mit den zu erwartenden Allokationsverbesserungen abgewogen wer-
den miissen.

4.1.4 Zwischenergebnis: Bedingungen allokativer Effizienz und ihr Konflikt
zu Verteilungszielen

Die Untersuchung von Substitutions- und Einkommenseffekten ist zentraler Gegenstand ei-
ner Wirkungsanalyse von Umweltabgaben. Fiir die lenkende Wirkung von Umweltabgaben
auf das Unternehmenshandeln (Anderung der Faktorkombinationen usf.) ist der Umfang
der Uberwilzung der Abgabenlast von minderer Bedeutung, weil Emissionsvermeidungs-
maBnahmen immer soweit erfolgen, wie ihnen eine eingesparte Abgabenzahllast gegeniiber-
steht. Dieser Anreiz besteht auch dann, wenn eine Abgabe vom zahlenden Unternchmen
vollstindig iiberwilzt wird.

Dariiberhinaus wurde erkannt, daB der Beeinflussung der Unternehmensentscheidungen
iiberlegene Bedeutung gegeniiber der ungewissen EinfluBnahme auf den Endverbrauch zu-
kommt. Die Okologische Vertriglichkeit von Produkten sollte bereits bei den Unternehmen
positiv beeinflut werden.

Die Untersuchung der sachlichen Substitution wurde in eine kurz- und eine langfristige
Untersuchungsperiode aufgespalten. Kurze und lange Frist unterscheiden sich im Sinne ei-
ner "technischen" Zeit: kurzfristig ist die Produktionsfunktion der Unternehmen und die
Ausstattung der privaten Haushalte mit langlebigen Konsumgiitern gegeben, d.h. konstant.
Langfristig sind diese Grofien dagegen variabel.

Es kann gezeigt werden, daBl bei gegebenem Kapitalstock die Moglichkeiten zur Abgaben-
ausweichung sehr begrenzt sind. Das wird inshesondere dann deutlich, wenn man von der
unrealistischen Annahme substitutionaler Produktionsfunktionen abgeht und die technischen
Eigenschaften von Anlagegiitern beachtet. Zu diesem Zweck ist auf die Produktionstheorie

47 Wie die Untersuchung der Zurechnung und monetiren Quantifizierung externer Ko-
sten gezeigt hat, ist diese "Grenze" aber auch fir Abgaben nach dem Verursacher-
prinzip faktisch weniger undurchlissig, als das die theoretische Erdrterung nahelegen
mag. Es kann jedoch nicht das Ziel sein, die durch eine nur schwer durchfiihrbare
Quantifizierung externer Kosten entstehenden "Spielrdume” verteilungspolitisch zu
nutzen.
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Gutenbergs zu verweisen, anhand derer deutlich wird, welche Determinanten die Ent-
scheidung iiber Inputsubstitution und Produktionsprogramminderung bestimmen und wie
begrenzt der EinfluB von Umweltabgaben sein kann. So besteht hiufig kurzfristig nicht nur
die technische Unmoglichkeit, Inputs zu substituieren und Produktionsverfahren zu verin-
dern; ein erwiinschter Produktwechsel mag unter den Bedingungen der Nach-
frageverbundenheit und selektiver Abgabenerhebung durch zu erwartende UmsatzeinbuSen
verhindert werden. Lenkungseffekte im Sinne der Verbesserung von Umweltzielen bleiben
dann versagt.

Das kurzfristig begrenzte Wirkungspotential von Umweltabgaben wird gewohnlich nicht in
dieser Weise erortert. Die 0.a. Ergebnisse erschliefien sich erst, wenn man substitutionale
Produktionsfunktionen und unendliche Teilbarkeit der Emissionsvermeidungsschritte als
realititsfern ablehnt und neben direkten Emissionsabgaben auch die einfacheren Abgaben
auf spezielle Giiter einbezieht.

Die Uberwilzung der Umweltabgabenzahllast erlangt aber unter dem Aspekt der personalen
Einkommensverteilung Bedeutung, ohne daB eine exakte Prognose der Verteilungseffekte
moglich erscheint. Im Fall von direkten Emissionsabgaben der Unternehmen ist kein klares
Verteilungsmuster erkennbar. Gleiches gilt fur indirekte Abgaben, die bestimmte Produkte
fiskalisch belasten, obschon hier eine Belastungsregression als wahrscheinlich angesehen
wird. Die Analyse von Preis- und Einkommenselastizitiiten vermittelt nur wenig zusitzliche
Information, weil sie keine im Zeitablauf stabilen Bezichungen spiegeln, auf die die Um-
weltpolitik sicher bauen konnte.

Festzuhalten bleibt, daB bei aufkommensneutralen Rechtsinderungen, d.h. im einkom-
menskompensierten Zustand, der Umfang der Lenkungseffekte vom Verhiltnis von Preis-
und Einkommenselastizititen bestimmt ist. Der Lenkungseffekt sinkt mit steigender Kom-
pensation der abgabebedingten Einkommenseffekte.

Bei aufkommensneutraler Umgestaltung des Abgabensystems verringert sich mit jeder
weiteren Umweltabgabe, die das Gewicht der Personalsteuern verringert, das Redistri-
butionspotential im Abgabensystem. Die Markt- und Preiseffekte indirekter Abgaben ent-
ziehen sich weitgehend der Steuerung durch den Gesetzgeber. Korrekturen der Einkom-
mensverteilung iiber das Abgabensystem werden erschwert, wenn man die Bedeutung von
Abgaben vermindert, die die Wirtschaftssubjekte in ihrer steuerlichen Leistungsfihigkeit
"vermessen”. Verteilungspolitisch motivierte Ausnahmen von der Abgabenpflicht gehen zu
Lasten der Allokationsverbesserung und sind fiir Internalisierungsabgaben systemwidrige
Eingriffe.
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Ordnungsrechtliche Instrumente der Umweltpolitik kinnen in gleicher Weise wie Abgaben
verteilungswirksam sein. Die Internalisierung externer Kosten iiber das Verbot bestimmter
Handlungen verdndert Preise und Einkommen, ldBt aber das Abgabensystem mit seinem
Redistributionspotential unberiihrt.
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42 Qualitatives Wachstum: Technischer Fortschritt und "Okologisierung”
des Kapitalstocks

421 Dynamische Effizienz

Die vorangegangene Untersuchung der kurzfristigen Anpassungen an die Erhebung von
Umweltabgaben hat einen gemeinsamen Nenner: den als konstant untersteliten Stand der
Technik. Realiter ist der Stand der Umwelttechnologie aber keineswegs konstant gegeben,
sondern von einer Vielzahl beeinflussender Momente abhingig. Es stellt sich deshalb die
Frage, in welcher Weise Abgaben als umweltpolitische Instrumente den Stand der Um-
welttechnologie voranbringen konnen. Umwelttechnischer Fortschritt liegt dann vor, "wenn
mit gleichem Aufwand hohere Emissionsreduktionen bzw. mit geringerem Aufwand gleiche

wl

Emissionsreduktionen" ' erreicht werden.

Diesbeziiglich wird in der Regel eine Unterlegenheit der Auflagenpolitik, also des ord-
nungsrechtlichen Instrumentariums gegeniiber einer Umweltpolitik mit Abgaben konsta-
tiert. Diese These basiert im wesentlichen auf folgenden Uberlegungen: Eine Auflagenpoli-
tik, die Emissionshochstgrenzen festschreibt, ohne das Verfahren der Emissionsvermeidung
zu bestimmen, setze bei den regulierten Unternehmen "incentives" zur Suche nach Ver-
fahren, die die Emissionshochstgrenzen mit geringeren Kosten einzuhalten erlauben.
Gleichwohl bestehe kein Anreiz, Emissionen iiber das staatlich verlangte Maf} hinaus zu
vermindern,da den entsprechenden Aufwendungen kein Ertrag gegeniiberstijnde.2 Eine
Umweltpolitik, die die verlangten Emissionsminderungsleistungen am "Stand der Technik"
orientiert, konne deshalb wenig auf die Unterstiitzung durch die regulierten Unternehmen
zihlen. Bringen sie den technischen Fortschritt voran, wiirde das in Zukunft nur zu einer
Verschirfung der Auflagen fiihren, weil der "Stand der Technik" jetzt grofiere Emis-
sionsminderungen erlaubt. Die Tatsache, daf der Staat bei der Festlegung von Umwelt-
schutzanforderungen auf das technologische Wissen der Unternehmen zuriickgreifen muf,
miinde in eine verzogerte Entwicklung neuer Technologien. Der umwelttechnische Fort-
schritt bzw. die Weitergabe dieses Wissens wiirde eher gebremst als vorangebracht.

Hieraus kann man verschiedene Konsequenzen ziehen. Eine mogliche Konsequenz wire,
dem Staat die Rolle eines "Motors des technischen Fortschritts” zuzuweisen. Soll er der

1 Vgl. Endres, Alfred: Umwelt- und Ressourcenokonomie, Darmstadt 1985, S. 65.

2 Hinzu kommt: Das mit der Erlaubnis zum Betrieb emittierender Anlagen verliehene
Emissionsrecht bedeutet nidmlich fiir das Unternehmen einen unentbehrlichen Pro-
duktionsfaktor. Die Ablosung einer bestehenden Technik hat zur Folge, da die vor-
herigen Rechte ersatzlos an den Staat zuriickfallen. Die in den Altanlagen verkorper-
ten Aktiva (=Emissionsrechte) gehen dem Unternehmen verloren und es entsteht ein
Anreiz, die Altanlagen linger in Betrieb zu halten: Innovationen werden gehemmt.
Vgl. Bonus, Holger: Marktwirtschaftliche Instrumente im Umweltschutz, in: Wirt-
schaftsdienst, Heft 4, 1984, S. 170.
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Triger von MaBnahmen zur Verbesserung der Umwelttechnologien sein, bedarf es hierfiir
einer ausgebauten wissenschaftlichen Infrastruktur zur Beurteilung alternativer Produkti-
onstechniken, Inputs etc., der Erarbeitung von Umweltnormen, entsprechenden Verboten
und Konzepten zu ihrer Durchsetzung.3 Im Rahmen einer marktwirtschaftlichen Ordnung
wird man jedoch stets dazu tendieren, innovative Aufgaben, die spezifische Kenntnisse des
Produktionsprozesses voraussetzen, auch auf Unternehmensebene zu belassen und fiir inno-
vative Aktivititen eine entsprechende Motivationsstruktur zu schaffen.

Dies kann z.B. durch eine Emissionsabgabe geschehen, die einen permanenten und nicht an
Grenzwerte gebundenen Anreiz setzt, Emissionen zu vermindern, weil hierdurch die Ab-
gabenlast sinkt. "Die Firmen erhohen also ihren Gewinn, wenn sie Verfahren entwickeln,
bei denen die Kosten der Emissionsreduktion unter der entsprechenden Abgabebelastung
Iiegen."4 Der Sachverhalt kann anhand von Abbildung 5 niher erldutert werden. Alle An-
passungsprozesse, die jetzt intendiert sind, beinhalten "Bewegungen der Grenzvermei-
dungskostenkurven", nicht Anpassungen "auf der Kurve".

Im Ausgangszustand arbeitet ein Unternehmen mit einer Emissionsvermeidungstechnologie
zu Grenzkosten gemidf Kurve Ki. Bestimmt eine Auflage eine Vermeidungsleistung von
E{, bewirkt der Ubergang zu einer neuen Technik mit geringeren Grenzvermeidungskosten
(K2) eine Einsparung an Vermeidungskosten in Hohe von OAB. Wenn anstelle der
Auflagenpolitik  iber  eine = Umweltpolitk mit  Abgaben das  gleiche
Emissionsvermeidungsniveau E| erreicht werden soll, bedarf es einer Umweltabgabe mit
einem Abgabensatz in Hohe von t pro Emissionseinheit. Auch hier betrigt beim Ubergang
zur neuen Technologie die Einsparung gegeniiber der alten Technologie OAB. Unter den
Bedingungen der neuen Technologie und bei Erhebung der Abgabe ist es aber sinnvoll, die
Vermeidungsanstrengungen  bis  Ep  auszudehnen,  weil sich  erst  hier
Grenzvermeidungskosten und Abgabe ausgleichen. Dementsprechend vermindert sich aber
die Abgabenzahlung, so daB der Ubergang zur neuen Umwelttechnologie dann noch
grofere Einsparungsmoglichkeiten bietet, nimlich entsprechend der Fliche OAB plus der

3 Ein solches Konzept basiert auf der Vorstellung, daB auch durch Abgaben Unterneh-
menshandeln nicht dauerhaft in umweltvertrigliche Bahnen gelenkt werden kann.
Dementsprechend liegt die "staatliche Forderung ‘umwelttreundlicher’ Techno-
logien" nahe. Entsprechende Vorschlige stammen von Kapp, Karl William: Staat-
liche Forderung ‘umweltfreundlicher’ Technologien, Kommission fir wirtschaft-
lichen und sozialen Wandel, Band 74, Goéttingen 1976. Der Ansatz von Kapp beruht
auf seiner Einsicht, da die Theorie externer Effekte nicht geeignet ist, um das
Phdnomen Umweltverschmutzung zu erfassen. Dementsprechend sind die aus dieser
Theorie abgeleiteten Instrumente, die externe Kosten internalisieren sollen, ebenso-
wenig in der Lage, die Umweltbeeintrichtigung zu vermindern. Vgl. Kapp, Karl
William: Fir eine Okosoziale Okonomie, hrsg. von Christian Leipert und Rolf
Steppacher, Frankfurt 1987, passim.

4 Endres, Alfred: Umwelt- und Ressourcenékonomie, a.a.O., S. 68.
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Differenz aus Abgabenzahlung und den Kosten fir die zusitzliche Emissionsvermeidung
(ABC). Der Anreiz zum Wechsel auf eine neue Technologie ist also bei Erhebung der Ab-
gabe hoher als bei der Auflage.

Abb. 5:
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Vermiedene Emissionen

K1:  Grenzkosten der Emissionsvermeidung der "alten" Technologie
K3:  Grenzkosten der Emissionsvermeidung der "neuen” Technologie
t: Abgabesatz pro Emissionseinheit

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Endres, Alfred: Umwelt- und
Ressourcendkonomie, a.a.0., S. 68.

Solche langfristigen Anpassungen, die umweltsparenden technischen Fortschritt zur Folge
haben, werden als die wesentlichen Vorteile der Abgabenerhebung angesehen.5

Gleichwohl sind die Probleme langfristiger Anpassung mit der 0.a. Abbildung nicht hinrei-
chend analysiert. SchlieBlich bewegt man sich mit der Behauptung, da Umweltabgaben
umwelttechnischen Fortschritt zu induzieren vermégen auf dem Gebiet der sehr umstritte-
nen Innovationstheorie und es bleibt zu priifen, ob deren Ergebnisse die bisherigen Ver-

5 "It seems to me, that the greatest advantage of effluent charges relative to alternative
control mechanisms is in their provision of decentralized incentives for technological
change. It also strikes me that it is most appropriate to view the environmental pro-
blem as one of dynamic adjustment to increasing relative scarcity of a resource.
Technological adaptation rather than resource allocation becomes the key to an effec-
tive solution." Vgl. Orr, Lloyd: Incentive for Innovation as the Basis for Effluent
Charge Strategy, in: American Economic Review, Vol. 66, No. 2, 1976, S. 442.
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mutungen stiitzen konnen. Zweitens werden sich die erwiinschten Innovationsprozesse in
der Regel auch als Investitionen vollziehen miissen.%. Die Bedingungen dieser Investitions-
entscheidung sind zu formulieren. Gerade der Zusammenhang von Steuern und
Investitionsentscheidungen kann als nur unzureichend erforscht gelten. Die Unsicherheit
wird dadurch vergrofert, da sich die bisherige umweltokonomische Analyse stets auf
Emissionsabgaben konzentrierte, andere Abgabeformen dagegen eher vernachlissigte.

Es wird auch zu priifen sein, in welcher Weise die gewihite Abgabenform beeinflussen
kann, ob sich die investive Anpassung als dem ProduktionsprozeB nachgeschaltete "end-of-
pipe-Technologie” oder als integrierte Technologie vollzieht, die den gesamten Produk-
tionsprozeB verdndert. Unter dem Gesichtspunkt einer praventiven Umweltpolitik wird die
integrierte Technologie stets préferiert, weil sie die Umweltbelastung erst gar nicht entste-
hen lé8t.

422 Umweltabgaben und umwelttechnische Innovation

4.2.2.1 Die Innovationstrager

"Over the long haul, perhaps the most important single criterion on which to judge
environmental policies is the extent to which they spur new technology towards the
efficient conservation of environmental quality".7 GemiB diesem Kriterium erfahren die
innovatorischen Wirkungen des Umweltschutzes zunehmende Beachtung. Der umwelttech-
nische Fortschritt wird dabei in Anlehnung an den Begriff der ProzeBinnovation definiert.
Es handelt sich um umweltfreundlichen technischen Fortschritt, wenn die neuen Produk-
tionsverfahren oder Inputs es gestatten, bei gleichem Faktoreinsatz die Schadstoffemissio-
nen bzw. bei gleicher Schadstoffemissionsminderung den hierfir erforderlichen Aufwand
zu verringem.8 Es stellt sich jedoch die Frage, ob die postulierte These einer hoheren
dynamischen Effizienz von Umweltabgaben gegeniiber Auflagen auf eine Inno-
vationstheorie gestiitzt werden kann, zumal die im vorigen Abschnitt abgeleiteten Ein-
sparungsvorteile nicht eben eine Theorie bilden, aus der die Wahrscheinlichkeit umwelt-
technischer Innovation deduziert werden kann. So weist auch die gewihlte Darstellung
(Abbildung 5) das Problem auf, das Vorhandensein einer giinstigeren Vermeidungsalterna-
tive zu unterstellen. Damit bewegt man sich auf der Ebene eines weiten Innovationsbe-

6 Zum Beispiel leistungsfahigere Klaranlagen, Rauchgasfilter etc.

7 Kgneese, A., Schultze, C.: Pollution, Prices and Public Policy, Washington D.C.,
1975, S. 82.

8 Vgl Cansier, Dieter: Die Forderung des umweltfreundlichen technischen Fortschritts
durch die Anwendung des Verursacherprinzips, in: Jahrbuch fiir Sozialwissenschaft,
Heft 2, 1978, S. 146.
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griffe59: Innovationen liegen auch dann vor, wenn das Kriterium der erstmaligen Anwen-
dung neuen Wissens nur fiir ein einzelnes Unternehmen angewendet wird. Konkret: Kauft
ein Unternehmen bereits existierende Umwelttechnologie, die es bislang nicht besitzt, gilt
das als Innovation.

Damit erhebt sich die Frage, von wem umwelttechnische Innovation ausgehen soll, wer
also angestoBen durch Umweltabgaben zum Innovationstriger wird. Prinzipiell kann man
zwei Gruppen unterscheiden:

1. Die Anbieter von Umwelttechnik,

2. die mit Abgaben belasteten Unternehmen, bei denen durch die Abgabenlast Nach-
frage nach Umwelttechnik entsteht. In diesem Fall werden die Verursacher also
selbst innovativ tdtig und erarbeiten Problemlosungen zur Emissionsverminderung.
Die Griinde hierfiir liegen zum einen darin, daB sie am ehesten das technische
Know-how und die beste Kenntnis ihres Produktionsprozesses besitzen, zum ande-
ren im fehlenden Angebot an Vermeidungslosungen fiir die spezifischen umwelt-

technischen Probleme des einzelnen Verursachers. 10
Im folgenden soll vorrangig der Fall 2 erortert werden. Zur Diskussion steht also, ob Um-
weltabgaben in Form von Abgaben auf spezielle Giiter oder als Emissionsabgaben bei den
Verursachern umwelttechnischen Fortschritt induzieren kdnnen. Damit erhalten die Bezie-
hungen zwischen Innovations- und Abgabenpolitik eine neue Dimension. Hiufig werden
anregende Wirkungen auf die Innovationsaktivitit nimlich eher von dem Abbau steu-
erlicher Belastungen erwartet. 11 Die Auseinandersetzung verlduft hier zwischen den Polen
einer gezielten steuerlichen Entlastung fiir Forschungs- und Entwicklungstitigkeiten und ei-
ner generellen Entlastung der Unternehmen im Wege des Verlustausgleichs, der Begiinsti-
gung nicht entnommener Gewinne, der Senkung der Belastung mit ertragsabhingigen und
dem Abbau gewinnunabhingiger Steuern.

Die Veranlassung innovativer Aktivititen bei den Anbietern von Umweltschutztechnologie
soll dagegen zuriickstehen, weil die Probleme dort anders liegen: Da bei ihnen die Fragen

9 So z.B. bei Maas, Christof: Determinanten betrieblichen Innovationsverhaltens -
Theorie und Empirie, Berlin 1990, S. 21f.

10 vgl. hierzu die Beispiele in Nolte, Rainer F.: Innovation und Umweltschutz, in:
Ullmann, Arieh A. und Klaus Zimmermann (Hrsg.): Umweltpolitik im Wandel -
Von Beschiftigungseffekten zu Innovationswirkungen des Umweltschutzes, Frankfurt
1982, S. 86.

11 Vgl. anstelle vieler Kurz, Rudi und Friedhelm Herb: Neuorientierung der Inno-
vationspolitik, in: Zeitschrift fiir Wirtschaftspolitik, Jg. 39, Heft 2, 1990, S. 174 und
176.
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der Innovation, d.h. der ersten 6konomischen Nutzung neuen Wissens, und nicht der In-
vention - also der erstmaligen Entwicklung eines neuen Prozesses unter Aussparung der
Umsetzungsprobleme - interessieren, unterscheidet sich das Kalkiil des Umwelttechno-
logieanbieters von dem des abgabebelasteten Unternehmens. Wiahrend die Abgabepflichti-
gen die Kosten der Innovation mit der Abgabenlast abwigen, muB der Umwelttechno-
logieanbieter dariiber hinaus ermitteln, ob sich fiir seine Problemlosung iiberhaupt ein an-
gemessener Markt bietet. Die GroBe der Nachfrage nach spezifischen umwelttechnischen
Problemlosungen hingt c.p. von der Zahl der Emittenten eines bestimmten Schadstoffs und
der umweltpolitischen Regulierung ab. Im Extremfall der Auflagen entsteht ein "state-
guaranteed-market", wenn fiir ein vorgeschriebenes Emissionsniveau nur eine Technologie
in Frage kommt. Die Entstehung eines solchen Marktes ist weniger gewiB im Fall der Ab-
gaben, weil die Entscheidung zwischen Abgabenzahlung und Investition bei den Unterneh-
men verbleibt.

4.2.2.2 Umweltabgaben und Innovationstheorie

Die Bedingungen unternehmerischer Innovationstitigkeit und deren Beeinflussung durch
staatliche MaBnahmen!2 sind Gegenstand der Innovationstheorie, als einem Forschungsge-
biet, das an die friiher unbefriedigende Einbeziehung des technischen Fortschritts in der
Okonomie ankniipft. Dort spielte er vor allem im Rahmen der Wachstumstheorie - als nicht
durch Input-Variationen erklirbare Produktivititssteigerung - eine Rolle. Dagegen unter-
sucht die Innovationstheorie die Bestimmungsgriinde des technischen Fortschritts. Es bleibt
zu priifen, ob Umweltabgaben hierzu gezihit werden diirfen.

Die neoklassisch fundierte Innovationstheorie ist, wie die gesamte Neoklassik, gleichge-
wichtsorientiert: Innovationen werden wie Produktionsentscheidungen behandelt. Sie wer-
den durchgefiihrt, "wenn die (abdiskontierten) Ertrige des Projektes hoher sind als die auf-
zuwendenden Kosten und die durch die Innovation erzielbare Kapitalverzinsung iiber der
alternativer Projekte liegt." 13

Dementsprechend werden die verschiedenen Handlungsalternativen und die mit ihnen ver-
bundenen Einnahme- und Ausgabestrome als bekannt vorausgesetzt. Dem setzt die evo-
lutiondre Innovationstheorie entgegen, daB "noch nicht angewendete Produktionsverfahren
erst durch F& E- und andere Ausgaben ausgelotet werden miissen, bevor ihre

12 Vgl. anstelle vieler Littmann, Konrad: Die Chancen staatlicher Innovationslenkung,
Schriften fiir wirtschaftlichen und sozialen Wandel, Bd. 66, Gottingen 1975.

13 Maas, Christof: Determinanten betrieblichen Innovationsverhaltens, a.a.0., S. 24.



920

‘technological opportunities® genutzt werden konnen." 14 Auch scheint die Annahme dis-
kontinuierlicher technologischer Moglichkeiten unter Einschluf potentieller Minderungs-
technologien, die ihre Tauglichkeit noch nicht unter Beweis gestellt haben, fiir die prak-
tischen Probleme der Innovationspolitik relevanter zu sein als ein bekannter Moglich-
keitsbereich gegebener Technologien. 15

Umweltabgaben konnen hier in Form von Abgaben auf spezielle Giiter, insbesondere Ab-
gaben auf Inputs Beriicksichtigung finden, die zu Faktorpreisverinderungen fishren. 16
Faktorpreisverdnderungen bewirken aber nicht eine unmittelbare Verdnderung der Fak-
toreinsatzverhiltnisse. Sie sind vielmehr Ergebnis eines durch die Faktorpreisveridnderun-
gen induzierten technischen Fortschritts. Die Einfilhrung neuer technischer Verfahren und
die Faktoreinsatzinderungen werden dabei als ein einziger untrennbarer Prozefi angesehen.
Die gewohnliche Trennung in produktivititserhhenden technischen Fortschritt aller Fakto-
ren und Faktorsubstition wird abgelehnt. Diese Trennung wirkt in der Tat kiinstlich;
schlieBlich ist der heutige Moglichkeitsbereich der Faktorsubstitution durch den technischen
Fortschritt von "gestern" bestimmt. Dementsprechend miiten relativ steigende Rohstoffko-
sten zu rohstoffsparenden Innovationen fiihren. Eine solche Richtungsbestimmung des tech-

14 vg. Kromphardt, Jiirgen und Manfred Teschner: Neuere Entwicklung der Inno-
vationstheorie, a.a.0., S. 240

15 Diesen Anforderungen entspricht die evolutionire Innovationstheorie von Nelson und
Winter, die in der neueren Literatur starke Beachtung findet und sich auf die Uber-
legungen Schumpeters stiitzt. Nelson und Winter formulieren einen Ungleich-
gewichtsansatz fir die Entstehung von Innovationen und betonen die Bedeutung der
Routine fiir die Funktionsfahigkeit von Unternehmungen. Das Verhalten von Indu-
striebetrieben verlduft in routinierten Bahnen, die keines grofieren Steuerungsauf-
wandes bediirfen. Dem stehen rasche technische Wandlungen entgegen, weil sie stets
Reibungsverluste im ProduktionsprozeB bedeuten. RoutinemiBiges Verhalten, d.h.
die Produktion mit einer eingespielten Technologie wird solange nicht in Frage ge-
stellt, wie das Unternehmen Gewinn in befriedigender Hohe erzielt. Innovations-
bemiihungen kommen erst bei fehlenden Gewinnen oder sinkenden Absatzer-
wartungen in Gang. Vgl. Kromphardt, Jiirgen und Manfred Teschner: Neuere
Entwicklung der Innovationstheorie. Gekiirzte Fassung eines Gutachtens im Auftrag
des Bundesministers fir Wirtschaft, in: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung,
Berlin 1986, S. 236.

16 "Consider for example the argument in favor of letting petroleum or natural gas
prices rise to induce substitution or conservation by energy-consuming firms. Few
economists really believe, or have stated, that firms have built-in optimizing decision
rules that will achieve the most efficient possible substitution. Although a number of
utilities (for example) are capable of using differents fuels and switch fuels routinely
as prices vary, it seems apparent that these built-in decision rules are not expected to
account for the bulk of the response of the economy to higher prices. Rather it is pre-
sumed that higher fuel prices will stimulate firms (and consumers) to think more
about possibilities for substitution, conservation or doing without.” Vgl. Nelson,
Richard R. und Sidney G. Winter: An Evolutionary Theory of Economic Change,
a.a.0., S. 185.
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nischen Fortschritts durch Faktorpreisverdnderungen konnte in den Simulationen von
Nelson und Winter nachgewiesen werden.

Die innnovationsfordernde Wirkung gilt fiir direkte Emissionsabgaben nur dann, wenn man
unter der Bedingung der Nichtiiberwilzung die These befiirwortet, da Unternehmen zum
Innovieren Krisen (Ertragsminderungen) benitigen. 17

Gleichwohl: Die Richtung der Innovation ist damit nicht bestimmt und es bleibt ungeklart,
ob sie eine politisch erwiinschte Richtung nimmt. Andere Instrumente der Innovationspo-
litikk mogen das Ziel exakter treffen. Abgaben sind nur in der Lage, unerwiinschte Zustinde
zu diskriminieren, wihrend Subventionen erwiinschte Zustinde begiinstigen. Die Frage der
exakten Bemessungsgrundlage - Subventionierung von Inputs, Produktionsverfahren oder
Outputs - stellt sich dann erneut.

4.2.2.3 Umweltabgaben als Innovationshindernis

Der These innovationsfordernder "incentives" von Umweltabgaben steht die Auffassung
gegeniiber, dal Umweltabgaben dynamische Effizienz deshalb abgesprochen werden mu8,
weil sie stirker als Auflagen die Gewinne der regulierten Unternehmen beschneiden,18 und
damit die finanziellen Voraussetzungen der Innovation untergraben. Dementsprechend wird
die These abgelehnt, da Unternehmen in Krisen stirker innovieren als in ertragsstarken
Zeiten: "Much innovation is thought to relate to a high rate of investment in new
machinery and this is unlikely to be characteristic of profit-squeezed firms. 19

Die Argumentation wird durch die empirische Beobachtung von Faktorpreisrelationen und
Faktoreinsatzstrukturen durch Hampicke gestiitzt. Fiir die Untersuchungsperiode 1960 bis
1974 wurden die Preisindices verschiedener Produktionsfaktoren in der Industrie miteinan-

17 Diese Schumpeter-These finden Perlitz und Lobler bestitigt. Das Fazit ihrer Simu-
lationsstudien lautet, dafl ertragsstarke Unternehmen risikobehaftete Innovationen
meiden und eher eine Strategie des "Weiter wie bisher” verfolgen: "Wie die Analysen
zeigen, weisen Unternehmen in einer Krisensituation eine hohere Risikobereitschaft
auf. Diese Risikobereitschaft fiilhrt zu einem Streben nach ProzeB- und Produkt-
innovationen, was einen Strukturwandel des Unternehmens auslost.” Vgl
Schumpeter, J.A.: Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung, Wien 1911; ders.: The
Creative Response in Economic History, in: Journal of Economic History (7), 1947,
S. 149; Perlitz, Manfred und Helge Lobler: Brauchen Unternehmen zum Innovieren
Krisen?, in: Zeitschrift fiir Betriebswirtschaft, 55. Jg., 1985, Heft 5, S. 424ff.

18 V3g6l Burrows, Paul: The Economic Theory of Pollution Control, London 1979, S.
136.

19 Ebenda.
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der verglichen.20 Dabei sind die Lohnkosten relativ am stirksten gestiegen, einen lang-
sameren Anstieg weisen die Preise fiir Maschinen und Anlagen, Steinkohlen- und Mineral-
olerzeugnisse auf. Setzt man fiir den Zeitraum 1960 bis 1970, in dem die Energiekosten
nahezu konstant blieben, die Entwicklungen der einzelnen Produktionstaktoren Arbeit,
Kapital und Energie zueinander ins Verhiltnis, zeigt sich, daB die Kapitalintensitdt der Ar-
beit um 60% und die Energieintensitdt der Arbeit um etwa 30% zugenommen haben, wih-
rend die Energieintensitit des Kapitals gesunken ist, obwohl Energie im Un-
tersuchungszeitraum relativ zu den Investitionen billiger wurde. Geht man davon aus, daf
in der Mehrzahl der Industriezweige die Einsparung von Lohnkosten dominantes Ziel war
und entsprechende Substitutionen von Arbeit durch Kapital induzierte, stand dieser Substi-
tutionsprozef} dem energiesparenden technischen Fortschritt also auf keinen Fall entgegen,
obwohl die Einsparung von Energie aufgrund der Preisentwicklung nicht zu erwarten war.
Die Einsparungen von Arbeit und Energie waren also kompatibel. Hampicke unterstellt,
daB dem Ziel Arbeitskrifte einzusparen auch die Mehrzahl der Investitionen diente. Die er-
zielte Energieeinsparung ist nur Nebenprodukt der Modernisierung des Kapitalstocks.

Aus diesen Erfahrungen der Niedrigpreisperiode fiir Energie wird die Konsequenz gezogen,
daB fiir Energieeinsparungen durch technologischen Fortschritt weniger die Entwicklung
der Energiepreise als hohe Investitionstitigkeit und starkes Wirtschaftswachstum von Be-
deutung sind, weil nur dann technischer Fortschritt Eingang in die Praxis findet. Ungeklart
bleibt jedoch, ob bei hoheren Energiepreisen in dem Untersuchungszeitraum noch groBere
Einsparungen moglich gewesen wiren. "Hitte eine belastende Energiekostenentwicklung
damals aber zu einer Hemmung von Investitionstitigkeit und Wirtschaftswachstum gefiihrt,

so wire eine verneinende Antwort naheliegend."21

Das Fazit lautet also, daB die wichtigste Voraussetzung fiir raschen technischen Fortschritt
in der Energieeinsparung eine rege Investitionstitigkeit ist. Steigende Energiepreise konnen
Energiesparinvestitionen kaum begiinstigen, auf keinen Fall aber wesentlich beschleunigen,
weil das Energiespartempo vom autonomen energiepreisunabhingigen technischen Fort-
schritt bestimmt wird.22 Die Erhebung von Umweltabgaben auf Energie kann Innovationen
deshalb nicht wesentlich fordern, im Gegenteil, sie entzieht den Unternehmen die Mittel fur
eine investive Anpassung.

20 vgl. zum folgenden: Hampicke, Ulrich: Wirtschaftspolitische MaBnahmen zur Ein-
sparung von Energie in der Industrie, in: Meyer-Abich, Klaus M. (Hrsg.):
Energieeinsparung als neue Energiequelle, Miinchen 1979, S. 126ff.

21 ygl. ebenda, S. 134.

22 vgl. Boke, Ernst: Energiecinsparung in der Industrie, in: Energiewirtschaftliche
Tagesfragen, 40. Jg. 1990, Heft 1/2, S. 58 und 62f.; Meyer-Abich, Klaus: Energie-
einsparung - ein neues Ziel der Energiepolitik, in: ders. (Hrsg.): Energieeinsparung
als neue Energiequelle, Miinchen 1979, S. 68ft.



93

Die Argumentation ist insoweit zu unterstiitzen, als vom Umfang der Investitionen, d.h.
der Geschwindigkeit der Kapitalstockerneuerung, die Anwendung umweltfreundlicher
Technologien begiinstigt werden kann. Die Bedeutung des existierenden Kapitalstocks kann
nicht hoch genug gewiirdigt werden, weil von seinen technologischen Eigenschaften lénger-
fristig das AusmaB der Umweltinanspruchnahme bestimmt wird. Gleichwohl kann aus dem
Beispiel von Abgaben auf Energie nicht gefolgert werden, daB ohne die Signaleffekte von
Umweltabgaben stets Anlagengenerationen entstehen, die externe Nachteile minimieren.
Fiir eine solche Zwangslaufigkeit gibt es keine Anhaltspunkte.

Zweitens muf} die Burrows-These in Frage gestellt werden, nach der Auflagen bei den Un-
ternehmen stets geringere Kosten verursachen als Abgaben. Zweifelsfrei kann diese These
nur fir den Fall von Emissionsabgaben bejaht werden, die die Emissionen unterhalb des
ordnungsrechtlich erlaubten Niveaus - also die Restverschmutzung - mit einer Abgabe bela-
sten. Oberhalb dieses Niveaus losen durchgefiihrte Emissionsvermeidungsanstrengungen die
Abgabepflicht ab. Es entstehen dann nur die Kosten der Vermeidungstechnologie, genau
wie bei der Auflage. AuBerdem kann fiir die Zeit der Investitionsdurchfiihrung die Abgabe-
pflicht ausgesetzt werden. Eine Konstruktion nach der Devise "investiere oder zahle" ist
ohnehin dem Konzept iiberlegen, die Abgabepflicht auch wihrend der Investitionsdurchfiih-
rung zu erhalten.?3 Letzteres bedeutet namlich faktisch eine Bestrafung umweltpolitisch
erwiinschter Handlungen und indiziert fiskalische Ziele.

423 Determinanten der Investitionsentscheidung in Umwelttechnologie

In der Analyse von Abgabewirkungen steht regelmiBig die Entscheidungsregel im Mittel-
punkt, nach der Vermeidungsanstrengungen soweit ausgedehnt werden, bis die zusitzlichen
Vermeidungskosten je Emissionseinheit dem Abgabesatz entsprechen. Uberlegungen dieser
Art erstrecken sich aber - wie bereits gezeigt wurde - nur auf die (nach unserer Termino-
logie) kurzfristigen Anpassungen bei gegebenen Vermeidungsanlagen und -kapazititen.
Realiter werden fiir weitere Emissionsvermeidungsschritte aber in der Regel Investitionen
erforderlich sein, um Entsorgungsanlagen gleicher Bauart oder fortentwickelten technischen
Standes in Betriecb zu nehmen. Die bisher relativ einfache Entscheidungsregel fiir eine

23 vgl. Zimmermann, Horst: Maoglichkeiten zur "Flexibilisierung” des deutschen
Immissionsschutzrechtes, in: Okonomische Instrumente der Umweltpolitik - Neuer
V\é%g oder Sackgasse?, Symposium der Deutschen Stiftung fiir Umweltpolitik, Berlin
1984, S. 71.



94

Emissionsabgabe muf8 dann "dynamisiert” werden. Hierfur bieten sich die dynamischen
Verfahren der Investitionsrechnung an.24

In einem ersten vereinfachten Ansatz kann man - wie bei diesen Verfahren iiblich - Sicher-
heit iiber Zahlungsstrome und Abwesenheit von Finanzierungsbeschrinkungen unterstellen.
Dazu gehort auch Sicherheit iiber die Konstanz des Abgabesatzes je Emissionseinheit in der
Zukunft. Dann ist bei Emissionsabgaben die zusitzliche Vermeidungsinvestition solange
vorteilhaft, wie der Barwert der notwendigen Investitionsausgaben die Summe der auf den
Entscheidungszeitpunkt diskontierten eingesparten Abgaben unterschreitet. Zu den notwen-
digen Investitionsausgaben sind nicht nur die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der
Anlage zu zihlen, sondern auch die variablen Kosten, die fiir den Betrieb der Anlage an-
fallen und Vermeidungsleistungen erst ermoglichen. Damit erhélt man:

T T
Ztg Spl(1 + )™ =1+ EBy(1 + )™
n=1 n=1
mit: I: Anschaffungs- oder Herstellungskosten
Bp: Betriebsausgaben in den Folgejahren n
tn: Abgabesatz je Emissionseinheit
Sn: vermiedene Emissionen in physischen Grofen
i Kalkulationszinssatz

Bezogen auf ein Jahr folgt, daB die Investition nur dann vorteilhaft ist, wenn die durch-
schnittliche Abgabelast je Periode sich mindestens ausgleicht mit der Summe aus
durchschnittlichem jdhrlichen Kapitaldienst (Zinsen, entgangene Zinsertridge) und den Be-
triebskosten der Anlage inklusive Abschreibungen.

Hebt man die Bedingungen vollstindiger Information auf, wird fiir die Investitionsentschei-
dung das Moment der Unsicherheit iiber zukiinftige Zinsentwicklung, Abgabesitze, an-
fallende Schadstotfmengen (in Abhingigkeit vom Beschiftigungsgrad der Unternehmung)
und Faktorpreise bedeutsam.

Die Beriicksichtigung des Risikos der Investitionsentscheidung erfolgt durch die Kalkula-
tion mit Erwartungswerten. Orientieren wir uns an einem Beispiel mit “partieller Unsicher-
heit", bei dem nur die zukiinftige Entwicklung des Abgabensatzes als bekannt unterstellt
wird. Selbst dann birgt die Investition noch erhebliche Risiken, weil Kapitaldienst und Til-

24 vgl. zum folgenden Cansier, Dieter: Steuer und Umwelt: Zur Effizienz von Emis-
sionsabgaben, in: Hansmeyer, Karl-Heinrich (Hrsg.): Staatsfinanzierung im Wandel,
Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Berlin 1983, S. 774ff.
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gungskosten unabhingig von der Auslastung der Vermeidungsanlage anfallen. Bei sinken-
der Produktion und riickldufigem Schadstoffanfall gehen also nur die variablen Kosten der
Vermeidungsanlage zuriick. Die Entscheidung fiir die Investition in Umwelttechnologie
beinhaltet also eine Substitution von variablen Kosten (= Abgabenzahlung) durch fixe
Kosten.

Dieses Risiko werden die Investoren durch entsprechende Zuschlige bei der Kostensumme
beriicksichtigen, die der diskontierten Abgabezahlung gegeniibersteht. Die Risikoneigungen
sind unter den Wirtschaftssubjekten ungleich verteilt. Dementsprechend werden die Zu-
schldge unterschiedlich hoch ausfallen. Somit wird selbst fiir den Fall, daB alle Emittenten
nur auf eine fiir alle gleiche Vermeidungstechnologie zuriickgreifen konnen, nicht bei allen
eine Investitionsentscheidung fallen. Nimmt man realistischerweise zwischen den Emitten-
ten divergierende Finanzierungsbedingungen und Produktionskosten hinzu, sind verschie-
dene Situationen allokationseffizient: sowohl die Investition eines Unternehmens mit hohen
Produktions-, aber niedrigen Zinskosten und Risikozuschligen als auch die Investition eines
Unternehmens mit niedrigen Vermeidungskosten, aber hohen Zins- und Risikozuschldgen.

Gegeniiber dem Fall einer Umweltpolitik mit Auflagen wird also bei der investiven Anpas-
sung bei Erhebung von Abgaben die Unterschiedlichkeit in Vermeidungskosten, Finanzie-
rungs- und Risikobedingungen beriicksichtigt. Die Beriicksichtigung der Gesamtheit von
KosteneinfluBgrofien fiihrt dazu, daff z.B. in Phasen mit ansteigendem Zinstrend bei kon-
stantem Abgabesatz in geringerem Umfang investive Anpassungen durchgefiihrt werden.
Der Anreiz zu Vermeidungsinvestitionen sinkt c.p. mit dem wachsenden Zinssatz. Das
gleiche gilt c.p. angesichts hoher Konjunkturrisiken: Mit wachsendem Risiko werden weni-
ger Vermeidungsinvestitionen vorgenommen.

Der Umfang investiver Anpassung ist auch davon bestimmt, ob fiir den Unternehmer stir-
ker Gewinn- oder Umsatzorientierung handlungsleitend ist. Ein stirker gewinnorientierter
Unternehmer wird bei positiven Kapitalwerten in hoherem Umfang Vermei-
dungsinvestitionen vornehmen, als das bei Umsatzorientierung bzw. dem Streben nach
Marktanteilserhaltung der Fall ist. Schlieflich existiert - unter der Voraussetzung von
Kapitalbeschrankungen, d.h. der Notwendigkeit, Investitionspriorititen zu schaffen - eine
Konkurrenz zwischen Vermeidungsinvestitionen und “produktiven Investitionen" in das
Produktprogramm. Weisen letztere eine hihere interne Verzinsung auf als die Vermei-
dungsinvestitionen, gehen sie diesen vor. Das gleiche gilt aber auch, wenn die interne Ver-
zinsung der Vermeidungsinvestitionen hoher liegt als die der produktiven Investitionen und
fir den Unternehmer die Umsatzmaximierung handlungsleitend ist. Der gewinnorientierte
Unternehmer wird dagegen im letzteren Fall bei Kapitalbeschrinkungen die Ver-
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meidungsinvestition priferieren, weil ihr hoherer Kapitalwert stirker ertragssteigernd
wirkt.

Daraus kann nur die Konsequenz gezogen werden, da$§ insbesondere im Hinblick auf lang-
fristige Anpassungen an eine Umweltabgabenerhebung der Zusammenhang zwischen Abga-
ben und dem Umfang der Emissionseinschrinkung viel weniger eng ist, als das gewdhnlich
im Vordergrund stehende Kalkiil "Grenzvermeidungskosten = Abgabe" vermuten 148t 25

Dariiber hinaus blieben bislang die folgenden Aspekte unbeachtet. Erstens wurden die De-
terminanten der Investition nur fiir eine Emissionsabgabe und zweitens (implizit) nur fir
eine nachgeschaltete Vermeidungstechnologie untersucht. Denn nur bei dieser Technologie
sind die Investitionskosten fiir Emissionsverminderungen in eindeutiger Weise separierbar.
Nachgeschaltete Technologien entsprechen jedoch nicht dem Vorsorgeprinzip in der Um-
weltpolitik. Ziel umweltpolitischer MaBnahmen sollten integrierte Technologien sein, die
Umweltbelastungen schon im Produktionsprozef vermeiden. Es ist zu priifen, ob hierfur
die gleichen Argumente Geltung beanspruchen konnen.

4.2.4 Abgaben als Elemente praventiver Umweltpolitik

Der EinfluB des umweltpolitischen Regulierungsstils auf Innovation und Investition wird
seit einiger Zeit verstirkt unter dem Stichwort "priventive Umweltpolitik" diskutiert. Da-
bei wird dem gegenwirtigen (ordnungsrechtlich geprigten) Instrumentarium ein schlechtes
Zeugnis ausgestellt: "Konservatismus bei der Wahl umweltpolitischer Instrumente, gekenn-
zeichnet durch die dominierenden Auflagenlosungen, populistische Kurzatmigkeit als be-
flissene Reaktion auf Nachfragewellen am politischen Markt, durch permanentes Krisen-
management auferlegte, dazu haufig variierte Zeitrestriktionen der Anpassung (...) und

25 Zudem sind die moglichen Investitionsanreize einer Abgabe empirisch kaum ermittel-
bar. Die fir die Abwasserabgabe durchgefiihrte Signalwirkungsstudie von
Ewringmann et al. muf auch vor der Tatsache kapitulieren, daB zusammen mit der
Abwasserabgabeneinfilhrung der § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes neue Mindestan-
forderungen formulierte. So finden die Verfasser, daB "rd. 72% der befragten
Unternehmen und die Hilfte simtlicher in die Auswertung einbezogenen Gemeinden
(...) die Abwasserbehandlungsmafinahmen und -entscheidungen unter dem Druck der
Zangenwirkung von AbwAG und WHG durchgefiihrt, beschleunigt oder gedndert ha-
ben (diirften)", gleichzeitig aber "eine exakte Aufschliisselung der Wirkungsbeitrige
der beiden neuen gewdssergiitepolitischen Instrumente (...) nicht moglich (ist)." Vgl.
Ewringmann, Dieter, K. Kibat und F.J. Schathausen: Die Abwasserabgabe als Inve-
stitionsanreiz. Auswirkungen des § 7a WHG und des Abwasserabgabengesetzes auf
Investitionsplanung und -abwicklung industrieller und kommunaler Direkteinleiter.
Berlin 1980, S. 17.
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Forderungsregelungen, die den Griff zu end-of-pipe-Technologien geradezu erzwingen,
mangelt es zwangsliufig an Dynamik und Effizienz. "20

Nachgeschaltete  Technologien sind dadurch  gekennzeichnet, da sie die
Umweltbelastungen im Produktionsproze8 nicht vermeiden, sondern am "Ende" des Pro-
duktionsprozesses eine Emissionsbehandlung  durchfiihren.  Solche  "end-of-pipe-
Technologien” (EOP) konnen die Umweltbelastung in der Regel aber nicht beseitigen, son-
dern nur durch eine Verdnderung des Aggregatzustandes verringern: Die Umweltbelastung
wird nur medial verlagert. Ein Beispiel hierfiir sind Rauchgasentschwefelungsanlagen, die
entsorgungsbediirftige Schlimme entstehen lassen.2’ EOP-Technologien wird die Eigen-
schaft zugewiesen, selbst in erheblichem Umfang Ressourcen zu verbrauchen, so daB in
allen Produktionsprozessen mit nachgeschalteten Reinigungsanlagen der Kapitalkoeffizient
erhoht und fiir die gleiche Menge vermarktungsfihiger Produkte ein hoherer Ressourcen-
aufwand erforderlich ist.28

Priventive Umweltpolitik wird im Gegensatz dazu weitgehend mit integriertem Umwelt-
schutz assoziiert. Produktionsverfahren mit Umweltbelastungen, die erst nachtriglich mit
hohem Aufwand beseitigt werden, sollen zugunsten von Losungen weichen, die die Entste-
hung von Umweltbelastungen bereits im Produktionsproze$ vermeiden. Hierzu gehoren
MaBnahmen der betrieblichen Kreislauffihrung, Recycling von Einsatzstoffen, Erhohung
energetischer Wirkungsgrade, Senkung der Rohstoffeinsitze, Beriicksichtigung von Ent-
sorgungsfragen bei der Produktgestaltung usw. Von integrierten Verfahren (INT) erwartet
man deshalb auch, dafi der erforderliche Ressourceneinsatz fiir die gleiche Menge ver-
marktungsfahiger Produkte unter dem der herkommlichen Produktionsverfahren in Kombi-
nation mit EOP liegt.2%

26 Vgl. Zimmermann, Klaus: Technologische Modernisierung der Produktion - eine
Variante prdventiver Umweltpolitik, in: Simonis, Udo Ernst (Hrsg.): Pridventive
Umweltpolitik, Frankfurt 1988, S. 223.

27 Vgl. Wiehn, Helmut: Von der Rauchgasreinigung zur Schadstoffvermeidung, in:
Handelsblatt vom 21.2.1990, S. 26 und Hartje, Volkmar: Zur Struktur des kologi-
sierten Kapitalstocks: Variablen und Determinanten umweltsparender technologischer
Anpassungen in Unternehmen, in: Zimmermann, Klaus, Volkmar Hartje und
Andreas Ryll: Okologische Modernisierung der Produktion, Strukturen und Trends,
Berlin 1990, S. 135 - 198, hier S. 143.

28 Ob diese Einschrinkung inshesondere unter Beriicksichtigung des Energieverbrauchs
zutreffend ist kann aber trotz vielfiltiger empirischer Untersuchungen noch nicht als
abschlieBend gekldrt gelten. Vgl. Schultes-Bannert, L. und U. Weber: Technologi-
sche Alternativen im Umweltschutz, in: WSI-Mitteilungen, Heft 12, 1985, S. 766 -
774.

29 Gegen die These, daB INT-Technologien stets umweltfreundlicher sind: Steger,
Ulrich: Integrierter Umweltschutz als Gegenstand eines Umweltmanagements, in:
Kreikebaum, Hartmut (Hrsg.): Integrierter Umweltschutz - Eine Herausforderung fiir
das Innovationsmanagement, Wiesbaden 1990, S. 38f. und 42.
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Wenn auch im folgenden weiter mit den Idealtypen EOP und INT gearbeitet wird, muf}
dennoch darauf hingewiesen werden, daB es natiirlich Mischformen gibt: So kann eine par-
tielle Verbesserung des Produktionsverfahrens durchaus mit einer nachgeschalteten Emis-
sionsminderungsanlage gekoppelt sein. Die Mischformen zwischen den beiden Polen bilden
ein Kontinuum, das gemiB Abbildung 6 dargestellt werden kann.30
Die Umweltpolitik steht vor dem Problem, die Voraussetzungen fir integrierten Umwelt-
schutz verbessern zu miissen. Offensichtlich besteht hier Bedarf, obwohl integrierter
Umweltschutz in geringerem Mafle fiir die Unternehmen "unproduktive Zusatzkosten" ent-
stehen ldBt, als das bei EOP der Fall ist, weil der Rohstoffverbrauch vermindert, Entsor-
gungskosten verkleinert oder zukunftstrichtige Produktfelder besetzt werden.

Gleichwohl gibt es eine Reihe von nachfolgend zu erorternden Momenten, die in den Ent-
scheidungen der betrieblichen Praxis eine Bevorzugung von EOP-Technologien entstehen
lassen. Es stellt sich die Frage, ob die Erhebung von Umweltabgaben diesem Umstand im
Sinne einer Forderung von INT-Technologien begegnen kann. Wohlgemerkt: Es soll nicht
erortert werden, ob das Aufkommen aus der Umweltabgabe dazu verwendet werden kann,
die Anwendung von INT-Technologien zu fordern. Zur Diskussion steht ausschlieBlich, ob
die Erhebung von Umweltabgaben verschiedenen Typs Anpassungen in die gewiinschte
Richtung induziert. Diesbeziiglich scheint ein gewisser Optimismus gegeniiber allen nicht-
ordnungsrechtlichen Instrumenten zu existieren, wenn es sich nicht sogar um die
Favorisierung einer ungepriiften Alternative handelt. Zumindest werden Abgaben als
permanent wirkende Anreize zur Einschrinkung von Umweltbelastungen unter den Mog-
lichkeiten genannt, die die Voraussetzungen fir integrierten Umweltschutz verbessern.3!
Diese These ist zu iiberpriifen. Dabei baut die Argumentation auf jene Momente, die nach
Ansicht verschiedener Autoren den "bias" zugunsten von EOP konstituieren. 32

30 Quelle: Steger, Ulrich: Integrierter Umweltschutz..., a.a.0., S. 34.

31 Vgl. Vieregge, Rudolf: Integrierter Umweltschutz aus der Sicht der Umweltpolitik,
in: Kreikebaum, Hartmut (Hrsg.): Integrierter Umweltschutz - eine Herausforderung
fiir das Innovationsmanagement, Wiesbaden 1990, S. 99 und 91.

32 vgl. Downing, Paul B. und Lawrence J. White: Innovation in Pollution Control, in:
Journal of Environmental Economics and Management, Vol. 13, 1986, S. 18-29;
Magat, Wesley A.: The Effects of Environmental Regulation on Innovation, in: Law
and Contemporary Problems, 1979, S. 9-25; Zimmermann, Klaus: Technologische
Modernisierung der Produktion, a.a.O.; Hartje, Volkmar: Zur Struktur des
"Okologisierten” Kapitalstocks, a.a.O.
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Fiir die Ableitung der Unternehmensentscheidungen wird von einem unregulierten Zustand
ausgegangen. Die Unternchmen besitzen also auch keine EOP-Technologie, die durch
Auflagen vorgeschrieben sein konnte. Fiir das Verhalten der Unternehmen wird eine reali-
stische Technologiewahlregel unterstellt: Sie implementieren jene Technologie, die den
hochsten Nettogegenwartswert des Gewinns bzw. den niedrigsten Nettogegenwartswert der
Kosten aufweist.33 Dabei wird - wie schon an friiherer Stelle - angenommen, daf} der Kreis
der moglicherweise angewendeten Technologien iiber die bekannten und erprobten Min-
derungstechnologien hinausgeht. Der Ansatz impliziert, daB die Kategorie der
Zugangskosten zu einer Technologie fiir die Ubernahmeentscheidung von Bedeutung ist.
Sie umfassen alle Kosten, die fir die Informationsbeschaffung iiber umwelttechnische Pro-
blemldsungen anfallen. Es wird konstatiert, daB die Zugangskosten bei EOP-Technologien
in der Regel niedriger liegen als bei INT-Technologien, weil der Markt fiir sie groBer ist
und im Fall der Auflagenregulierung von diesen u.U. Informationen iiber Minderungs-
technologien gegeben werden. Im Fall von Umweltabgaben, die das ordnungsrechtliche
Instrumentarium ablosen, entfillt dieser Zugangskostenvorteil von EOP zumindest zu ei-
nem Teil. Wie bereits erwihnt, filhren Umweltabgaben nicht im gleichen Umfang zu einem
"state-guaranteed-market" wie das bei Auflagen mit Technikvorschriften der Fall ist. Das
ist auch nicht erwiinscht, weil gerade die Unterschiede im Vermeidungskostenaufwand die
allokative Vorteilhaftigkeit der Abgaben begriinden. Insoweit kann auf frilhere Argumente
verwiesen werden.

Beriicksichtigt man die Tatsache, daB EOP-Verfahren im Gegensatz zu INT keinen grund-
legenden Wechsel der Technologie bedeuten, wird deutlich, dafl ihre Implementierung stets
mit geringeren Umstellungskosten verbunden sein wird. Handelt es sich bei EOP nur um
einen dem StandardproduktionsprozeB angegliederten Schritt, werden bei INT wesentlich
mehr Phasen des Produktionsprozesses von der Umstellung beriihrt. Eine mangelnde
Funktionsfahigkeit des integrierten Verfahrens fiihrt daher unmittelbar auch zu Umsatzein-
buBen, wihrend bei EOP-Verfahren der in sich geschlossene Standardproduktionsproze
u.U. unberiihrt fortgesetzt werden kann. Die Beriicksichtigung der Umstellungskosten
wirkt also ebenfalls zugunsten von EOP. Diese Argumente betreffen mogliche Friktionen
im Regulierungszeitpunkt, d.h. bei erstmaliger Erhebung einer Emissionsabgabe. Fiir die
nach diesem Zeitpunkt aus den Ausfallwahrscheinlichkeiten von EOP und INT resul-
tierenden 0konomischen Risiken gilt der Vorteil von EOP nur in geringerem Umfang,
weil im AusmaB der dann stattfindenden Emissionen bei fortgesetztem Produktionsprozef
Abgaben fillig werden, wenn auch nicht Umsatzverluste entstehen wie beim Stillstand von
INT. Unter dem Kriterium der Umstellungskosten und der technischen und dkonomischen

33 vgl. Hartje, Volkmar: Zur Struktur des ‘Gkologisierten’ Kapitalstocks, a.a.0., S.
144.
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Risiken von Ausfallwahrscheinlichkeiten verbleiben also Vorteile fir EOP-Technologien
auch bei Erhebung einer Emissionsabgabe.

Ein Unternehmen kann sich der Emissionsabgabenzahllast entziehen, wenn durch die Um-
stellung des Produktionsverfahrens die Emission vermindert wird oder entfillt. Die
Emissionsminderungskapazititen werden fiir beide Systeme als gleichwertig unterstellt.
Dementsprechend mindern sie im vorliegenden Modell auch die Emissionsabgabenzahllast
in gleichem Umfang. Der Zusatzaufwand besteht bei EOP in den Kosten des nachge-
schalteten Verfahrens, bei INT dagegen in dem Umfang, in dem die neue INT-Kosten-
funktion jene der alten Standardproduktionstechnologie iiberschreitet. Das unternehmeri-
sche Kalkiil kann sich deshalb nur auf einen Vergleich der Gesamtkosten erstrecken. Er
muB durchgefiihrt werden zwischen den Gesamtkosten des INT-Verfahrens einerseits und
der Summe aus den Kosten des Standardproduktionsverfahrens und der EOP-Technik ande-
rerseits. Es stellt sich jedoch die Frage, inwieweit die Kosten des alten Produktionsverfah-
rens noch Beriicksichtigung finden. Sie konnen niamlich als "sunk costs" aufgefat werden,
da ihre Kapitalkosten selbst dann fortbestehen, wenn das Unternehmen die Produktion ein-
stellt. 34 Sind Kosten aber nicht mehr durch eine Produktionsentscheidung zu beeinflussen,
konnen sie auch nicht mehr Teil der Opportunititskosten einer Produktion sein: Unter-
nehmensentscheidungen werden dann nur noch auf der Basis der langfristig variablen Ko-
sten gefillt. "Das Unternehmen entscheidet sich fiir ein EOP-System, wenn die variablen
Kosten der bestehenden Anlage und die Gesamtkosten des EOP-Systems geringer sind, als
die Gesamtkosten der Anlage, wenn sie durch ein integriertes Verfahren ersetzt wird. "33
Diese EinfluBgroBe ist fiir alle Altanlagen von Bedeutung und fiihrt dazu, da EOP-
Systeme bevorzugt werden. Da nur noch jene Kosten relevant sind, die nach Abzug der
"sunk costs" verbleiben, sind fiir diesen Kreis potentieller Abnehmer INT-Verfahren nicht
konkurrenzfahig.

Das Kalkiil kann nur dann zugunsten von INT verindert werden, wenn diese Verfahren ho-
here Emissionsminderungspotentiale bzw. geringere Grenzvermeidungskosten bedingen.
INT-Verfahren wiirden dann implementiert, wenn die Summe der diskontierten Ab-
gabenzahlungen, die wegen giinstigerer Grenzvermeidungskosten gegeniiber EOP entfallen,

34 Sunk costs sind dadurch gekennzeichnet, daf sie kurz- und mittelfristig nicht veran-
dert werden konnen. Dies ist der Fall, wenn eine Anlage so spezialisiert ist, daf
andere unternehmensinterne Verwendungen und der Verkauf ausgeschlossen sind.
Das Konzept der "sunk costs” entstammt der Wettbewerbstheorie, vgl. Baumol, W.
J.; C. J. Panzer und R. D. Willig: Contestable Markets and the Theory of Industry
Structure, New York 1982. Vgl. hierzu auch die Theorie spezifischer Faktoren von
Kriisselberg, Hans-Giinter: Marktwirtschaft und Okonomische Theorie, Freiburg
1969, passim.

35 }/g; Hartje, Volkmar: Zur Struktur des "okologisierten” Kapitalstocks, a.a.0., S.
49.
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den Barwert der "sunk costs” von EOP iiberschreiten. Emissionsabgaben konnen nur in
dieser spezifischen Konstellation mit niedrigeren Grenzvermeidungskosten - und dement-
sprechend groBerer Verminderung von Emissionen und Abgabenzahllast - zu einer Bevor-
zugung dieses Verfahrens filhren. Geht man von gleichen Emissionsminderungspotentialen
und Grenzvermeidungskosten aus, wiegt die Beriicksichtigung der "sunk costs" schwer zu-
gunsten von EOP. A priori ergibt sich also kein Anhaltspunkt dafiir, da Emissionsabgaben
die Wahl von INT-Verfahren fordern konnten.

Das Risonnement sieht fiir Abgaben auf spezielle Inputs ganz anders aus. Die mit ihnen
bewirkte Erhohung der Faktorkosten kann nur durch Inputsubstitution oder verminderten
Faktoreinsatz abgebaut werden. Die Verringerung von Faktoreinsitzen durch betriebliches
Recycling, Stoffkreisldufe usw. ist aber gerade wesensbestimmendes Merkmal von INT-
Verfahren. Die gegeniiber der Standardproduktionstechnologie mit EOP entstehenden Fak-
tormengeneinsparungen begriinden dann eine geringere Abgabenlast. Gleichwohl: Die
Uberlegungen iiber Zugangs-, Umstellungs- und Betriebsunterbrechungskosten werden
hiervon nicht tangiert. Diese Momente wirken auch bei einer Inputabgabe unvermindert
zugunsten von EOP-Verfahren. Wie die Entscheidung zwischen den beiden Systemen letzt-
lich ausfillt, ist Tatfrage. Die abgabenbedingte Verteuerung von Inputs begiinstigt jeden-
falls tendenziell INT-Verfahren.

Der materielle Gehalt der bisher abgeleiteten Aussagen wird dann in Frage gestellt, wenn
man die Forderungswiirdigkeit von INT prinzipiell in Zweifel zieht. Auch wenn ver-
allgemeinerungsfihige Aussagen kaum moglich erscheinen, gibt es Hinweise darauf, daf
eine Priferenz fiir INT hidufig nur auf eine vorhergehende Abwigung zwischen tolerierba-
ren und unbedingt zu vermeidenden Umweltbeeintrichtigungen gegriindet werden kann.
Das sei am Beispiel wasserloslicher Lacke illustriert, die als INT-Technologie gelten. Ihr
Einsatz ist nicht mit dem Freisetzen von Kohlenwasserstoffen - wie bei konventionellen
Lacken - verbunden, die EmissionsriickhaltemaBnahmen in Form einer thermischen Be-
handlung der Abluft erforderlich machen. Ein Nachteil wasserloslicher Lacke ist aber, daff
fir ihre Trocknung wesentlich (bis zu siebenfach) mehr Energie verbraucht wird.36 Inte-
grierte Technologien sind also nicht stets in ihren Umweltauswirkungen giinstiger zu
beurteilen, sondern nur dann, wenn man das Augenmerk auf einen Komplex der Umwelt-
belastungen legt, andere dagegen - wie in diesem Fall den Energieverbrauch - geringer
wertet.

Die vorangegangenen Uberlegungen zeigen die Schwierigkeiten des Versuchs mit pretialen
Instrumenten auf eine Verjiingung des Kapitalbestandes einer Volkswirtschaft (im Sinne
von INT) hinzuwirken. Fiir eine Okologische Modernisierung des Kapitalstocks einer

36 Vgl. Steger, Ulrich: Integrierter Umweltschutz, a.a.0., S. 38f. und 42.
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Volkswirtschaft ist eine positive Entwicklung der Gesamtinvestitionen die notwendige Be-
dingung. Als hinreichende Bedingung konnen die "incentives” verstanden werden, die der
langen Aufrechterhaltung einer alten Standardproduktionstechnologie entgegenwirken. Pre-
tiale Instrumente tun sich hier schwer, wenn man sie z.B. mit der GroBfeuerungsanla-
genverordnung von 1984 vergleicht, die eine zeitlich festgelegte Absterbeordnung fir Alt-
anlagen vorschreibt. 37

425 Fallbeispiele langfristiger Anpassungen

Wie fiir den Sektor Unternehmen kann auch fiir die privaten Haushalte ein Bestand langle-
biger Giiter identifiziert werden, dessen Eigenschaften den Umfang von Umweltbelastun-
gen mitbestimmen. Inwieweit konnen Umweltabgaben dazu beitragen, die Diffusion um-
weltentlastender Innovationen zu beschleunigen, indem der Bestand langlebiger Konsum-
giiter ausgetauscht wird? - DaB eine langfristige Anpassung beachtenswerte Wirkungen zei-
tigt, wird an folgendem Sachverhalt deutlich: Die Entwicklung des Pkw-Bestandes in der
Bundesrepublik im Zeitraum von 1978 bis 1987 ist gekennzeichnet durch eine Tendenz zu
groBeren Hubraumklassen bei gleichzeitiger Absenkung der durchschnittlichen Ver-
brauchswerte von Otto-Pkw um 16% .38 Fiir Kohlendioxidemissionen gibt es keine Riick-
haltetechnologien, so daB der CO2-AusstoB mit der Hohe der Verbrauchswerte schwankt.
Von dem Pkw-Bestand der Bundesrepublik wird c.p. ein geringeres Volumen an CO3-
Emissionen ausgehen, je groBer pro Periode die Zahl der Neuzulassungen mit durch-
schnittlich geringeren Verbrauchswerten ist, die die Zahl der Stillegungen mit durch-
schnittlich hoheren Verbrauchswerten ersetzt. Eine in diese Richtung wirkende Verjiingung

des Pkw-Bestandes ist unter dem Aspekt der Kohlendioxid-Emissionen positiv zu beurtei-
39
len.

Der Umfang, in dem Pkw verschrottet werden, hdngt von einer Vielzahl von EinfluBgro8en
ab: dem Schrottwert der Fahrzeuge, den Gebrauchtwagenpreisen und den Reparatur-
kosten.40 Die Verschrottungsrate steigt c¢.p. mit dem Schrottwert der Fahrzeuge und den

37 Y833l Hartje, Volkmar: Zur Struktur des "Gkologisierten" Kapitalstocks, a.a.0., S.

38 Vgl. zum folgenden Giirtensperger, Heinz: Die Bedeutung der Altersstruktur des
Pkw-Bestandes fiir CO,-Reduktionsstrategien im Individual-StraBenverkehr, in: Zeit-
schrift fiir Energiewirtschaft, Heft 1, 1990, S. 47ff.

39 Jedem Kritiker wird sofort die Problematik der Partial-Analyse deutlich. Umwelt-
wirkungen gehen natiirlich auch von der zunehmenden Verschrottung von Pkw aus.
Sie miissen nachfolgend auBer acht bleiben.

40 Das wird einsichtig, wenn man die Entscheidungssituation eines Pkw-Besitzers be-
den’l;t, der fiir sein Fahrzeug iiber Instandsetzung oder Verschrottung entscheiden
muB.
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Reparaturkosten und sinkt mit steigenden Gebrauchtwagenpreisen, weil sich die Kosten des
Ersatzes erhdhen. Davon sind nur die Gebrauchtwagenpreise durch Umweltabgaben auf
Kraftstoffe beeinfluBbar: Funktionsfihige Gebrauchtwagenmirkte werden Kraftstoffpreis-
veridnderungen kapitalisieren, d.h. sie schlagen sich in den Preisen von Gebrauchtwagen in
Abhingigkeit von deren Durchschnittsverbrauchswerten nieder. Ge-
brauchtwagengenerationen jiingeren Jahrgangs mit geringeren Durchschnittsverbrauchs-
werten werden dann gegeniiber dlteren Pkw-Jahrgingen teurer. Die relative Preissenkung
fiir dltere Pkw erhoht die Wahrscheinlichkeit fiir deren Verschrottung und verlingert
gleichzeitig die Lebensdauer jiingerer Pkw: der Bestand wird tendenziell verjiingt. Diesem
Substitutionseffekt wirkt jedoch ein Einkommenseffekt entgegen. Die relative Verteuerung
von Pkw mit fortentwickelter Technik senkt die auf sie gerichtete Nachfrage. Die abgabe-
bedingte Preiserhdhung beschneidet die realen Einkommen und veranlaBt Pkw-Besitzer Er-
satzinvestitionen zu verzogern. Von dieser Seite wird die Verschrottungsrate also gesenkt,
okologisch erwiinschte Effekte in Richtung auf eine Kohlendioxid-Emissionsverminderung
bleiben daher unsicher. Das relative Gewicht dieser beiden Effekte kann nicht theoretisch
abgeleitet werden.

Ein zweites Beispiel: Untersuchungen zur Preisreagibilitit der Stromnachfrage weisen auf
kurzfristig relativ geringe Preiselastizititen hin. Auf lange Frist berechnet sind die Prei-
selastizitdten jedoch hoher; ein Zeichen dafiir, "daB Haushaltsgerite z.B. fiir die Ersatzbe-
schaffung fast vollig unabhingig von der Strompreisentwicklung gekauft werden und
niedrigere spezifische Stromverbriuche durch technische Verbesserungen als begriiBens-
werte Eigenschaft ‘mitgenommen‘ werden." 41st diese Beobachtung zutreffend, verweist
sie darauf, daB der Markt fiir Haushaltsgerite offensichtlich in geringerem Umfang die
Preissteigerungen fiir Inputs kapitalisiert. Umweltabgaben konnen dann nicht die ge-
wiinschten Substitutionen erzeugen.

Qualitativ andersartige Probleme stellt die Investitionsentscheidung in Heizungsanlagen zur
Erzeugung von Raumwirme. So beobachten Hirtel et al.42, daB durch die beiden Olpreis-
schocks neben den Gas- auch die Nachtspeicherheizungen in erheblichem Umfang be-
giinstigt wurden. Ihr Vorteil besteht in den relativ geringeren zusitzlichen AnschluBkosten.
Umweltabgaben, die die Energietriger zur Raumwirmebereitstellung in unterschiedlichem
Umfang belasten, um Substitutionen zu besonders umweltfreundlichen Energien zu indu-
zieren, miissen beriicksichtigen, daB dieser Anreiz durch die gesamten Investitionskosten

41 Vgl. Masuhr, Klaus: Auswirkungen niedriger Olpreise auf den Energieverbrauch in
der Bundesrepublik Deutschland, in: Harter, Manfred (Hrsg.): Energieprognosen fir
die Bundesrepublik Deutschland, Koln 1986, S. 158.

42 vgl. Hirtel, Hans-Hagen et. al.: Energieverteuerung und internationale Energiepreis-
differenzen, Hamburg 1984, S. 69.
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zumindest abgeschwicht werden kann. In diesem Sinne profitieren dkologisch nicht beson-
ders sinnvolle Nachtspeicherheizungen von den geringen zusitzlichen Anschlukosten,
wenn die Umweltabgabe auf Strom nicht besonders hoch ausfillt.

Die Abwigung fillt wiederum anders aus, wenn der Einflu von Umweltabgaben auf den
Ersatz alter Zentralanlagen zu beurteilen ist. Der komplette Wechsel des Heizungssystems
unterbleibt hier hiufig, weil Wirmeverteilungsanlagen in der Regel weiterverwendet wer-
den konnen. Ein Austausch der kompletten Heizungsanlage kann nur dann herbeigefiihrt
werden, wenn die Okologisch zu favorisierende Konkurrenzenergie durch eine Ab-
gabendifferenzierung erheblich begiinstigt wird. Die Sensitivitdt fiir eine Umweltabgabe auf
den Input alter Zentralanlagen liegt deshalb erheblich unter der fiir Neubauentscheidungen.
Diesem Kriterium kommt besondere Relevanz zu, weil in Zukunft die Bedeutung der
Ersatzinvestitionen in Heizungsanlagen von Wohnungen diejenige fiir Erstinvestitionen in
Neubauten iiberschreiten wird. Anteilsverschiebungen im Heizenergiemarkt werden sich
deshalb anhand der jeweiligen Chancen im Altbausektor entscheiden. 43

426 Zwischenergebnis: Die Wirkung von Umweltabgaben auf Innovation und
Investition

Die in der umweltokonomischen Diskussion vorherrschende Konzentration auf die Bedin-
gungen statischer allokativer Effizienz verdeckt den Blick auf die wesentlich wichtigere
Funktion, Anreize zur Findung neuer Produktions- und Entsorgungstechnologien zu setzen,
die den Umfang externer Effekte minimieren. Die These von der innovationsfordernden
Wirkung von Umweltabgaben wird durch die Innovationstheorie von Nelson und Winter
gestiitzt, ohne daB damit gleichzeitig eine Aussage iiber die von den Substituten ausgehende
Umweltbelastung moglich wire. Am Beispiel der Energienachfrage wurde die Gegenthese
illustriert: (umwelt-)technischer Fortschritt vollzieht sich auch ohne die "incentives" durch
Umweltabgaben. Die Abgabenerhebung kann die Durchsetzung autonomen technischen
Fortschritts eher behindern, weil sie den Unternehmen die fir die investive Anpassung
notwendigen Mittel entzieht und die Geschwindigkeit der Kapitalstockumschichtung herab-
setzt. Hohes Investitionsniveau und struktureller Wandel begiinstigen dagegen die Durch-
setzung des umwelttechnischen Fortschritts.

Die Untersuchung der Determinanten von Investitionsentscheidungen ergab, daB zwischen
Abgabenerhebung und Emissionsverminderung weniger enge Beziehungen bestehen, als die
statische Perspektive (ohne Investition in "Umwelttechnik") vermuten 1d8t: der Umfang

43 Vgl. Prognos AG (Hrsg.): Energieprognose bis 2010 - Die energiewirtschaftliche
Entl\zi;:fklung in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 2010, Stuttgart 1990,
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investiver Anpassung hingt auch vom Zinsniveau, der Risikoneigung, den Erwartungen
iiber Abgabesatzentwicklungen u.a. ab.

Fiir eine priaventive Umweltpolitik ist von besonderem Interesse, ob sich die investive lang-
fristige Anpassung als "end-of-pipe"- oder als "integrierte” Technologie vollzieht. Die Auf-
fassung, daB Umweltabgaben prinzipiell die Entscheidung zugunsten von integrierten Tech-
nologien lenken konnen und daher anderen Instrumenten iiberlegen wiren, mufite auf-
gegeben werden: Nur fiir Inputabgaben konnte tendenziell eine Forderung von integrierten
Technologien abgeleitet werden, fiir Emissionsabgaben gilt das nicht.

Fiir die privaten Haushalte wurden die Uberlegungen in analoger Weise gefiihrt. Kurz-
fristig stehen ihnen nur geringe Substitutionsmoglichkeiten zur Verfiigung, negative Ein-
kommenseffekte wachsen im gleichen Umfang an. Die Beziehung zwischen Umwelt-
abgaben und der langfristigen Adaption technischen Fortschritts scheint bei den Haushalten
noch weniger eng zu sein als im Unternehmenssektor.

AbschlieBend kann nur die Konsequenz gezogen werden, daB die Absicherung 6kologischer
Ziele nicht allein durch die Erhebung von Umweltabgaben erfolgen kann. Da8 sie in ein
ordnungsrechtliches System eingebettet werden miissen, war eine der Pramissen der ge-
samten Untersuchung. Aufgrund der Untersuchungsergebnisse scheint aber auch die
Begleitung der Abgaben durch gemeinlastorientierte finanzpolitische Instrumente -
insbesondere Subventionen - angezeigt. Das gilt in besonderer Weise fiir die Forderung und
Richtungsbestimmung der langfristigen innovativen und investiven Anpassung.



107

43 AuBenhandel

43.1 Ursprungs- und Bestimmungslandprinzip bei Abgaben im
grenziiberschreitenden Verkehr

Die einzelstaatliche Erhebung von Umweltabgaben beeinfluit die Wettbewerbsfahigkeit der
Unternehmen bzw. die Standortgunst von Regionen. Die Ergebnisse variieren in Abhéngig-
keit vom gewihlten Prinzip fiir die Besteuerung des internationalen Handels. Bestimmungs-
und Ursprungslandprinzip sind zu unterscheiden.

Das Bestimmungslandprinzip (BLP) ist verwirklicht, wenn Giiter ausschlieBlich mit jenen
Abgaben belastet werden, die im Bestimmungsland der Ware gelten, d.h. also jenem Land,
in dem die endgiiltige konsumtive oder investive Verwendung stattfindet.! Das BLP ist
damit jenes Prinzip, das fir Umweltabgaben geeignet erscheint, die aus AnlaB von externen
Effekten des Konsums erhoben werden. Die Abgabenerhebung erfolgt dann nach den Be-
stimmungen des Landes, in dem sich der Konsum und mithin der negative externe Effekt
vollzieht. Abgabentechnisch kann die Umsetzung des BLP durch eine auf Einzelverkaufs-
ebene erhobene Abgabe erfolgen, die an die verkaufte Menge oder den Preis des Gutes an-
kniipft. Hierbei muB eine Umgehung des Einzelhandels unmoglich gemacht werden
(Verbrauchsteuer ohne Grenzausgleich). Auf einer Produktionsstufe erhobene indirekte
Abgaben bediirfen eines Grenzausgleichs: Verldfit das mit einer Umweltabgabe belastete
Gut das Inland, wird es von der Abgabe entlastet und den Regelungen des Bestimmungs-
landes unterworfen, Importe werden dementsprechend belastet (Produktionsteuer mit
Grenzausgleich). Umweltabgaben sind dann wettbewerbsneutral in dem Sinne, daf im Be-
stimmungsland nur Waren mit einer identischen Abgabenbelastung miteinander kon-
kurrieren.

Fiir Abgaben auf die negativen externen Effekte der Produktion ist das BLP jedoch un-
geeignet. Die mit der Produktion von Exportgiitern verbundenen negativen externen Ef-
fekte wiirden dann nicht im Land ihrer Entstehung2 einer Abgabe unterworfen. Die im Im-
portland erhobenen Abgaben - mit denen nach dem BLP auch das Importgut belastet wird -
orientieren sich aber nicht an den im Exportland durch die Produktion entstehenden Schi-
den, sondern an den entsprechenden Bedingungen des Inlands. Hier zeigt sich, daf
mangelnde Nihe einer Umweltabgabe zur Quelle des externen Effektes nicht nur in einer

1 Vgl. Peffekoven, Rolf: Das Bestimmungsland- und Ursprungslandprinzip bei Steuern
im grenzuberschreltenden Verkehr, in: Albers, Willi (Hrsg.): Besteuerung und Zah-
lungsbilanz, Schriften des Vereins fiir Soc1alpolmk N.F. Band 68, Berlin 1972, S.
35; ders.: Die Besteuerung des internationalen Handels, in: Wirtschaftswissenschaft-
liches Studium, Heft 4, 1978, S. 163ff.; ders.: Okosteuern und Steuerharmonisierung
in der EG, in: Energnewxrtschaftllche Tagesfragen 40. Jg., Heft 9, 1990, S. 652ft.

2 Fiir den Fall national verursachter Umweltprobleme ohne Spillovers ist es zugleich das
Land der entstehenden Schéddigung.



108

geschlossenen Wirtschaft allokativ problematisch ist. Die Probleme potenzieren sich unter
Beriicksichtigung des internationalen Handels.

Beim Ursprungslandprinzip (ULP) erfolgt die Abgabenerhebung unabhingig vom Land der
Konsumtion. Umweltabgaben orientieren sich an den Bedingungen des Landes der Produk-
tion. Exporte werden im Exportland der Abgabe unterworfen. Steuertechnisch sind zwei
Verfahren denkbar. Im Fall der Produktionsteuer ohne Grenzausgleich wird die Abgabe auf
der Produktionsstufe auf simtliche Giiter gelegt; exportierte Giiter werden nicht an der
Grenze entlastet. Im zweiten Fall erfolgt die Besteuerung auf Einzelhandelsstufe, so daf ein
"negativer Grenzausgleich" erforderlich wird. Exportierte Giiter unterliegen der Abgabe;
importierte Giiter, die durch den inlidndischen Einzelhandel verkauft werden, sind von die-
ser Abgabe zu befreien. Das ULP ist damit geeignet fiir die Erhebung von Abgaben auf die
externen Effekte der Produktion, denn sie vollziehen sich im Ursprungsland, unabhingig
davon, wo die endgiiltige Verwendung erfolgt.

Von praktischer Bedeutung sind im wesentlichen zwei Formen: Fiir das BLP die Produk-
tionssteuer mit Grenzausgleich und fir das ULP die Produktionssteuer ohne Grenzaus-
gleich.

Vor dem Hintergrund von ULP und BLP ist es fir den nationalen Gesetzgeber bedeutsam,
ob er Umweltabgaben als direkte oder indirekte Abgaben konstruiert. Wie bereits gezeigt
werden konnte, kann man die gleiche 0kologische Problemlage mit unterschiedlichen Ab-
gabentypen zu beeinflussen versuchen: Abgaben auf Kohlendioxid-Emissionen konnen
sowohl die Ist-Emissionen einer industriellen Anlage als auch die verkauften Mengen eines
Gutes, dessen Einsatz als Input Kohlendioxid entstehen 1d8t, zur Bemessungsgrundlage ha-
ben. Sind die Ist-Emissionen Bemessungsgrundlage und zahlt der Emittent auf der Basis ei-
ner Emissionserkldrung, so entsteht eine direkte Abgabe. Die abgabenbedingte Kostenbela-
stung wird zwar auch u.U. in die Preiskalkulation der erzeugten Giiter einflielen, es ist
aber nicht zu entscheiden, welchen Anteil ein einzelnes Gut von der gesamten Emissions-
abgabenlast "trigt”. Dementsprechend kann auch kein Grenzausgleich erfolgen. Direkte
Umweltabgaben folgen also dem ULP. Der Grenzausgleich ist aber mdglich bei pro-
duktbezogenen Abgaben, wie im genannten Beispiel einer Kohlendioxid-Abgabe auf fossile
Energietrager. Fiir sie ist die Anwendung des BLP, also eine Produktionssteuer mit
Grenzausgleich, denkbar. Es ist zu priifen, welche Wirkungen von den beiden skizzierten
Formen auf den AuBenhandel ausgehen.
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Betrachten wir zur Untersuchung dieses Problems das Beispiel zweier handeltreibender
Linder A und B, von denen nur Land A eine produktgebundene Abgabe auf ein Gut er-
hebt. Zunichst sei unterstellt, daB Land B ginzlich auf die Abgabe verzichtet.3

Abb. 7:

Weltmarkt

A
A
p p
AZ —————
1 Py
Pw
po  c— — — —— J
Pa
t
5 X — -
ExjyExg
p: Preis des Gutes; x: Menge des Gutes

Ex;: Exportierte Menge des Gutes
IN: Importnachfrage; EA: Exportangebot
pw: Weltmarktpreis

Besitzt Land A in der Autarkiesituation einen (hier: absoluten) Preisvorteil, P, liegt unter
Pp, wird es zum Exporteur des Gutes zu einem Weltmarktpreis von Py, bei einer
gehandelten Menge von Ex{. Erhebt nun das Land A eine produktgebundene Mengenab-
gabe t pro Einheit exportierter Erzeugnisse, verlagert sich die Inlandsangebotskurve zu Aj.
Unter den Bedingungen des Ursprungslandprinzips mufl Land A nun versuchen, diese
Preiserhohung auch am Weltmarkt durchzusetzen. Bekanntlich verlaufen die Kurven von
Importnachfrage und Exportangebot elastischer als die korrespondierenden Inlandskurven
fiir Angebot und Nachfrage. Land A gelingt die Uberwilzung der Umweltabgabe t nicht in
vollem Umfang, die Exportangebotsfunktion verlagert sich nur um u nach EA). Die Um-

3

Die graphische Darstellung wurde entwickelt in Anlehnung an Peffekoven, Rolf: Die
Besteuerung des internationalen Handels, a.a.O., S. 166. Ein dhnliches Problem be-
handelt Baumol, William J.: Environmental Protection, International Spillovers and
Trade, Stockholm 1971, S. 33ff.
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weltabgabe hat in diesem Fall nicht ausgereicht, um die Handelsstrome vollig umzukehren;
Land A bleibt weiterhin Exportland. Zum nun gestiegenen Weltmarktpreisniveau Py, fin-
det sich aber auch nur eine geringere UberschuBnachfrage des Landes B, so daB die ausge-
tauschte Menge auf Ex) sinkt. Unter den Bedingungen des Ursprungslandprinzips hat sich
also eine tendenziell zahlungsbilanzverschlechternde Wirkung durch die Umweltabgabe
eingestellt. Ob auch der Exportwert gesunken ist, entscheidet sich an der Elastizitit der Im-
portnachfrage. Sinkt der Exportwert mit dem Riickgang der ausgetauschten Menge, gerit
die Wihrung des Landes A gegeniiber der AuBlenhandelssituation ohne Umweltabgabe c.p.
unter Abwertungsdruck.

Eine vollig andere Situation ergibt sich bei Anwendung des Bestimmungslandprinzips,
das in der Europdischen Gemeinschaft gegenwirtig noch praktiziert wird. In dem hier un-
terstellten Fall einer Produktionssteuer mit Grenzausgleich, bei dem das exportierte Gut
wieder von der Umweltabgabe entlastet wird, kommt es zu einem zahlungsbilanzverbes-
sernden Effekt. Wie die Abbildung zeigt, kann die Umweltabgabe t nicht in vollem Um-
fang am Weltmarkt durchgesetzt, d.h. in den Preis iiberwilzt werden. Beim Grenzausgleich
erhdlt damit der Exporteur einen Betrag t zuriick, der die im Preis des Gutes enthaltene,
iiberwilzte Abgabenlast u iibersteigt (t ist grofer als u). Damit wird der Export gegeniiber
der Situation mit Ursprungslandprinzip “subventioniert". Es kommt zu einer
zahlungsbilanzverbessernden Wirkung, deren Umfang sich wiederum an der Elastizitit der
Importnachfrage entscheidet. Ist die Importnachfrageelastizitdt groBer als eins, steigt trotz
des nun unter Py,1 gesunkenen Weltmarktpreisniveaus der Wert der exportieren Menge, die
Wihrung von Land A gerit c.p. unter Aufwertungsdruck. Im Fall einer unelastischen Im-
portnachfrage (Importnachfrageelastizitiit kleiner als eins) sinkt der Wert der von Land A
exportierten Menge.

An die Stelle einer indirekten Umweltabgabe, die ein Produkt pauschal nach dem MaBstab
der mit seinem Einsatz verbundenen Emissionen belastet, kann eine direkte Emissionsab-
gabe treten, die vom Emittenten nach Mafigabe ermittelter 1st-Emissionen zu entrichten ist.
Unterstellen wir, daB die beiden Abgabeformen in bezug auf die Erreichung von Umwelt-
qualititszielen gleich gute Eigenschaften mitbringen, fiihrt die Beriicksichtigung des inter-
nationalen Handels zu folgenden Konsequenzen. Bei Anwendung des Bestimmungsland-
prinzips wirkt sich eine Abgabenstruktur mit einer Dominanz indirekter Umweltabgaben
leistungsbilanzverbessernd aus. Fiihrt das Streben nach einer Umweltpolitik mit Abgaben
zu einer verstirkten Einfihrung direkter Umweltabgaben, verschlechtert der jeweilige
Staat damit seine Position im AuBenhandel. Unter den Bedingungen des Ursprungs-
landprinzips spielt dagegen die Abgabenstruktur keine Rolle. Vor- oder Nachteile im inter-
nationalen Handel ergeben sich bei harmonisierten Bemessungsgrundlagen allein durch die
Hohe der Sitze der Umweltabgaben.
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432 Handelsbeschrankung durch nicht-harmonisierte Bemeésungsgrundlagen

Wie die Erorterung der Verschiedenheit externer Effekte und moglicher Abgabenformen
zeigte, sind unter Allokationsaspekten bestimmte Bemessungsgrundlagen fiir eine Abgaben-
erhebung mehr, andere weniger, geeignet. Die Wahl einer bestimmten Bemes-
sungsgrundlage ist aber keineswegs zwingend. Zum Beispiel konnen umweltschidigende
Emissionen aus Kraftfahrzeugen einer direkten Emissionsabgabe nach dem Wirklichkeits-
mafstab, einer pauschalierten und produktgebundenen Abgabe auf Treibstoffe oder einer
Abgabe auf das Halten von Kraftfahrzeugen unterworfen werden. Es sei unterstellt, daB
sich die Bundesrepublik Deutschland zur Erhebung einer Abgabe auf Benzin entschliefit,
um die mit der Verbrennung entstehenden Emissionen zu belasten; Frankreich dagegen ent-
scheidet sich fiir den komplizierteren Weg einer Abgabe, deren Bemessungsgrundlage die
innerhalb einer bestimmten Periode gefahrene Kilometerleistung oder der erfolgte Benzin-
verbrauch ist. Beides moge mit einem Me8instrument festgestellt werden, das in den Kraft-
fahrzeugen installiert ist und jeweils zu den Hauptuntersuchungen abgelesen wird.

Innerhalb der Europdischen Gemeinschaft miissen alle Waren, die in einem Mitgliedsland
rechtmiBig in den Verkehr gebracht wurden, auch in anderen Staaten der Gemeinschaft
handelbar sein. Das verschafft im vorliegenden Fall (einseitig) Probleme: Zwar konnen die
Emissionen aus franzosischen Kraftfahrzeugen, die in der Bundesrepublik zugelassen wer-
den, problemlos der produktgebundenen Abgabe unterworfen werden. Umgekehrt miiiten
aber die aus der Bundesrepublik nach Frankreich exportierten Kraftfahrzeuge nachtriglich
mit dem entsprechenden Kontrollinstrument ausgeriistet werden.4 Es entstehen durch die
differierenden Rechtsordnungen Kosten, die im Binnenmarkt minimiert werden sollten.

Fazit: Grofte Bedeutung muB einer Harmonisierung der Objekte und Bemessungsgrund-
lagen der Umweltabgabenerhebung beigemessen werden. Das impliziert Entscheidungen
iiber die Zahl von Umweltabgaben, deren Erhebung den einzelnen Staaten zu Gebote steht.
Besteht hieriiber Konsens zwischen den handeltreibenden Staaten, sind nichttarifire Han-
delshemmnisse der oben bezeichneten Art ausgeschlossen. Sinnvollerweise sollte eine sol-
che Regelung auf EG-Ebene erfolgen.

4 vgl. mit dhnlichem Beispiel: Mohr, Emnst: Environmental Taxes and Charges and EC
F;%cgl Harmonisation: Theory and Policy, Kieler Diskussionsbeitrige, September
1990, S. 9.
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433 Zur ZweckmaBigkeit international differenzierter Umweltabgaben

Der festgestellte Harmonisierungsbedarf bei den Bemessungsgrundlagen impliziert nicht
zugleich die Notwendigkeit vereinheitlichter Tarife. Sollten die Tarife von Umweltabgaben
zwischen den Staaten differieren?

Betrachten wir zunichst nur den einfachen Fall einer Umweltabgabe auf nicht grenziiber-
schreitende externe Effekte. Gegeniiber den grenziiberschreitenden Umweltproblemen liegt
bei den national verursachten und nicht grenziiberschreitenden externen Effekten ein
scheinbar unproblematischer Fall vor. Die externen Effekte sind durch die nationale Pro-
duktion oder den einheimischen Konsum veranlaBt, ihre Eingrenzung auf den einzelnen
Staat legt zunichst keine Notwendigkeit eines international abgestimmten Verhaltens nahe.
In der Diskussion stehen z.B. Abgaben auf die Inanspruchnahme bislang unbebauter Bo-
den. Von "der Verursachungsseite her" stellt sich also kein Bedarf nach internationaler Ab-
stimmung: Es gibt keine grenziiberschreitenden Schiden (an ausldndischem Boden), die bei
der Abgabenbemessung beriicksichtigt werden miifiten.

Dennoch hat auch dieses Problem eine internationale Dimension. Boden ist auch Standort-
faktor fiir die industrielle Produktion. Eine Preiserhohung fiir die Inanspruchnahme dieses
Produktionsfaktors bedeutet c.p. eine Verschlechterung der Wettbewerbsfahigkeit der Indu-
strie des abgabenerhebenden Landes. Muf} deshalb eine internationale Harmonisierung der
Abgaben auf Bodenversiegelung erfolgen? - Das Problem wird deutlicher, wenn man be-
riicksichtigt, da durch die Abgaben c.p. der Preis fiir den immobilen Faktor Boden steigt
und damit ein Signal fir gestiegene Knappheit gesetzt wird. Preiserhohungen fiir Boden
bedeuten, daB das entsprechende Land komparative Vorteile bei bodenintensiver Produk-
tion verliert. Die Spezialisierungen im internationalen Handel werden sich dement-
sprechend dndern. Die theoretische Abbildung dieses Vorgangs liefert das Theorem von
Heckscher-OhlinJ Dieses Faktorproportionentheorem sieht die unterschiedliche relative
Ausstattung von Lindern mit Faktoren als Bestimmungsgrund des internationalen Handels
bzw. einer bestimmten Arbeitsteilung. Bei international iibereinstimmenden Nachfrage-
bedingungen und identischem technologischen Know-how exportiert ein Land dann das-
jenige Gut, dessen Herstellung faktorintensiv in bezug auf den Faktor ist, bei dem das Land
eine reichliche Ausstattung aufweist. National unterschiedliche Abgabenhdhen, die ab-
weichende Knappheiten reflektieren, konnen damit nicht als Wettbewerbsverzerrung begrif-
fen werden, sondern bewirken eine insgesamt wohlfahrtssteigernde Reallokation.
"Unterschiedliche Preise fiir immobile Faktoren sind etwas Normales - vor allem: Sie stel-

len keine Marktsegmentierung dar."0

5 Vgl. Rose, Klaus: Theorie der AuBenwirtschaft, 8. iiberarb. Auflage, 1981, S. 294ff.
Siebert, Horst: Natiirliche Ressourcen und Weltwirtschaft, in: Weltwirtschaftliches
Archiv, Band 126, Heft 1, 1990, S. 14.
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Siebert fiigt ein weiteres Argument hinzu: Abseits normativer Erwagungen lehrt die Beob-
achtung nationaler Umweltpolitiken, daB - auch innerhalb der EG - erhebliche Differenzen
in der Sensibilitit gegeniiber Fragen der Umweltpolitik bestehen: Umweltgiiter - so scheint
es - genieBen nicht in allen Lindern die gleichen Priferenzen. Gleichzeitig stellen sich aber
auch die Probleme der Umweltverschmutzung in den einzelnen Staaten in unterschiedlicher
Schirfe, d.h. das Gut Umwelt ist unterschiedlich knapp. Das mag durch eine Vielzahl von
Griinden’ bedingt sein. Zu ihnen gehoren: Unterschiede in der Assimilationsféhigkeit von
Umweltmedien, die - neben naturgegebenen Differenzen - abhingig sind vom industriellen
Entwicklungsstand der jeweiligen Volkswirtschaft, der Umfang der Nachfrage nach Um-
weltgiitern durch die Bevolkerung (konsumtive Verwendung von Umweltgiitern) oder der
Unternehmen (Umweltgiiter als Produktionsfaktoren) und dem Einkommensniveau der
Volkswirtschaft. Unter diesen Bedingungen gilt, da8 "regional verschiedene Schadstoft-
steuertarife okonomisch unterschiedliche Situationen (ausdriicken). Es wire absurd, diese
regional unterschiedlichen Konstellationen harmonisieren zu wollen."8 Selbst wenn man
auf eine Forderung nach Einheitlichkeit der Lebensverhiltnisse in der Europdischen Ge-
meinschaft abstellt, impliziert das nicht gleiche Umweltabgabentarife, weil die regionale
Differenzierung der Abgabensitze ein Instrument zur Steuerung des regionalen Wirt-
schaftswachstums ist. Bei (bislang) gering beanspruchter Assimlationskapazitit eines Um-
weltmediums - und dementsprechend geringem Abgabensatz - fiihrt das regionale Wachs-
tum zu einem Anstieg der Nachfrage nach Assimilationskapazitit. Das knappe Gut Umwelt
verringert sich, die Emissionsabgabesitze miissen steigen. Sie "erzwingen eine Einschrin-
kung des regionalen Wirtschaftswachstums."® In der gleichen Logik fiihren die im Bal-
lungsraum bereits hohen Abgabensitze zur Bremsung des weiteren Wachstums und zur
Umlenkung der Nachfrage nach Umweltgiitern in die weniger belasteten Regionen.

Das dritte Argument fiir eine Differenzierung der Abgabensitze stellt auf das einzelwirt-
schaftliche Kalkiil ab, die Emissionsvermeidungsschritte soweit voranzutreiben bis ein Aus-
gleich von Grenzvermeidungskosten und Abgabe gegeben ist. Zwischen den Lindern di-
vergierende Grenzvermeidungskostenkurven konnen z.B. durch einen abweichenden Stand
der Technik in der Emissionsvermeidung begriindet sein. Die Annahme unterschiedlichen
Entwicklungsstandes in Umwelttechnik (Rauchgasreinigung, Katalysatoren usw.) zwischen
den einzelnen Staaten erscheint unmittelbar plausibel. SchlieBlich sind unterschiedliche
Industrialisierungsgrade, wie z.B. zwischen Griechenland und der Bundesrepublik
Deutschland, auch stets von unterschiedlichen Niveaus der Verfahrenskenntnis begleitet.

7 vgl. die Analyse von Siebert am Beispiel regionaler Differenzierungen in: Siebert,
Horst: Zur ZweckmiBigkeit regional differenzierter Instrumente einer Umweltpolitik,
in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 8, 1976, S. 367ff.

8  Ebenda, S. 368.

9 Ebenda, S. 371.
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Know-how kann aber handelbar gemacht werden. Dennoch muf keine zwischenstaatliche
Angleichung der Grenzvermeidungskostenkurven fiir bestimmte Emissionsarten erfolgen.
Beispiel: Ein Braunkohlekraftwerk an einem Standort auf dem Gebiet der ehemaligen DDR
mag im Zuge der industriellen Erneuerung mit der besten verfiigbaren Rauchgasent-
schwefelungsanlage ausgestattet werden. Aufgrund des hohen Schwefelgehaltes der einge-
setzten Braunkohle werden die Grenzkosten pro vermiedener Emissionseinheit hoher als bei
anderen Standorten mit gleicher Rauchgastechnik, aber schwefelarmer Kohle liegen. Infol-
gedessen begriindet auch eine gestiegene Grenzvermeidungskostenkurve einen hoheren
Emissionsabgabesatz.

Tarifdifferenzen zwischen den einzelnen Staaten konnen also allokationstheoretisch als
sinnvoll erachtet werden. Gleichwohl mufl man zogern, daraus die Konsequenz zu zichen,
daB auf eine Harmonisierung der Umweltabgaben z.B. im Rahmen der Europdischen Ge-
meinschaft verzichtet werden konnte. Schlieflich handelt es sich im Wettbewerb der Staa-
ten aut den internationalen Mirkten um Prozesse, bei denen jeder einzelne Staat, im Rah-
men des internationalen Rechts, Vorteile zu erlangen sucht. Es ist zu priifen, ob Umwelt-
abgaben neue Spielrdume in der AuBlenwirtschaftspolitik eroffnen.

434 Aspekte der AuBenwirtschaftspolitik

Die Frage, ob Umweltabgaben ein Instrument der AuBenwirtschaftspolitik sein konnen,
besser: ob aufienwirtschaftspolitische Ziele hinter einer Politik der Internalisierung externer
Eftekte verborgen werden konnen, wurde von Krause-Junk gestellt. 10 Ausgehend von der
Feststellung, daB eine Verbesserung der Terms of Trade! 1, d.h. der Verhiltnisse von Ex-
port- und Importgiiterpreisindices, Wohlfahrtsgewinne durch eine verbesserte AuBen-
handelsposition indiziert, wird die Internalisierung externer Effekte mit einer Pigou-Abgabe
folgendermafBien einbezogen. Die Anlastung externer Kosten einer bestimmten Produktion
fiihrt dazu, daB das Gut die gesamten (privaten und sozialen) Kosten seiner Produktion
tragt. Gegeniiber dieser Referenzsituation wird die Nichtanlastung von Umweltkosten als
Subvention begriffen: subventionierte Giiter tragen nicht die gesamten mit ihrer Herstellung
verbundenen Kosten.

10 Vgl. Krause-Junk, Gerold: Probleme einer europdischen Harmonisierung umwelt-
orientierter Finanzpolitik, in: Schmidt, Kurt (Hrsg.): Offentliche Finanzen und Um-
weltpolitik, Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 176/1, Berlin 1988, S.
77ff.und Rasmussen, Thomas: Handelshemmnisse durch Harmonisierung - Chancen
und Risiken einer umweltpolitischen Integration in Europa, in: Jahrbuch fir
Sozialwissenschaft (Festschrift fir Harald Jiirgensen), 1984, S. 213 - 227.

1T Sinnvoll ist der Bezug auf die sog. Commodity Terms of Trade
C = Exportgiiterpreisindex = P

Importgiiterpreisindex ~ Pp,
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In geschlossenen Volkswirtschaften fiihrt die Internalisierung externer Kosten c.p. zu einer
Allokationsverbesserung. Eine Erhohung der nationalen Wohifahrt ist aber dann nicht stets
zu erwarten, wenn es sich um eine offene Volkswirtschaft handelt. Andererseits kann auch
nicht vorbehaltlos der Verzicht auf die Anlastung von Umweltkosten, d.h. die Subvention
umweltschddigender Produkte, empfohlen werden. Das Ergebnis hdngt vielmehr davon ab,
ob

1. internationale Faktormobilitit besteht und

2. ob es sich um die Produktion oder den Konsum eines Ex- oder Importgutes handelt.

I. Im Fall fehlender internationaler Faktormobilitat fiihrt eine - so verstandene -
Produktionssubvention des Importgutes iiber Verdnderungen der internationalen Produk-
tionsstruktur zu einer Verbilligung des Import- und einer relativen Verteuerung des Export-
gutes. 12 Wohlfahrtsgewinne - im Sinne einer Realisierung hoherer nationaler Konsummog-
lichkeiten - stellen sich auch dann ein, wenn bei fehlender internationaler Faktormobilitit
der Konsum des Exportgutes subventioniert wird. Durch den dann gestiegenen inldndischen
Konsum wird das Exportgut nidmlich verteuert und das Importgut relativ verbilligt. Die
Verbesserung der Terms of Trade ist erreicht.

Handelt es sich aber um negative externe Effekte der Produktion eines Exportgutes oder
des Konsums eines Importgutes, dann ist unter auBenwirtschaftlichen Aspekten der Ver-
zicht auf die Anlastung von Umweltkosten kontraproduktiv. SchlieBlich fiihrt eine Pigou-
Steuer auf die Produktion des Exportgutes, ebenso wie die Besteuerung des Verbrauchs ei-
nes lmpol'lgutes]3 zu einer Verbesserung der Terms of Trade. Denn: Die Steuer auf die
Produktion des Exportgutes ist der Produktionssubvention des Importgutes dquivalent. Das
gleiche gilt fiir die Steuer auf den Verbrauch des Export- und die Subvention auf den Ver-
brauch des Importgutes. Der Verzicht auf die Anlastung von Umweltkosten ist also nicht in
jedem Fall vorteilhaft. Ganz im Gegenteil: In den genannten Fillen bewirkt eine Steuer,
die das AusmaB der Internalisierung externer Kosten iiberschreitet, eine Verbesserung der
Auflenhandelssituation.

II. Im diametral entgegengesetzten Fall totaler internationaler Faktormobilitt ist es
dagegen nicht moglich, durch Subventionen auBenwirtschaftliche Vorteile zu erlangen.

12 Auf die graphische Darstellung der erzielbaren Wohlfahrtsgewinne wird verzichtet.
Vgl. ebenda, S. 79 und 81.

13 Die Besteuerung des Verbrauchs von Importgiitern entspricht einem Importzoll. Zolle
werden auch vom exportierenden Land getragen. In diesem Umfang sinkt das
Importgiiterpreisniveau.
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Wanderungsbewegungen verhindern auBenwirtschaftliche Vorteile, die durch eine Sub-
vention umweltschiddigender Produktionen (= Nichtanlastung von Umweltkosten) entstehen
konnten. Faktoreigner nehmen die Umweltschddigung (= Subvention) ndmlich nur dann
hin, d.h. sie wandern nicht ab, wenn die Schidigung einkommenskompensiert erfolgt,
mithin der Faktorlohn den im Ausland erzielbaren iibersteigt. Andernfalls fiihrt eine Ab-
wanderung der Faktoren zu einer Erhohung der Faktorkosten (Preissteigerung bei vermin-
dertem Angebot) und gleicht auf diese Weise den Subventionsvorteil einer Nichtanlastung
von Umweltkosten aus.

III.  Die realen Verhiltnisse werden wohl am besten durch Bedingungen zwischen diesen
beiden extremen Polen der Faktormobilitdt beschrieben. Sie sollen hier nicht im Einzelfall
erortert werden.!4 Im vorliegenden Zusammenhang ist lediglich entscheidend, da8 unter
auBBenwirtschaftlichen Aspekten die Internalisierung externer Kosten nicht immer angezeigt
erscheint. Der Verzicht hierauf kann auBenwirtschaftliche Vorteile verschaffen, was fiir
die genannten Fille eine Harmonisierung nahelegt. Ansonsten konnte AuBenwirtschafts-
politik unter dem Deckmantel der umweltpolitischen Ziele verfolgt werden.

435 Standortgunst, "Competing down" und Harmonsierungsbedarf

Umweltabgaben in offenen Volkswirtschaften verdndern stets die Verteilung der kompara-
tiven Vorteile und der Spezialisierungen im internationalen Handel. Linder, die Emissions-
steuern erheben, lassen dadurch die Produktionskosten fiir emissionsintensive Giiter steigen
und beeintrichtigen so komparative Vorteile fir deren Produktion. Spezialisierungen in der
internationalen Arbeitsteilung konnen dadurch veridndert werden. Lidnder mit geringeren
Umweltpriferenzen oder reicherer Umweltausstattung iibernechmen dann emissionsintensive
Produktionen; Schadstoffe werden gleichsam iiber die gednderte internationale Arbeitstei-
lung exportiert. Dieser Sachverhalt ist als "Verschmutzung des Nachbarn iiber Handel" be-
kannt.!5 Seine Kehrseite ist der Verlust an internationaler Wettbewerbsfahigkeit, den ein
Land durch eine ausgebaute Umweltpolitik erleidet. Hieraus muBl jedoch nicht die Konse-
quenz gezogen werden, daB die Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit die anderen Ziele do-
minieren, das Anspruchsniveau der Umweltpolitik also sinken muB. SchlieBlich wird - ab-
seits aller MeB- und Aggregationsprobleme - ein Gut bereitgestellt, das eine hohe Wert-

schitzung der Bevolkerung geniefien kann. 6

14 vgl. aber Krause-Junk, Gerold: Probleme einer europiischen Harmonisierung um-
weltorientierter Finanzpolitik, a.a.0., S. 84.

15 Vgl. Siebert, Horst: Natiirliche Ressourcen und Weltwirtschaft, a.a.0., S. 10.

16  Ahnlich Littmann, Konrad: Umweltbelastung - sozialokonomische Gegenkonzepte,
a.a.0., S. 68.
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Hierin kann man eine Schranke fir ein "competing down" in der Umweltpolitik autonomer
nationaler Staaten sehen.!” Die Erhaltung einer bestimmten Umweltqualitit im Inland ver-
hindert ein Absenken der Sitze einzelstaatlich erhobener Umweltabgaben zum Zweck der
Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit. Das Argument von Siebert mufl jedoch sogleich
eingeschriankt werden.

Die o.a. Erwigungen gelten nur fiir national verursachte Umweltprobleme ohne Spillovers.
Im Fall grenziiberschreitender Umweltprobleme wirkt sich der Schadstoffexport wie ein
Geschenk an nationaler Assimilationskapazitit aus. Deshalb kdnnen Umweltabgabensitze
vom schadstoffexportierenden Land gering gehalten werden. Die Anreizkonstellation der
bezeichneten Art versagt.

Die Abwigung zwischen Umweltqualitit und Wettbewerbsfihigkeit weist im politischen
Prozef groBere Probleme auf, als die modellméBige Erorterung nahelegt. Gegner von Um-
weltabgaben besitzen mit Zahlen iiber die Verinderung der Handelsbilanzsalden und die
Hohe der Sitze nationaler Abgaben in der politischen Auseinandersetzung sicher das schar-
fere Instrument gegeniiber der schwer meBbaren Verbesserung der Umweltqualitiit oder der
stets angreifbaren Monetarisierung von Umweltschdden als Ergebnis komplizierter Berech-
nungen.

Zwar werden staatliche Budgets durch Umweltschdden, z.B. eine Altlastenbeseitigung de-
ren Finanzierung dem Gemeinlastprinzip folgt, in erheblichem Umfang .belastet. Jedoch
liegt zwischen Verursachung und Budgetwirksamkeit oft ein lingerer Zeitraum, der die
Zeitpriferenz des Politikers bei weitem iibersteigen mag. Gleiches gilt fiir das Argument,
daB die "Umweltpolitik von heute" Techniken induziert, die Wettbewerbsvorteile auf den
"Mirkten von morgen” begriinden. Insoweit scheint sich das Ziel hoherer Umweltqualitit
nur schwer gegen die Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit durchsetzen zu konnen.

Vor diesem Hintergrund erscheint es als reale Gefahr, daB Mitgliedstaaten der Europii-
schen Gemeinschaft Wettbewerbsverfalschungen iiber eine Nichtinternalisierung von Um-
weltkosten anstreben. Sie sollte als Verstof gegen das Subventionsverbot begriffen und
verhindert werden.

Wie gezeigt, ist jedoch andererseits eine Einheitlichkeit der Umweltqualitit nun gerade
nicht iiber ein System harmonisierter Abgabesitze zu erreichen. Lift man aber zu, daff
Unterschiede in den Umweltpriferenzen der Bevolkerung in einzelnen Liandern Einflufl auf
die Hohe der Abgaben haben, kommt es - gerade im Fall mit grenziiberschreitenden exter-

17 vgi. Siebert, Horst: The Harmonization Issue in Europe: Prior Agreement or a Com-
petitive Process, Kiel Institute of World Economics, Working Paper No. 377, June
1989.
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nen Effekten - u.U. zu kuriosen Ergebnissen: Unterstellt sei eine Situation in der sich im
Grenzbereich zweier Staaten A und B zwei Unternehmen befinden, deren Emissionen je-
weils ausschlieBlich das benachbarte Land beeintrichtigen. Die Belastungen seien okolo-
gisch dquivalent, werden aber von der Bevolkerung des Landes B hoch, in A dagegen
niedrig bewertet bzw. weniger stark empfunden. Bei dquivalenter Internalisierung miiite
dann die Abgabe in B hoch, in A dagegen gering sein. Kein Staat wire davon zu iiberzeu-
gen, daf die gegeniiber dem Ausland hohere Belastung der eigenen Industrie deshalb not-
wendig ist, weil im Ausland hohere Umweltpriferenzen bestehen. 18

Dariiberhinaus gilt, daB Steuern - und davon machen Umweltsteuern keine Ausnahme -
keine (Markt-)Preise sind. Die Vorstellung, da Emissionsabgabensitze unbeeinflufit von
anderen politischen Zielen den sich wandelnden Knappheiten folgen kénnen, triigt.

An einer Harmonisierung der Umweltabgaben in der Europdischen Gemeinschaft fiihrt kein
Weg vorbei. Soll es sich dabei aber nicht um Kompromisse auf dem kleinsten gemeinsamen
Nenner handeln, miissen stets Staaten beteiligt sein, die den Schutz der Umwelt - auch
durch eine Politik mit Abgaben - sogar dann betreiben, wenn sie im Zweifel eine Beein-
trichtigung der nationalen Wettbewerbsfahigkeit zur Folge hat. Das erscheint jedoch
hochstens dann realistisch, wenn ein in der Bevolkerung verankertes UmweltbewuBtsein
sich im politischen ProzeB Geltung verschaffen kann.

436 Zwischenergebnis: Umweltabgaben in offenen Volkswirtschaften

Umweltabgaben veridndern komparative Vorteile im internationalen Handel. Die Ergebnisse
variieren in Abhingigkeit vom gewihlten Prinzip fiir die Besteuerung des internationalen
Handels, der Konstruktion als "direkte" oder "indirekte" Abgabe und dem Umfang der
Faktormobilitit.

Unter den Bedingungen des Bestimmungslandprinzips fiir indirekte Abgaben erweisen sich
Umweltabgaben, die spezielle Giiter fiskalisch belasten, im Vergleich zu direkten Abgaben
fir die kein Grenzausgleich moglich ist, als zahlungsbilanzverbessernd. Ab dem Zeitpunkt,
in dem die Europdische Gemeinschaft im zwischenstaatlichen Handel das Ursprungsland-
prinzip auch fiir indirekte Abgaben (Produktionssteuer ohne Grenzausgleich) anwendet,
mindert sich die Bedeutung der Abgabenstruktur.

Harmonisierungsbedarf ist fiir die Abgabenobjekte und Bemessungsgrundlagen vorhanden,
weil damit die Gefahr von nichttarifiren Handelshemmnissen verringert wird.

18 vgl. Krause-Junk, Gerold: Probleme einer europiischen Harmonisierung umwelt-
orientierter Finanzpolitik, a.a.0., S. 96.
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Harmonisierungsbedarf ergibt sich aber auch fiir die Abgabensitze, weil der Verzicht auf
die Anlastung externer Kosten als Subvention begriffen werden muB, die im Gemeinsamen
Markt eine Wettbewerbsverfalschung bedeutet. Die Harmonisierung der Umweltabgaben in
der Europdischen Gemeinschaft verhindert ein "Competing down" zur Verbesserung der
Standortgunst, dem ansonsten kein wirkungsvoller Mechanismus gegeniiberstehen wiirde.
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4.4 Staatsfinanzierung und Finanzausgleich
44.1 Abgabentypen und Finanzverfassung
44.1.1 Umweltabgaben im System offentlicher Abgaben

Unter den Begriff der Offentlichen Abgaben werden verschiedenartige Geldleistungen ge-
faBt, die der Staat kraft 6ffentlichen Rechts in Anspruch nehmen kann: Gebiihren, Beitrage,
Sonderabgaben und Steuern. Fiir weite Bereiche der vorliegenden Untersuchung muB diese
Differenzierung nicht vorgenommen werden. Insbesondere fiir die Wirkungsanalyse von
Umweltabgaben ist die Frage, welche Rechtsform die Abgabe annimmt, vergleichsweise
unbedeutend. Dort muB im Vordergrund stehen, welche dkonomischen Implikationen die
fiskalische Belastung bestimmter Handlungen hat. Zu priifen sind die Auswirkungen der
Verteuerung von Giitern und Faktoren bzw. einer Erhohung der Kosten und Ausgaben bei
den Abgabentrigern. Von groBerer Bedeutung als die Rechtsform der Abgabe ist dann die
Wahl von Abgabengegenstand und -bemessungsgrundlage. Die Rechtsform einer Abgabe
ist aber auch fiir die Wahl des Abgabengegenstandes nicht ganz unerheblich. So sind z.B.
nicht alle Sachverhalte, die einer Steuer unterworfen werden konnen, auch gebiihrenfahig.

Der Gesetzgeber muB bei der Implementierung von Umweltabgaben iiber die konkrete
Rechtsform entscheiden. Eine Priifung der vier Abgabentypen (Gebiihren, Beitriage, Son-
derabgaben, Steuern) auf ihre Eignung als Umweltabgabe muB von ihren verfassungs- und
abgaberechtlichen Kennzeichen ausgehen. Die Einordnung offentlich-rechtlicher Abgaben
in eine der vier Kategorien hat in der politischen Diskussion iiber Umweltabgaben keine
hervorragende Bedeutungl, gleichwohl erscheint mehr Sorgfalt in dieser Angelegenheit an-
gebracht. Mit der Rechtsform wird ndmlich nicht zuletzt dariiber entschieden, welche
Gebietskorperschaftsebene iiberhaupt gesetzgeberisch aktiv werden kann. Im folgenden
wird die Bezeichnung "Abgaben" als Oberbegriff verwendet.

1 Eine Ubersicht iiber bestehende Abgaben und neue Pline bieten: Ewringmann, Dieter
und Franzjosef Schafhausen: Abgaben als 6konomischer Hebel in der Umweltpolitik,
ein Vergleich von 75 praktizierten oder erwogenen Abgabenlosungen im In- und
Ausland, Forschungsbericht im Auftrag des Umweltbundesamtes, Berlin 1985;
Benkert, Wolfgang, Jirgen Bunde und Bernd Hansjiirgens: Umweltpolitik mit Oko-
Steuern? - Okologische und finanzpolitische Bedingungen fiir neue Umweltabgaben,
Marburg 1990; Venturini: Steuern und Abgaben auf umweltschidliche Produkte und
Stoffe in der Bundesrepublik Deutschland sowie in anderen westlichen In-
dustriestaaten und diesbeziigliche Steuerpldne, Wissenschaftliche Dienste des
Deutschen Bundestages, Fachbereich 1V, Haushalt und Finanzen, Nr. WF IV -
142/88 vom 26.1.1989.
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4.4.1.2 Gebihren und Beitrage

"In moderner und sehr weit gefaBiter Definition ist die Gebiihr eine an politischen Zielen
orientierte Mitteliibertragung von i.d.R. privaten Wirtschaftssubjekten an den offentlichen
Sektor beim Vorliegen solcher offentlicher Leistungen, die dem AusschluBprinzip unter-
worfen werden konnen. "2 In der urspriinglichen Abgrenzung des Gebiihrenbegriffs sind die
"politischen Ziele" noch von untergeordneter Bedeutung, der Gebiihrenbegriff orientiert
sich streng am Aquivalenzgedanken: Gebiihren sind danach "Entgelte” fiir eine abgrenzbare
Inanspruchnahme &ffentlicher Leistungen.?’ Der Aquivalenzgedanke setzt sich in dem
Kostendeckungsprinzip fort: Die Hohe der Gebiihr ist danach durch die Kosten fiir die Er-
stellung der offentlichen Leistung begrenzt. Gebiihren, die die Summe der zurechenbaren
Kosten iibersteigen, wandeln sich zur Steuer, die eine offentliche Einnahme ist, der keine
Gegenleistung des Staates gegeniibersteht.4

Moderne Gebiihrendefinitionen haben die Enge der obigen Ansitze iiberwunden. Gebiih-
ren werden dadurch stirker als wirtschaftspolitische Instrumente einsetzbar. So erscheint es
fir die Instrumentierbarkeit als Umweltlenkungsabgabe vorteilhaft, wenn die Gebiihren-
hohe die Kosten fiir die Erstellung einer staatlichen Leistung iiberschreitet, soweit die Er-
stellung offentlicher Leistungen, deren Finanzierung iiber Gebiihren erfolgt, mit negativen
externen Effekten verbunden ist, die den Empfingern der Leistung als Verursachern zuge-
rechnet werden konnen. Gebiihren miifiten dann unter EinschluB der sozialen Kosten kal-
kuliert werden; sie iiberschreiten jedenfalls die Summe der privaten Kosten der Leistungs-
erstellung.

2 Bohley, Peter: Gebiihren und Beitrdge, in: Neumark, Fritz (Hrsg.): Handbuch der
Finanzwissenschaft, Band 2, 3. Aufl., Tiibingen 1980, S. 921 und passim.

3 Klassische Beispiele hierfir sind Gebiihren fiir die Benutzung von Autobahnen,
Miillabfuhr- und PaBgebiihren.

4 Ein zweites Systematisierungskriterium trennt innerhalb der Gebiihren nach dem
"Zwangscharakter” in preisihnliche Benutzungsgebiihren und steuerdhnliche
Verwaltungsgebiihren. Das trennende Moment ist hier die Hoheitlichkeit bzw.
Nichthoheitlichkeit der Gebiihrenerhebung. Wihrend man bei den Benutzungsgebiih-
ren eher marktihnliche Aquivalenzbeziehungen vermutet, die Freiheitsrdume hin-
sichtlich der Inanspruchnahme unterstellen, geht man bei den Verwaltungsgebiihren
von einem "grofen Zwangscharakter” aus, der eine lenkende Funktion der Gebiihr als
nachfragebestimmenden Preis unmoglich macht. Ein Beispiel hierfir sind Verwar-
nungsgebiihren, die der Empfinger nicht einmal zuriickweisen kann. Die Sinnlosig-
keit der Unterscheidung wird an der Gebiihr fiir eine TUV-Kontrolle deutlich. Sie
kann beiden Kategorien zugewiesen werden. Vgl. Zimmermann, Horst und Klaus-
Dirk Henke: Finanzwissenschaft, 4. Aufl., Miinchen 1985, S. 121 und Bohley,
Peter: Gebiihren und Beitrédge, a.a.O., S. 929.

5 Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern und sonstige Abgaben auf dem
Gebiet des Wirtschaftsverwaltungsrechts, in: Wirtschaft und Verwaltung, Heft 1,
1990, S. 22 und 36.
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Inwieweit dem der gebiihrenrechtliche Kostendeckungsgrundsatz entgegensteht, ist nicht
abschlieBend geklirt. Die praktischen Probleme bestehen - z.B. im Fall der Abfallgebiihr -
darin, daB ein hoher Fixkostenanteil zuzurechnen ist und langfristige Deponiekosten nur
schwer vorauszusehen sind. Die Bemessung der Gebiihrenhohe anhand eines Wahrschein-
lichkeitsmaBstabs (z.B. BehiltermaBstab), d.h. der Ubergang vom Wirklichkeits- zum
WahrscheinlichkeitsmaBstab, ist nach den Gebiihrenordnungen der Lénder (etwa § 6 Abs. 3
KAG NRW) nur dann zuldssig, wenn eine exakte Leistungsermittlung technisch schwierig
oder wirtschaftlich unvertretbar ist. Andererseits gibt es nicht den Grundsatz, daB nur ab-
solut genaue Veranlagungsmethoden zuldssig sind.® Gleichwohl kénnen Gebiihren nicht
vollig unabhingig von den Kosten der gebiihrenpflichtigen Staatsleistung festgelegt werden.

Mit der Zulidssigkeit anderer Zwecke der Gebiihrenerhebung neben der Einnahmeerzielung
und Kostendeckung ergibt sich zugleich, "daB aus der besonderen verfassungsrechtlichen
Zweckbestimmung keine strikte Begrenzung der Gebiihrenhohe durch die Kosten der of-
fentlichen Leistung in der Weise folge, daB Gebiihren diese Kosten nicht iiber- oder unter-
schreiten diirfen."’

Die Anwendbarkeit des AusschluBprinzips als Voraussetzung fiir die Gebiihrenerhebung
grenzt die Instrumentierbarkeit der Gebiihr als Umweltlenkungsabgabe in erheblichem Um-
fang ein. Gebiihren konnen nimlich nur dann erhoben werden, wenn eine Gffentliche Lei-
stung abgrenzbar in Anspruch genommen wird.8 Gebiihren sind nur auf Mischgiiter mit ei-
ner hohen Privatgutkomponente anwendbar, die das Ausschluiprinzip durchfiihrbar macht.
Jedoch erscheinen sie hier nicht immer angezeigt, wie ein Beispiel verdeutlicht: Die Ent-
sorgung von Sondermiill sei staatlich organisiert. Eine Sondermiillgebithr wird jeweils dann
fillig, wenn der Sondermiill aus dem Verfiigungsbereich der Privaten in den des staatlichen
Entsorgers gelangt. Das Kuppelprodukt Sondermiill wird fiir den privaten Verursacher teu-
rer, die Intention der Gebiihrenerhebung ist, daB eine Vermeidung der Sondermiillent-
stehung erreicht wird. Es besteht allerdings die Gefahr, daf} die Verursacher die Gebiihren-
pflicht illegal zu vermeiden suchen: eine unsachgemiBe Lagerung oder "wilde" Deponien

6  Vgl. Mohl, Helmut und Jiirgen Backes: Okologisierung kommunaler Gebiihren? -
Zugleich ein Beitrag zur Frage der Notwendigkeit einer Anderung des KAG NW, in:
Zeitschrift fiir Kommunalfinanzen, Nr. 3, 1991, S. 52 ff.

7 Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern...,a.a.O., S. 22 und 36 unter Hin-
weis auf BVerfGE 50, 217, 226. Begrenzungen ergeben sich durch den Grundsatz
der VerhiltnismaBigkeit (von auferlegter Gebiihr und verfolgtem Zweck, dem Verbot
der "Kommerzialisierung der Verwaltung” und der Gefahr des Formenmifbrauchs.
Vgl. ebenda, S. 33 - 36.

8 Das ist z.B. dann gegeben, wenn Abfallgiiter staatlich entsorgt werden. Die private
Inanspruchnahme dieser Leistung wird mit einer Abfallgebiihr belegt. Solche
Bedingungen sind bei der Emission umweltbelastender Gase nicht gegeben, auch
wenn sie ex post einen staatlichen Aufwand zur Behebung von Schiden erfodern mo-
gen. Andere Abgabeformen miissen dann an die Stelle der Gebiihr treten.
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konnen die Folge sein. Die Abgabeptlicht entsteht zu "spét" in der Verursachungskette, um
unerwiinschte Handlungen zu vermeiden. Deshalb sollte Sondermiill bei seiner Entstehung
einer Abgabe unterliegen. Fiir die Erhebung der Abgabe ist dann zu entscheiden, wann ein
betriebliches Kuppelprodukt abgabepflichtigen Sondermiill darstellt. Orientierungspunkte
hierfir konnen das "endgiiltige” Ausscheiden aus betrieblichen Kreisldufen und hohe Ge-
fahrguteigenschaften sein. Die Anforderungen an die Tatbestandsdefinition sind zweifellos
hoch.

Ein zweiter Weg zur Vermeidung unerwiinschter "incentives" ist, die Akzeptanz von Ent-
sorgungsanlagen durch ein niedriges Gebiihrenniveau zu erhéhen. Im gleichen Umfang
wird aber u.U. auf das Verursacherprinzip verzichtet, weil der iiberwiegende Teil externer
Kosten oder Vermeidungskosten nicht dem Verursacher angelastet wird. Die Inanspruch-
nahme der staatlichen Leistung darf also nicht preisgesteuert sein,9 wenn der Verursacher
die Kosten tragen soll. Stets sind eine wirksame Uberwachung, die illegale Deponierung
verhindert, sowie ein Zwang zur Ablieferung beim Entsorger notwendig.

Die Erhohung allokativer Effizienz durch eine wachsende Zahl von Gebiihren geht also mit
der Entstehung eines Regelungskatalogs in Form von Anschluf-, Andienungs- und sonsti-
gen Pflichten einher, deren Durchsetzung nicht nur in erheblichem Umfang Ressourcen be-
ansprucht, sondern auch mit wachsendem Pflichtenkatalog den Charakter pretialer Lenkung
verliert.

Ahnliche Einwinde treffen die Beitrige. Auch sie gehoren zu den nach dem Aquivalenz-
prinzip erhobenen Offentlichen Abgaben, mit dem Unterschied, daf} sich die zu entgeltende
Leistung nicht an ein Individuum, wie bei der Gebiihr, sondern an ein Teilkollektiv oder
eine spezielle Gruppe richtet. Dementsprechend richtet sich die Anwendbarkeit des Aus-
schluBprinzips auch nur aut eine Gruppe.10 Wegen der Mehrzahl von Nutzern kann die
Bemessung des emptangenen Vorteils nur anhand von Indikatoren der wahrscheinlichen In-
anspruchnahme der oOffentlichen Leistung erfolgen. Entsprechend erfolgt die Kosten-
umlegung mit Hilfe von WahrscheinlichkeitsmaBstiben! ! auch dann, wenn tatsidchlich

keine Nutzung stattfindet.

Die Instrumentierbarkeit der Beitrdge fiir Lenkungszwecke ist analog zu den Gebiihren zu
beurteilen. Abwasserbeitrige, die fir den AnschluB an eine Kanalisation und deren

9 Vgl. hierzu auch: Karl-Briuer-Institut des Bundes der Steuerzahler: Sonderabgaben
fir den Umweltschutz, Wiesbaden 1990, S. 70.

10 Das wird am Beispiel der von einem Deich geschiitzten Anwohner deutlich.

11 Das klassische Beispiel hierfiir ist die Verteilung von Anliegerbeitrigen nach dem
FrontmetermaBstab, der durch die an Offentliche StraBen grenzenden Grundstiicks-
meter gebildet wird. Vgl. Bohley, Peter: Gebiihren und Beitrige, a.a.0., S. 925.
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Inanspruchnahme gezahlt werden, konnen ihre Lenkungsfunktion - die Verminderung der
Einleitung belasteter Abwasser - nur dann erfiillen, wenn ein AnschluBzwang existiert. An-
sonsten wiirde die illegale Entsorgung gewihlt. Auch die Belastung der umweltschi-
digenden Handlung auf einer friiheren Stufe - und in anderer Rechtsform als der des Bei-
trags - scheint in diesem Fall nicht weiterzuhelfen: wassergeloste Schmutzfrachten werden
erst dann umweltbelastend, wenn sie betriebliche Kreisldufe oder Prozesse verlassen. Das
ist aber genau jener Zeitpunkt, in dem auch die beitragspflichtige Inanspruchnehme der 6t-
fentlichen Leistung - die Ubergabe an die Kanalisation und die anschlieBende Entsorgung -
entsteht. Es konnte also kaum eine Abgabe auf die Abwasserentstehung erhoben werden.

4.4.1.3 Sonderabgaben

Sonderabgaben sind in der Finanzverfassung des Grundgesetzes nicht geregelt. Der mit
ihnen bezeichnete Sachverhalt findet sich - in der ausfiihrlichen Diskussion der
vergangenen Jahre!2 - auch unter der Bezeichnung Pfennigabgabe, Quasi-Steuer, pa-
rafiskalische Abgabe und steuerdhnliche Abgaben. Ihre verfassungsrechtliche Zuldssigkeit -
insbesondere in Abgrenzung zur Steuer - ist umstritten. Welche Unterschiede weist dieser
Abgabentyp gegeniiber Gebiihren, Beitrdgen und Steuern auf und worin liegen seine Vor-

und Nachteile fiir eine umweltpolitische Instrumentierung?

"Wesentliches Merkmal einer Sonderabgabe ist, daB sie eine Geldleistungsptlicht begriin-
det, der keine Gegenleistung der Oftentlichen Hand entspricht. *13 Das unterscheidet die
Sonderabgaben von den Gebiihren und Beitrigen. Sonderabgaben sind deshalb als steuer-
dhnlich zu qualifizieren, was ein besonderes Problem fiir ihre finanzverfassungsrechtliche
Beurteilung birgt. Sind Sonderabgaben den Steuern nidmlich sehr dhnlich, kann durch sie
moglicherweise das Finanzverfassungsrecht "unterlaufen” werden. Dieser Aspekt mag fir
die umweltpolitisch erwiinschte Erzielung von Lenkungseftekten durch Verteuerung um-
weltschidigender Handlungen relativ unbedeutend sein. Fiir die Finanzpolitik ist er es des-
halb nicht, weil ein verstirkter Einsatz von Sonderabgaben im Umweltschutz dann még-

12 Vgl.: MeBerschmidt, Klaus: Umweltabgaben als Rechtsproblem, Berlin 1986, Arndt,
Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern und sonstige Abgaben auf dem Gebiet des
Wirtschaftsverwaltungsrechts - Bestandsaufnahme und Perspektiven, in: Wirtschaft
und Verwaltung, Vierteljahresbeilage zum Gewerbearchiv, Heft 1, 1990 m.w.N. und
fir den aktuellen Stand der Rechtsprechung des BVerfG: Heun, Werner: Die Son-
derabgaben als verfassungsrechtlicher Abgabentypus, in: Deutsches Verwaltungsblatt,
1. Juli 1990, S. 666ff.; Jarass, Hans D.; Verfassungsrechtliche Grenzen fiir die Er-
hebung nichtsteuerlicher Abgaben, Die Offentliche Verwaltung, Heft 23, Dezember
1989, S. 1013ff. und Kock, Wolfgang: Umweltsteuern als Verfassungsproblem, in:
Juristen-Zeitung, 46. Jahrgang, 19. Juli 1991, S. 692 - 699.

13 BVerfGE 78, S. 267.
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licherweise das System des Finanzausgleichs ins Wanken bringt. Bund und Lénder kinnten
sich - unter dem Deckmantel des Umweltschutzes - neue Finanzierungsquellen erschliefen.
Eine solche Gefahr wird vor allem bei den Lindern gesehen, weil sie kein den Bundes-
kompetenzen entsprechendes Steuergesetzgebungsrecht besitzen. 14

Die Problematik wird dadurch verschértt, daB die Finanzverfassung fiir Bund und Linder
einen Vorrang der Staatsfinanzierung durch Steuern vorsieht,]5 weshalb diese Einnahmeart
auch ausfiihrlich im Grundgesetz geregelt ist. Demnach bediirten Abweichungen hiervon
der Begriindung, obwohl natiirlich der Gesetzgeber das Recht hat, neue Einnahmeformen
zu schaffen, die iliber die Steuern hinausgehcn.16 Die Zuldssigkeitsvoraussetzungen fur
Sonderabgaben miiiten deshalb derart restriktiv sein, daB der Primat der Steuerfinanzierung
durch sie nicht getdhrdet wird. Die reale Gefahr der zunehmenden Einnahmebeschaffung
iiber Sonderabgaben wird deutlich, wenn man deren Expansion in den vergangenen Jahren
betrachtet. 1’

Im Gegensatz zu den Steuern, die in Art. 105ff GG geregelt sind, erfolgt die Einfihrung
von Sonderabgaben auf der Basis der Sachgesetzgebungskompetenzen der Art. 70ff. GG.
Das bedeutet jedoch keine Wahlfreiheit des Gesetzgebers in bezug auf die Gestaltung als
Steuer oder Sonderabgabe. "Als Grundvoraussetzung muff die Sonderabgabe in dem Kom-
petenzbereich gestaltend wirken, auf den sich der Abgabengesetzgeber stiitzt und damit
iiber die bloBe Mittelbeschaffung hinausgehen. Im Fall des Art. 74 Nr. 11 GG muB die
Sonderabgabe also wirtschaftsregulierenden oder -lenkenden Charakter haben."18  Die
Erorterung der verfassungsrechtlichen Zuldssigkeitsvoraussetzungen orientiert sich im fol-
genden an der Unterscheidung zwischen Finanzierungssonderabgaben, Lenkungssonderab-

14 So bereits Brodersen, Carsten: Nichtfiskalische Abgaben und Finanzverfassung - Zur
Abgrenzung nichtfiskalischer Abgaben von Steuern, in: Vogel, Klaus und Klaus
Tipke (Hrsg.): Verfassung, Verwaltung. Finanzen - Festschrift fir Gerhard Wacke,
Koln 1972, S. 113.

15 Vgl. zum Prinzip des "Steuerstaates” BVerfGE 78, S. 249 und 267 und Kock.
Wolfgang: Umweltsteuern..., a.a.0., S. 695. Fiir die Kommunen sehen die Gemein-
deordnungen dagegen vor, daf die zur Aufgabenerfiillung erforderlichen Einnahmen,
soweit vertretbar und geboten, aus Entgelten fur Leistungen beschattt werden.

16 Nach Auftassung von Kirchhof kann "der Steuerstaat allenfalls Typus sein (...), der
das bedeutsamste Instrument der Staatstinanzierung beschreibt, nicht aber die Steuer
als alleinige Finanzierungsquelle vorsehen.” Vgl. Kirchhof, Ferdinand: Vom Steuer-
staat zum Abgabenstaat?, in: Die Verwaltung, 21. Band, 1988, S. 141.

17  Das Statistische Bundesamt verzeichnet tiir 1988 23 bundesrechtliche Sonderabgaben
mit einem Aufkommen von 10,2 Mrd. DM. Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung
durch Steuern und sonstige Abgaben ..., a.a.0., S. 40. Schemmel zahlt 29 in 1986
und Caesar 33. Vgl. Schemmel, Lothar: Quasi-Steuern, Wiesbaden 1980, S. 128tf.
und Caesar, Rolf: "Pfennigabgaben”... a.a.0., S. 396ft.

18  Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern ..., a.a.0., S. 38.



126
gaben und Ersatz- bzw. Privilegierungsabgahenl9, obwohl die Diskussion der ver-
fassungsrechtlichen Grenzen fiir Sonderabgaben noch nicht abgeschlossen ist.20

Finanzierungssonderabgaben dienen dem Zweck, Mittel fir die Erfiillung einer be-
stimmten Aufgabe zu erzielen. Diese Form ist nicht identisch mit der sogenannten Wir-
kungszweckabgabe. Gleichwohl sind die materiellen Voraussetzungen zu priifen; der Ge-
setzgeber entgeht der Qualifizierung einer Umweltabgabe als Finanzierungssonderabgabe
nicht dadurch, daB er sie anders bezeichnet.

Im Unterschied zu Steuern muB bei Finanzierungssonderabgaben der Zweck, fiir den das
Abgabeautkommen verwendet wird, ndher bestimmt sein. Die Tatsache, daB die Mittel in
einen vom allgemeinen Haushalt getrennten Sonderfonds eingestellt werden, ist hierfur
nicht hinreichend. Zweckbestimmungen tragen aber auch die zweckgebundenen Steuern.
Insoweit erscheint die Abgrenzung zwischen Steuern und Finanzierungssonderabgaben
nicht trennscharf. Problematisch erscheint auch jener Abgrenzungsversuch, der Zweck-
steuern zur Finanzierung “allgemeiner” Aufgaben, Sonderabgaben dagegen fir die Finan-
zierung "besonderer” Aufgaben vorsieht. Eine solche Trennungslinie ist nicht ohne Willkiir
zu ziehen.2!
Die Abgrenzung zwischen Finanzierungssonderabgaben und zweckgebundenen Steuern
kann deshalb nur iber das "besondere Finanzrechtsverhiltnis" erfolgen: Bei der
Finanzierungssonderabgabe stehen Abgabeptlicht und Verwendungszweck in einem
"finanzwirtschaftlichen Korrespondenzverhiilmis”.22 Die Finanzierungssonderabgaben
werden zwar voraussetzungslos erhoben; "der Gegenleistungscharakter wird vielmehr erst
durch die Mittelverwendung hergestellt, und genau darin liegt der Unterschied zur
Steuer."23 Dagegen kniipft die Steuerzahlungspflicht bei zweckgebundenen Steuern nicht
an eine zweckentsprechende Verwendung.

19  Vgl. Jarass, Hans-D.: Verfassungsrechtliche Grenzen fir die Erhebung nichtsteuer-
licher Abgaben, a.a.0.; Arndt, Hans-Wolfgang: Grundziige des allgemeinen Steuer-
rechts, Miinchen 1988, S. 14-17.

20 im Gegensatz zu Jarass trennt Arndt in Sonderabgaben mit Finanzierungsfunktion und
solche mit Antriebs- und Lenkungsfunktion. Dazwischen nehmen die sogenannten
Ausgleichsabgaben eine Sonderstellung ein. Sie zerfallen wiederum in die Aus-
gleichstinanzierungsabgaben und die Ausgleichsabgaben eigener Art. Vgl. Arndt,
Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern..., a.a.0., S. 38f.

21 Vgl. Heun, Werner: Die Sonderabgaben..., a.a.0., S. 672 und BverfGE 55, 309,
310f.

22 Vgl. Flamig, Christian: Sonderabgabe, in: Strickrodt, Georg u.a. (Hrsg.): Hand-
worterbuch des Steuerrechts, 2. Autl., Miinchen u.a. 1981, S. 1205ft.

23 Vgl. Heun, Werner: Die Sonderabgaben..., a.a.0.. S. 675.
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Als wichtigste Kriterien fir Finanzierungssonderabgaben gelten, daB sie erstens einer
"homogenen Gruppe" auferlegt werden, die durch "eine gemeinsame, in der Rechtsordnung
oder in der gesellschaftlichen Wirklichkeit vorgegebene Interessenlage oder durch beson-
dere gemeinsame Gegebenheiten von der Allgemeinheit und anderen Gruppen abgrenzbar
ist".24 Zweitens miissen die so definierten Abgabepflichtigen in besonderer Weise fir die
Durchfiihrung der mit der Sonderabgabe zu erreichenden Aufgabe verantwortlich sein: Es
muf} eine "Gruppenverantwortung” bestehen. Drittens muB das Abgabeautkommen im
Interesse der Abgabepflichtigen, also "gruppenniitzig", verwendet werden. Die gruppen-
niitzige Verwendung wird weit definiert: Die Verausgabung muB nicht zum Vorteil jedes
einzelnen Abgabenzahlers erfolgen, sondern im Interesse der Gesamtheit; wenn eine Uber-
wilzung der Abgabenlast erfolgt, kann sich die gruppenniitzige Verwendung auf den Abga-
bentrager erstrecken. Begiinstigte einer gruppenniitzigen Verwendung konnen also auch die
Kiufer abgabebelasteter Produkte sein.

Fiir Umweltabgaben nach dem Verursacherprinzip sind Finanzierungssonderabgaben nur
sehr bedingt geeignet. SchlieBlich kommt in dem Umfang, in dem das Abgabeautkommen
gruppenniitzig verwendet wird, das Gemeinlastprinzip zur Anwendung. Umweltpolitische
Zielerreichung erfolgt damit nicht nur iiber die fiskalische Belastung unerwiinschter Tatbe-
stinde, sondern auch durch die mit direkten Zahlungen verbundene finanzielle Forderung
erwiinschter Tatbestinde. Insoweit erscheint die Form der Finanzierungssonderabgabe ver-
einbar mit dem Vorschlag von Hansmeyer und Schneider, daB jene Verursacher, die
Umweltbelastungen iiber die ordnungsrechtlichen Mindestnormen hinaus vermeiden, einen
Anspruch auf Forderung nach MaBigabe der zusitzlich vermiedenen Schadeinheiten erhalten
sollten.23 Zweifellos kann die umweltpolitische Zielerreichung durch eine solche "negative
Abgabe" verbessert werden. Im Ergebnis bedeutet der Vorschlag, da ein ordnungsrecht-
lich erwiinschter Standard durch Abgaben nach dem Verursacherprinzip abgesichert wird.
Weitergehende Mafinahmen werden dagegen nach dem Gemeinlastprinzip finanziert.

Hiergegen werden Bedenken erhoben, die sich auf die Entstehung von "Preisverzerrungen”
und die "Zuteilung von Verschmutzungsrechten" richten, die dadurch erfolgt, daB man
Verschmutzer fiir Nicht-Emission belohnt.2 Der Einwand tragt aber nicht: Jede staatliche
Bewirtschaftung von Umweltgiitern - durch Abgaben, Lizenzen oder Ordnungsrecht - be-
deutet, daff Verschmutzungsrechte im Sinne einer Verfiigungsgewalt iiber Inputs zugeteilt

24 Vgl Jarass, Hans-D.: Verfassungsrechtliche Grenzen firr ..., a.a.0., S. 1018.

25 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich und Hans-Karl Schneider: Zur Fortentwicklung der
Umweltpolitik ..., a.a.0., S. 60.

26 Vgl. Tewinkel, Andreas und Bernd Hansjiirgens: Sonderabgaben zur Verbesserung
der Umweltsituation?, in: Wirtschaftsdienst, Heft 3, 1991, S. 153. Ahnlich:
Dieckmann, Berend: Zweckbindung von Umweltabgaben?, in: Wirtschaftsdienst,
Heft 9, 1990, S. 458.
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werden. DaB es "wesentlich schliissiger” sein soll, das "Verursacherprinzip konsequent an-
zuwenden”, ist nicht einzusehen: "Preisverzerrungen" treten - gemessen an einer voll-
stindigen Internalisierung der sozialen Kosten - zwar ein, die Vermeidungskosten (bis zur
Standarderfiillung) werden aber dem Verursacher angelastet. Die Losung ist also vertret-
bar.

Probleme bereitet vielmehr die Abgrenzung der "homogenen Gruppe" nach den Kriterien
des Bundesverfassungsgerichts, weil eine beliebige Gruppenbildung "nach Gesichtspunkten,
die nicht in der Rechts- oder Sozialordnung materiell vorgegeben sind”, ausgeschlosssen
ist.27 Ein Beispiel: Die Emittenten von CO) - vor allem Kraftwerke, Strafenverkehr und
Hausbrand - haben vollig verschiedene Interessenlagen und sind homogen nur in bezug auf
die Verursachung der CO3-Emission. Ob das zur Bestimmung der homogenen Gruppe aus-
reicht, sei dahingestellt. Im gleichen Fall ist aber das Kriterium der Gruppenverantwortung
leicht zu erfiillen: CO2-Emittenten als Verursacher stehen der Verminderung des Treib-
hauseffektes evident niher als Nicht-Verursacher.

Die gruppenniitzige Verwendung des Abgabeaufkommens wird jedoch nicht nur unter allo-
kativen Aspekten kritisiert. Ihre verwaltungstechnische Abwicklung durch Sonderfonds
auBerhalb des allgemeinen Haushalts verstofit gegen Haushaltsgrundsiitze28 und fihrt zu
einer Fondswirtschaft mit den bekannten negativen Folgen der mangelnden Transparenz
im politischen EntscheidungsprozeB, eines Verstofies gegen die "Gleichwertigkeit der
Staatszwecke" und der fehlenden Nutzbarkeit fiir konjunkturpolitische Ziele.2?

Dem stellen die Befiirworter von Sonderabgaben entgegen, da die Ausgliederung aus dem
Oftentlichen Budget - unter Aufsicht der zustindigen Fachressorts - eine hohere Flexibilitit
in der Reaktion auf Einnahmeverinderungen und Ausgabeerfordernisse birgt, als das bei
Steuern der Fall ist, deren Festsetzung ein umfangreicheres Verfahren - u.U. mit Zustim-
mung des Bundesrates - bedarf. Das Argument erscheint vor dem Hintergrund der umwelt-
politischen Intention auf den ersten Blick nicht abwegig: Funktioniert die pretiale Lenkung
iiber Abgaben, reduziert sich deren Autkommen im Zeitablauf. Das indiziert eine Reduk-
tion des umweltpolitischen Handlungsbedarfs, die "automatisch” mit der sinkenden Mittel-
vergabe "umgesetzt” wird.- Der Mechanismus funktioniert jedoch nicht: Im Konzept von
Hansmeyer und Schneider begriindet die Ubererfiillung von Standards einen Sub-

27  Vgl. Jarass, Hans-D.: Verfassungsrechtliche Grenzen ..., a.a.0., S. 1018.

28 Vgl. Gesetz iiber die Grundsitze des Haushaltsrechts des Bundes und der Linder
(Haushaltsgrundsiitzegesetz) vom 19. August 1969 und Neumark, Fritz: Theorie und
Praxis der Budgetgestaltung, in: ders. (Hrsg.): Handbuch der Finanzwissenschaft,
Bd. 1, Tiibingen 1978.

29 Vgl ausfiihrlich: Caesar, Rolf: "Pfennigabgaben” ..., a.a.0., S. 409 und Rottldnder,
Franz: Haushaltspolitische Bedeutung ... a.a.0., S. 43ff.
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ventionsanspruch, dessen Entstehung unabhingig vom erzielten Abgabeaufkommen ist. Es
besteht daher die Gefahr, daB die Abgabesatzfixierung weniger allokativen Uberlegungen
als Finanzierungsnotwendigkeiten fir Sonderfonds folgt. Eine Verwaltung iiber den all-
gemeinen Haushalt ist deshalb vorzuziehen. Sinkt aber - bei "funktionierender” Abgabe -
das Autkommen im Zeitablauf, ist die Mittelverwendung ohnehin ein geringeres Problem.
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts handelt es sich dann aber auch
nicht mehr um eine Finanzierungssonderabgabe, sondern um eine Lenkungsabgabe.

Lenkungssonderabgaben verfolgen keinen Finanzierungszweck, sondern eine "Antriebs-
und Sanktionsfunktion”.30 Gegeniiber den Finanzierungssonderabgaben wird das umwelt-
politische Ziel durch die fiskalische Belastung und die daraus resultierenden Vermeidungs-
anstrengungen der Abgabentriger erreicht. Es handelt sich damit um die gesuchte Wir-
kungszweckabgabe. Daraus folgt jedoch - nach den Kriterien des Bundesverfassungsge-
richts - nicht, daB auf die Fixierung des Verwendungszwecks verzichtet werden konnte,
weil sich Sonderabgaben nur so von den Steuern abgrenzen. Ist das durch die Abgabener-
hebung bezweckte Verhalten zusitzlich rechtlich vorgeschrieben, verliert die Abgabe ihren
Lenkungscharakter. Die Konzentration auf Lenkungszwecke kann deshalb nur iiber eine be-
stimmte Gestaltung der Abgabe "nachgewiesen” werden, die auch ausschlieBt, daB die Ge-
winnung der Finanzmittel Nebenzweck ist, weil die Abgabe dann bereits - nach der
Rechtsprechung des Bundesvertassungsgerichts - als Finanzierungssonderabgabe zu qualifi-
zieren wire.3! Die Bestimmung des Kreises der Abgabepflichtigen und die Wahl der Be-
messungsgrundlage miissen bereits deutlich machen, da Lenkungszwecke die
Finanzierungsabsichten dominieren.

Auch Lenkungssonderabgaben miissen, wie die Finanzierungssonderabgaben, das Kriterium
der "homogenen Gruppe" erfiillen. Gruppenverantwortung scheidet dagegen als
Zuldssigkeitskriterium aus, weil ein Aufkommen zur Erfiillung einer Aufgabe ja gerade
nicht beabsichtigt ist.32 "Als anerkannt darf schlieBlich gelten, daB das Merkmal der Grup-

30 "Reine Lenkungsabgaben sollen zu einem bestimmten wirtschaftlichen Verhalten an-
halten. Im Idealfall werden sie nicht erhoben, weil die Wirtschaftssubjekte sich
entsprechend verhalten. Erhoben wird die Abgabe nur dann, wenn der priméren Ver-
haltenspflicht nicht geniigt wird." Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch
Steuern.., a.a.0., S. 38.

31 Vgl Jarass, Hans-D.: Verfassungsrechtliche Grenzen ..., a.a.0., S. 1019f.

32 Diese Position liegt auf der Linie der Vertassungsgerichtsentscheidung von 1981
(BVerfGE 57, 139, 167) nach der die 0.a. Zuldssigkeitskriterien im Fall von Abga-
ben, deren Finanzierungszweck nicht AnlaB ihrer Einfiihrung war, nicht angewendet
werden konnen. Dem steht das Urteil von 1984 gegeniiber, in dem die Giiltigkeit die-
ser Kriterien fiir alle Sonderabgaben postuliert wird, unabhingig davon, ob Finan-
zierungszwecke Haupt- oder Nebenzwecke sind. Vgl. BVerfGE 67, 256, 276 - 278
und Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern..., a.a.0., S. 46. Zusammen-
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penniitzigkeit bei Lenkungssonderabgaben nicht erforderlich ist oder doch in auBerordent-
lich groBziigiger Weise verstanden werden muf}. »33

Als dritte Form der Sonderabgaben sind die Ersatz- bzw. Privilegierungsabgaben zu er-
wihnen.34 Sie kennzeichnet das Bestreben, eine bestimmte Last moglichst gleichméBig zu
verteilen: Jene, die sie real nicht tragen, werden iiber die Abgabe belastet und somit La-
stengleichheit zu anderen hergestellt, die ein bestimmtes Verhalten zeigen. Die Ersatzab-
gabe ist damit "Annex zu einer Sachpﬂicht"‘” und wird den Gebiihren und Beitrdgen dhn-
lich. Thre Abgabeptlichtigen sind jene, denen eine allgemeine Rechtspflicht nicht zugemutet
wird.30 Die vertassungsrechtlichen Zulissigkeitsvoraussetzungen sind noch ungeklirt. Das
Bundesverwaltungsgericht sieht gegeniiber den Lenkungssonderabgaben nochmals vermin-
derte Anspriiche. Die Abgrenzung zur Lenkungssonderabgabe erfolgt durch die verringerte
Belastung: "Jeder Lenkungsabgabe liegt die Vorstellung zugrunde, daB die Einhaltung der
Sachpflicht nur in einem Teil der Fille weniger belastend als die Abgabe ist."37
Ersatzabgaben kompensieren die Sachpflicht aber nicht vollstindig. Damit werden sie fiir
Umweltabgaben unbrauchbar. Die Regelung wiirde ndmlich bedeuten, dem Verursacher

noch nicht einmal die Vermeidungskosten in vollem Umfang anzulasten.

Eine Gesamtbewertung der Sonderabgaben kommt zu folgendem Ergebnis: Das Grundpro-
blem bildet die Einordnung in Sonderabgaben mit (ausschlieBlichem) Lenkungs- und
(dominierendem) Finanzierungszweck, die bereits anhand der Konstruktion der Abgabe und
nicht des Aufkommens, der Mittelverwendung und der Art der Verwaltung entschieden
werden soll. Das ist jedoch nur anhand von Extremen moglich, die nur von begrenzter Re-
levanz sind: So ist einer Abgabe, die nach Leistungstahigkeitsgesichtspunkten konstruiert
ist, der Finanzierungszweck "anzusehen". In allen anderen Fillen entscheiden jedoch die
Abgabepflichtigen in nicht vorhersehbarer Weise dariiber, ob die Umweltabgabe zu Len-
kungseftekten fiihrt oder Finanzierungszwecken dienen kann. Weichen sie der Abgabe-
ptlicht aus, wird lenkend eingegriffen; zahlen sie die Abgabe, kann sie erst Finanzierungs-
funktionen iibernehmen. Entscheidend ist also, ob Bemessungsgrundlagen elastisch rea-
gieren. Prognosen hieriiber stehen aut unsicherer Basis. Die Elastizitit von Bemessungs-
grundlagen ist keine feste Grofie, die als Anknipfungspunkt fiir Finanzverfassungs-

fassend zu den widerstreitenden Urteilen des 1. und 2. Senats: Heun, Werner: Die
Sonderabgaben..., a.a.0., S. 666.

33 Vgl Jarass, Hans-D.: Verfassungsrechtliche Grenzen..., a.a.0., S. 1019f.

34 Dieser Typ scheint den von Arndt diskutierten "Ausgleichsabgaben eigener Art"
nahezukommen. Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern..., a.a.0., S.

35 Vgl Jarass, Hans-D.: Verfassungsrechtliche Grenzen... a.a.0., S. 1021.
36 Ein Beispiel hiertiir ist die naturschutzrechtliche Ausgleichsabgabe.
37 Ebenda, S. 1022.
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regelungen taugt. Die "gegenwirtige Unschirfe, ja sogar Rechtsunsicherheit"8 im Recht
der Sonderabgaben sollte daher ein Aufruf zur Neuregelung durch den Gesetzgeber sein.
Legislative Mafinahmen sollten die wachsende Relevanz von Sonderabgaben im Umwelt-
schutz und deren besondere Probleme beriicksichtigen.

4.4.1.4 Steuern

Die tinanzvertassungsrechtliche Zulissigkeit der Steuern richtet sich nach den Kriterien der
Art. 105ff. GG. Ihre Einordnung in Finanzierungs- und Lenkungssteuern wiirde die glei-
chen Probleme wie bei den Sonderabgaben bergen. Sie ist aber unnitig. weil die Er-
weiterung der Steuerdefinition in der Abgabenordnung (§ 3 Abs. 1) den Steuerbegritt aus-
driicklich fiir Lenkungszwecke Offnet ("Die Erzielung von Einnahmen kann Nebenzweck
sein"). Damit wurde eine umfassende Diskussion iiber Steuerzwecke beendet.39 Die Gren-
zen einer umweltpolitischen Instrumentierung von Steuern fiir Lenkungszwecke werden da-
gegen durch das Verbot der Erdr<>sselungssteuer40
ausgleich betreffende Erwigungen bestimmt.

und weitere, insbesondere den Finanz-

Erdrosselnd ist eine Steuer dann, wenn sie gegeniiber der Entstehung des steuerpflichtigen
Tatbestandes prohibitiv wirkt.4! Der Fall ist fur die umweltpolitische Instrumentierung
aber nur von begrenzter Relevanz: SchlieBlich liegen die Vorteile der pretialen Lenkung
gerade darin, daB nicht ein ginzliches Verbot umgesetzt wird, sondern eine Abgaben-
zahlung dort erfolgt, wo sie kostengiinstiger als die Umstellung wirtschaftlicher
Handlungen ist. Will der Gesetzgeber auf diesen Vorteil verzichten, kann er gleich zu einer
fiir alle Emittenten gleichen Auflage iibergehen. Einwédnde gegen neue Umweltabgaben in
Form von Steuern treffen vielmehr das Gefiige der Gesetzgebungs- und Ertragshoheiten,
die in der Finanzverfassung geregelt sind, d.h. vor allem den vertikalen und horizontalen
Finanzausgleich.

Unterstellt sei zunichst, daB Umweltabgaben als "Oko-Steuern" durch den Bundesgesetz-
geber eingefiihrt werden sollen. Der Bund hat nach Art. 105 Abs. 2 GG "die konkur-
rierende Gesetzgebung iiber die ibrigen Steuern, wenn ihm das Aufkommen dieser Steuern
ganz oder zum Teil zusteht oder die Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 vorliegen".

38  Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern..., a.a.0., S. 49.

39 Vgl auch Littmann, Konrad: Ein Valet dem Leistungsfahigkeitsprinzip, in: Haller,
Heinz (Hrsg.): Theorie und Praxis des finanzpolitischen Interventionismus, Tiibingen
1970, S. 125tf.

40  Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang: Lenkung durch Steuern ..., a.a.0., S. 8.

41 Zu Unrecht sieht Kick diese Bedingung im Standard-Preis-Ansatz als erfillt an. Vgl.
Kock, Wolfgang: Umweltsteuern als Verfassungsproblem, a.a.0., S. 695.
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Die Kompetenz wird durch Art. 105 Abs. 3 beschrinkt: Sind Linder oder Gemeinden am
Aufkommen der Bundessteuern beteiligt, bedarf das entsprechende Gesetz der Zustimmung
des Bundesrates. Ohne Ertragsbeteiligung der Lander konnte der Bund seine Einnahmen
iiber neue Umweltabgaben erheblich ausweiten. Der Umfang, in dem vom Bund neue Oko-
Steuern geschaffen werden konnen, hangt von der Interpretation des Begriffs "iibrige Steu-
ern" aus Art. 105 Abs. 2 GG ab. Eine Auffassung besteht darin, dal der Bund iiber diese
Regelung ein beinahe unbegrenztes Steuererfindungsrecht erhiilt,42 das sich auf alle
Steuern erstreckt, die nicht unter die Gesetzgebungshoheit der Linder fallen. Die Gegen-
auffassung hierzu sieht in der gleichen Regelung nur einen Verweis auf die in Art. 106
Abs. 1 GG genannten Steuerarten43  Die Aufzihlung des Artikels 106 GG wird von der
wohl herrschenden Lehre als abschlieBend angesehen. Ein Steuerertindungsrecht des Bun-
des iiber die in Artikel 106 Abs. 1 GG genannten Steuerarten hinaus wiirde néimlich die in
Artikel 106 GG verankerte vertikale Steueraufkommensverteilung unterlaufen. 44 Damit
wire aber die von den finanzverfassungsrechtlichen Kompetenznormen ausgehende
Schutzwirkung fiir die Biirger verloren. Deshalb mufi nach Auftassung des BVerfG die
Finanzordnung des Grundgesetzes vor "AushOhlungen” oder Umgehungen geschiitzt
werden.
Somit kann nur eine Untersuchung der mit den Steuerarten nach Artikel 106 GG erfaBbaren
Abgabenobjekte Aufschlufl dariiber bringen, ob sie sich fir eine umweltpolitische
Instrumentierung eignen. Dabei ist inshesondere an die Verbrauchsteuern zu denken (Art.
106 Abs. 1 Nr. 2). Dabei werden - je nach Steuergegenstand einer Oko-Steuer - in der Re-
gel hinreichend viele Momente fiir die Notwendigkeit einer bundeseinheitlichen Regelung
sprechen. An dieser Stelle seien nur regionale spillovers und die Vermeidung wesentlicher
Steuerbelastungsunterschiede in einem einheitlichen Wirtschaftsraum genannt. Artikel 72
Abs. 2 wird deshalb tendenziell die Eintiihrung von Oko-Steuern durch den Bundesgesetz-
geber begiinstigen.

Daneben ist an eine umweltpolitische Instrumentierung bestehender Steuern zu denken,
was im gegenwirtigen Finanzausgleichsgetiige nicht unproblematisch erscheint. Die weitere

42 Vgl. Tipke, Klaus: Steuerrecht - ein systematischer Grundriff, 12. Autlage, Koln
1989, S. 81.

43 Vgl. Amndt, Hans-Woltgang: Grundziige des allgemeinen Steuerrechts, a.a.0., S. 48.

44  Vgl. Kock, Wolfgang: Umweltsteuern als Vertassungsproblem, a.a.0..S. 696
m.w.N. und Forster, Jutta: Die Verbrauchsteuern - Geschichte, Systematik,
finanzverfassungsrechtliche Vorgaben, Heidelberg 1989, S. 35 ff.

45 Vgl BVerfGE 55, 274, 300 und BVertGE 67, 256, 286.
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Erhohung der Mineraldlsteuer und die kompensatorische Abschaffung bzw. Umlegung der
l(raftfahrzeugsteuer“6 zeigen die Probleme deutlich?7.

Die Kraftfahrzeugsteuer ist nach Artikel 106 Abs. 2 Nr. 3 GG eine Lindersteuer, der zu-
dem fiskalisch erhebliche Bedeutung zukommt. Ihre Abschaffung wiirde zu Einnahmeaus-
fillen der Lander fiihren, die jedoch nicht nur dort getragen werden miiffiten. GemdB Arti-
kel 106 Abs. 4 GG sind die Anteile von Bund und Léindern an der Umsatzsteuer neu festzu-
setzen, wenn sich das Verhiltnis der Einnahmen und Ausgaben des Bundes wesentlich an-
ders entwickelt. Fiir eine Anpassung ist keine Regelbindung vorgegeben, der Anpassungs-
bedarf muB also politisch entschieden werden. Ein hoherer Anteil der Lander am Autkom-
men der Umsatzsteuer wiirde aber den durch die Abschaffung der Kraftfahrzeugsteuer ver-
ursachten Einnahmeausfillen entgegenwirken. Andererseits bewirkt die Inanspruchnahme
der Revisionsklausel des Artikels 106 Abs. 4 GG dann Einnahmeverluste des Bundes. Eine
befriedigende Losung muB auch die Steuerverteilung innerhalb der Lander beriicksichtigen.
Wihrend das Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer zwischen den Lindern in Abhingigkeit
von Zahl und Hubraum der zugelassenen Fahrzeuge entsteht, erfolgt die Verteilung eines
hoheren Linderanteils an der Umsatzsteuer nach den jeweiligen Einwohnerzahlen. Kon-
sensfahig wird eine Zustimmmung der Linder zur Abschaffung der Kraftfahrzeugsteuer nur
dann sein, wenn fir jedes einzelne Land der Einnahmeausfall durch den erhohten Umsatz-
steueranteil kompensiert wird. Deshalb mag u. U. die Gesamtsumme des zu den Landern
umzuleitenden Umsatzsteuerautkommens groBer sein als der gesamte Einnahmeausfall bei
der Kraftfahrzeugsteuer.

Betrachtet man isoliert die Erhohung der Mineraldlsteuer, bleibt folgendes festzuhalten. Die
MineralOlsteuer steht dem Bund zu. Unterstellt man eine Preiselastizitit kleiner als 1, fiihrt
die Satzanhebung zu Mehreinnahmen des Bundes, die schon fir sich Anla8 zu einer Neu-
verteilung der Umsatzsteuer geben konnte, auch wenn man beriicksichtigt, daf die Léinder
in diesem Fall - auch ohne Revision der Umsatzsteuerverteilung - von einem gewachsenen
Umsatzsteuerautkommen profitieren, weil der Steueranteil im Mineralolpreis ebenfalls der
Umsatzsteuer unterliegt. Da jedoch die Mineralolsteueranhebung zugleich c.p. die Ausga-
ben der Linder (fir Dienstfahrzeuge) erhoht, besteht eine gewisse Wahrscheinlichkeit fir
eine Forderung der Linder nach Umsatzsteuerneuverteilung.

Unterstellt man eine hohe Preiselastizitdt der Nachfrage nach Mineral6!, steigt das Auf-
kommen aus der Mineralolsteuer nur noch verlangsamt, was umweltpolitisch erwiinscht ist.

46  Vgl. hierzu Zimmermann, Horst: Die Umlegung der Kraftfahrzeug- auf die Mineral-
Olsteuer, in: Deutsche Verkehrswissenschaftliche Gesellschaft (Hrsg.): Probleme des
Personenverkehrs, Bergisch-Gladbach 1987, S. 196tt. )

47 Vgl hierzu Augstein, Reinhard: Probleme einer Okosteuer in einem foderativen
Finanzsystem, in: Wirtschaftsdienst, Heft 1, 1990, S. 30ff.



134

Fiir den Bund entstehen jedoch Haushaltsprobleme, wenn die Zusatzeinnahmen nicht er-
moglichen, die Lander fiir die Kraftfahrzeugsteuerverluste zu kompensieren. Die Haus-
haltsprobleme potenzieren sich, wenn man aus sozialpolitischen Griinden die Erhéhung der
Mineraldlsteuer durch Erleichterungen bei der Einkommensteuer begleitet.

EinnahmenerhShungen zu Lasten anderer Gebietskorperschaftsebenen erfolgen auch immer
dann, wenn eine Umweltabgabe als "Kostenabgabe" ausgestaltet ist, die die Bemessungs-
grundlage gewinnabhangiger Steuern aushohlt, die zwischen Bund und Lindern (KSt) bzw.
Bund, Lindern und Gemeinden (ESt) aufgeteilt werden.

Eine solche Aushohlung kann auch durch Umweltabgaben der Linder erfolgen. Sollen
diese als Steuern konstruiert werden, haben die Linder zwei Restriktionen zu beachten
(Art. 105 Abs. 2a GG): (1) Es muB sich um ortliche Verbrauch- und Aufwandsteuern han-
deln, die (2) bundesgesetzlich geregelten Steuern nicht gleichartig sind. Als Ortliche
Steuern sind vor allem jene zu betrachten, die "an die Lage einer Sache oder an einen Vor-
gang im Gebiet der steuererhebenden Gemeinde anknijpfen"48. Problematischer ist das
Kriterium der Gleichartigkeit,‘l9 wie die kommunale Getrinkeverpackungssteuer zeigt. Sie
kniipft an den Umsatzvorgang an. Das Kriterium der Ortlichkeit ist aber nicht in jedem Fall
gegeben, weil der Gebrauch einer Getrinkeverpackung an Ort und Stelle nicht gewihr-
leistet ist.50 Entfillt bei der Getriinkeverpackungssteuer das Kriterium der Ortlichkeit, ge-
rdt sie iber die Ankniipfung an den Warenumsatz in die Nihe zur bundesgesetzlich ge-
regelten Umsatzsteuer.

48  Vgl. Arndt, Hans-Wolfgang, Grundziige ..., a.a.0., S. 51.

49  Vgl. zusammenfassend zu den Methoden der Ermittlung: Czisnik, Marianne: Gleich-
artigkeit von Steuern im System der Finanzvertassung, in: Die Offentliche Verwal-
tung, Heft 24, Dezember 1989, S. 1065tt.

50 Vgl. Gern, Alfons: Nachruf auf die kommunale Getrinkeverpackungssteuer, in:
Kommunale Steuer-Zeitschrift, 38. Jg., April 1989, S. 3.
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442 Grenzen einer "Okologisierung” des Abgabensystems

Grenzen fir die Aufnahme weiterer Umweltabgaben im Abgabensystem sind mit den durch
sie begriindeten Zielkonflikten - etwa in bezug auf die Einkommensverteilung und die
Wettbewerbsposition im AuBenhandel - vorgezeichnet. Lassen sich auch im Hinblick auf
das fiskalische Ziel, d.h. die Sicherstellung der Staatsfinanzierung, Grenzen fiir eine Oko-
logisierung des Abgabensystems finden? - Die Frage laft sich in zwei Teilfragen
aufspalten:

a) Welche Bedeutung - gemessen am Aufkommen - sollten Umweltabgaben im Abga-
ben- und Steuersystem iiberhaupt haben?

b) Welche dkologischen Ziele sollen mit Umweltabgaben verfolgt , insbesondere
welche Produkte oder Emissionen einer Abgabe unterworfen werden?

Die Antwort auf die letzte Frage wird von Ewringmann und Hansmeyer als "gemeinsame
Klammer um alle diskutierten Okosteuern (bezeichnet): als Steuergegenstand werden jene
Stoffe und Giiter ausgewihit, die aktuell von hochster Umweltrelevanz und héchster um-
weltpolitischer Brisanz sind. Da sich allerdings die Schwerpunkte der Umweltpolitik immer
wieder verlagern und stindig neue Gefahrstoffe in das oOffentliche BewuSitsein drangen,
dndert sich auch die Palette der vorgeschlagenen Okosteuern stﬁndig."51 Konsequenter-
weise entstiinde hieraus ein Abgabensystem, in dem die Wirkungszweckabgaben bzw. die
Steuergegenstiinde, auf die sie sich richten, fortlaufend ausgetauscht wiirden. Das ergibt
sich nicht nur aus Schwerpunktverlagerungen in der Umweltpolitik, sondern auch aus der
Tatsache, daB Umweltabgaben - wenn sie “erfolgreich" sind - ihre eigene Bemes-
sungsgrundlage erodieren.

Der erste Weg zur Beriicksichtigung umweltpolitischer Ziele im Steuer- und Abgabesystem
besteht in der umweltgerechten Modifikation bestehender Einzelsteuernd2 Dieser Ver-
such findet allerdings seine Grenze darin, daB8 das bisherige Steuersystem nur in geringerem
Umfang an Steuergegenstinden interessiert ist, die mit Umweltbelastungen korrelieren, was
auch im Sinne der fiskalischen Zielsetzung liegt. Sie bedingt die Ankniipfung an Steuer-
gegenstiinde, die bei wachsendem Volkseinkommen nicht an Bedeutung verlieren, d.h. eine

hohe Einkommenselastizitit aufweisen.53

51  Hansmeyer, Karl-Heinrich und Dieter Ewringmann: Das Steuer- und Abgabesystem
unter der Okologischen Herausforderung, in: Staatswissenschaften und Staatspraxis,
Heft 1, 1990, S. 39.

52 Vgl ebenda,S. 35ff.

53  So erbringen Einkommens- und Umsatzbesteuerung mit Aufkommenselastizititen von
1,3 (Lohnsteuer) bzw. ca. 1 (Umsatzsteuer) rd. 70 vH des Gesamtsteueraufkommens.
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Eine Alternative zur ersten Strategie liegt darin, steuerlich bedingte Begiinstigungen fiir
umweltschidigendes Verhalten zu reduzieren. Dieser Ansatz hatte nach Einschdtzung von
Hansmeyer/Ewn'ngmann54 "weniger Erfolg", was vor allem auf die zuvor geschilderten
Probleme der Identifikation der Quellen externer Nachteile zuriickgehen mag. Dariiber
hinaus geht die Einrichtung steuerlicher Vergiinstigungen hiufig auf bestimmte wirtschafts-
politische Ziele zuriick; ihre Streichung aus umweltpolitischen Griinden ld8t den Ziel-
konflikt dann offen zutage treten.

Nichtfiskalische Lenkungsziele konnen daher vor allem durch eine Ergdnzung des Ab-
gabensystems um Umweltabgaben Beriicksichtigung finden. Das theoretische Referenz-
modell fiir diese Form zusitzlicher Abgaben muff die in Kapitel 2 skizzierte Interna-
lisierungsabgabe sein, wenn das Verursacherprinzip so weit wie moglich umgesetzt werden
soll. Problematisch erscheint jedoch, wo die Grenze fiir die zusitzliche Aufnahme solcher
Lenkungsabgaben ins Steuer- und Abgabesystem liegt.

Unter diesem Aspekt fillt die Beurteilung radikaler Umbaupline leichter. In ihnen nehmen
Umweltabgaben nicht nur Lenkungsaufgaben wahr, sondern sollen auch gleichzeitig fiskali-
sche Funktionen erfiillen, weil sie an die Stelle bestehender Steuern treten.”d Das Ab-
gabensystem wird vollstindig auf Umweltabgaben umgestellt, deren Erhebung aber nicht
nur Umweltziele, sondern synchron auch andere wirtschaftspolitische Ziele fordern soll.
Dies gilt insbesondere fiir das beschiftigungspolitische Ziel. So existieren Vorschlige, die
steuerliche Belastung des Faktors Arbeit durch die Lohnsteuer erheblich zu reduzieren bzw.

56 und den Einnahmeverlust durch eine Energie- und Ressourcensteuer

ganz abzuschaffen
zu ersetzen. Andere Konzepte versuchen, das gleiche Entlastungsziel durch eine Ver-
ringerung der Lohnnebenkosten mit gleichzeitiger Reform des Finanzierungssystems der

Sozialversicherung zu erreichen. Vorgeschlagen wird, die Beitrige der Arbeitnehmer und

Vgl. Ewringmann, Dieter: Oko-Steuern oder Umweltabgaben, in: Zeitschrift fiir an-
gewandte Umweltforschung, Heft 4, 1988, S. 323.

54 Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich und Dieter Ewringmann: Das Steuer- und Abgabe-
system unter der 6kologischen Herausforderung, a.a.O., S. 35.

55 Vgl. u.a. Umwelt- und Prognose-Institut Heidelberg: Oko-Steuern als marktwirt-
schaftliches Instrument im Umweltschutz, a.a.O.; Gretschmann, Klaus und Helmut
Voelzkow: Oko-soziale Steuerreform: Ein Ausweg aus der Umwelt- und Beschifti-
gungskrise, in: Wirtschaftsdienst, Heft 11, 1986, S. 560ff.; Binswanger, Hans-
Christoph; H. Frisch; H.G. Nutzinger; B. Schefold; G. Scherhom; U.E. Simonis; B.
Striimpel: Arbeit ohne Umweltzerstérung, Strategien einer neuen Wirtschaftspolitik,
Frankfurt 1983, S. 268ff.

56  Vgl. Springmann, Frank: Abgaben als Instrument der Umweltentlastung - Vorschlag
fir ein Konzept, in: Miiller-Witt, H. und Frank Springmann: Okologischer Umbau
des Steuersystems, Schriftenreihe des IOW 21/88, Berlin 1988 und Springmann,
Frank: Energieeinsparung durch Energieabgaben - eine Chance fur die Zukunft, in:
Oko-Steuern, Umweltsteuern und -abgaben in der Diskussion, Karlsruhe 1990 S.
197.
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Arbeitgeber zur gesetzlichen Rentenversicherung zu kiirzen und die entsprechenden
Mindereinnahmen aus dem Aufkommen einer Abgabe auf Primirenergie auszugleichen.57

Ein solches Vorgehen geht augenscheinlich von nicht existenten Substitutionsbeziehungen
aus. Unterstellt wird ndmlich, daB eine Wahlmoglichkeit zwischen arbeits- und emissions-
intensiven Produktionsmethoden besteht und die Entscheidung zwischen beiden im wesent-
lichen von den Faktorpreisen bestimmt ist. Wahrscheinlich ist dagegen, daB die Ver-
teuerung der Umweltnutzung eher mit einem erhohten Kapitaleinsatz einhergeht, der fiir
Reinigungs- und Riickhalteanlagen erforderlich ist.

Dariiber hinaus folgt der Versuch, durch die relative Verteuerung von Umweltnutzungen
und die relative Verbilligung des Faktors Arbeit positive Beschiftigungseffekte zu erzielen,
offenbar einem einfachen neoklassischen Erklirungsmuster fiir Unterbeschiftigungsgleich-
gewichte. Selbst wenn man Unterbeschiftigung als Ergebnis zu hoher Preise fiir den Faktor
Arbeit begreift, wird auBer acht gelassen, daB vor allem der sektoralen und regionalen
Lohndifferenzierung Bedeutung zukommt, nicht aber einer pauschalen Verbilligung der
Arbeit. Insoweit muB die beschiftigungspolitische Wirksamkeit einer solchen MaBnahme
erheblich in Frage gestellt werden.

Der schwerwiegendste Einwand gegen solche tiefgreifenden Umbaupline liegt aber darin,
daB sie den fundamentalen Konflikt zwischen Lenkungs- und Finanzierungserfordernissen
verkennen. Beide Ziele setzen auf unterschiedliche Wirkungsmechanismen, die verschie-
denartige steuertechnische Ausgestaltungen bedingen. Zunichst werden Umweltabgaben
hiufig nach der Art von Mengensteuern konstruiert sein; eine Konstruktion, die einen rela-
tiven Aufkommensverlust im Zeitablauf nahelegt, wenn es nicht zu periodischen Tarifer-
hohungen kommt. Von groBerer Bedeutung ist, da Umweltabgaben, wenn sie Lenkungsef-
fekte zeitigen, ihre eigene Bemessungsgrundlage verkleinern. Weiter: "Die meisten der zur
Besteuerung vorgeschlagenen umweltschidlichen Stoffe bzw. Giiter weisen (...) Einkom-
menselastizititen von unter 1 auf. Aber selbst bei Stoffen mit hoherer Einkom-
menselastizitit soll ja aus umweltpolitischer Sicht durch die Besteuerung das weitere
Mengenwachstum vom Volkseinkommenswachstum abgekoppelt werden. Diese Abkopp-
lung bedeutet zugleich: die Aufkommenselastizititen werden (...) sinken."58 Dem steht
gegeniiber, daB sich der offentliche Ausgabenbedarf nicht iiberwiegend am Zustand der
Umwelt orientiert. Ein sinkendes Aufkommen aus Umweltabgaben korreliert also nicht mit
verringertem Ausgabebedarf der offentlichen Gebietskorperschaften. Die Finanzierung der
offentlichen Haushalte auf der Basis eines ausschlieBlichen Oko-Steuer-Systems wire daher

57 Vgl. Binswanger, H.C. et al.: Arbeit ohne Umweltzerstorung, a.a.O., S. 271.

58 Hansmeyer, Karl-Heinrich und Dieter Ewringmann: Das Steuer- und Abgabesystem
unter der Okologischen Herausforderung, a.a.O., S. 40.
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mit erheblichen Problemen verbunden: es miiiten stindig neue Abgabenobjekte aufgesucht
werden, um Aufkommen zu erzielen. Zu erwigen bleiben deshalb nur noch jene Ansitze,
die das bisherige Steuersystem um Umweltabgaben ergiinzen.59 - Damit stellt sich jedoch
zugleich die Frage neu, in welchem Umfang diese Modifikation erfolgen sollte oder: wel-
che Momente begrenzen den Umfang der Okologisierung des Abgabensystems?

Warnungen vor einer Ausweitung der Umweltabgabenerhebung werden immer hiufiger
ausgesprochen: Eine hohe Zahl von Umweltabgaben birgt die Gefahr des " Steuerchaos";m
aus Griinden der politischen Durchsetzbarkeit sollte auf eine "Inflationierung von Abgabe-
konzepten" verzichtet wc.arden;61 "nur in Einzelfillen, in denen die skizzierten Probleme
empirisch sorgfiltig gepriift sind und hinreichend gesicherte Informationen iiber eine effek-
tiv zu erwartende, wesentliche Wohlfahrtssteigerung vorliegen”, kann ihr Einsatz angeraten
werden.62

Vor dem Hintergrund der bereits jetzt bestehenden Intransparenz des Steuersystems ist vor
allem dic Warnung vor einem drohenden Steuerchaos ernst zu nehmen.%3  Der
"Steuerdschungel” ist zugleich mit relativ hohen Kosten fiir Steuererhebung und -entrich-
tung fir Verwaltung und Steuerpflichtige verbunden. "So existierten im Jahre 1987 41
Steuerarten, die in 120 Steuer- und Steuerinderungsgesetzen, 179 Verordnungen und
Anderungsverordnungen, in 42 Durchfiihrungsverordnungen und in 9 Steuerrichtlinien mit
insgesamt rund 1000 Abschnitten und in mehr als 1000 jahrlichen Verwaltungsanordnungen
der zustindigen Finanzbehorden geregelt sind. Zu den Steuern kommen noch 29 Quasi-

Steuern und zahlreiche Gebiihren und Beitrdge hinzu. "64 Jede weitere Abgabe, die den be-

59  Ahnlich: Hansmeyer, Karl-Heinrich und Hans Schneider: Umweltpolitik unter markt-
steuernden Aspekten, a.a.0., S. 64. Anders dagegen: Teufel, Dieter: Der UPI-Vor-
schlag fir eine Gkologische Steuerreform, in: Nutzinger, Hans G. et al. (Hrsg.):
Oko-Steuern, Umweltsteuern und -abgaben in der Diskussion, a.a.0., S. 213.

60 Vgl. Dickertmann, Dietrich: MaBnahmen fiir den Umweltschutz im Rahmen des be-
stehenden Steuersystems, a.a.0O., S. 168.

61  Vgl. Topfer, Klaus: Zur Funktion von Abgaben in der Umweltpolitik, Institut fir
Finanzwissenschaft der Universitit zu Ko6ln, Sonderverdffentlichung Nr. 17, Koln
1989, S. 8.

62 Vgl. Folkers, Cay: Wandlungen der Verbrauchsbesteuerung, in: Héauser, Karl
(Hrsg.): Wandlungen der Besteuerung, Schriften des Vereins fir Socialpolitik, Bd.
160, Berlin 1987, S. 117.

63  "Das deutsche Steuerrecht ist sogar derart intransparent geworden, daB nicht nur die
Steuerptlichtigen beachtliche Schwierigkeiten haben, dem Gesetz zu folgen und die
sie entlastenden Vorschriften zu nutzen. Vielmehr verdichtet sich der Eindruck, daf
auch der Gesetzgeber mitunter nicht mehr weiB, was die von ihm verfiigten steuer-
lichen Normen eigentlich bewirken.” Vgl. Littmann, Konrad: Steuerreform statt
Tarifanpassung, Berlin 1985, S. 16.

64 Vgl Fischer, Lutz: Die Kosten der Steuererhebung fiir Verwaltung und Steuer-
pflichtige, Hefte zur internationalen Besteuerung, Heft 52, Hamburg 1989, S. 1.
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stehenden hinzugefiigt wird, bedeutet dariiber hinaus potentiellen Anlaff fir Entscheidungen
der Finanzgerichte, deren Umfang lingst das MaB der von den zustindigen Verwaltungen
verarbeitbaren Information iberschritten hat. Hiufige Finanzgerichtsentscheidungen
beeinflussen auch die Hohe der Erbringungskosten, die den Unternehmen durch das Steuer-
recht auferlegt wird. 3

Man kann davon ausgehen, daB insbesondere solche Umweltabgaben hohe Erhebungskosten
verursachen, die ihre Bemessungsgrundlage in den tatsichlichen Ist-Emissionen finden, die
durch unmittelbare MeBeinrichtungen ermittelt werden. Unter diesem Aspekt empfehlen
sich alle Abgabeformen, die an die Belastung pauschalierter Emissionen im Wege der In-
put- oder Produktabgabe ankniipfen. Dabei handelt es sich aber zugleich um jene Abgabe-
formen, die wegen fehlender Nihe zur Quelle des externen Effektes u.U. Fehlallokationen
auslosen. Unerwiinschte Substitutionseffekte konnen nicht stets von den Finanz- und
Umweltbehorden antizipiert werden. Ihr Eintritt nétigt jedoch - will man das Abgabe-
instrumentarium nicht vollstindig verlassen - u.U. zur Erhebung von Folgesteuern, die
jene umweltschddigenden Aktivitdten belasten, die sich fir den Fall der Abgabenerhebung
auf andere Quellen externer Kosten als Substitute anbieten. Dieser Mechanismus bewirkt
moglicherweise eine nicht beabsichtigte Ausweitung der Okologisierung des Abgaben-
systems, die durch die Entscheidung fiir eine Umweltabgabe ausgelost wird.

Die Probleme vergroBern sich, wenn man neben der administrativen Umsetzung den Pro-
zeB der politischen Entscheidung iiber (neue) Umweltabgaben ins Kalkiil zieht. Reichlich
Anschauungsmaterial bietet hierfiir die Geschichte der Abwasserabgabe in der Bundes-
republik Deutschland, die von einer anhaltenden Gegnerschaft der Industrie begleitet
wurde, der nicht nur eine Hinauszogerung des Einfiihrungstermins, sondern auch eine er-
hebliche Verminderung der Abgabesitze gegeniiber fritheren Planungen gelang. Politischer
Widerstand wird stets von der Emittentengruppe ausgehen, die mit der Einfiihrung einer
neuen Abgabe eine zusitzliche Kostenbelastung befiirchtet. Der Widerstand gegen Umwelt-
abgaben wird auch so lange hoch sein, wie Unternehmen davon ausgehen, daB ihnen bei
Auflagen hohere Konzessionen gemacht werden, d.h. die zu erfiillenden Standards die An-

reizschwelle der Abgaben erheblich unterschreiten. 60

65 Hierzu zihlen die Kosten fiir Information iiber bestehende steuerrechtliche Regelun-
gen (Fachzeitschriften, Gesetzestexte), Beratungskosten durch betriebsexterne
Institutionen und nicht zuletzt die Personalkosten fir die Bearbeitung durch inner-
betriebliche Stellen. Es wurde errechnet, daf die Steuern im Jahre 1984 Erbringungs-
kosten in Hohe von 37,22 Mrd. DM (= 2,22% vom BSP) verursacht haben. Vgl.
ebenda, S. 9.

66  Vgl. Hansmeyer, Karl-Heinrich: Abwasserabgabe als Versuch einer Anwendung des
Verursacherprinzips, in: Issing, Otmar (Hrsg.): Okonomische Probleme der Umwelt-
schutzpolitik, Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, N.F. Bd. 91, Berlin 1976, S.
83; Benkert, Wolfgang: Abwasserabgabe als Anwendungstall des umweltpolitischen
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443 Zwischenergebnis: Umweltabgaben und Staatsfinanzierung

Abgabentypen sollten so gewdhlt werden, daB} sie die Erreichung des 6kologischen Ziels
unterstiitzen. Gebiihren und Beitrige haben danach nur einen eingeschrinkten An-
wendungsbereich. Die Einordnung der Sonderabgaben in Finanzierungs- und Lenkungab-
gaben entscheidet sich letztlich an der Elastizitit der gewihiten Bemessungsgrundlagen.
Entspricht die dafiir gestellte Prognose nicht den tatsichlichen Ergebnissen, dndern sich mit
einer neuen Qualifizierung der Abgabe die an ihre verfassungsrechtliche Zuldssigkeit ge-
steliten Anforderungen. Schon das mag zu erheblichen Irritationen fiihren. Dabei erscheint
die Anwendung gemeinlastorientierter Mafinahmen - durch die gruppenniitzige Verwen-
dung des Aufkommens von Finanzierungssonderabgaben - fiir sich genommen weniger
problematisch, als die Wahrscheinlichkeit, daB die Tariffestlegung eher Finanzie-
rungserfordernissen fiir Sonderfonds als allokativen Uberlegungen folgen wird. Die Be-
wertung von Sonderfonds kann im Fall von Umweltabgaben nicht von der allgemeinen Ein-
schitzung abweichen. Der Versto8 gegen Haushaltsgrundsitze wiegt schwer und wird nicht
durch ungewisse Vorteile der "Flexibilitit" kompensiert.

Die Konstruktion als Steuer vermeidet nicht nur die problematische Einordnung in
dominanten Lenkungs- oder Finanzierungszweck, sondern bezieht Umweltabgaben auch
stirker in ein straffes Gesetzgebungsverfahren ein, das unter dem Aspekt politischer
Transparenz Vorteile verheifit und sich im Rahmen des bestehenden Finanzausgleichsrechts
bewegt. Hier empfiehlt sich ein behutsamer Einbau lenkender Elemente vor allem im
Bereich der Verbrauchsteuern.

Gleichzeitig sind die Moglichkeiten der Bundeslidnder neue Umweltabgaben als Steuern zu
konstituieren besonders gering. Ihre Relevanz fiir den horizontalen Finanzausgleich
zwischen den Lindern kann ex ante nicht eindeutig entschieden werden. In Abhéngigkeit
davon, ob Umweltabgaben in die Berechnung der Finanzkraft eines Landes eingehen, én-
dern sich die Ausgleichsverpflichtungen zwischen den Lindern. Das erweist sich insbeson-
dere dann als Problem, wenn das die Abgabe erhebende Land nach den 6konomischen Kri-
terien der Aufgabenverteiung nicht die addquate Handlungsebene fiir Umweltabgaben ist,
weil die Verbesserung der Umweltqualitit mit erheblichen spillovers zugunsten der anderen
Liénder einhergeht.

Der grundlegende Konflikt zwischen Finanzierungs- und Lenkungserfordernissen wirkt sich
fir das System der Staatsfinanzierung dann besonders dramatisch aus, wenn Umwelt-
abgaben oder Oko-Steuern die Eckpfeiler des deutschen Steuersystems, die Einkommen-
und Umsatzsteuer, ersetzen. Diese beiden Steuern sichern wegen der Kopplung ihrer Be-

Instrumentariums, in: Wirtschaftswissenchaftliches Studium, Heft 4, 1976, S. 191ff.
und Heft 5, S. 242ff.
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messungsgrundlagen an die allgemeine Einkommensentwicklung die Ergiebigkeit des
Systems. Treten Oko-Steuern, die ihre Lenkungsaufgabe erfiillen, an ihre Stelle, miissen
stindig neue Abgabenobjekte aufgesucht werden. Im System der staatlichen Einnahmen
wiirden erhebliche Friktionen entstehen.
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4.5 Umweltabgaben und Europdische Gemeinschaft

45.1 Rechtsangleichung im Binnenmarkt und mitgliedstaatliche Kompetenzen
zur Einfiuhrung von Umweltabgaben

Durch die Einheitliche Europdische Akte von 1987 wurde das Ziel, den Binnenmarkt bis
zum 31. Dezember 1992 zu realisieren, zu einem festen Bestandteil des EWG-Vertrages
(Art. 8a EWGYV). Unter Binnenmarkt wird dabei ein Wirtschaftsraum verstanden, in dem
der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemi$ den Bestim-
mungen des EWG-Vertrages gewihrleistet ist. Die Verpflichtung auf den Binnenmarkt um-
fat damit das seit Beginn der EWG bestehende Ziel, einen "Gemeinsamen Markt" zu er-
richten (Art. 2 EWGYV). Der Umfang, in dem die o0.a. Freiheiten verwirklicht werden sol-
len, ergibt sich "gemiB den Bestimmungen des Vertrages" (Art. 8a 11 EWGYV). Die Kon-
kretisierung des Vertragsziels erfolgt somit durch dessen Normen.

Wesentliches Instrument zur Herstellung des Binnenmarktes ist die Rechtsangleichung
zwischen den Mitgliedstaaten. Der EWG-Vertrag hilt einige Gebote zur Rechtsangleichung
bereit. Harmonisierung ist also nicht ein automatisch zu verfolgendes Ziel, sondern sie
kommt nur soweit zum Zuge, wie sie notwendig ist. Rechtsangleichungsgebote bieten z.B.
Art. 57 I (Anerkennung von Diplomen) und Artikel 100 EWGV. Zwar enthilt der EWG-
Vertrag auch - seit der Einheitlichen Europiischen Akte - Bestimmungen iiber die Umwelt-
politik der Gemeinschaft, normiert aber in diesem Zusammenhang keine
Harmonisierungsgebote fiir Umweltabgaben. Diesbeziiglich ist u.a. das Harmonisie-
rungsgebot des Art. 99 EWGV einschligig, in dem gefordert wird, die Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten iiber die Umsatzsteuern, die Verbrauchsabgaben und sonstigen indirek-
ten Steuern zu harmonisieren, soweit diese Harmonisierung fir die Errichtung und das
Funktionieren des Binnenmarktes notwendig ist.

MafBinahmen der Rechtsangleichung, insbesondere autf dem Gebiet der Steuern und Ab-
gaben, gehoren zu den schwierigsten Aufgaben im Zusammenhang mit der Schaffung des
Binnenmarktes, weil hierdurch erheblich in die Souverdnitit der Mitgliedstaaten eingegrif-
fen wird. Dementsprechend bestimmt Art. 99 EWGYV auch die Notwendigkeit einstimmiger
Entscheidungen im Rat. Aus diesem Grund vollzog sich der Harmonisierungsproze§ im Be-
reich der Steuern und Abgaben bisher nur langsam. Durch die Verabschiedung der Einheit-
lichen Europiischen Akte wurde allerdings mit der Einfiigung von Art. 100a EWGV die
Kompetenz der Gemeinschaft zur Rechtsangleichung erweitert. Sie erstreckt sich nicht
mehr nur auf Vorschriften, die sich unmittelbar auf den Gemeinsamen Markt auswirken
(Art. 100 EWGYV), sondern auf Mafinahmen, die "die Errichtung und das Funktionieren
des Binnenmarktes zum Gegenstand haben" (Art. 100a EWGV). Die Verpflichtung zu ein-
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stimmigen Entscheidungen bei der Steuerharmonisierung wurde indes beibehalten (Art.
100a II EWGV).

Vor diesem Hintergrund ist zu priifen, inwieweit die einzelstaatliche Einfihrung von Um-
weltabgaben in verschiedenen Formen den Harmonisierungsproze§ beeintrdchtigt und ob
mitgliedstaatliche Freiheiten im Bereich der Umweltpolitik mit Abgaben beschnitten wer-
den.!

Mitgliedstaatliche Kompetenzverluste in der Umweltpolitik konnen u.U. auch aus folgen-
dem Sachverhalt resultieren: Mit der Einheitlichen Europiischen Akte wurden dem EWG-
Vertrag die Artikel 130r bis 130t eingefiigt, die Regelungen zur Gemeinschaftspolitik in
Umweltfragen enthalten. Damit wurde die Umweltpolitik Teil der Gemeinschaftspolitik mit
Vertragsrang. Materiell wird damit eine umweltpolitische Aktivitit der Gemeinschaft, die
sich in mehreren Aktionsprogrammen zum Schutz der Umwelt niederschlégt, auf eine neue
vertragliche Grundlage gestelit.

Fiir eine einzelstaatliche Politik mit Umweltabgaben ist daher von Interesse, ob Kompeten-
zen fir diesen speziellen Politikbereich an die EG iibertragen wurden. Es ist zu unter-
suchen, inwieweit und mit welchen Instrumenten die Mitgliedstaaten Umweltpolitik betrei-
ben diirfen, welche Konsultationspflichten begriindet werden und ob tiir eine Umweltpolitik
mit Abgaben besondere Pflichten formuliert sind.

Gleichzeitig bedeutet die Erhebung von Abgaben immer eine Verdnderung der relativen
Preise mit entsprechenden allokativen Wirkungen, die unter Umstinden den Zielen des
EWG-Vertrages zuwiderlaufen konnen. Es ist deshalb fir Umweltabgaben zu priifen, ob
sie weiteren Bestimmungen des EWG-Vertrages entgegenstehen. Konkret kommen hierfir
in Frage: das Verbot der Erhebung von Zollen und zollgleichen Abgaben (Art. 12 EWGV),
das Diskriminierungsverbot des Art. 95 EWGV, das Verbot von mengenmaBligen Einfuhr-
beschrinkungen und MaBnahmen gleicher Wirkung (Art. 30 EWGV), wettbewerbsver-
filschende Bestimmungen in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten (Art. 101ff.
EWGYV) und deren Beseitigung. SchlieBlich ist zu entscheiden, ob sich besondere Bin-
dungen der Mitgliedstaaten aus ihrer Verpflichtung zu gemeinschaftstordernden Mafinah-
men nach Art. 5 EWGV ergeben.

1 Skepsis wurde hierzu unter anderem vom Sachverstindigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung geduBert. Vgl. ders.: Arbeitsplitze im Wettbe-
werb, Jahresgutachten 1988/89, Stuttgart und Mainz 1988, Tz. 283. Vgl. hierzu
weiterhin: Grabitz, Eberhard: Zulissigkeit von Energiepfennigen und -steuern nach
EG-Steuer- und -Beihilferecht; sowie die nachfolgenden Beitrige von Lutz Eckert,
Jochen Seeliger, Ernst Boke, Andreas Bowing und Hans Michaelis, in: Harms,
Wolfgang (Hrsg.): Konturen eines EG-Energiemarkts, Berliner Beitrige zum
Wirtschaftsrecht, Band 5, Koln u.a. 1989, S. 141ff.
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4.5.2 Das Verhiltnis von mitgliedstaatlicher und europaischer Umweltpolitik
mit Umweltabgaben

Die Entwicklung bis zu der durch die Einheitliche Europdische Akte bestimmten Kompe-
tenzordnung 1Bt sich folgendermaBen skizzieren: Einen wesentlichen Anstof zu umwelt-
politischer Aktivitit bildete das Pariser Treffen der Staats- und Regierungschefs im Jahre
1972, bei dem eine Erkldrung zur Umwelt- und Verbraucherpolitik verabschiedet wurde.2
Im Gefolge entstand eine "Task-force-Gruppe" und aus ihr die Generaldirektion fir Um-
welt- und Verbraucherschutz und Nuklearsicherheit. Inzwischen hat die EG-Kommission
einen fiir Umweltpolitik zustindigen Kommissar.

1973 wurde auch die erste Erklirung des Rates und der im Rat vertretenen Regierungen der
Mitgliedstaaten der Europiischen Gemeinschaften iiber ein Aktionsprogramm fiir den Um-
weltschutz verabschiedet.3 Ihr folgten drei weitere mehrjahrige Aktionsprogramme mit
unterschiedlichen Schwerpunkten fir die Ausgestaltung der europidischen Umweltpolitik.
Rechtsgrundlage fiir die umweltpolitische Aktivitit der Gemeinschaft bis zur Einheitlichen
Europidischen Akte waren die Art. 100 und 235 EWGV. Insbesondere Richtlinien fiir die
Angleichung der produktbezogenen Umweltschutzanforderungen konnten auf Art. 100
EWGYV gestiitzt werden. Dagegen kann Art. 235 EWGYV als Rechtsgrundlage nur dann in
Anspruch genommen werden, wenn der Umweltschutz ein Ziel der EG darstellt. DaB der
Umweltschutz ein Ziel der EG darstellt, wurde vom EuGH u.a. in einem 1985 zur Altol-
richtlinie ergangenen Urteil festgestellt.5

Die Ziele und Grundsitze einer Umweltpolitik in der Gemeinschaft wurden in mehreren
EntschlieBungen niedergelegt. Zu den Grundsitzen gemeinschaftlicher Umweltpolitik ge-
hort es u.a., Umweltbelastungen von vornherein zu vermeiden und die Kosten der Ver-
meidung und Beseitigung dem Verursacher anzulasten.S Hierfir werden auch Abgaben,
Gebiihren und staatliche Beihilfen als wirtschaftliche Instrumente der Umweltpolitik gefor-
dert. Die Wahl des spezifischen Instruments hingt von dem jeweiligen rechtlichen und ad-

2 Vgl. Bongaerts, Jan C.: Die Entwicklung der europdischen Umweltpolitik, WSI-
Mitteilungen, Heft10, 1989, S. 579.

3 vgl. Amtsblatt der EG 1973 C 112, S. 3.

Vgl. Grabitz, Eberhard und Christian Zacher: Die neuen Umweltkompetenzen der
EWG, in: Neue Zeitschrift fiir Verwaltungsrecht, 8. Jg., Heft 4, 15. April 1989, S.
298.

5 RS. 240/83, Procureur de la République/Association de défense des bruleurs d*huiles
usagées (ADBHU), Slg. 1985, S. 549.

6 Vgl. EntschlieBung des Rates der Europdischen Gemeinschaften und der im Rat ver-
einigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zur Fortschreibung und
Durchfiihrung einer Umweltpolitik und eines Aktionsprogrammes der Europdischen
Gemeinschaften fir den Umweltschutz (1987 - 1992) vom 19.10.1987, Amtsblatt der
EG, Nr. C 328, S.41, sowie Amtsblatt der EG, Nr. C 139 vom 13.6.1977.
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ministrativen Rahmen sowie dem zu l6senden Umweltproblem ab. Die Instrumente miissen
mit den 0.a. Grundsitzen der gemeinschaftlichen Umweltpolitik vereinbar sein. Eine Kon-
kretisierung der Voraussetzungen fiir die Anwendung von Abgaben erfolgte bereits 1975 in
einer Empfehlung des Rates, in der betont wird, da8 es im Hinblick auf die Funktionstahig-
keit des Gemeinsamen Marktes und zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen ange-
bracht erscheint, die "mit dem Schutz der Umwelt gegen Verschmutzung zusammen-
hingenden Kosten in der ganzen Gemeinschaft nach denselben Prinzipien zuzurechnen. "’
Daher sollten die Berechnungsverfahren fiir die Festlegung der Abgabe soweit wie moglich
vereinheitlicht werden. Gleichwohl sieht das Vierte Aktionsprogramm der Gemeinschaft fiir
den Umweltschutz fiir eine Politik mit Umweltabgaben keine vollstindige Delegation der
Kompetenz an die Gemeinschaft vor, sondern fordert, daB "wichtige Aspekte der Umwelt-
politik” von den einzelnen Lindern nicht mehr im Alleingang durchgefiihrt werden. Natio-
nale Programme auf diesen Gebieten soliten koordiniert und einzelstaatliche MaBnahmen
harmonisiert werden. Die Harmonisierungsschritte miissen regionale Unterschiede in der
Gemeinschaft und das einwandfreie Funktionieren des Gemeinsamen Marktes als Restrik-
tionen beriicksicht.igen.8 Bei jeder Art von Umweltbelastung muB neu iiber die geeignete
Aktionsebene (kommunal, regional, national, gemeinschaftsweit, international) entschieden
werden.

Eine dhnliche Struktur weisen die Regelungen der neuen umweltpolitischen Kompetenzen
der Gemeinschaft durch die Art. 130r-t EWGV auf. Art. 130r EWGYV nennt die Ziele der
gemeinschaftlichen Umweltpolitik; Absatz 2 normiert die dabei zu beriicksichtigenden
Grundsitze: Vorsorge- und Verursacherprinzip sowie die Bekimpfung von Umweltbeein-
trichtigungen an ihrem Ursprung. Art. 130r II S. 2 bestimmt, daB die Umweltpolitik Be-
standteil der anderen Politiken der Gemeinschaft ist. Wie diese Forderung materiell ausge-
fiillt werden kann, zeigen u.a. die Regelungen in dem umweltpolitischen Aktionsprogramm
der EG (4. Aktionsprogramm, Ziffer 2.3). Fiir die Bestimmung der Kompetenzordnung
zwischen EG und Mitgliedstaaten im Bereich einer Umweltpolitik mit Abgaben konnte Art.
130r IV EWGV von Bedeutung sein, der das sogenannte Subsidiarititsprinzip normiert,
dessen Auslegung heftig umstritten ist.” Danach wird die Gemeinschaft insoweit titig, als
die genannten Ziele besser auf der Ebene der Gemeinschaft als auf der Ebene der Mitglied-
staaten erreicht werden konnen.

Vgl. Amtsblatt der EG Nr. L 194 vom 25.7.1975, S. 2 f.
8  vgl. Amtsblatt der EG Nr. C 328 vom 7.12.1987, S. 42.

Vgl. hierzu u.a. Pernice, Ingolf: Kompetenzordnung und Handlungsbefugnisse der
Europiischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umwelt- und Technikrechts, in: Die
Verwaltung, Zeitschrift fiir Verwaltungswissenschaft, Band 22, 1989, S. 1-54 und
Sonnichsen, Ferdinand: Umweltschutz als Gemeinschaftsaufgabe der EG, Kon-
sequenzen fir mitgliedstaatliche Eigenstindigkeit, in: Zeitschrift fir Umweltpolitik
und -recht, Heft 2, 1989, S. 111-125.
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Die eigentliche kompetenzbegriindende Norm fiir umweltpolitische Titigkeiten der EG ist
Art. 130s EWGYV, obwohl sie nicht die einzige und abschlieBende Kompetenznorm fiir die
Umweltpolitik der Gemeinschaft ist. 10 Eine gemeinschaftsweite Einfiihrung von Umwelt-
steuern diirfte jedenfalls nur auf der Grundlage von Art. 130s erfolgen konnen.
"Entscheidend ist, dal die Mafinahmen nicht wegen ihrer Handels- oder Wettbewerbsrele-
vanz unter speziellere Normen des EWG-Vertrages fallen”.11 Nach Artikel 130s EWGV
beschliefit der Rat iiber das Tatigwerden der Gemeinschaft. Ein solcher Beschiuf wurde mit
der Verabschiedung des vierten umweltpolitischen Aktionsprogramms der Gemeinschaft
getroffen, ohne daf jedoch hiervon eine Sperrwirkung fiir umweltpolitische Aktivititen der
Mitgliedstaaten ausgehen muB. Insoweit sind sie nicht durch Art. 130s an der einzelstaat-
lichen Einfihrung von Umweltabgaben gehindert, obwohl das Aktionsprogramm die Prii-
fung von gemeinschaftsweiten Umweltabgaben fordert.

Fiir den Fall, daf} die Gemeinschaft nach Art. 130s EWGV titig geworden ist, eroffnet
Art. 130t EWGV die Moglichkeit, verstirkte Schutzmafinahmen beizubehalten oder zu er-
greifen, die mit dem EWG-Vertrag vereinbar sind. Damit iibt Art. 130s EWGV keine
Sperrwirkung aus, wie sie bei Harmonisierungsmainahmen aufgrund von Art. 100 EWGV

erfolgt, 12 56 daB verstirkende mitgliedstaatliche Manahmen mdglich bleiben.

Art. 100a EWGV erleichtert MaBnahmen der Rechtsangleichung insoweit, als die Ratsent-
scheidungen, die sich auf die Errichtung des Binnenmarktes beziehen, nur einer qualifi-
zierten Mehrheit bediirfen, wihrend nach Art. 130s einstimmige Entscheidungen notwendig
sind. Der Bereich der Umweltpolitik wird in Absatz 3, versehen mit der Forderung nach
einem hohen Schutzniveau, ausdriicklich erwidhnt. Ausgenommen sind jedoch die Bestim-
mungen iiber die Steuern (Art. 100a I1 EWGV), so daf sich zusammengefafit die folgenden
Regelungen fir Umweltabgaben und -steuern ergeben:

Fiir den Zeitraum ab dem 1.1.1993, d.h. im Zustand harmonisierter Steuern, kann ein Mit-
gliedstaat eine Erhohung der Sitze iiber das Harmonisierungsniveau hinaus nicht auf die
"Escape-Klausel" des Art. 130t stiitzen. 13 Selhst wenn diese Steuern als MaBnahmen zum
Schutz der Umwelt unter Art. 130r EWGYV subsumiert werden konnten, was fir eine Akti-
vierung von Art. 130t notwendig ist, fehlt es an einer MaBnahme der Gemeinschaft nach
Art. 130s EWGV, deren Schutzniveau mit den -einzelstaatlichen MaBnahmen

10 Vgl. Grabitz, Eberhard: Art. 130s, Randziffer 16, in: ders. (Hrsg.): Kommentar zum
EWG-Vertrag, a.a.0.

11 vgl. Pernice, Ingolf: Kompetenzordnung und Handlungsbefugnisse..., a.a.0., S. 37.

12 Vgl. Grabitz, Eberhard und Christian Zacker: Die neuen Umweltkompetenzen ...,
a.a.0., S. 303.

13 vgl. zum folgenden Grabitz, Eberhard: Handlungsspielriume der EG-Mitgliedstaaten
zur Verbesserung des Umweltschutzes in: RIW, Heft 8, 1989, S. 623tf.
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(Umweltabgaben) erhoht werden soll, weil die Gemeinschatt bisher keine Umweltabgaben
erhebt. Die gemeinschaftlichen Harmonisierungsvorschlige im Bereich der indirekten Steu-
ern und Verbrauchsabgaben stiitzen sich nicht aut Art. 130s EWGV, sondern auf Art. 99
EWGV. Einzelstaatliche Abweichungen von den harmonisierten Verbrauchsteuern sind also
nicht unter Riickgrift auf Art. 130t EWGV zulissig.

Art. 100a EWGV bezieht sich auf alle Mafinahmen, die die Errichtung und das
Funktionieren des Binnenmarktes zum Gegenstand haben. Ausgenommen sind aber hiervon
die Abgaben, die nach Art. 99 und 100 EWGV harmonisiert werden. Auf Art. 100a ge-
stiitzte Vorschlige fiir eine Rechtsangleichung in bezug aut einzelstaatliche Umweltabgaben
reduzieren sich dann auf die Gebiihren, Beitrige und Sonderabgaben.”' Als Pendant zu
Art. 130t eroftnet auch Art. 100a IV EWGV die Moglichkeit zu einem einzelstaatlich ho-
heren Schutzniveau, das iiber den Harmonisierungsstand hinausgeht. Einzelne Mitglied-
staaten konnten dann z.B. andere/hdhere Umwelt-Sonderabgaben erheben als der Rest der
Gemeinschaft. Art. 100a IV institutionalisiert fir solche Fille den sogenannnten
"legislativen Dialog": Der Mitgliedstaat, der aus Griinden des Umweltschutzes eine Har-
monisierungsmaBnahme verlassen will, teilt dieses der Kommission mit, die sie bestitigt,
wenn "sie kein Mittel zur willkiirlichen Diskriminierung und keine verschleierte Be-
schriankung des Handels zwischen Mitgliedstaaten” darstellt. Nach Mitteilung der umwelt-
politischen Initiative, die sich auf den Gemeinsamen Markt auswirkt, muf die Kommission
innerhalb von zwei Monaten mitteilen, ob sie eine gemeinschaftsweite Regelung vorschla-
gen will. Damit konnen nationale Alleingdnge auch die Schaffung zukinftigen Gemein-
schaftsrechts vorbereiten. 1> Insoweit kinnten dann z.B. einzelstaatlich erhobene Umwelt-
Sonderabgaben gemeinschaftsweit Geltung erlangen. Eine Stillhaiteverpflichtung, d.h. eine
Pflicht zum Verzicht auf einzelstaatliche MaBnahmen ("nationale Alleingidnge"), wie sie
von Art. 99 und 100 EWGV ausgeht, besteht also bei Art. 100a EWGV nicht. 10

Es bleibt daher zu priifen,

a) welche Beschrinkungen tiir Umweltabgaben von den Stillhalteverptlichtungen der
Art. 99 und 100 EWGYV ausgehen;

b) in welchen Fillen Sonderabgaben nach Art. 100alV EWGV kein Mittel zur will-
kiirlichen Diskriminierung und Handelsbeschrinkung darstellen und somit ge-
nehmigungstahig sein konnten;

14 vgl. ebenda, S. 636. ‘
15 Vgl. Pernice, Ingolf: Kompetenzordnung und Handlungsbetugnisse..., a.a.0., S. 44.
16 (\)/3% Grabitz. Eberhard: Handlungsspielriume der EG-Mitgliedstaaten...a.a.0., S.
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<) ob einzelstaatliche Umweltabgaben mit weiteren Normen des EWG-Vertrages kon-
fligieren, die fiir die Errichtung des Binnenmarktes konstitutiv sind.

453 Maogliche Konflikte von einzelstaatlichen Umweltabgaben mit
Normen des primaren Gemeinschaftsrechts: Der EWG-Vertrag

45.3.1 Das Verbot der Erhebung von Zllen und zollgleichen Abgaben
(Art. 12 EWGY)

Konstitutives Element des Gemeinsamen Marktes ist die Abschaffung von Einfuhr- und
Ausfuhrzillen sowie von Abgaben gleicher Wirkung (Art. 9, 12, 13, 16 EWGV) zwischen
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und die Einfiihrung eines Gemeinsamen Zolltarifs
(Art. 18ff.) gegeniiber dritten Lindern. Mit diesen MaBnahmen soll der freie Warenverkehr
zwischen den Mitgliedstaaten ermoglicht werden. Die darauf bezogenen Regelungen des
EWG-Vertrages betreffen also nur die Abgabepflichten, die mit dem Grenziibertritt von
Waren entstehen. Als Zolle bezeichnet der EuGH Abgaben, mit denen "Waren bei der Ein-
fuhr oder Ausfuhr belastet werden, ohne daB eine entsprechende Abgabe fir gleichartige
inlindische Waren besteht; dabei spielt das Motiv der Erhebung keine Rolle”.!7 Die not-
wendige Ergénzung hierzu ist das Verbot der Erhebung von Abgaben zollgleicher Wirkung.
Nach der Definition des EuGH gilt fir sie: "Eine - auch noch so geringe - den in- oder
ausldndischen Waren wegen ihres Grenziibertritts einseitig auferlegte finanzielle Belastung
stellt, wenn sie kein Zoll im eigentlichen Sinne (ist), unabhingig von ihrer Bezeichnung
oder der Art ihrer Erhebung eine Abgabe gleicher Wirkung im Sinne von Art. 9, 12, 13
und 16 des Vertrages dar (selbst wenn sie nicht zugunsten des Staates erhoben wird und
keine diskriminierende oder protektionistische Wirkung hat und wenn die belastete Ware
nicht mit inlindischen Erzeugnissen im Wettbewerb steht)”. 18

Insoweit konnen sich also auch dann Probleme ergeben, wenn die Abgabe auf Produkte er-
hoben wird, die im Inland nicht oder so nicht hergestellt werden. In allen anderen Fillen,
in denen es zu einer Ungleichbehandlung von gleichartigen in- und ausléndischen Waren
durch die Abgabe kommt, greift Art. 95 EWGV (Diskriminierungsverbot). Das Verbot der
Erhebung zollgleicher Abgaben erlangt auch dann eine Bedeutung, wenn durch eine in-
lindische, nicht nach der Warenherkunft diskriminierende Umweltabgabe ein Fonds ge-
speist wird, dessen Einnahmen zur ausschlieBlichen Forderung von inldndischen Produzen-
ten und Produkten dient. Hierdurch kann eine zollgleiche Wirkung erreicht werden, weil
die Verwendung des Mittelaufkommens die urspriinglich gleiche Belastung in- und aus-

17 Grabitz, Eberhard: Art. 12, Randziffer 2. in: ders. (Hrsg.): EWG-Kommentar,
Loseblattausgabe. Miinchen.

18 vgl. ebenda, Randziffer 5 zu Art. 12.
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landischer Waren zugunsten einer effektiv hoheren Belastung der ausldndischen Produktion
verandert. Inwieweit (Finanzierungs-)Sonderabgaben von dieser Regelung tangiert werden,
kann hier nicht abschlieBend entschieden werden.

4.5.3.2 Das Diskriminierungsverbot (Art. 95 EWGV)

Fiir die Priifung der Zulissigkeit von Umweltabgaben nach dem EWG-Vertrag ist die
Frage relevant, ob von ihrer Erhebung diskriminierende Wirkungen in dem Sinne aus-
gehen, daBl diese inlindischen Abgaben Waren aus anderen Mitgliedstaaten - im Vergleich
zu inlindischen Waren - einer hoheren Belastung unterwerfen. Die hierfiir einschligige
Norm ist Art. 95 EWGV.!9 Auch diese Norm dient der Aufhebung von Beschrinkungen
des freien Warenverkehrs durch die Beseitigung steuerlicher Hindernisse. Art. 95 bewirkt
damit eine Konkretisierung des allgemeinen Diskriminierungsverbotes aus Art. 7 EWGV
und erginzt das Verbot von Zéllen und zollgleichen Abgaben aus Art. 12 EWGV. Die Ab-
grenzung zwischen den "zollgleichen Abgaben” des Art. 12, die einem absoluten Verbot
unterliegen, und den inlindischen Abgaben des Art. 95, die lediglich einem
Diskriminierungsverbot unterliegen, ist dementsprechend bedeutsam. Der EuGH findet das
relevante Unterscheidungsmerkmal darin, daB die letzteren Teil eines inlindischen Ab-
gabensystems sind, das sowohl einheimische als auch importierte Waren einer Abgaben-
belastung unterwirft, wihrend die Belastung durch zollgleiche Abgaben nur die importier-
ten Erzeugnisse erfadt. 20

Dennoch erstreckt sich die folgende Priifung nicht nur auf Umweltabgaben, die unmittelbar
diskriminieren, weil Art. 95 zwei Tatbestiinde umfaBt:

- Artikel 95 Absatz 1 kniipft an die Gleichartigkeit der in- und auslindischen Waren
an, die unmittelbar oder mittelbar verschieden hohe Abgaben zu tragen haben.
Gleichartigkeit wird dabei weit interpretiert: "Dazu sind die Abgaben fiir solche Er-
zeugnisse zu vergleichen, die auf der gleichen Produktions- oder Vertriebsstufe in
den Augen des Verbrauchers gleiche Eigenschaften haben und denselben Bediirfnis-
sen dienen” 2! Gibt es keine gleichartigen inldndischen Waren, kommt Art. 95 I
EWGY nicht zur Anwendung.

19 Vgl. zum folgenden Wigenbaur, Rolf: Art. 95 EWGY, in: Grabitz, Eberhard:
Kommentar zum EWG-Vertrag, Miinchen, Loseblattsammlung.

20 vgl. ebenda, Randziffer 76.
21 Ebenda, Randziffer 43.
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- Das Diskriminierungsverbot greift nach Absatz 2 aber auch dann, wenn die Abgabe
geeignet ist, "andere Produktionen” mittelbar zu schiitzen, wobei die Schutzwirkung
im Sinne einer Anderung des Verbraucherverhaltens verstanden wird. Hier spielt es
also keine Rolle, ob die Abgabe unmittelbar gleichartige Waren betrifft. Wichtig ist
vielmehr, daB Waren in einem Wettbewerbsverhiltnis stehen, welches durch die
diskriminierende Abgabenerhebung zugunsten der inldndischen Produktionen verin-
dert wird. Absatz 2 erfaBt damit einen wesentlich weiteren Sachverhalt als Absatz 1
des Art. 95 EWGV.

Der sachliche Geltungsbereich von Art. 95 erstreckt sich auf die Ein- und Ausfuhr von Wa-
ren, ohne daB es dabei auf den Warenursprung ankommt. Nur in dieser weiten Interpre-
tation sind die "Waren aus anderen Mitgliedstaaten" zu verstehen. Riumliche Geltung hat
Art. 95 nur im Handel zwischen den Mitgliedstaaten, nicht aber zwischen einem Mitglied-
staat und einem Drittland.

Umweltabgaben werden sehr wahrscheinlich von Artikel 95 EWGYV tangiert, weil der vom
EWGYV verwendete Abgabenbegriff sehr weit gefaBt ist. Betroffen sind nicht nur Umwelt-
steuern, sondern Abgaben "gleich welcher Art", die die Waren "unmittelbar oder mittel-
bar” belasten. Irrelevant ist auch, ob es sich um Sonderabgaben handelt und wem das Auf-
kommen aus der Abgabenerhebung zuflieBt.

Der Fall einer Sonderabgabe auf Mineraldl, die iiber die bestehende Mineralolsteuer hin-
ausgeht, ist daher relativ einfach zu entscheiden: Qualititsunterschiede zwischen Mineralol-
produkten verschiedener Herkunft - wobei hier nur von einer Herkunft aus den Mitglied-
staaten die Rede ist - werden kaum hinreichend sein, um die "Gleichartigkeit” der Waren
zu bestreiten. Eine nach der Herkunft differenzierende Abgabenbelastung ist deshalb nach
Art. 95 EWGYV unzuléssig. Die Norm findet jedoch im Verkehr zwischen einem Mitglied-
staat und einem Drittland keine Anwendung; eine diskriminierende Abgabenerhebung auf
Waren aus Drittlindern wire damit zuldssig. Die Relevanz dieser Zuldssigkeit muf jedoch
sofort eingeschrinkt werden, weil die Regelung durch den Import iiber Mitgliedstaaten
leicht unterlaufen werden konnte, da es nicht auf das Ursprungsiand ankommt.

Sinnvoll ist nur eine gleichmiBige Belastung mit Umweltabgaben, unabhingig vom Ur-
sprungsland. Jedoch kann auch diese nach Art. 95 EWGV problematisch sein, wenn sie ge-
eignet ist, "andere Produktionen mittelbar zu schiitzen". Darunter sind Substitutionsgiiter
des mit einer Umweltabgabe belasteten Mineraldls zu verstehen. Hierbei kommen alle
Energietriger in Frage, die dhnlichen Verwendungszwecken wie das Mineraldl zugefiihrt



151

werden konnen: Steinkohle, Braunkohle, Erdgas, Uran etc. zur Wirme- und
22

Stromerzeugung.
Durch die Belastung mit einer fiir in- und ausldndisches Mineralol gleichen Abgabe kommt
es zu einer relativen Verbilligung dieser Substitut-Produktionen: Nachfrager kdnnten sich
diesen Produkten zuwenden, die mittelbare Schutzwirkung wire gegeben. Begiinstigter ei-
ner solchen isolierten Umweltabgabe auf Mineraldl konnte vor allem der deutsche Stein-
kohlebergbau sein, weil die Kohle mogliches Substitut des Mineraldls in der Strom- und
Wirmeerzeugung ist. Das gleiche gilt fiir die Kernenergiewirtschaft. Fiir den Sektor der
Verwendung als Brennstoff in Kraftfahrzeugen sind dagegen die Substitute weniger eindeu-
tig zu identifizieren. Die mogliche und wahrscheinliche Schutzwirkung zugunsten des
Steinkohlebergbaus reicht aber aus, um die Zulédssigkeit einer solchen Umweltabgabe nach
Art. 95 II EWGV zumindest erheblich in Frage zu stellen.

Problematischer erscheint dagegen eine pauschalierte Belastung von Energietrigern mit ei-
ner Abgabe, die deren wahrscheinlichen CO2-Aussto$ belasten soll. Wird eine solche Ab-
gabe erhoben, wenn die Ware in den Handel kommt bzw. das zolltreie Steuerlager verlafit,
dann handelt es sich, auch wenn dabei an die Emissionen angekniipft werden soll, um eine
produktbezogene Abgabe, die zumindest im Hinblick aut die Zuldssigkeit nach Art. 95
EWGYV analog zu dem oben besprochenen Fall einer Sonderabgabe auf Mineraldl beurteilt
werden mufl. Entscheidend ist hierfiir die Belastung gleichartiger Waren (Art. 95 II
EWGYV) oder eine moglicherweise davon ausgehende Schutzwirkung zugunsten anderer
Energietrdger, die nicht mit einer Abgabe nach den erwarteten COj-Emissionen belastet
werden (Art. 95 Il EWGV). Irrelevant ist aber die Produktions- oder Handelsstufe, aut der
die Abgabe erhoben wird. 23

Unzweifelhaft bezieht sich Art. 95 EWGV aber auf Produktabgaben, nicht auf eine Bela-
stung von Emissionen oder Produktionsverfahren mit direkten Abgaben. Direkte Umwelt-
abgaben auf Ist-Emissionen, deren Festsetzung auf der Basis einer Emissionserklirung des
Emittenten erfolgt und hierbei nur die nationalen Emittenten belastet, konnen zwar zu un-
terschiedlichen Kostenstrukturen zwischen den Wettbewerbern im Gemeinsamen Markt
fiihren; sie sind aber nach Art. 95 EWGV zuldssig.

22 Im vorliegenden Zusammenhang wird davon abgesehen. die Substitute zu untersu-
chen, die Mineraldl als Grundstoff, z.B. in der chemischen Industrie, ersetzen kin-
nen, weil die okologische Problematik in bezug auf den Einsatz als Brennstoff
"dr"alilngender" erscheint. Die mittelbare Schutzwirkung einer Abgabe gilt hier gleich-
wohl.

23 Ebenda, Randziffer 21.
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45133 Das Verbot mengenmiBiger Einfuhrbeschrankungen und Ma8-
nahmen gleicher Wirkung (Art. 30 EWGV)

Die Artikel 30 bis 37 EWGYV bilden jenen Teil der Regelungen zur Schaffung eines freien
Warenverkehrs, die sich auf den innergemeinschaftlichen Handel beziehen, wihrend die
Bestimmungen iiber die Zollunion (Art. 9 bis 29 EWGYV) den Verkehr zwischen Mitglied-
staaten und Drittlindern regeln. Art. 30ff. EWGV bezieht sich aber auch auf Waren aus
Drittlindern, die sich in den Mitgliedstaaten im freien Verkehr befinden. Bei der Beur-
teilung von Umweltabgaben nach Art. 30 EWGYV ist zu priifen, ob diese unter die
"MaBnahmen gleicher Wirkung" subsumiert werden konnen. Die Erweiterung der
mengenmiBigen Einfuhrbeschrinkungen um diesen Begriff war notwendig, weil die Staaten
nach dem Verbot von Kontingenten eine Vielzahl von MaBnahmen des "getarnten Protek-
tionismus" entwickelten, die die nationalen Mirkte mittelbar abschirmten.24

Unabhingig davon, ob protektionistische Wirkungen auch durch die Erhebung von Um-
weltabgaben mdglich sind, erfolgt die Priifung dieses Sachverhalts nicht nach Art. 30
EWGV, weil der EWG-Vertrag dem Art. 95 fiir die Beurteilung von Abgabenregelungen
Exklusivitit zuerkennt: "Abgabenregelungen sind auch dann ausschliefilich nach Art. 95
und nicht nach Art. 30 zu beurteilen, wenn ihre Funktionsweise im Einzelfall zu
Handelserschwerungen fiihren sollte”.25 Alle Abgaben, die mit Art. 95 EWGV vereinbar
sind, konnen deshalb nicht nach Art. 30 EWGV unzuldssig sein. Dieser Sachverhalt gilt
auch in bezug auf die Ausnahmetatbestinde des Art. 36, der u.a. "aus Griinden der (...)
Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen,
Tieren oder Pflanzen (...)" Beschrinkungen des freien Warenverkehrs zuldBt. Diese Vor-
schrift kann nicht auf Abgaben und Gebiihren angewandt werden. 20 In gleicher Weise gilt,
daB eine nach Art. 9 i.V.m. Art. 12 verbotene Abgabe nicht nach Art. 36 gerechtfertigt
werden kann.

Damit kann zusammenfassend festgestellt werden, dal eine einzelstaatliche Umweltabgabe
nicht auf der Basis von Art. 30 EWGYV verboten werden kann. Dies gilt unabhingig davon,
ob es sich um Produkt- oder Emissionsabgaben handelt und welche Rechtsform die Abga-
beptlicht annimmt.

24 ygl. Matthies, Heinrich: Art. 30 und Art. 36, in: Grabitz, Eberhard (Hrsg.): Kom-
mentar zum EWG-Vertrag, Miinchen, Loseblattsammlung.

25 Vgl. Wigenbaur, Rolf: Art. 95 EWGYV, in: Grabitz, Eberhard: Kommentar zum
EWG-Vertrag, Miinchen, Loseblattsammlung.

26 vgl. Matthies, Heinrich: Art. 36 EWGV, Rdz. 4, in: Grabitz, Eberhard (Hrsg.):
Kommentar ..., a.a.0.
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4534 Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen im Gemeinsamen Markt
und Kooperationspflicht der Mitgliedstaaten (Art. 101f. EWGYV)

Art. 101 EWGYV hat die Funktion, Verzerrungen des zwischenstaatlichen Wettbewerbs zu
vermeiden, die durch Unterschiede in den nationalen Rechtsordnungen entstehen. "Der
Gemeinschaft ist zu diesem Zweck eine allgemeine Ermichtigung zur (repressiven)
Rechtsangleichung iibertragen worden”.27 Art. 101 EWGV ist dabei subsidiir zu anderen
Regelungen des Vertrages anzuwenden. Voraussetzung fiir die Anwendung des Artikels ist
das Bestehen einer beseitigungsbediirftigen Verzerrung des Wettbewerbs, wobei deren
Diagnose sehr wesentlich von dem zugrundegelegten wettbewerbspolitischen Leitbild ab-
hingt. Die Kommission orientiert sich bei ihrer Auslegung des Begriffs
"Wetthewerbsverzerrung” bisher am sogenannten "Spaak-Bericht”, nach dem zwischen
"allgemeinen und spezifischen Verzerrungen" unterschieden wird und nur die Beseitigung
der letzteren zur Herstellung eines funktionsfahigen Binnenmarktes als notwendig gilt. Un-
ter einer  "spezifischen = Wetthewerbsverzerrung”  versteht sie dabei eine
Wettbewerbssituation, in der "eine Industrie oder ein Industriezweig im Verhiltnis zur je-
weiligen nationalen Wirtschaft iiberdurchschnittliche Belastungen oder Vorteile erfahrt, die
nicht in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten vorkommen."28 Insoweit erscheint
die Beriicksichtigung von Art. 101 EWGV bei der Priifung der Zuldssigkeit von einzel-
staatlich eingefiihrten Umweltabgaben angezeigt. Dies gilt insbesondere fiir Umweltabga-
ben in Form von Abgaben auf spezielle Giiter, die nur bestimmte Branchen treffen. Ein
solcher Fall lag z.B. nach der Auffassung von Grabitz bei der 1989 in der Bundesrepublik
eingefiihrten Erdgassteuer vor.29

Direkte Steuern und Sozialabgaben werden dagegen als "allgemeine Verzerrungen" ange-
sehen, die durch unterschiedliche Belastungen der gesamten Volkswirtschaft zu-
standekommen. Sie sind nach der Auslegung von Art. 101 EWGV nicht korrekturbe-
diirftig. Problematisch wird die Beurteilung jedoch fiir den Fall einer Emissionsabgabe, die
von Unternehmen nach dem MaBstab tatsichlich getitigter Emissionen - eventuell auf der
Basis einer Emissionserkldrung - zu entrichten ist. Auch hier kann wieder das Beispiel einer
Abgabe auf CO2-Emissionen verwendet werden, wobei das Emissionsvolumen durch un-
mittelbare Kontrolleinrichtungen zur Bemessungsgrundlage der Abgabenerhebung wird.
Eine solche direkte Abgabe ist von den Emittenten zu entrichten, wenn die objektiven und

27 Langeheine, Bernd: Art. 101 und 102, in: Grabitz, Eberhard (Hrsg.): Kommentar
zum EWG-Vertrag, Miinchen, Loseblattsammlung, Randziffer 1.

28 Langeheine, Bernd: Art. 101 und 102, in: Grabitz, Eberhard (Hrsg.): Kommentar
zum EWG-Vertrag, a.a.0.

29 Vgl. Grabitz, Eberhard: Stillhalteverpflichtungen vor dem Binnenmarkt - Unverein-
barkeit der Erdgassteuer mit Gemeinschaftsrecht (Schriftenreihe Europa-Forschung,
Bd. 16), Kehl 1988, S. 17.
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die subjektiven Voraussetzungen der Abgabepflicht erfiillt sind. Das mu8 jedoch nicht ein-
mal fiir die Produzenten eines identischen Gutes in gleicher Weise der Fall sein. Auch
wenn es nahe liegt, solche Abgaben dem Tatbestand von Art. 101 EWGV zuzuordnen, rei-
chen die Kriterien des Spaak-Berichts nicht aus, um zweifelsfrei eine "allgemeine” oder
eine "spezifische Verzerrung” zu attestieren. Sie bediirfen der Fortentwicklung.

Artikel 101 EWGYV bezieht sich aber nur auf "vorhandene Unterschiede in den Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten”, wihrend mit der einzelstaatlichen
Einfihrung von Umweltabgaben solche erst geschaffen werden. Die fiir solche Sachver-
halte einschligige Regelung ist Art. 102 EWGYV, der eine Verpflichtung zur priventiven
Konsultation der Kommission durch jenen Mitgliedstaat vorsieht, der eine Manahme beab-
sichtigt, die im Sinne von Art. 101 EWGV als Verzerrung zu bewerten sein konnte
(Kooperationspflicht). Die Kommission empfiehlt dann nach Beratung mit den Mitglied-
staaten den beteiligten Staaten die zur Vermeidung dieser Verzerrung geeigneten MafBnah-
men. Es ist zu priifen, wann dieser Tatbestand durch die Einfilhrung von Umweltabgaben
erfiillt ist und damit dem betreffenden Mitgliedstaat bis zum AbschluB des Kooperations-
verfahrens nach Art. 10230 eine Stillhalteverpflichtung auferlegt.

Art. 102 EWGV setzt den ErlaB oder die Anderung einer Rechts- oder Verwaltungsvor-
schrift voraus. Eine Kooperationspflicht im Sinne von Art. 102 EWGYV wird aber nur dann
begriindet, wenn eine Verzerrung gemif Art. 101 EWGV verursacht wird.

Der Fall einer iiber die Mineraldlsteuer hinausgehenden Umweltabgabe auf Mineraldl - vor
und nach der Einfiihrung harmonisierter Steuersitze - erfiillt die Bedingungen einer spezifi-
schen Verzerrung, wenn hierdurch iiberdurchschnittliche Belastungen auferlegt werden, die
nicht in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten vorkommen.3! Wihit man das Bei-
spiel einer COp-Abgabe, die einen fossilen Energietrdger (hier: Mineralol) mit einem
Mengensteuersatz nach dem MaBstab erwarteter Emissionen pauschal belastet, dann ergibt
sich fiir jene Industrien eine iiberdurchschnittliche Belastung, die diesen Energietréger ein-

30 Vgl. zum folgenden die Argumentation von Grabitz, der den Sachverhalt ausschlie-
lich fiir die Einfilhrung einer Erdgassteuer in der Bundesrepublik Deutschland priift:
Grabitz, Eberhard: Stillhalteverpflichtungen..., a.a.O., S. 5ff.

31 Sonderabgaben, die eine Bemessungsgrundlage aufweisen, welche einer bestehenden
Steuer identisch ist, sind keineswegs uniiblich. Dabei ist es unerheblich, aus welchen
Griinden die Abgabe erhoben wird. So wird z.B. in Belgien Mineralol nicht nur der
Mineraldlsteuer der belgisch-luxemburgischen Wirtschaftsunion unterworfen, sondern
auch einer - ausschlieBlich belgischen - Spezialakzise. Ahnliches gilt fir zwei in
Frankreich erhobene Zuschlige zur Mineraldlsteuer zugunsten der Caisse nationale
de 1°énergie’ und des "Fonds des soutiens aux hydrocarbures’. Die belgische Abgabe
fihrt zu einer zusitzlichen Belastung in Hohe von 34% des Verbrauchsteuersatzes
(vgl. Mennel, Annemarie (Hrsg.): Steuern in Europa, USA und Kanada,
Herne/Berlin, Loseblattsammlung, Stand 1990).
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setzen (bzw. ihn verduBern), solange nicht in anderen Mitgliedstaaten eine gleichartige Ab-
gabe erhoben wird. Das entscheidende Kriterium fiir die Gleichartigkeit der auferlegten
Belastungen wird in dem erreichten Niveau der Abgabenbelastung zu sehen sein, nicht aber
darin, aus welchen Griinden in den verschiedenen Mitgliedstaaten eine - im 6konomischen
Sinne gleichwertige - Belastung der Energietriger erfolgt. So kann eine aus umweltpoli-
tischen Griinden erhobene Abgabe zu dem gleichen Belastungsniveau fiihren, wie eine in
einem anderen Mitgliedstaat aus strukturpolitischen Griinden erhobene Abgabe gleicher
Konstruktion.

Je weiter aber der HarmonisierungsprozeB bei den Steuern voranschreitet, desto
schwieriger wird es fiir die einzelnen Mitgliedstaaten, Abgaben zu erheben, ohne wesent-
liche Differenzen im Belastungsniveau zu induzieren, die die Diagnose einer spezifischen
Verzerrung rechtfertigen. Insoweit sind die Art. 101f. EWGYV als wesentliche und sich im
Zeitablauf erhohende Hiirde fiir die Einfilhrung von Umweltabgaben zu begreifen.

Die Kooperationsptlicht der Mitgliedstaaten wird nicht dadurch gemindert, daB es sich um
eine Verzerrung zum Nachteil der eigenen Industrie handelt oder Unsicherheit iiber das
Vorliegen der Verzerrung besteht: das Vorliegen der "entfernten Gefahr" von Verzerrungen
reicht aus.32 Erfiillt ein Mitgliedstaat seine Kooperationspflicht nach Art. 102 EWGV und
liegen bei der geplanten Einfiilhrung von Umweltabgaben nach Einschitzung der Kommis-
sion die Bedingungen nach Art. 101 EWGYV vor, empfiehlt die Kommission MaSnahmen
der Rechtsangleichung in Form eines Verzichts des betreffenden Mitgliedstaates auf diese
MaBnahme oder in Form von Anderungen der Rechtsordnungen in den anderen Mitglied-
staaten.33 Wihrend dieser Zeit ist der entsprechende Mitgliedstaat zum "stand still" ver-
pflichtet. Kommt ein Mitgliedstaat seiner Kooperationspflicht nicht nach, kann die Kom-
mission gegen ihn ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 160 EWGYV anstrengen.

32 Vgl. Grabitz, Eberhard: Stillhalteverpflichtungen ..., a.a.0., S. 17.

33 Vgl. Langeheine, Bernd: Art. 101 und 102 EWGV, in: Grabitz, Eberhard (Hrsg.):
Kommentar zum EWG-Vertrag, a.a.O., Randziffer 5 zu Art. 102.
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453.5 Stillhalteverpflichtungen aufgrund von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EWGV

Mit Art. 5 I S.2 enthdlt der EWG-Vertrag eine Regelung, die die Mitgliedstaaten dazu
verpflichtet, den Organen der Gemeinschaft ihre Aufgabenerfiillung zu erleichtern. Art. 5
I S.2 wird gemeinhin eine dhnliche Stellung zugeschrieben wie Art. 5 11 EWGV34: er be-
inhaltet eine Generalklausel, die nur dann zur Anwendung kommt, wenn ihr keine Spezial
regelungen entgegenstehen. Grabitz3) diskutiert Stillhalteverpflichtungen als Ergebnis des
Zusammenwirkens von Artikel 5 I S. 2 EWGV und den zum Teil noch nicht rechts-
kriftigen Richtlinienvorschligen zur Steuerharmonisierung. Sie sind Teil des sogenannten
sekundiren Gemeinschaftsrechts, das fiir die Beurteilung der Zuldssigkeit von Umweltab-
gaben einer Wiirdigung bedarf.

454 Sekundires Gemeinschaftsrecht: Richtlinien und Richtlinienvorschliage
zur Steuerharmonisierung

Wie die bisherige Erorterung gezeigt hat, geht der EWG-Vertrag (Art. 95ff.) von einem
weiten Abgabenbegriff aus, der z.B. fiir Produktabgaben "gleich welcher Art", die die Wa-
ren "unmittelbar oder mittelbar” belasten, Regelungen vorsieht, ohne auf die Bezeichnung
der Abgabe oder die Griinde der Erhebung zu sehen. GleichermaBen irrelevant ist die
Frage, auf welcher Handelsstufe die Erhebung erfolgt, ob es sich um eine Sonderabgabe
handelt und wem das Aufkommen zusteht. Es erscheint daher angezeigt, fiir Umweltabga-
ben zu untersuchen, ob sie von den Harmonisierungsbestrebungen tangiert werden und wel-
che Rechtsfolgen sich hieraus ableiten lassen. Dabei wird von den MaBnahmen zur Harmo-
nisierung der direkten Steuern in der EG zlbgesehen.'?’6

Bereits 1972 erfolgte ein Richtlinienvorschlag zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern in
der Gemeinschaft. Er sah die Beibehaltung und Harmonisierung der Verbrauchsteuern auf
Tabakwaren, Mineralole, Spirituosen, Wein und Bier auf Gemeinschaftsebene vor. Letzt-
lich sollten hiermit die Voraussetzungen fiir eine Abschaffung der Steuergrenzen in der EG
geschaffen werden.37

34 Vgl. hierzu und zum folgenden: Grabitz, Eberhard: Art. 5, in: ders.: Kommentar
zum EWG-Vertrag, Miinchen, Loseblattsammlung, sowie ders.: Stillhalteverpflich-
tungen ... a.a.0., S. 17ff.

35 vgl.ebenda.

36 Vgl. Gutachten der Kommission zur Verbesserung der steuerlichen Bedingungen fiir
Investitionen und Arbeitsplitze, Schriftenreihe des Bundesministeriums der Finanzen,
Heft 46, Bonn, Dezember 1991, Tz. 120ff..

37  Die zu diesem Zweck ebenfalls notwendige Harmonisierung der Mehrwertsteuer in
den Mitgliedstaaten soll an dieser Stelle nicht besprochen werden.
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Konsequenterweise sieht der Richtlinienvorschlag deshalb nicht eine vollstindige Stillhalte-
verpflichtung der Mitgliedstaaten im Bereich der indirekten Steuern vor, sondern beléBt die
mitgliedstaatliche Kompetenz zur Erhebung neuer Abgaben, "vorausgesetzt, daB sie nur ein
Erzeugnis oder eine Gruppe von Erzeugnissen treffen und im Handelsverkehr zwischen den
Mitgliedstaaten weder zu einer Entlastung der Einfuhr und zu einer Belastung der Ausfuhr,
noch zu Grenzkontrollen Anla8 geben.":*}8

Der Abbau der Steuerschranken bildet auch im Weilbuch zur Vollendung des Binnen-
marktes von 1985 ein gewichtiges Problem.39 Dennoch sollen Ausnahmebestimmungen zu
den harmonisierten Steuersitzen nicht ausgeschlossen werden: "Es gibt Bereiche von be-
trachtlicher politischer Sensitivitdt, mit denen man auf diese Weise fertig werden kann.
Nichtsdestoweniger liegt es im allgemeinen Interesse der Gemeinschaft, solche Ab-
weichungen auf ein Minimum zu beschrinken. "0 Wenn auch die Umweltpolitik eine be-
trichtliche politische Sensitivitit aufweisen mag, so wurde doch im WeiBbuch nicht explizit
iber eine Zuldssigkeit umweltpolitisch motivierter Abgaben mit Lenkungszielen
entschieden.

Die Kommissionsvorschlige von 198741 enthalten fiir Tabakwaren, alkoholische Getrianke
und Mineralole Steuersitze, die im wesentlichen auf arithmetischen Durchschnitten der in
den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Sitze beruhen. Die zu jenem Zeitpunkt vor-
geschlagenen Sitze der Verbrauchsteuern basierten auf der am 1. April 1987 vorge-
fundenen Situation. Sie sollten bis 1992 entsprechend dem allgemeinen Einzelhandels-
preisindex der Gemeinschaft angepafit und als revidierte Sitze den Mitgliedstaaten mitge-
teilt werden.

Artikel 2 des Richtlinienvorschlages vom 7. August 198742 sieht eine Stillhalteverpflich-
tung fiir die Mitgliedstaaten vor: Es diirfen keine neuen Verbrauchsteuern oder indirekte
Steuern eingefiihrt werden, "die im Handel zwischen Mitgliedstaaten zur Besteuerung bei

38 ;/931 3;12 6 des Richtlinienvorschlags, Amtsblatt der EG, Nr. C 43/24 vom
.4.1972.

39 vgl. Kommission der EG: WeiBbuch: Vollendung des Binnenmarktes, Briissel, Juli
1984, S. 48ff. Der daraufhin entstandene Richtlinienvorschlag der Kommission fir
eine Stillhaltevereinbarung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und der Verbrauch-
steuern (KOM (85) 606 endg., Ratsdok. 10682/85) wurde am 5.12.1986 vom
Deutschen Bundestag abgelehnt (BT-Drs. 10/6673).

40  Ebenda, S. 51.

41 Vgl. Kommission der EG: Anniherung der Sitze und Harmonisierung der Strukturen
der indirekten Steuern, KOM (87) 320 endg./2; Rats-Dok. Nr. 8199/87; abgedruckt
als BT-Drs. 11/1321.

42 gl Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur Einfilhrung eines Anniherungs-
prozesses der Mehrwertsteuer- und Verbrauchsteuersitze, KOM (87) 324 endg., vom
7. August 1987, Amtsblatt der EG Nr. C 250/3 in 1987.
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der Einfuhr und Steuerbefreiung bei der Ausfuhr oder Grenzkontrollen fiihren."” Weiterhin
sehen die Mitgliedstaaten nach Art. 2 "davon ab, die Sitze oder den Anwendungsbereich
der Verbrauchsteuern, die zur Besteuerung bei der Einfuhr und Steuerbefreiung bei der
Ausfuhr oder zu Grenzkontrollen fiihren, zu erhdhen. ~43 Satzdnderungen sind im Zeitraum
bis zur Anwendung der harmonisierten Sitze lediglich bei den Verbrauchsteuern auf alko-
holische Getrinke, Tabakwaren und Mineraldle zulissig, wenn die Anderung eine An-
ndherung an die Harmonisierungssitze bewirkt.

Mit den im Juli 1989 erfolgten Mitteilungen an den Rat modifiziert die Kommission ihre
Harmonisierungsstrategie, indem die urspriinglich geplanten einheitlichen Sitze fir die
Verbrauchsteuern auf einzelne Erzeugnisse durch Mindestsitze oder Satzspannen abgeldst
werden, die fiir "mehr Flexibilitit" sorgen, die "je nach Erzeugnis mehr oder weniger grof
sein kann."#* Die Festlegung von Mindestsitzen oder Spannen stellt dabei den ersten
Schritt in Richtung auf gemeinschaftsweit identische Sitze, sog. Zielwerte, dar, fir die die
Vorschldge von 1987 eine Orientierung bieten konnen. Es wird jedoch eingerdumt, daB
Satzerhohungen gegeniiber den Vorschligen von 1987 durch die Gesundheits- und Um-
weltpolitik gerechtfertigt werden konnen. Wihrend fiir die iibrigen Verbrauchsteuern Min-
destsitze zur Anwendung kommen sollen, werden es bei der Mineraldlsteuer Mindestsitze
und Spannen sein. Die Kommission soll dabei die Verbindung "mit anderen sektoriellen
Politiken (Transport, Energie, Umwelt) berﬁcksichtigen".45 Der darauthin erfolgte Richt-
linienvorschlag vom 19.12.1989 beriicksichtigt in seiner Begriindung ausdriicklich, daB die
nationalen Politiken im Bereich Energie und Umwelt in der Vielfalt der Steuersitze ihren
Niederschlag tinden. Der Kommissionsvorschlag versucht, umweltpolitische Erfordernisse
in besonderer Weise zu beriicksichtigen;46 so liegen die unteren Sdtze der vorgeschlagenen
Spannen z.T. iiber den Vorschlidgen der einheitlichen Sitze von 1987.47

Eine explizite Stillhalteverpflichtung sieht der Text des Richtlinienentwurfs nicht vor. Ein
entsprechender Ansatz findet sich jedoch in der Begriindung des Vorschlags, wonach nur
Anderungen genehmigt werden konnen, die eine Konvergenz in Richtung auf die Zielsitze

43 Artikel 2 der Richtlinie ist sprachlich verungliickt: Gemeint ist wohl, daf der An-
wendungsbereich der Verbrauchsteuern nicht erweitert werden darf.

44 vgl. Kommission der EG: Die Vollendung des Binnenmarktes und die Anniherung
der indirekten Steuern, KOM (89) 260 endg. vom 14.6.1989, S. 8f. Amtsblatt der
EG Nr. C 16 vom 23.1. 1990 und Nr. C 12 vom 18.1.1990, S. 4 und S. 12.

45  Ebenda, S. 10.

46 Vgl. Kommission der EG: Geidnderter Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates zur
Anniherung der Verbrauchsteuersitze auf Mineralole. KOM (89) 526 endg. vom
19.12.1989, S. 3ff. und Amtsblatt der EG Nr. C 16 vom 23.1.1990 und Nr. C 12
vom 18.1.1990, S. 4 und 12.

47 7 B. steigt der Satz fiir Dieselkraftstoff von 177 ECU pro 1000 1 auf eine Spanne
zwischen 195 und 205 ECU je 1000 1.
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fordern. Anderungen der Verbrauchsteuersitze konnen die Mitgliedstaaten ab 1993 nur in
Richtung auf die Harmonisierungszielsitze vornehmen (Art. 10).48 Weiterhin ist vorge-
sehen, die Hohe der verschiedenen Sitze (Mindestsitze, Spannen, Zielsitze) alle zwei Jahre
zu iiberpriifen, um vor dem Hintergrund der Entwicklung der Gemeinschaftspolitik in den
verschiedenen Bereichen (Verkehr, Energie, Umwelt) Anpassungen vorzunehmen.

Wihrend die Richtlinien iiber die Harmonisierung der Verbrauchsteuersitze sich bis heute
im Entwurfsstadium befmden49, wurde im Februar 1992 vom Rat der EG (Wirtschafts-
und Finanzfragen) die Verbrauchsteuersystemrichtlinie verabschiedet. 50 Die Verbrauch-
steuersystemrichtlinie hat den Kreis verbrauchsteuerpflichtiger Waren (Mineralole, Alkohol
und alkoholische Getrinke, Tabakwaren) nicht verdndert. Die Besteuerung ver-
brauchsteuerpflichtiger Waren folgt aber nicht mehr einheitlich dem Bestimmungslandprin-
zip. Der Verbrauchsteueranspruch entsteht ab dem 1.1.1993 in den Mitgliedstaaten in
Abhingigkeit davon, ob es sich um eine Warenbereitstellung zu gewerblichen oder privaten
Zwecken handelt. Danach 148t "jede Bereitstellung von Waren fiir den Bedarf eines
Wirtschaftsbeteiligten, der eine selbstindige wirtschaftliche Titigkeit ausiibt, oder einer of-
fentlich-rechtlichen Einrichtung innerhalb eines anderen Mitgliedsstaats als dem, in dem die
Waren in den steuerrechtlich freien Verkehr iibergefiihrt worden sind, (...) den Verbrauch-
steueranspruch in diesem anderen Mitgliedstaat entstehen."3! Es gilt mithin das Bestim-
mungslandprinzip. Bei verbrauchsteuerpflichtigen Waren, die Privatpersonen fiir ihren Ei-
genbedarf erwerben und die sie selbst befordern, sind die Steuern im Mitgliedstaat des Er-
werbs zu erheben (Artikel 8). Somit gilt hier das Ursprungslandprinzip. Fiir alle Waren,
bei denen die Verbrauchbesteuerung dem Bestimmungslandprinzip folgt, wird die Durch-
setzung des Steueranspruchs des jeweiligen Mitgliedstaats durch die Beforderung zwischen
zugelassenen Steuerlagern (Artikel 15), Begleitdokumente fiir Waren (Artikel 7) und er-
hebliche Informationspflichten der Steuerpflichtigen zu erreichen versucht. Sie sollen
sicherstellen, daB Waren, die dem Endverbrauch zugefiihrt werden, in der Regel erst im
Bestimmungsland das Steuerlager verlassen und den dortigen Verbrauchsteuerbestim-
mungen unterworfen werden.

Verbrauchsteuerpflichtige Waren, die von Personen erworben werden, bei denen es sich
nicht um zugelassene Lagerinhaber oder sonstige natiirliche oder juristische Personen han-

48 KOM (89) 526 endg., S. 4.

49 Die Verabschiedung einer Richtlinie iiber die Verbrauchsteuersitze ist fiir Juni 1992
vorgesehen.

50 Richtlinie iiber das allgemeine System, den Besitz, die Beforderung und die Kontrolle
verbrauchsteuerpflichtiger Waren, Amtsblatt der EG Nr. L 76 vom 23. Mirz 1992,
S. 1ff, basierend auf dem Richtlinienentwurf der Kommission, Amtsblatt der EG Nr.
C 322 vom 21.12.1990, S. Iff.

51 Ebenda, S. 1.
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delt, die ermichtigt sind, Waren aus anderen Mitgliedstaaten unter Steueraussetzung zu
empfangen und die vom Verkdufer oder auf dessen Rechnung versandt werden, unterliegen
der Verbrauchsteuer im Bestimmungsland. Dadurch wird eine Bevorteilung des Versand-
handels in Lindern mit geringer Verbrauchsteuerbelastung vermieden.

De jure behalten die Mitgliedstaaten auch nach der Verbrauchsteuersystemrichtlinie die
Kompetenz zur Erhebung "anderer indirekter Steuern mit besonderer Zielsetzung”, sofern
die Besteuerungsgrundsitze der Verbrauchsteuern beachtet werden. Das gilt sowohl fiir die
in der Richtlinie geregelten als auch fiir andere Waren. Das wesentliche Kriterium bleibt,
daBl "diese Steuern im Handelsverkehr zwischen Mitgliedstaaten keine mit dem Grenziiber-
tritt verbundenen Formalititen nach sich ziehen” (Artikel 3 III).

Aus den vorgeschlagenen und bereits giiltigen Richtlinien lassen sich exemplarisch folgende
Begrenzungen fir Umweltabgaben ableiten: Umweltpolitisch motivierte Erh6hungen der
bestehenden Mineralolsteuer fallen eindeutig unter die Bestimmungen der Richtlinienvor-
schlige, weil sie sowohl Mindestsdtze und Spannen als auch Zielsiitzed2 fiir deren Harmo-
nisierung vorsehen. Eine explizite Stillhalteverpflichtung fir den Zeitraum bis zum
31.12.1992 liegt nicht vor. Die Mitgliedstaaten konnten also auch nach der Verabschiedung
der Richtlinie iiber die Verbrauchsteuersitze bis zum Inkrafttreten des Europdischen Bin-
nenmarktes nicht an einer Erhohung der Mineraldlsteuer gehindert werden.33 Eine solche
Verpflichtung sah lediglich Art. 2 des Vorschlags der Richtlinie zur Einfihrung eines
Anndherungsprozesses der Mehrwertsteuer- und Verbrauchsteuersitze von 1987 vor. Nach
Auffassung von Grabitz>? ist jedoch eine Voranwendung von nicht rechtskriftig in Kraft
getretenen Richtlinien nicht zuldssig.

Gleichwohl leitet Grabitz fiir den Fall der Erdgassteuer ab, daB mit ihrer Einfilhrung gegen
den Grundsatz der Gemeinschaftstreue aus Art. 5 I S.2 EWGV verstoBen wurde?, weil
nur durch seine Befolgung sichergestellt werden kann, daB die Verwirklichung der Ziele
von Art. 82 EWGYV nicht durch entgegenstehende nationale Gesetzgebungsmainahmen ge-
fahrdet wird. Daraus ist die Konsequenz zu ziehen, daB von Art. 5 1 S.2 zumindest Be-
grenzungen nationaler Alleinginge bei der Einfiihrung von Umweltabgaben ausgehen kon-
nen. Welche Bindungswirkung sich im Einzelfall ergibt bleibt Tatfrage.

52 Vgl. fiir die MineralGlsteuer: Amtsblatt der EG Nr. C 66 vom 14.3.1991, S. 14.

53 Die Bundesregierung hat das mit der ErhGhung der Mineralolsteuersitze zum
1.7.1991 bereits getan. Damit werden die von der Kommission vorgeschlagenen
Mindestsitze fiir verbleites Benzin (337 ECU je 1000 Liter (0,69 DM/Liter)) und
bleifreies Benzin (287 ECU je 1000 Liter (0,59 DM/Liter)) bereits iibertrotfen.

54 vVgl. Grabitz, Eberhard: Stillhalteverpflichtungen..., a.2.0., S. 39.
55 vgl. ebenda, S. 52.
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Erhohungen der Mineralolsteuersitze konnen somit - nach Verabschiedung der Richtlinie
iiber Mindestsitze und Spannen - erst ab dem 1.1.1993 durch die Richtlinie begrenzt wer-
den, weil sich alle Artikel auf dieses Datum beziehen und eine Voranwendung ausgeschlos-
sen ist.

Werden die Richtlinienvorschldge rechtzeitig verabschiedet, sind ab dem 1.1.1993
MineraldisteuererhShungen, die zu einem Satzniveau auBlerhalb der Spannen bzw. unterhalb
der Mindestsitze fiihren, unzuldssig. Abweichungen hiervon werden nur zugelassen, wenn
sie eine Bewegung hin zu den Zielsitzen30 des Richtlinienvorschlags bedeuten. Insoweit
konnte ein einzelner Mitgliedstaat dann auch das Niveau der Mineraldlbesteuerung der
iibrigen Staaten iiberschreiten.

Anders ist dagegen der Fall einer Sonderabgabe zu bewerten, die die gleiche Bemessungs-
grundlage wie die Mineraldlsteuer hat, aber als Umweltabgabe separat von der Mineral6l-
steuer erhoben wird. Gegen sie konnte eingewendet werden, da8 sie materiell den Harmo-
nisierungsproze - und damit das Funktionieren des Binnenmarktes - in gleicher Weise
stort, wie eine Erhohung der MineralGlsteuer, auch wenn sie eine andere Bezeichnung
trigt. Insoweit miifite sie als verdeckte MineralGlsteuererhhung bewertet werden. Der
Richtlinienvorschlag beinhaltet fiir solche Fille keine explizite Regelung. Es liegt jedoch
nahe, daB eine so ausgestaltete Sonderabgabe unter die Bestimmungen zur Harmonisierung
der Minerallbesteuerung fallen miite, weil die Richtlinienentwiirfe letztlich darauf ge-
richtet sind, die Funktionsfahigkeit des Binnenmarktes iiber eine harmonisierte Belastung
des (‘glfltes Mineral6l (und aller Energietriger, die darunter subsumiert werden) zu errei-
chen.

Eine solche Bewertung liegt weniger nahe in bezug auf eine Sonderabgabe, die sich in ihrer
Konstruktion erheblich von der Mineralolsteuer unterscheidet. Abweichungen sind hier u.a.
denkbar in bezug auf die Bemessungsgrundlage und den Abgabesatz. Wird z.B. Erdgas -
auch in den Verwendungen ohne Treibstoffeigenschaft - in die Bemessungsgrundlage ein-

56  Die Zielsitze (Richtwerte) betragen nach einem Vorschlag der Kommission vom
Februar 1991 495 ECU je 1000 Liter (1,02 DM/Liter) fiir verbleites und 445 ECU
je 1000 Liter (0,91 DM/Liter) fiir bleifreies Benzin. Damit liegen die entsprechenden
Sitze in der Bundesrepublik Deutschland (verbleites Benzin: 0,92 DM/Liter;
bleifreies Benzin: 0,82 DM/Liter) auch nach der Anhebung zum 1. Juli 1991 noch
unter den o.a. Zielsitzen. Vgl. Amtsblatt der EG Nr. C 66 vom 14.3.1991, S. 14
und 0.V.: EG schligt Erhdhung der Mineraldlsteuern vor, in: Siiddeutsche Zeitung
vom 14.2.1991, S.2.

57 SchlieBlich handelt es sich bei den genannten Regelungen um Richtlinien, die fiir die
Mitgliedstaaten, an die sie gerichtet sind, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels ver-
bindlich sind, aber den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel
iiberlassen (Art. 189 EWGYV). Die jeweilige mitgliedstaatliche Ausgestaltung als
Steuer oder Sonderabgabe tritt auch damit gegeniiber dem Kriterium einer 6kono-
misch gleichwertigen Abgabebelastung zuriick.
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bezogen oder Kohle wegen der COp-Emissionen in analoger Weise der Abgabepflicht
unterworfen, dann entsteht hierdurch eine neue Abgabeform, die nicht mehr mit der
Mineralolsteuer vergleichbar ist. Eine Sonderabgabe, die die fossilen Energietriger - und
damit auch das Mineralol - nach MaBgabe der pauschalierten CO)-Emissionen bei der Ver-
brennung belastet, diirfte insoweit problematisch sein, als sie den Kreis abgabepflichtiger
Objekte erweitert.

Dariiber hinaus kann man einwenden, daBl die Zielrichtung aller Harmonisierungsvor-
schlige fir indirekte Steuern und Verbrauchsabgaben ist, die Voraussetzung fir den Abbau
von Steuergrenzen zu schaffen, indem die Notwendigkeit zum Grenzausgleich durch har-
monisierte Abgabebelastungen der Waren entfillt. Die Notwendigkeit zum Grenzausgleich
ergibt sich, wenn Waren mit unterschiedlicher Abgabenbelastung durch differierende
Rechtsvorschriften der Ursprungsldnder auf den Mirkten gleiche

38 erhalten sollen. In fiskalischer Sicht wird durch den Grenzaus-

Wettbewerbsbedingungen
gleich bei praktiziertem Bestimmungslandprinzip eine Steueraufkommensverteilung nach
dem nationalen Verbrauch erzielt.”° Die Funktion des "Grenzausgleichs" bleibt fiir den
gewerblichen grenziiberschreitenden Warenverkehr auch nach der
Verbrauchsteuersystemrichtlinie von 1992 erhalten. Er wird durch die Informationspflich-
ten von Lieferanten und Empfinger lediglich "in die Unternehmen” verlagert, um auch bei
offenen Grenzen eine Steueraufkommensverteilung nach dem Bestimmungslandprinzip zu

ermoglichen.

Stellt man auf die Vereinheitlichung der Wettbewerbshedingungen ab, erhebt sich die
Frage, ob Abgabekonstruktionen denkbar sind, die unterschiedliche Belastungsniveaus zwi-
schen den Mitgliedstaaten zulassen, ohne zu Grenzkontrollen AnlaB zu geben. Sie sind je-
weils dann erforderlich, wenn durch Arbitrageure niedriger besteuerte Ware in einem
Hochsteuerland zum Angebot kommt, dem dadurch das entsprechende Steueraufkommen
entgeht. Es stellt sich deshalb die Frage, wie bei einzelstaatlich durch Umweltabgaben
differierenden Belastungsniveaus und fehlenden Grenzkontrollen verhindert werden kann.

58 Gleiche Wettbewerbsbedingungen werden hier in der sog. zahlungsbilanzpolitischen
Sicht interpretiert: AuBenhandelsstrome sollen durch die Besteuerung nicht in Niveau
und Struktur verdndert werden. Vgl. Peffekoven, Rolf: Internationale Finanz-
ordnung, in: Fritz Neumark (Hrsg.): Handbuch der Finanzwissenschaft, Band 4, 3.
Aufl., Tiibingen 1983, S. 226. Es handelt sich um eine ceteris-paribus-Analyse, weil
der EinfluB der direkten Steuern unberiicksichtigt bleibt. Inwieweit bei Anwendung
des Ursprungslandprinzips auf Grenzkontrollen verzichtet werden kann, héingt von
der Form der Abgabe ab.

59 Die Notwendigkeit zum Grenzausgleich wird gewdhnlich mit dem Bestimmungsland-
prinzip assoziiert, kann sich jedoch auch fir das Ursprungslandprinzip - z.B. bei ¢i-
ner Einzelhandelsteuer - ergeben, um jene Exporte zu erfassen (und zu belasten), die
nicht iiber den Einzelhandel exportiert wurden.



163

daB die Ware in einem Niedrigsteuerland dem Steuerlager entnommen und zum Verbrauch
in ein Hochsteuerland weiterbefordert wird.

Orientiert man sich bei der Erhebung einer Umweltabgabe - in Form einer Sonderabgabe
der 0.a. Art - an der Erhebungstechnik der Mineralolsteuer, tritt dic Abgabepflicht bei
Verlassen des Steuerlagers ein. Die Verbrauchsteuersystemrichtlinie von 1992 enthilt Re-
gelungen fiir einen internationalen Steuerlagerverbund, der es ermoglicht, innergemein-
schaftliche Transaktionen mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren ohne Grenzkontrollen ab-
zuwickeln und gleichzeitig das Aufkommen nach dem BLP zu verteilen®0.

Die Durchsetzung der Verbrauchsteuerpflicht (analog: die Pflicht zur Zahlung der Umwelt-
abgabe) setzt dic Kenntnis der Warenbewegungen voraus. Deshalb sieht die
Verbrauchsteuersystemrichtlinie vor, da8 die Waren zwischen den (Steuerlagern in den)
Mitgliedstaaten nur zusammen mit einem Begleitdokument befordert werden diirfen
(Artikel 7 und 15), das zur Information der Steuerbehorden iiber versandte und empfangene
Waren dient.0! Damit erhilt der Lieferant die fiir die Steuerbefreiung im Ursprungsland
notwendige Bestitigung. Der Bezug von Waren kann auch durch Wirtschaftsbeteiligte er-
folgen, die nicht zugelassene Lagerinhaber sind. In diesem Fall geht die Pflicht zur
Entrichtung der Verbrauchsteuer nach den Vorschriften des Bestimmungslandes auf diese
iiber (Artikel 16). Haben Waren das Steuerlager in einem Bestimmungsland bereits verlas-
sen (und befinden sich im steuerrechtlich freien Verkehr), sind aber zugleich nicht fiir den
Verbrauch in diesem Mitgliedstaat bestimmt, kann - bei entsprechendem Nachweis - eine
Erstattung der gezahlten Verbrauchsteuer erfolgen (Artikel 22).

Die Steuerbefreiung im Ursprungsland gilt nur fiir grenziiberschreitende Waren, die zu ge-
werblichen Zwecken bestimmt sind. Ob das der Fall ist, priifen die Mitgliedstaaten anhand
folgender Kriterien (Artikel 9 II): handelsrechtliche Stellung und Griinde des Besitzers fiir
den Besitz der Waren; Orte, an dem die Waren sich befinden, oder gegebenenfalls verwen-
dete Beforderungsart; Unterlagen iiber und Beschaffenheit der Waren sowie Richtmengen,
oberhalb derer von gewerblichen Zwecken ausgegangen wird. Beim Erwerb von Mineral-
olen durch Privatpersonen entsteht der Verbrauchsteueranspruch im Bestimmungsland,
wenn die Waren bereits in einem anderen Mitgliedstaat in den steuerrechtlich freien Ver-
kehr iiberfithrt worden sind und sie von Privatpersonen oder auf deren Rechnung auf atypi-

60  vgl. Amtsblatt der EG Nr. L 76 vom 23.3.1992, S. 1ff.

61  Das Begleitdokument wird zwei Wochen nach dem Empfangsmonat vom Empfanger,
der Zeit und Ort des Empfangs, zustindige Steuerbehorden und Bezeichnung der Wa-
ren bestitigt, an den Absender zuriickgesandt. Bei gemeinschaftsiiberschreitendem
Export bestitigt die zustindige Zolistelle.
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sche WeiseS2 befordert werden. Zum Nachweis der Steuerbelastung von Waren, die in den
steuerrechtlich freien Verkehr iiberfilhrt werden sollen, konnen die Mitgliedstaaten Steuer-
zeichen oder sonstige nationale Erkennungszeichen einfiihren (Artikel 21). Inwieweit sich
eine Steueraufkommensverteilung nach dem Bestimmungslandprinzip gemi8 diesem System
praktikabel durchfiihren 1d8t, wird sich noch erweisen miissen. Die Anwendung des Ur-
sprungslandprinzips in der Besteuerung des grenziiberschreitenden Warenverkehrs fiir jene
Waren, die Privatpersonen fiir den Eigenbedarf erwerben und des Bestimmungslandprinzips
fiir Waren zu gewerblichen Zwecken fiihrt jedenfalls bei Abwesenheit von Grenzkontrollen
zu einem groBen Uberwachungsaufwand im Inland, der mit dem Umfang einer durch Um-
weltabgaben begriindeten Belastungsdifferenz zwischen den Mitgliedstaaten steil ansteigen
diirfte. Gleichwohl ist nach der Verbrauchsteuersystemrichtlinie (Artikel 3 II und IIT)
zwingend, daB "indirekte Steuern mit besonderer Zielsetzung” und Steuern auf andere als
die in der Richtlinie genannten Waren diese Besteuerungsgrundsitze der Verbrauchsteuern
beachten miissen.

Denkbar wire auch, anders als in der Verbrauchsteuersystemrichtlinie, die Abgabepflicht
erst auf der Endverkaufsstufe entstehen zu lassen.03 Inwieweit hierdurch jedoch die
Notwendigkeit von Grenzkontrollen oder "mit dem Grenziibertritt verbundenen Formaliti-
ten” entfillt, muB jeweils anhand des konkreten Falles entschieden werden. Entstehen
durch die Abgabe entsprechende Notwendigkeiten, ist sie nicht mit den Richt-
linien(entwiirfen) vereinbar und wire - nach Verabschiedung der Entwiirfe - unzulissig. Es
liegt nahe, daB die Kommission bei der Beurteilung der Notwendigkeit von
"Grenzkontrollen" strenge MabBstibe anlegt, weil die Richtlinienentwiirfe bereits auf der
Uberlegung basieren, unterschiedliche Belastungsniveaus, die einzelstaatlich angestrebt
werden, im Umfang der vorgeschenen Satzspannen zuzulassen, solange die Zielsitze nicht
erreicht sind. Damit ist bereits die Bandbreite tolerierbarer Abweichungen bei der Abgabe-
belastung von Verbrauchsgiitern formuliert. Unterschiedliche Umweltpriferenzen, die sich
in differierenden Abgabeniveaus konkretisieren, wiirden dann nur in diesem Umfang tole-
riert. Im Zustand der einheitlich realisierten Zielsitze wire dann eine differierende Abga-
bebelastung vollstindig ausgeschlossen.

62  ;B. Kraftsoff in anderen Behiltnissen als dem Fahrzeugtank oder dem Reserve-
behilter. Vgl. Artikel 9 III.

63 vgl. Peffekoven, Rolf: Okosteuern und Steuerharmonisierung in der EG, in: Ener-
giewirtschaftliche Tagesfragen, 40. Jg., 1990, S. 652ff. und Firber, Gisela: Oko-
steuern auf Energie - ein Beitrag zur Umweltpolitik im Gemeinsamen Binnenmarkt,
in: Wirtschaftsdienst, Heft 11, 1989, S. 568.
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45.5 Zwischenergebnis: Grenzen fir Umweltabgaben durch EG-Recht

Die Diskussion der verschiedenen relevanten Regelungen des EWG-Vertrages im Hinblick
auf mogliche Konstruktionen von Umweltabgaben hat gezeigt, daB u.U. ein erhebliches
Konfliktpotential in der gleichzeitigen Verfolgung von Umweltzielen mit Abgaben und der
Realisierung der Binnenmarktidee liegen kann. Nationale Alleinginge kénnen u.U. mit den
Artikeln 5 1 S.2, 12, 95 und 101f EWGV in Konflikt treten. Begrenzungen nationaler Al-
leingdnge gehen auch vom sekundiren Gemeinschaftsrecht, insbesondere den Richt-
linien(vorschldgen) zur Harmonisierung der Steuern auf Basis der Artikel 99, 100 und 100a
EWGY aus. Dieses Konfliktpotential wird verstirkt durch national differierende Umwelt-
priferenzen.

Letztlich kann an dieser Stelle nicht abschlieBend entschieden werden, welche Konstruktion
einer Umweltabgabe mit Sicherheit EG-vertréglich ist. Es erscheint denkbar, daB auch nach
EG-Recht zulissige Abgaben eine gemeinschaftssprengende Wirkung entfalten konnen, die
den Rat zu weiteren gesetzgeberischen Ma8nahmen zwingt. Nach dem jetzigen Stand des
EG-Rechts bestehen aber wohl nur sehr geringe Spielrdume im Bereich produktbezogener
Umweltabgaben. Gleichzeitig 148t das Gemeinschaftsrecht den Mitgliedstaaten aber auch
nur geringe Spielrdiume, um zugunsten einer geringeren Abgabenbelastung der eigenen
Volkswirtschaft, von harmonisierten Verbrauchsteuerbelastungen "nach unten” abzuwei-
chen. Etwas groBere Handlungsfreiheiten fiir "nationale Alleingéinge" bestehen im Bereich
direkter Umweltabgaben, insbesondere in Form von Gebiihren, Beitrigen und Sonderabga-
ben, die nicht unter Art. 100 EWGV fallen. Aber auch hier werden mit fortschreitendem
Harmonisierungsstand die nationalen Spielrdume kleiner.

Die von der Kommission vorgeschlagenen Mindestsitze fiir die MineralGlsteuer werden in
der Bundesrepublik Deutschland bereits iibertroffen. Gleichwohl liegen die deutschen
Mineralolsteuersidtze noch unter den Zielsdtzen der Harmoniserung, so daB hier gegen-
wirtig noch Anhebungsmdglichkeiten bestehen.
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KONSEQUENZEN FUR DIE POLITIK
Aktuelle Probleme

Kohlendioxid-Abgabe: Zur Verminderung des drohenden Treibhauseffektes ist die
Wahl der COj-Emissionen als Abgabenobjekt und Bemessungsgrundlage sach-
gerecht. Ihr Vorteil liegt in der breiten Bemessungsgrundlage. Aus er-
hebungstechnischen Griinden sollte es sich um eine Abgabe auf spezielle Giiter mit
einer Tarifspaltung nach MaBgabe der spezifischen Kohlendioxid-Emissionen der
fossilen Energietriger handeln.! Damit wird eine stirkere Spreizung der Preise fos-
siler Energietriger erreicht als das mit einer aligemeinen Energieabgabe moglich ist.
Die Kohlendioxid-Abgabe darf aber nicht relevante Verursacher von CO2-Emissio-
nen aus der Abgabepflicht entlassen. Wenn - wie im Vorschlag der Kommission der
Europidischen Gemeinschaft zu einer COp-Abgabe - Industriezweige, die im starken
weltweiten Wettbewerb stehen und besonders viel Energie verbrauchen, aus der
Abgabepflicht entlassen werden sollenz, wird das okologische Ziel nicht konsequent
verfolgt.

Ob von dem in der Diskussion genannten Abgabesatz von 10 DM pro Tonne COp
relevante Lenkungseffekte ausgehen, darf zumindest bezweifelt werden. Benzin-
und Dieselpreise wiirden dadurch lediglich um 0,02 bis 0,03 DM pro Liter an-
steigen.3

Der Einfiihrung einer Kohlendioxid-Abgabe im nationalen Alleingang stehen erheb-
liche europarechtliche Probleme entgegen. Unter Allokationsaspekten ist der natio-
nale Alleingang auch nicht sinnvoll. Kommt eine europaweite COp-Abgabe zu-
stande, wiirde von ihr eine erhebliche Begiinstigung der franzosischen Stromerzeu-
gung mit hohen Kernkraftwerksanteilen ausgehen. Gegen eine europiische Losung
konnte immer noch eingewendet werden, daB andere Verursacher (insbesondere
USA) nicht einbezogen sind und die Erreichung des okologischen Ziels konter-
karieren. Aus diesem Grund ganz auf eine COj-Minderungspolitik zu verzichten
bedeutet aber, die moglichen positiven Signalwirkungen einer europdischen
"Vorreiterrolle” zu verkennen.

Vgl. Kapitel 3.4.3 und 3.5.

Vgl. 0.V. Energiesteuer trifft vor allem die Kohleldnder, in: Siiddeutsche Zeitung
vom 27.9.1991.

Vgl. Ewringmann, Dieter und Karl-Heinrich Hansmeyer: CO,-Abgaben - Grat-
wanderung zwischen Effizienz und Praktikabilitdt, in: Zeitschrift fir Umweltpolitik
und Umweltrecht, Heft 2, 1991, S. 131.
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Zu bedenken bleibt, daB die COp-Abgabe in der Elektrizititsversorgung kurzfristig
kaum Substitutionsprozesse auslosen kann. Abnahmeverpflichtungen im Rahmen des
Jahrhundertvertrages und der bestehende Kraftwerkspark stehen dem entgegen.
Solange mit relativ geringen Abgabesitzen operiert wird, dndert sich die Einsatz-
planung der Kraftwerksbetreiber nicht. Danach werden aufgrund der spezifischen
Kostenverlidufe die kohlendioxidreichen Energietriger nach wie vor zu einem er-
heblichen Teil die Grundlastversorgung iibernehmen und kohlendioxiddrmere Gas-
kraftwerke nur die Lastspitzen abdecken. Sehr hohe Abgabensitze konnten diese
Rangfolge umkehren, wiirden aber zugleich zu gravierenden Kostenbelastungen
filhren.4

Die Implementierung der COp-Abgabe fiihrt langfristig zu einer Erhdhung des An-
teils der Kernenergie, ohne daB - zumindest bislang - deren 6kologischen Probleme
gelost und ihre vollstindige Akzeptanz durch die Gesellschaft sichergestellt wire.

Mineralél- und Krafifahrzeugsteuer: Fir eine Vielzahl der vom Kraftfahrzeugver-
kehr ausgehenden Emissionen ist der Ankniipfungspunkt Mineraldlsteuer unter
Allokationsaspekten sachgerecht. Eine COj-Abgabe wiirde auch Mineralol fiska-
lisch zu belasten haben. Kommt keine europaweite Losung zustande, wird die natio-
nale COp-Abgabe auf Mineralol wie eine Mineraldlsteuererh6hung zu bewerten sein
und in Konflikt mit den Harmonisierungsbestrebungen treten. Im Hinblick auf die
Steuerharmonisierung innerhalb der Europdischen Gemeinschaft bestehen noch
Spielrdume fiir eine Satzanhebung, weil die von der Kommission vorgeschlagenen
Zielsitze des Harmonisierungsprozesses noch nicht erreicht sind.” Angesichts der
gegenwirtig zu beobachtenden Elastizititen steht aber in Frage, ob auch bei Er-
reichung der Zielsitze beachtliche Kraftstoffeinsparungen erreichbar sind. Vorgaben
fur Flottenverbrauchswerte von Kraftfahrzeugen erreichen das Ziel direkter.

Die Harmonisierung der steuerlichen Belastung des Giiterkraftverkehrs innerhalb
der Europdischen Gemeinschaft ist ein noch immer ungelostes Problem. Gleichwohl
sollte die Kraftfahrzeugsteuer erhalten bleiben, weil alleine die Haltung eines Kraft-
fahrzeugs, unabhingig von der Intensitdt der Nutzung, mit umweltbelastenden Ef-
fekten verkniipft ist. Daneben gehen vom Fahrzeugverkehr weitere Um-
welthelastungen aus, deren Beeinflussung sich einer Abgabenpolitik weitgehend ent-
zieht. % Regulierungen dieser Umweltbelastungen miissen iiber umweltplanerische
und ordnungsrechtliche MaBnahmen erfolgen.

Vgl. Kapitel 4.1.2.2.
Die entsprechende Richtlinie ist auch noch nicht verabschiedet. Vgl. Kapitel 4.5.4.

Lirmemissionen, die Beanspruchung bislang unversiegelter Boden durch den
StraBenbau, die Inanspruchnahme von Deponieraum usf.
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Grundsitzliche Folgerungen

Die Zahl der Umweltabgaben sollte eng begrenzt bleiben. Stets bleibt ex ante der
Umfang moglicher Lenkungseffekte und unerwiinschter Nebenwirkungen ungewif.
Ihre dkologische Effektivitit steht somit in Frage.

Umweltabgaben sollten bei Vorliegen grenziiberschreitender externer Effekte und
zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen und binnenmarktwidrigen Sub-
ventionstatbestinden (innerhalb der Europidischen Gemeinschaft) beziiglich Be-
messungsgrundlage und Tarif harmonisiert werden.

Sonderabgaben, nicht nur fir den Umweltschutz, miissen eine zuverldssige ver-
fassungsrechtliche Grundlage erhalten. Der gegenwirtige Zustand birgt zu groBe
Rechtsunsicherheiten.

Die Forderung des umweltfreundlichen technischen Fortschritts muB nicht iiber Ab-
gaben erfolgen. Es gibt kaum gewichtige Argumente dagegen, daB der Staat zum
Zweck der Verminderung von Umweltbelastungen in Kooperation mit den Unter-
nehmen, d.h. auch "verhandelnd”, Spielrdume fiir Okologische Verbesserungen
auslotet und erwiinschte MaBnahmen durch Subventionen gezielt fordert, anstatt
darauf zu vertrauen, daB die fiskalische Belastung Innovation und Investition in die
"richtige” Richtung treibt.

Die Konstruktion von Umweltabgaben wird hdufig zu einer Gratwanderung
zwischen allokationseffizienter Ausgestaltung und administrativer Praktikabilitét
fiilhren. Nimmt man die Probleme der politischen Durchsetzung hinzu, besteht die
Gefahr, da8 Abgaben entstehen, die ganz auf eine Finanzierungsfunktion reduziert
sind, so daB die Ziele der Umweltpolitik letztlich doch iiber offentliche Ausgaben
und ordnungsrechtliche Instrumente mit hoherer 0kologischer Effektivitit verfolgt
werden. Die notwendigen Finanzmittel sollten aber dann iiber 6ffentliche Einnah-
men beschafft werden, die weniger Friktionen im Abgabensystem und den dariiber
angestrebten gesellschaftlichen Zielen auslosen.

Stets miissen sich die umweltmedienbezogene und eine "stoftliche” Perspektive er-
ginzen. Das Abwasserabgabengesetz hat, zusammen mit dem Wasserhaushaltsgesetz
zu erheblichen Investitionen in Kldranlagen beigetragen. Dennoch wird die Um-
weltbelastung dabei nur medial verschoben, wenn die Gewisser zwar gereinigt, der
Boden aber durch Klérschlimme mit Chemikalien aus Haushalt und Gewerbe stark
belastet wird. Abgaben mogen zuweilen geeignet sein, die Umweltbelastung in ein-
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zelnen Medien zu verringern. Sinnvoller ist es, wenn bei allen in den Verkehr ge-
brachten Giitern ihre Umweltvertriglichkeit gewahrleistet ist. Die stoftbezogene Ge-
setzgebung wirkt auch in jenen Bereichen, deren Forschung und Produktentwick-
lung sich der staatlichen Steuerung durch Subventionen entzicht.

Ordnungsrechtliche Instrumente, in Form von Ge- und Verboten, Produktionsauf-
lagen, Produkt-, Effizienz- und Emissionsstandards usf. bleiben unverzichtbare
Bestandteile der Umweltpolitik. Auch wenn sie die theoretischen Effizienzvorteile
von Abgaben nicht erreichen, haben sie in der Tendenz eine hohe Gkologische
Effektivitit.
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6. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE

Umweltbelastungen entstehen aus einer nicht preisgesteuerten Verwendungskonkurrenz, die
externe Effekte begriindet. Die Internalisierung externer Kosten ist deshalb die allokations-
verbessernde Handlungsregel. Kosteninternalisierung kann auf verschiedenen Wegen erfol-
gen: Ordnungsrecht, Abgaben, Haftungsregeln, Verhandlungslosungen und Emissions-
lizenzen sind jeweils fiir bestimmte Okologische Problemlagen geeignet; zur Bekdmpfung
eines weiten Spektrums von Umweltbelastungen konkurrieren sie jedoch miteinander.

Umweltabgaben weisen gegeniiber den ordnungsrechtlichen Mainahmen, genauer: einer
fir alle Emittenten identischen Auflage zur Emissionsvermeidung, den Vorteil auf, die
Vermeidungsanstrengungen dort zu induzieren, wo sie vergleichsweise am ko-
stengiinstigsten durchgefiihrt werden konnen. Gegeniiber den Haftungsregeln haben sie den
Vorteil auch bei "schleichender Umweltzerstorung” einsetzbar zu sein, d.h. bereits dann
fir eine Reduktion von Umweltbelastungen zu sorgen, wenn die Schidigung Dritter noch
nicht nachweisbar ist, oder erst mit einem "time-lag" gesetzlich geschiitzte Rechtsposi-
tionen einklagbar beeintrachtigt werden. Verhandlungslosungen sind in ihrer Anwend-
barkeit auf kleinrdumige "Nachbarschaftsexternalititen"” begrenzt. Bei einer grofien Zahl
von Verursachern und Geschiddigten scheitern sie an der Hohe der Transaktionskosten.
Emissionslizenzen schlieBlich sind nach mehrheitlicher Auffassung nicht mit dem bestehen-
den, stark ordnungsrechtlich geprigten System umweltpolitischer Regulierungen kompati-
bel. Uberlegungen zu einer dkonomisch effizienten Umweltpolitik miissen solche Restrik-
tionen beriicksichtigen. Umweltpolitik findet nicht in einem institutionenleeren Raum statt;
ein vollstindiger Systemwechsel kann nicht abrupt erfolgen und Umweltpolitiker werden
nicht ohne Not ein in der Vergangenheit bewdhrtes Instrument - auch wenn es kritik- und
verbesserungsfihig ist - aufgeben. Abgaben und Ordungsrecht sind dagegen besser aufein-
ander abstimmbar.

Die Konzeption der Pigou-Steuer kann jedoch fir Umweltabgaben nur eine grobe Orientie-
rung vermitteln. Die Erfassung, monetire Quantifizierung und Zurechnung externer Kosten
auf den Verursacher stellt groBere Probleme als die modelltheoretische Erorterung nahe-
legt. Es wurde deshalb der Versuch unternommen, eine Internalisierungsabgabe als
"second-best-Lisung” zu entwickeln, die allokationsverbessernd wirken kann. Hierfir ist es
unerldBlich, die Zielrichtung umweltpolitischer Mafinahmen zu bestimmen. Es ist zu ent-
scheiden, welche Umweltqualitdtsstandards als Zielwerte gelten und welche dkologischen
Problemlagen mit einer abgabenorientierten Politik beeinfluBt werden sollen. Damit ist
auch iiber den Stellenwert von Abgaben in einem umweltpolitischen Instrumentenmix zu
entscheiden. Zu empfehlen ist, daB die Absicherung Okologischer Minimalstandards nicht
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durch eine Politik mit Abgaben, sondern durch ordnungsrechtliche Mafinahmen erfolgt.
Okologische Gefahrenabwehr darf nicht von Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen abhingig
sein. Abgaben sind deshalb vor allem dafiir geeignet, verbleibende Emissionspotentiale ei-
ner effizienteren Bewirtschaftung zu unterziehen.

Allokationsverbessernd konnen nur solche Abgaben wirken, die die Quelle des externen Ef-
fektes prazise treffen. Die Untersuchung hat aber gezeigt, daBl die Feststellung des Verur-
sachers groBe Probleme bereitet. Haufig ist nicht nur die technische Identifikation unmog-
lich; fir eine exakte Abgabenfixierung bediirfte es auch der Ermittlung des jeweils verur-
sachten Grenzschadens. Deshalb muBi von dem Gedanken einer Internalisierung der sozia-
len Kosten einer bestimmten Handlung Abschied genommen werden, bestenfalls ist die
Anlastung der Vermeidungskosten, die fiir die Bewegung in Richtung auf einen bestimmten
Umweltstandard aufzuwenden sind, moglich.

In der vorliegenden Untersuchung wurde - obschon externe Effekte Probleme reziproker
Natur sind, wie Pigou und Coase erkannten - davon ausgegangen, daB Verwendungskon-
kurrenzen stets so entschieden werden konnen, daB noch zwischen Verursachern und Ge-
schidigten differenzierbar ist. Zu diesem Zweck wird auch die Konsensbildung iiber Um-
weltqualititsstandards benétigt. In der Konsequenz sind deshalb auch nicht die Nachfrager
nach verbesserter Umweltqualitiit die Verursacher und priméren Adressaten der Kostenan-
lastung, sondern jene Wirtschaftssubjekte deren Handlung den VerstoB gegen die Qualitits-
standards begriindet. Damit ist eine Entscheidung gegen das Gemeinlastprinzip formuliert,
die auf der allokativen Uberlegenheit verursacherorientierter Instrumente basiert.

Da die Internalisierung iiber die Pigou-Steuer scheitert, ist iiber Abgabenobjekt, Bemes-
sungsgrundlage, Tarif, Abgabentyp und Gesetzgebungshoheit zu entscheiden. Abgaben-
objekte miissen rechtliche oder 6konomische Tatbestidnde sein, die Umweltbelastungen ver-
ursachen. Im Fall von synergetisch entstehenden Umweltbelastungen als Ergebnis kumula-
tiver Verursachung erscheint die Entscheidung allerdings willkiirlich. Existieren mehrere
dquivalente Verursacher der gleichen dkologischen Problemlage, bedeutet eine diskriminie-
rende Behandlung einzelner eine steuerliche Ungleichbehandlung. Freibetrdge, Freigrenzen
sowie Ausnahmen von der Steuerpflicht verstofien gegen das Allokationsziel. Gleichwohl
werden dann nicht alle relevanten Verursacher der Abgabenpflicht unterliegen konnen,
wenn der erhebungstechnische Aufwand ihre Einbeziehung unméglich macht.

Ist das Abgabenobjekt eine den Umweltschaden verursachende Handlung, miissen die Be-
messungsgrundlagen das Abgabenobjekt in bestmdglichst approximieren, um die Quelle des
externen Effektes zu treffen. Direkte Emissionsabgaben nach dem WirklichkeitsmaBstab
haben sich unter Allokationsaspekten als iiberlegene Konstruktion herausgestellt. Abgaben
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auf spezielle Giiter ermdglichen wesentliche erhebungstechnische Vereinfachungen, zumeist
aber zu Lasten der allokativen Effizienz.

Die Gesetzgebungshoheit muB in Abhangigkeit von rdumlichen "spillovers” fixiert werden.
GemiB dem Prinzip fiskalischer Aquivalenz ist eine Ubereinstimmung zwischen den Krei-
sen der Kostentrdger und Nutzenempfinger herzustellen. Im Fall grenziiberschreitender
Umweltprobleme empfiehlt es sich, die Gesetzgebungshoheit supranationalen Organisa-
tionen, wie der Europiischen Gemeinschaft, zu iibertragen.

Die vorangegangenen Erwigungen bildeten den normativen Rahmen fiir Internalisierungs-
abgaben, die allokative Effizienz zu erreichen suchen. Praktische Abgabenpolitik muf} je-
doch erkennen, daB die Verfolgung der Allokationszielsetzung zu Lasten der Erreichung
anderer Ziele gehen kann.

Es war zu priifen, inwieweit eine Umweltpolitik mit Abgaben in Konflikt zum Ziel der
Schaffung des Europdischen Binnenmarktes tritt. Der logische Ausgangspunkt einer solchen
Untersuchung ist ein "nationaler Alleingang”, d.h. eine nicht innerhalb der Europiischen
Gemeinschaft harmonisierte Einfiihrung von Umweltabgaben. Das Problem stellt sich also
nur fir den Fall, in dem bei Abwesenheit von rdumlichen "spillovers” die Gesetzgebungs-
hoheit nicht ohnehin auf EG-Ebene verlegt werden sollte. Die Untersuchung fiihrte zu dem
Ergebnis, daB "nationale Alleinginge” u.U. mit den Artikeln 51 S. 2, 12, 95 und 101 f.
EWGY in Konflikt treten. Begrenzungen "nationaler Alleinginge" gehen auch vom sekun-
ddren Gemeinschaftsrecht, insbesondere den Richtlinien(vorschidgen) zur Harmonisierung
der Steuern auf der Basis der Art. 99, 100 und 100 a EWGYV aus. Sie erschweren zugleich
einzelnen Mitgliedstaaten eine gegeniiber der iibrigen Gemeinschaft gelockerte Umwelt-
politik mit Abgaben. Die verbleibenden engen Spielrdume fir eine Umweltpolitik mit Ab-
gaben konzentrieren sich vor allem auf die nicht produktgebundenen Abgaben, d.h. alle
Moglichkeiten zur direkten Besteuerung von Emissionen, die nicht die Form der Abgaben
auf spezielle Giiter annehmen. Weiterhin erscheint die Gestaltung als Sonderabgabe ver-
gleichsweise die hochsten Handlungsspielrdume zu belassen.

Darin ist jedoch c.p. eine Verschlechterung der Wettbewerbsposition des betreffenden
Staates im internationalen Handel angelegt. Solange innerhalb der Europiischen Gemein-
schaft in der Besteuerung des internationalen Handels bei direkten Abgaben das Ur-
sprungslandprinzip und bei indirekten Abgaben das Bestimmungslandprinzip durchgefiihrt
werden, begriindet die Bevorzugung einer indirekten (Umwelt-)Abgabe gegeniiber der
Implementierung einer direkten Abgabe zahlungsbilanzverbessernde Effekte. Solche Uber-
legungen ergeben sich aus der Tatsache, daB unter allokativen Aspekten zwar eine direkte
Emissionsabgabe die Quelle des externen Effektes am prézisesten trifft, unter Beriicksichti-
gung der Erhebungs- und Entrichtungskosten aber produktgebundene Abgaben (mit
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Entrichtungspflicht auf Produzentenebene) Vorteile bedeuten. Unter den Bedingungen des
Ursprungslandprinzips hidngen auch fiir indirekte Abgaben die Zahlungsbilanzwirkungen
nur noch von der Hohe der jeweiligen Abgabensitze ab.

Die Argumente fiir international divergierende Abgabensitze wurden einer kritischen
Priifung unterzogen. Einerseits sind unter Allokationsaspekten abweichende Assimilations-
kapazititen der Umweltmedien, d.h. unterschiedliche Knappheiten des Gutes Umwelt, zu
beriicksichtigen. Andererseits bedeutet jedoch die Moglichkeit eines einzelnen Mitglied-
staates der Europdischen Gemeinschaft auf die Anlastung externer Kosten zu verzichten,
eine Subventionierung der Emittenten. Solche Subventionstatbestinde konnen innerhalb ei-
nes Binnenmarktes nicht toleriert werden. Sie bedeuten eine Wettbewerbsverzerrung, die
dem EWG-Vertrag zuwiderlauft. Nichtharmonisierte Abgaben erdffnen die Moglichkeit,
auBenwirtschaftliche Ziele unter dem Deckmantel der Umweltpolitik zu verfolgen.

Ein weiteres Argument tritt hinzu: Abgaben sind keine Marktpreise, die - auf funktions-
fahigen Mirkten - den verdnderten Knappheiten folgen. Es gibt keine "built-in-Mechanis-
men", die bei steigender Umweltbelastung die Abgabensitze erhohen. Ein "competing
down" zwischen den Volkswirtschaften zur Verbesserung der Wettbewerbsfdhigkeit er-
scheint deshalb wahrscheinlich. Harmonisierung der Umweltabgaben - in bezug auf
Abgabenobjekte, -bemessungsgrundlagen und -sdtze - ist also notwendig. Die Gefahr einer
Harmonisierung auf dem "kleinsten gemeinsamen Nenner" ist nicht ausgeschlossen; ihr
kann nur dadurch begegnet werden, daB sich die Notwendigkeit reduzierter Umweltbela-
stungen im "offentlichen BewuBtsein” Geltung verschafft.

Umweltabgaben konnen verschiedene Formen annehmen: Gebiihren, Beitrige, Sonder-
abgaben und Steuern wurden einer vergleichenden Betrachtung unterzogen. Gebiihren und
Beitridge haben nur einen eingegrenzten Anwendungsbereich, weil sie die Anwendbarkeit
des AusschluBprinzips voraussetzen. Im Fall der Sonderabgaben divergieren zwischen
Lenkungs- und Finanzierungssonderabgaben die verfassungsrechtliche Zulissigkeitsvor-
aussetzungen. Der Versuch einer ex-ante-Einordnung von Abgaben in eine der beiden
Kategorien scheitert an den nicht prognostizierbaren Elastizititen. Sonderabgaben
begriinden in erheblichem Umfang VerstoBe gegen Haushaltsgrundsitze. Ihre Verwaltung
in Nebenhaushalten entriickt sie zu einem Teil der parlamentarischen Kontrolle und laft -
wenn aus diesen Fonds gemeinlastfinanzierte MaBnahmen gespeist werden - die Gefahr
entstehen, daf bei der Abgabengestaltung Finanzierungserfordernisse anstelle einer
Kosteninternalisierung bestimmend sind.

Die Konstruktion von Umweltabgaben als Steuer entgeht solchen Schwierigkeiten, bedeutet
aber zugleich groBere Restriktionen im Hinblick auf das EG-Recht. Eine weitgehende Um-
stellung des Steuersystems auf Umweltlenkungsziele schafft jedoch Konflikte mit dem fis-
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kalischen Ziel der Sicherstellung der Staatsfinanzierung. Der grundlegende Gegensatz zwi-
schen Finanzierungs- und Lenkungserfordernissen ist unauflosbar. Auch ein teilweiser Er-
satz von Einkommen- und Umsatzsteuer durch Oko-Steuern bedeutet die Abkopplung der
Aufkommensentwicklung vom Zuwachs des Volkseinkommens. Abgaben, die ihre Bemes-
sungsgrundlage im Zeitablauf erodieren, konnen nicht zu Finanzierungszwecken dienen. Im
System staatlicher Einnahmen entstehen erhebliche Friktionen, wenn zur Sicherstellung der
Staatsfinanzierung fortlaufend neue Abgabenobjekte aufgesucht werden miiiten.

Die Abwendung von einem Steuersystem, in dem die Einkommensteuer oder eine andere
Personalsteuer dominiert, die die Zensiten in ihrer steuerlichen Leistungsfahigkeit
"vermifit", bedeutet, daB auf eine zielgerichtete Beeinflussung der Einkommensverteilung
iiber die offentlichen Einnahmen verzichtet werden muB. Fiir die Inzidenz von Steuern auf
spezielle Giiter gibt es zwar gewisse Anhaltspunkte, prinzipiell bedeutet aber die An-
kniipfung an ungewisse Uberwilzungsprozesse eine "erratische” Verteilungswirkung.

Wird die Umweltabgabenzahllast von kompensierenden Entlastungen an anderer Stelle im
Steuersytem begleitet, hidngt der zu erwartende Lenkungseffekt vom Verhiltnis von Preis-
und Einkommenselastizititen ab. Bei unveridnderten Pridferenzen kommt es zur Vermin-
derung des Substitutionseffektes; Abgabenpolitik funktioniert umso besser, je ausgeprigter
das UmweltbewuBtsein ist.

Zu den grofiten Problemen zihlt die Unsicherheit iiber die erzielbaren Lenkungseffekte.
Die fiskalische Belastung umweltschidigender Handlungen fihrt nicht notwendigerweise
zur Umweltentlastung. Wirkungsbriiche aufgrund von Nachfrageinterdependenzen und
limitationalen Produktionsfunktionen beeintrachtigen die (statische) allokative Effizienz.
Aber auch in dynamischer Perspektive fallt das Urteil wenig giinstig aus. Wenn auch die
innovationsfordernde Wirkung nicht in Abrede gestellt wird, bleibt gleichwohl die Richtung
der Innovation nicht nur unbekannt, sondern in erheblichem Umfang auch unbeeinflufit.
Das gilt selbst dann, wenn mit der Bemessungsgrundlage die Quelle des externen Effektes
prézise getroffen wurde.

Der Umweltgesetzgeber ist stets in der unbequemen Situation neu entstehenden Umwelt-
problemen erst mit einem “time-lag" begegnen zu konnen. Umweltpolitische Steuerung
sollte deshalb nicht den Unsicherheitsbereich weiter vergroffiern, sondern Klarheit iiber an-
gestrebte Sachverhalte schaffen, konkret: Qualitdtsstandards in medialer Aufspaltung,
Schadstoffemissionsobergrenzen in langfristiger Perspektive und stoffbezogene Um-
weltvertriglichkeitspriifungen. Ge- und Verbote greifen gezielter zu, als das pretiale In-
strumente vermdgen. Mit Hilfe von Subventionen, denen bei entsprechender Ausgestaltung
allokative Effizienz nicht abgesprochen werden kann, sind erwiinschte Zustidnde forderbar.
Gleichzeitig erhdhen sie bei den Emittenten die Bereitschaft zur "Kooperation”.
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Umfang und Vielfalt der Umweltbelastungen werden in Zukunft eher zu- als abnehmen.
Der Umweltgesetzgeber sollte daher soweit wie moglich zielorientiert gestaltend eingreifen.
Ein Beispiel mag das verdeutlichen: Flottenverbrauchswerte fiir Kraftfahrzeuge bestimmen
Zielvorgaben fiir unternehmensinterne Anstrengungen zur Verminderung der Kraftstoff-
verbrauchsmengen, die - im Fall der Kohlendioxid-Emissionen - die Quelle des externen
Effektes bilden. Die Verteuerung der Kraftfstoffe dagegen mag zur Einthrung von Hybrid-
antrieben und anderen Ausweichreaktionen fiihren, deren dkologische Gesamtbewertung
sich an dieser Stelle noch verbietet.

Ahnliche Uberlegungen gelten fiir die Induzierung investiver Anpassungen, insbesondere
eine beabsichtigte Forderung von integrierten (INT) gegeniiber nachgeschalteten Technolo-
gien (EOP). Wie gezeigt werden konnte, ist der "bias" zugunsten von EOP so stark, daB
auch Abgaben nur wenig zur Orientierung auf INT beitragen konnen. Ein ordnungsrecht-
lich vorgeschriebener oder mit den Betreibern "ausgehandelter” Anlagenwechsel bzw. eine
"Absterbeordnung” fiir Altanlagen wirken ungleich zielgerichteter als die Beeinflussung des
rentabilitidtsabhingigen Ersatzzeitpunktes. Voraussetzung hierfur ist natiirlich, daB die Un-
ternehmen nicht einer zu Konzessionen bereiten Umweltbehirde gegeniiberstehen; iiber die
Bereitschaft zu Sanktionen fir nicht auflagengerechtes Verhalten darf kein Zweifel beste-
hen.

Eine Innovationsverweigerung der Unternehmen, wie sie zuweilen als Ergebnis ordnungs-
rechtlicher Mainahmen gesehen wird, steht dann kaum zu befiirchten. Ist die Richtung der
Anforderungen durch die Umweltpolitik nur hinreichend langfristig bekannt, werden die
Unternehmen versuchen, durch kreative Emissionvermeidungsschritte die geforderten Auf-
lagen moglichst kostengiinstig zu erfiillen, ohne daBf der Gesetzgeber stattdessen die Soll-
Vermeidungskosten iiber Abgaben anlastet. Die Abgabesatzfixierung nach "trial and error”
darf in ihrem Zeitbedarf, den Problemen der politischen Durchsetzbarkeit und den ausgeld-
sten Friktionen bei den Unternehmensinvestitionen nicht unterschatzt werden.

Umweltpolitik darf sich nicht auf die Diskriminierung bestimmter Handlungen durch fiska-
lische Belastung beschranken, sie muB die Richtung zukiinftiger Entwicklungen aufzeigen,
will sie vermeiden, unerwiinschte Substitutionen umweltpolitisch induziert zu haben.
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Das Verursacherprinzip hat sich mit der Deklaration der Umwelt-
politik als eigenstindige Aufgabe im Umweltprogramm der Bundes-
regierung von 1971 als zentrale Leitlinie der Gestaltung umweltpoli-
tischer Instrumente und MaBBnahmen etabliert. Die vorliegende Unter-
suchung widmet sich den Fragen nach der Addquanz der wirtschafts-
theoretischen Grundlagen des Verursacherprinzips und nach dem Aus-
mal der Umsetzung des programmatisch formulierten Anspruchs des
"Wer verschmutzt, der zahlt" in der umweltpolitischen Praxis. Letztere
Fragestellung wird auf den Bereich der Wassergiitepolitik begrenzt.
Sie wird anhand einer qualitativen Analyse des eingesetzten Instru-
mentariums sowie einer quantitativen Bestimmung des Umsetzungs-
grades des Verursacherprinzips auf der Basis von Daten zu den ge-
samtwirtschaftlichen Gewaisserschutzausgaben und von Schitzungen
der sozialen Kosten von Gewisserschdden beantwortet.
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sacherprinzip in der "reinen Theorie": der theoretische Optimalitits-
anspruch — Pragmatische Formulierung des Verursacherprinzips —
Empirisch-quantitative Analyse der Umsetzung des Verursacherprin-

Zips

Verlag Peter Lang Frankfurt a.M. * Berlin - Bern * New York * Paris - Wien

Auslieferung: Verlag Peter Lang AG, Jupiterstr. 15, CH-3000 Bern 15
Telefon (004131) 9411122, Telefax (004131) 9411131

~ Preisinderungen vorbehalten -




	Cover
	ABBILDUNGSVERZEICHNIS
	1. EINLEITUNG UND PROBLEMSTELLUNG
	2. UMWELTPROBLEME IN DER ÖKONOMISCHEN THEORIE
	2.1 Umweltbelastung als Allokationsproblem: konkurrierende Paradigmen
	2.2 Umweltbelastung und Verfügungsrechte: Verhandlungslösungen nach Ronald H. Coase
	2.3 Externe Effekte und Marktversagen: die Pigou-Steuer und ihre Fortentwicklung
	2.3.1 Öffentliche Güter und externe Effekte
	2.3.2 Die Pigou-Steuer und die Quantifizierung externer Kosten
	2.3.3 Optimale Umweltqualität

	2.4 Der Standard-Preis-Ansatz
	2.5 Neuere Ansätze zur Lösung des Allokationsproblems über Umweltabgaben
	2.6 Zwischenergebnis: Ökonomische Analyse von Umweltbelastungen

	3. DIE INSTRUMENTIERUNG VON ABGABEN FÜR DIE UMWELTPOLITIK
	3.1 Umweltqualitätsstandards
	3.2 Umweltabgaben und konkurrierende Instrumente
	3.3 Verursacher- und Gemeinlastprinzip
	3.4 Abgabenobjekte: Fallbeispiele
	3.4.1 Vorbemerkungen
	3.4.2 Der Wasserpfennig
	3.4.3 Abgaben zur Vermeidung des Treibhauseffektes

	3.5 Bemessungsgrundlagen
	3.5.1 Vorbemerkungen
	3.5.2 Umweltschädigende Emissionen
	3.5.3 Der Verbrauch von Konsumgütern
	3.5.4 Faktoreinsätze der Unternehmen
	3.5.5 Produktionsverfahren und der Besitz langlebiger Konsumgüter

	3.6 Problemadäquate Handlungsebenen
	3.6.1 Vorbemerkungen
	3.6.2 National verursachte Umweltbelastungen ohne "spillovers"
	3.6.3 National verursachte Umweltbelastungen mit "spillovers"

	3.7 Zwischenergebnis: Ökonomische Kriterien für Internalisierungsabgaben

	4. UMWELTABGABEN IM SPANNUNGSFELD WIRTSCHAFTS- UND FINANZPOLITISCHER ZIELE
	4.1 Allokative Effizienz und Einkommensverteilung
	4.1.1 Finanzwissenschaftliche Analyse von Abgabenwirkungen
	4.1.2 Probleme der Erzielung von Lenkungseffekten
	4.1.2.1 Sachliche Substitution in kurz- und langfristiger Perspektive
	4.1.2.2 Substitutionalität und Elastizität
	4.1.2.3 Limitationale Produktionsfunktionen
	4.1.2.4 Nachfrageinterdependenzen

	4.1.3 Umweltabgaben und Einkommensverteilung
	4.1.3.1 Probleme der Abgabeninzidenz
	4.1.3.2 Aufkommenserhöhende und aufkommensneutrale Rechtsänderungen
	4.1.3.3 Exkurs: Zur Aussagekraft von Preis- und Einkommenselastizitäten
	4.1.3.4 Redistributionspotentiale im Abgabensystem

	4.1.4 Zwischenergebnis: Bedingungen allokativer Effizienz und ihr Konflikt zu Verteilungszielen

	4.2 Qualitatives Wachstum: Technischer Fortschritt und "Ökologisierung" des Kapitalstocks
	4.2.1 Dynamische Effizienz
	4.2.2 Umweltabgaben und umwelttechnische Innovation
	4.2.2.1 Die Innovationsträger
	4.2.2.2 Umweltabgaben und Innovationstheorie
	4.2.2.3 Umweltabgaben als Innovationshindernis

	4.2.3 Determinanten der Investitionsentscheidung in Umwelttechnologie
	4.2.4 Abgaben als Elemente präventiver Umweltpolitik
	4.2.5 Fallbeispiele langfristiger Anpassungen
	4.2.6 Zwischenergebnis: Die Wirkung von Umweltabgaben auf Innovation und Investition

	4.3 Außenhandel
	4.3.1 Ursprungs- und Bestimmungslandprinzip bei Abgaben im grenzüberschreitenden Verkehr
	4.3.2 Handelsbeschränkung durch nicht harmonisierte Bemessungsgrundlagen
	4.3.3 Zur Zweckmäßigkeit international differenzierter Umweltabgaben
	4.3.4 Aspekte der Außenwirtschaftspolitik
	4.3.5 Standortgunst, "competing down" und Harmonisierungsbedarf
	4.3.6 Zwischenergebnis: Umweltabgaben in offenen Volkswirtschaften

	4.4 Staatsfinanzierung und Finanzausgleich
	4.4.1 Abgabentypen und Finanzverfassung
	4.4.1.1 Umweltabgaben im System öffentlicher Abgaben
	4.4.1.2 Gebühren und Beiträge
	4.4.1.3 Sonderabgaben
	4.4.1.4 Steuern

	4.4.2 Grenzen einer "Ökologisierung" des Abgabensystems
	4.4.3 Zwischenergebnis: Umweltabgaben und Staatsfinanzierung

	4.5 Umweltabgaben und Europäische Gemeinschaft
	4.5.1 Rechtsangleichung im Binnenmarkt und mitgliedstaatliche Kompetenz zur Einführung von Umweltabgaben
	4.5.2 Das Verhältnis von mitgliedstaatlicher und europäischer Umweltpolitik mit Abgaben
	4.5.3 Mögliche Konflikte von einzelstaatlichen Umweltabgaben mit Normen des primären Gemeinschaftsrechts: Der EWG-Vertrag
	4.5.3.1 Das Verbot der Erhebung von Zöllen und zollgleichen Abgaben (Art. 12 EWGV)
	4.5.3.2 Das Diskriminierungsverbot (Art. 95 EWGV)
	4.5.3.3 Das Verbot mengenmäßiger Einfuhrbeschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung (Art. 30 EWGV)
	4.5.3.4 Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen im Gemeinsamen Markt und Kooperationspflicht der Mitgliedstaaten (Art. 101f. EWGV)
	4.5.3.5 Stillhalteverpflichtungen aufgrund von Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 EWGV

	4.5.4 Sekundäres Gemeinschaftsrecht: Richtlinien und Richtlinienvorschläge zur Steuerharmonisierung
	4.5.5 Zwischenergebnis: Grenzen für Umweltabgaben durch EG-Recht


	5. KONSEQUENZEN FÜR DIE POLITIK
	6. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE
	LITERATURVERZEICHNIS

